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Kurzfassung 
 
 
 

Kurzfassung 

Stadtregionen bilden den wichtigsten Lebens- und Wirtschaftsraum in Österreich. Der 

hohe Bestand an sozialem Wohnbau und der Zugang für eine breite Bevölkerungsgruppe 

haben in der Vergangenheit maßgeblich zur Leistbarkeit von Wohnraum in Stadtregionen 

beigetragen, auch wenn die Wohnkosten in den letzten Jahren stark angestiegen sind. 

Wohnungspolitische Überlegungen sind nur sehr selten vorhanden. In der vorliegenden 

Arbeit werden daher erstmalig Eckpunkte für eine stadtregionale Wohnbaustrategie defi-

niert. Diese umsetzungsorientierte Strategie umfasst die Bedarfsplanung, die Verfügbar-

machung von Bestandswohnungen sowie unterschiedliche Maßnahmen für den Woh-

nungsneubau. Aufbauend auf der Literaturrecherche, der Datenanalyse des stadtregiona-

len Wohnbaubestandes, den ExpertInneninterviews und zwei Fallbeispielen (Mittelstadt-

region Leoben und Kleinstadtregion Weiz) werden unterschiedliche Handlungsempfeh-

lungen und ein Prozessablauf zur Verbesserung der Zugänglichkeit zu leistbarem Wohn-

raum in Stadtregionen dargelegt.  

In der Wohnbauanalyse zeigte sich, dass der soziale Wohnbau für Stadtregionen eine 

besondere Bedeutung hat. 85% des Gesamtbestandes an sozialem Wohnbau konzentrie-

ren sich auf die 34 österreichischen Stadtregionen. Den Kernstädten kommt im sozialen 

Wohnbau in fast allen Stadtregionen eine überproportionale Bedeutung zu. 

Um den Zugang und die Verfügbarkeit von sozialem Wohnbau zu verbessern, braucht es 

Kooperationen zwischen Gemeinden. Dafür benötigte Kooperationsmodelle sind vorhan-

den und können von den Gemeinden bzw. Stadtregionen angewendet werden. Das 

Spektrum reicht dabei von informellen bis hin zu institutionalisierten Kooperationen. Um 

Wohnbau allerdings zu einem stadtregionalen Thema zu machen, muss dieses zunächst 

auf die Agenden der regionalen Gremien kommen.  

Die Rahmenbedingungen und die daraus entstehenden Herausforderungen sind in Stadt-

regionen unterschiedlich. Eine stadtregionale Wohnbaustrategie muss daher je nach Her-

ausforderungen unterschiedlich ausgerichtet sein. Dies wird anhand der Mittelstadtregion 

Leoben und der Kleinstadtregion Weiz deutlich. Die Mittelstadtregion Leoben verfügt 

über einen großen Bestand an sozialem Wohnbau und muss sich vermehrt auf eine besse-

re Kooperation bei Bestandswohnungen fokussieren. Die Kleinstadtregion Weiz hat hin-

gegen einen sehr schwach ausgeprägten Bestand an sozialem Wohnbau, weist aber ins-

besondere in der Achse Weiz-Gleisdorf ein hohes Bevölkerungswachstum auf. Daher 

muss der Fokus auf der Sicherung von Flächen für den sozialen Wohnbau, sowie dem 

Wohnungsneubau gelegt werden. 

Maßgeblich für die Entwicklung einer Gemeinde im Sinne der Wohnbevölkerung ist auf 

die ausreichende Verfügbarkeit von leistbarem Wohnraum zu achten. Aufgrund der un-

terschiedlichen funktionalen Verflechtungen in Stadtregionen bedarf es stadtregionalen 

Kooperationen zur strategischen Abstimmung der Wohnbautätigkeit und Siedlungsent-

wicklung.  
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Abstract 
 
 
 

Abstract 

Urban regions are the most important areas for housing and economic activities in Aus-

tria. The big stock of social housing coupled with the openness to a broad section of the 

population are responsible for a wide selection of affordable homes in urban regions. 

However, housing costs went up in recent years.  

Since strategic approaches to housing are rare, a change is needed. Therefore, key points 

of a housing strategy in urban regions have been defined in this thesis. This strategy in-

cludes housing demand forecasts, improvement of accessibility to social housing and con-

struction of new tenements. Building on a literature research, an analysis of housing data 

in urban regions, several interviews with planning and housing experts and two case 

studies (Leoben and Weiz), different suggestions of action have been released. Further-

more, a process to improve access to social housing has been established.  

The analysis of housing data shows that social housing is of high importance within ur-

ban regions. 85% of all social housing is located in urban regions and therefore part of 

one of the 34 Austrian urban regions. Core cities fulfil an important function as they pro-

vide disproportionate numbers of social housing. 

To improve access to social housing, cooperation between municipalities is needed. Co-

operation is possible trough different models. This ranges from informal to institutional-

ized cooperation within urban regions. In order to make housing a regional topic, stake-

holders need to put it on the agenda of regionals councils. 

The framework conditions and the resulting challenges are diverse in numerous urban 

regions. Therefore, a regional urban housing strategy must be oriented differently ac-

cording to the challenges. This was illustrated by the medium-sized urban region of Le-

oben and the small-sized urban region of Weiz. Leoben has a large social housing stock 

and must focus on better cooperation with existing housing estates. Weiz, on the other 

hand, has a very small social housing stock. Particularly the area between Weiz and 

Gleisdorf is growing rapidly. Therefore, the focus within the urban regional must be on 

securing land for further social housing development, as wells as increased construction 

of social housing.  

A sufficient availability of affordable housing is essential for the development of a munic-

ipality in the sense of the residential population. Due to different functional merges with-

in urban regions, cooperation on social housing and settlement development on a strate-

gic level is necessary.  
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Einleitung 
 
 
 

1. Einleitung 

1.1. Problemstellung 

Die Wohnungslandschaft in Österreich ist im Umbruch. Über Jahrzehnte war Wohnen in 

Österreich vergleichsweise günstig, in den vergangenen Jahren kam es allerdings zu star-

ken Preisanstiegen. Diese Preisanstiege sind besonders im Wohnungsneubau sowie im 

Wohnungsbestand bei Eigentumswohnungen und freifinanzierten Wohnungen spürbar. 

Stadtregionen sind in Österreich besonders stark vom Anstieg der Wohnkosten 

betroffen.  

Dieser Anstieg hat mehrere Gründe, allerdings können als Hauptkostentreiber das teilwei-

se starke Bevölkerungswachstum in Stadtregionen und die damit einhergehende hö-

here Nachfrage nach Wohnraum, der Anstieg der Bodenpreise und die zunehmen-

de Problematik der Nicht-Verfügbarkeit von Grundstücken für den sozialen Wohn-

bau gesehen werden. Auch die hohen Baukosten im (sozialen) Wohnbau erschweren es, 

leistbaren Wohnraum zu schaffen. Gerade im freifinanzierten Wohnungssegment ist eine 

Zunahme an Wohnungen als Anlage- oder Spekulationsgut zu verzeichnen. Ferner ist der 

Bau von kommunalen Wohnungen seit einigen Jahren fast vollkommen zum Erliegen ge-

kommen. Für den Neubau von sozialem Wohnbau sind fast ausschließlich gemein-

nützige Bauvereinigungen verantwortlich. Dies hat die Verfügbarkeit von leistbarem 

Wohnraum, vor allem in Stadtregionen, eingeschränkt. 

Um ein weiteres starkes Ansteigen der Wohnkosten zu verhindern und die Verfügbar-

keit von leistbarem Wohnraum zu verbessern, sind unterschiedliche Maßnahmen zu 

treffen. Diese reichen von einer Wohnbauoffensive über die Mobilisierung und At-

traktivierung von Bestandswohnungen bis hin zur Kostenreduktion in Bau und 

Verwaltung. Dafür bedarf es grundlegender Überlegungen, wie diese unterschiedlichen 

Maßnahmen umgesetzt werden können. Wohnungspolitische Strategien sind in Öster-

reich allerdings bisher Mangelware.  

In dieser Arbeit wird einerseits Wohnbau stadtregional analysiert, anderseits eine 

Strategie entwickelt, wie der Zugang und die Verfügbarkeit von sozialem Wohnraum in 

Stadtregionen verbessert werden kann. In den kommenden Jahren sind Stadtregionen mit 

einem sehr starken Bevölkerungswachstum konfrontiert und es müssen Maßnahmen ge-

troffen werden, um die langfristige Wohnversorgung zu leistbaren und qualitativ 

hochwertigen Konditionen aufrecht zu erhalten. Der Fokus der Anstrengungen im 

sozialen Wohnbau muss daher in den nächsten Jahren vor allem auf Stadtregionen gelegt 

werden. 
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Einleitung 
 
 
 

1.2. Zielsetzungen und Forschungsfragen 

Diese Arbeit richtet sich an politische EntscheidungsträgerInnen, regional agierende 

AkteurInnen in Stadtregionen sowie AkteurInnen aus dem Wohnungswesen. Ziel 

ist es, ein Verständnis für die Bedeutung von sozialem Wohnbau für Stadtregion 

zu schaffen. Außerdem wird auf die Relevanz von strategischen Überlegungen und 

wohnungspolitischen Konzepten hingewiesen, um langfristig den Zugang der Bevölke-

rung auf leistbaren Wohnraum sicherzustellen. 

Die Analyse der Eigentumsverhältnisse bildet eine erste stadtregionale Beschäftigung mit 

der Thematik Wohnbau. Folgend werden Eckpunkte einer Strategie für stadtregionalen 

sozialen Wohnbau skizziert, die als Diskussionsgrundlage für stadtregionale Kooperatio-

nen in diesem Bereich fungieren sollen. 

Aufbauend auf den geschilderten Problemstellungen, den Zielsetzungen der Arbeit und 

der Grundannahme, dass Wohnen in Stadtregionen durch verstärkte Kooperation und 

damit einhergehender Effizienzsteigerung leistbarer gemacht werden kann, wurden zwei 

Hauptforschungsfragen mit insgesamt fünf Unterforschungsfragen formuliert: 

 

− Welche Bedeutung hat sozialer Wohnbau für den österreichischen Wohnungs-

markt und im Speziellen für den Wohnungsmarkt österreichischer Stadtregionen? 

o Wie ist sozialer Wohnbau in österreichischen Stadtregionen repräsentiert? 

o Gibt es einen räumlichen Fokus des sozialen Wohnbaus auf Stadtregionen?  

 

− Welchen Beitrag können Stadtregionen leisten, um leistbaren Wohnraum sicher-

zustellen? 

o Was kann unter stadtregionalem sozialem Wohnbau verstanden werden? 

o Wie kann eine stadtregionale Strategie zur Realisierung von sozialem Wohn-

bau aussehen und wie kann diese umgesetzt werden? 

o Welche Arten interkommunaler und stadtregionaler Kooperation gibt es und 

wie können diese zur Realisierung von sozialem Wohnbau beitragen? 
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1.3. Aufbau der Arbeit 

Die Arbeit gliedert sich insgesamt in acht Kapitel, in denen die Komplexität der Thematik 

„Sozialer Wohnbau und Stadtregionen“ aufgezeigt und Lösungsansätze zu einem verbes-

serten Zugang zu leistbarem Wohnraum in Stadtregionen dargelegt werden.  

Zunächst werden in Kapitel 1 aktuelle Problemstellungen im Bereich sozialer Wohnbau 

formuliert und aufbauend die Zielsetzungen der Arbeit formuliert. Abschluss findet 

dieses Kapitel in der Offenlegung der angewendeten Methoden. 

Wichtige Grundlagen zu den Themen „Soziales und leistbares Wohnen“, „Inter-

kommunaler Kooperation“ sowie zu „Stadtregionen“ werden in Kapitel 2 erörtert 

und in Bezug zu Wohnen gesetzt.  

Wohnbau auf stadtregionaler Ebene wird in Kapitel 3 analysiert. Dabei wird stark auf so-

zialen Wohnbau eingegangen. Ziel ist es, eine erste stadtregionale Analyse des Woh-

nungswesens durchzuführen. Dabei wurde großteils auf Daten zur Eigentumsstruktur 

zurückgegriffen und die räumliche Konzentration von sozialem Wohnraum auf Stadtregi-

onen und Kernstädte nachgewiesen. 

Die Definition von stadtregionalem sozialem Wohnbau erfolgt in Kapitel 4. Aufbau-

end werden Eckpunkte einer stadtregionalen Wohnbaustrategie erläutert. Diese 

umfassen die Themen Bedarfserhebung, Wohnungsbestand und Wohnungsneubau. 

Ansätze zur Umsetzung von stadtregionalem sozialem Wohnbau werden in Kapitel 5 dar-

gelegt. Dabei wird auf einen möglichen Prozessablauf eingegangen, wie stadtregionale 

Kooperationen eingerichtet werden können. Auch auf unterschiedliche Kooperationsar-

ten wie Wohnbaukonferenzen, die Erstellung einer stadtregionalen Wohnbaustrategie, 

die Umsetzung eines Pilotprojekts und auf unterschiedliche Formen der institutionalisier-

ten Kooperation wird eingegangen. Außerdem wird in einem Exkurs auf die aktuellen 

Entwicklungen im Bereich Wohnbaukooperation in der Metropolregion München einge-

gangen. Abgeschlossen wird das Kapitel mit einer Analyse der wichtigsten AkteurIn-

nen in Stadtregionen, potentiellen Finanzierungsmöglichkeiten und den positiven 

und negativen Auswirkungen von stadtregionalen Wohnbaukooperationen. 

In Kapitel 6 werden die beiden steirischen Stadtregionen Leoben und Weiz einer de-

taillierteren Analyse unterzogen und der Stellenwert von Wohnbau in der Region analy-

siert. Auch wird auf wichtige WohnbauakteurInnen in der Region eingegangen und ein 

Ausblick gegeben, wie der Zugang zu qualitativ hochwertigem und leistbarem 

Wohnraum verbessert werden kann.  

Abschließend werden in Kapitel 7 Handlungsempfehlungen formuliert und ein Prozess 

dargestellt, wie der Zugang zu leistbarem Wohnraum in Stadtregionen vereinfacht wer-

den kann. 
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1.4. Methodik 

In der Arbeit finden unterschiedliche Methoden Anwendung und die Palette reicht von 

Literaturrecherche über Auswertung von Wohnbaudaten bis hin zu Interviews. 

Die Abgrenzung der österreichischen Stadtregionen und deren Aufteilung in Kern- 

und Außenzonen wird vom Projekt „Stadtregionen.at“ des österreichischen Städte-

bunds und des KDZ – Zentrum für Verwaltungsforschung übernommen. 

Im Zuge der Literaturrecherche wird auf unterschiedliche Medien zurückgegriffen. Die 

Literatur ist bis auf wenige Standardwerke weit jünger als zehn Jahre. Auch zahlreiche 

Internetseiten und Planungsdokumente werden herangezogen. 

Insgesamt wurden für die Diplomarbeit vier Interviews mit ExpertInnen aus der Woh-

nungswirtschaft, den Fallbeispielregionen und der Landeshauptstadt München geführt. 

Diese wurden entweder in Form von persönlichen Interviews, Telefoninterviews oder der 

Beantwortung von Fragen per Email durchgeführt. Dabei wurden wichtige Erkenntnisse 

gewonnen, die in die Arbeit eingeflossen sind. Für die Fallbeispiele waren besonders die 

Interviews mit den Regionalmanagern von großem Erkenntnisgewinn, um die Funktions-

weise der Regionen besser begreifen zu können.  

Für die stadtregionale Wohnbauanalyse wird auf Daten der Statistik Austria aus der 

Registerzählung 2011 zurückgegriffen. Diese Daten sind auf Gemeindeebene verfügbar, 

mussten allerdings wegen Gemeindezusammenlegungen auf den aktuellen Gebietsstand 

gebracht werden. Durch die Verfügbarkeit der Daten können Aussagen über die Eigen-

tümerInnenstruktur österreichischer Stadtregionen getroffen werden. Ferner kann 

so eine räumliche Konzentration des sozialen Wohnbaus auf Stadtregionen und insbe-

sondere auf Kernstädte nachgewiesen werden. Die Wohnbaudaten werden vor allem in 

Form von eigens erstellten Diagrammen, Karten oder Tabellen abgebildet. 

Aus der Literaturrecherche, den Interviews und der Wohnbauanalyse werden Erkenntnisse 

abgeleitet, die wiederum in Handlungsempfehlungen an unterschiedliche AkteurInnen 

zusammengeführt werden. Aufbauend darauf wurde ein Prozess skizziert, wie die Hand-

lungsempfehlungen optimal ineinandergreifen.  

In den unterschiedlichen Kapiteln kommen verschiedene Kombinationen der Methoden 

zur Anwendung: 

− Das Kapitel „Analytische und theoretische Grundlagen“ ist vor allem unter der 

Verwendung von Literatur- und Internetquellen sowie statistischen Wohn-

baudaten verfasst. Auch die Erkenntnisse aus dem Interview mit dem österreichi-

schen Verband gemeinnütziger Bauvereinigungen finden Eingang in dieses Kapi-

tel.  

− Das Herzstück des Kapitels „Wohnbau in Stadtregionen“ bildet die statistische 

Auswertung der Wohnbaudaten aus der Registerzählung 2011. Dabei werden 

erstmals Wohnbauanalysen auf stadtregionaler Ebene durchgeführt. 

14 
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− Aufbauend auf der statistischen Analyse wird im Kapitel „Stadtregionaler sozia-

ler Wohnbau“ die Grundidee einer stadtregionalen Kooperation im Wohn-

bau vertieft. Dabei werden Eckpunkte einer stadtregionalen Wohnbaustra-

tegie skizziert. 

− Diese Grundidee wird im Folgekapitel „Ansätze zur Umsetzung von stadtregi-

onalem sozialem Wohnbau“ noch weiter vertieft und Überlegungen zu Ak-

teurInnen, Finanzierung und Auswirkungen einer stadtregionalen Wohnbaus-

trategie getätigt. 

− Die im Kapitel „Fallbeispiele“ erzielten Erkenntnisse zu den analysierten Regio-

nen basieren einerseits auf den Interviews mit den Regionalmanagern und an-

derseits auf Auswertungen von Wohnungsdaten. Auch regionale Planungs-

dokumente werden für die Analyse herangezogen. 

− Die im Kapitel „Empfehlungen und Schlussfolgerungen“ formulierten Hand-

lungserkenntnisse basieren auf den Ergebnissen der Literaturrecherche, der Inter-

views, der Wohnbauanalyse und auf den Analyseergebnissen der Fallbeispiele. 
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2. Analytische und theoretische Grundlagen 

2.1. Leistbares Wohnen und sozialer Wohnbau 
 

Wohnen ist ein Grundbedürfnis jedes Menschen und zeichnet sich durch einige Beson-

derheiten aus. Hier ist zunächst die Standortgebundenheit von Wohnraum zu nennen: 

Wohnraum ist immobil und einzigartig. Das Gut Wohnen kann nicht, wie andere Gü-

ter, subsituiert werden, d.h. jeder Mensch muss in irgendeiner Form auf das Gut Wohnen 

zugreifen. Ferner ist die Planung und Errichtung von Wohnbau mit großen Investitionen 

verbunden.1 

Aufgrund dieses Grundbedürfnisses nach Wohnen und die dadurch entstehende Prob-

lematik der ausreichenden Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum (sog. Allokations-

problem), ermächtigt sich der Gesetzgeber in den Markt einzugreifen. Wohnpolitik ist 

daher eine der zentralen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Fragestellungen.2 

Der staatliche Eingriff in den Wohnungsmarkt, als sozialer oder gemeinnütziger Wohn-

bau bezeichnet, hat in Österreich eine sehr lange Tradition und geht auf Strategien 

zur Bekämpfung der Wohnungsknappheit für einkommensschwache Teile der Bevölke-

rung (vor allem der ArbeiterInnenklasse) zu Beginn des 20. Jahrhunderts zurück. Gerade 

Städte waren von starkem Zuzug geprägt und entwickelten kommunale Strategien, um 

der Wohnungsnot entgegenzuwirken. Diese Tradition wird bis heute fortgesetzt, wenn-

gleich nicht mehr alleine die Armutsbekämpfung im Vordergrund steht.3 Aufgabe des 

sozialen Wohnbaus bzw. einer sozialstaatlichen Wohnungspolitik ist heute vielmehr, 

leistbaren Wohnraum für einen möglichst großen Teil der Bevölkerung bereitzustellen. 

Ferner ist das Wohnungswesen im internationalen Vergleich stark reguliert. Dies zeigt 

sich neben dem ausgeprägten Förderwesen in einer starken rechtlichen Regulierung in 

auf unterschiedlichen Ebenen. Beispielsweise ist der MieterInnenschutz in Österreich ver-

gleichsweise stark ausgeprägt.4 Die Finanzierung im österreichischen Wohnungsmarkt ist 

außerdem in großem Umfang von den Finanzmärkten unabhängig und wird von öffentli-

cher Hand stark gefördert.5 

Eine allgemeine Definition von sozialem Wohnbau ist in Österreich schwierig durchzufüh-

ren. Sozialer Wohnbau wird, anders als in vielen anderen europäischen Staaten, vielfälti-

ger verstanden. Neben der „klassischen“ Ausrichtung auf sozial benachteiligte Gruppen, 

hat ein großer Anteil der österreichischen Bevölkerung Zugriff auf Fördermaß-

nahmen des Wohnungswesens oder auf sozialen Wohnraum. Dies ist vor allem durch 

hohe Einkommensgrenzen bedingt. So haben sowohl im kommunalen Wohnbau, als auch 

1 KUNNERT, A., & BAUMGARTNER, J. (2012): S. 105. 
2 ibid.: S. 1. 
3 AMANN, W., & MUNDT, A. (2009): S. 538. 
4 REINPRECHT, C. (2017): S. 214. UND KANONIER, A. (2014): S. 27. 
5 ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN. (2016): S. 81. 
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im gemeinnützigen Wohnbau Menschen über die Mittelschicht hinaus, theoretisch Zu-

gang zu sozialem Wohnbau (etwa 80% der Bevölkerung). Somit ist sozialer Wohnbau in 

Österreich keine reine sozialpolitische Maßnahme für die untersten Einkommensschich-

ten. Gerade Bevölkerungsgruppen in prekären sozialen Situationen (z.B. ungewisse Ein-

kommenssituation, ungeklärter Aufenthaltstitel,…) haben allerdings oftmals einen er-

schwerten Zugang zu sozialem Wohnbau.6 

Die Literatur spricht neben dem sozialen Wohnbau auch von „marktferner“ Wohnraum-

versorgung. Das marktferne Modell herrschte in Europa vor allem in der Nachkriegszeit 

des 20. Jahrhunderts vor. Das primäre Ziel dieses Politikmodells ist die bedarfsorientierte 

Wohnungsproduktion, „um die quantitative und qualitative Wohnraumversorgung der 

(urbanen) Bevölkerung auf hohem Niveau abzusichern“. Dabei stand die Objektförderung 

klar im Vordergrund (siehe 2.1.2.3 Geförderter Wohnbau (Wohnbauförderung)).7 

Im urbanen Raum ist das Segment sozialer Mietwohnungen mit seiner sozialen Fürsorge-

funktion für ein breites Publikum, das über ökonomisch schwache Gruppen hinausgeht, 

bestimmt. Dies drückt sich vor allem in den Einkommensgrenzen für sozialen Wohnbau 

aus. Diese sind sehr großzügig und erlauben auch Haushalten mit überdurchschnittlichem 

Einkommen in Wohnungen des sozialen Wohnungsbaus zu ziehen.8 Die dadurch entste-

hende soziale Durchmischung der BewohnerInnen in einem Haus oder einem Quartier ist 

nicht ein Fehler im System durch zu hoch angesetzten Höchsteinkommen, sondern viel-

mehr gewolltes politisches Kalkül. Durch die Durchmischung der unterschiedlichen Bevöl-

kerungs- und Einkommensgruppen sollen Segregationstendenzen vermieden werden. 

Ferner sorgt ein breites Segment an sozialem Wohnbau mit gewissen Qualitätsstandards 

dafür, dass ein niedriges Haushaltseinkommen nicht automatisch schlechte Wohnbedin-

gungen bedeutet.9 Die vorlegende Arbeit legt gerade aus diesem Grund ihren Fokus auf 

marktferne Mietwohnungen im Eigentum der Gemeinde oder gemeinnützigen Bauverei-

nigungen. 

Bei der letzten Registerzählung 2011 wurden etwa 4,44 Millionen Wohnungen in 

2,19 Millionen Gebäuden gezählt. In 3,64 Millionen Wohnungen war mindestens eine 

Person hauptgemeldet. Somit fanden sich in 82,06% des Gesamtwohnungsbestandes 

Hauptwohnsitzwohnungen. Die restlichen 17,93% weisen unterschiedlichste Nutzun-

gen auf. Diese reichen von Zweit- und Nebenwohnsitzen, über saisonale Nutzung bis hin 

zu Leerstand.10 Leerstand wird in der Statistik leider nicht explizit erfasst. 

Analysiert man die Eigentumsverhältnisse der österreichischen Hauptwohnsitze (hier lie-

gen bereits aktuellere Daten vor, siehe Abbildung 1: Rechtsverhältnisse der Hauptwohn-

sitzwohnungen 2015), so zeigt sich, dass 2015 knapp die Hälfte der Wohneinheiten im 

Eigentum bewohnt wurde. Das Mietsegment ist mit 42% vergleichsweise stark re-

6 REINPRECHT, C. (2017): S. 215. 
7 STÖGER, H. (2008): S. 27. 
8 ibid.: S. 28. 
9 ibid. 
10 STATISTIK AUSTRIA (2013): S. 21. 
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präsentiert. Gemeindewohnungen und Genossenschaftswohnungen machen etwa ein 

Viertel der österreichischen Hauptwohnsitzwohnungen aus. Gerade im städtischen Um-

feld haben diese Eigentumskategorien noch einen stärkeren Stellenwert.  

 

 

 

2.1.1. Leistbares Wohnen 

Wohnen ist ein Grundbedürfnis jedes Menschen und war in den vergangenen Jahren von 

einem starken Preisanstieg betroffen (Anstieg der Mietkosten 2005-2015: 33%)11. Da 

Wohnen üblicherweise den größten Anteil der Haushaltsausgaben ausmacht, ist eine 

Steigerung der Wohnkosten sozialpolitisch problematisch. Dementsprechend ist leistbarer 

Wohnraum eine zentrale politische Forderung so. 

Wohnen ist allerdings nicht nur ein Grundbedürfnis, sondern in internationalen Abkom-

men auch als Grundrecht definiert. So erklärt beispielsweise die Allgemeine Erklärung 

der Menschenrechte in Artikel 25 Wohnen als eines der zentralen Rechte für einen an-

gemessenen Lebensstandard. In der Europäischen Sozialcharta wird im Artikel 31 vom 

„Recht auf Wohnung“ gesprochen und die Staaten dazu verpflichtet, Wohnraum in aus-

reichendem Standard und zu leistbaren Preisen bereitzustellen. Das österreichische Woh-

nungswesen ist stark reglementiert und es gibt unterschiedliche Angebote des sozialen 

Wohnbaus, ein durchsetzbares „Recht auf Wohnen“ gibt es allerdings nicht.12   

11 AK WIEN (2016): S. 29. 
12 REINPRECHT, C. (2017): S. 214. 

Abbildung 1: Rechtsverhältnisse der Hauptwohnsitzwohnungen 2015 

Quelle: STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 81, eigene Darstellung. 
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2.1.1.1. Leistbares Wohnen in Österreich 

Der Terminus „leistbares Wohnen“ ist aus dem angelsächsischen Raum entnommen („af-

fordable housing“) und bezeichnet ein bestimmtes Marktsegment unter den üblichen 

Marktpreisen. Dabei handelt es sich allerdings um einen relativen Begriff, da der zahl-

bare Preis für Wohnraum (=Leistbarkeit) vom jeweiligen Haushaltseinkommen abhängt.13  

2015 waren etwa 1,55 Millionen Menschen armutsgefährdet (18,3% der Gesamtbe-

völkerung).14 Als armutsgefährdet gilt ein Haushalt, wenn dieser über weniger als 60% 

des Medians des äquivalisierten Jahresnettoeinkommens (in Österreich 1.163 Euro pro 

Monat für einen Einpersonenhaushalt, Stand 2015) verfügt.15 Armutsgefährdete Haushal-

te müssen prozentuell mehr von ihrem Einkommen für Wohnraum ausgeben. Etwa ein 

Drittel der armutsgefährdeten Haushalte sind mit ihren Wohnkosten überfordert. Ver-

gleichsweise sind es durchschnittlich nur 15% bei allen österreichischen Haushalten.16 

Alleinlebende Frauen, Alleinerziehende und Personen in kinderreichen Familien sind be-

sonders armutsgefährdet.17 

Zusätzlich zum steigenden Bedarf von sozialen Wohnungen aus unteren Einkommens-

schichten ist erkennbar, dass auch Haushalte der Mittelschicht verstärkt auf Ange-

bote des sozialen Wohnbaus zurückgreifen. Gerade in gemeinnützigen Wohnbauver-

einigungen ist die verstärkte Nachfrage wahrnehmbar. Durch die Finanzkrise, die daraus 

resultierende hoher Arbeitslosigkeit und die stark steigenden Immobilienpreise erschlie-

ßen die gemeinnützigen Bauvereinigungen neue Zielgruppen, da diese nicht wie bisher 

ihr Wohnbedürfnis im privaten Segment befriedigen können. Dies führt wiederum zu ei-

nem Verdrängungseffekt sozial Bedürftiger.18 Diese zusätzliche Nachfrage gepaart mit der 

großen Anzahl an armutsgefährdeten Personen in Österreich sind weitere Argumente für 

die Notwendigkeit einer verstärkten Bautätigkeit im sozialen Wohnungssegment.  

Seit dem Jahr 2000 steigen die Wohnkosten stärker als das Inflationsniveau, wobei 

die Steigerung vor allem in Ballungszentren sehr stark ist und dort besonders im privaten 

Wohnungssegment (siehe 2.1.4.2 Wohnkosten). Betrachtet man nur das Mietsegment, so 

zeigt sich, dass es einen starken Kostenunterschied zwischen Alt- und Neuverträgen gibt. 

Haushalte mit einem bestehenden Mietvertrag zahlen in ähnlichen Lagen weitaus weniger 

als welche mit Neuverträgen. Dadurch ergeben sich vor allem für junge Menschen erheb-

liche Leistbarkeitsprobleme.19 

Der große Sektor an öffentlichem/gefördertem Wohnbau nimmt starken Einfluss 

auf die Leistbarkeit von Wohnen, beeinflusst die Preisbildung im privaten Wohnungs-

13 STÖGER, H. (2008): S. 28. KUNNERT, A. (2014): S. 25f. 
14 WEBSITE STATISTIK AUSTRIA, Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung, abgerufen am 13.04.2017. 
15 ibid. 
16 MUNDT, A., & AMANN, W. (2015): S. 6. 
17 WEBSITE STATISTIK AUSTRIA, Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung, abgerufen am 13.04.2017. 
18 SCHUSTER, H., & LANDAU, M. (2008): S. 353ff. 
19 MUNDT, A., & AMANN, W. (2015): S. 6. 
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segment und kann den Preisanstieg im freifinanzierten Wohnungssegment bremsen. Ge-

meinnützige und kommunale Wohnungen bringen den MieterInnen eine durchschnittli-

che monatliche Ersparnis von 74 Euro gegenüber freifinanzierten Wohnformen. Ohne 

sozialen Wohnbau müssten österreichische MieterInnen monatlich etwa 65 Millionen Eu-

ro mehr an Miete zahlen.20 

 

 

2.1.1.2. Leistbares Wohnen und die Rolle der Raumplanung 

Instrumente der Raumplanung können dazu beitragen, dass Wohnen wieder leistbarer 

wird. „Leistbares Wohnen“ ist dabei allerdings eher ein politischer Begriff, in der Planung 

spricht man von förderbarem oder förderfähigem Wohnbau. Die ÖROK-Publikation 191 

„Beiträge der Raumordnung zur Unterstützung leistbaren Wohnens“ beschäftigt sich 

damit und dient als Grundlage für dieses Kapitel. Allgemein kommt der Raumplanung in 

ihrer hoheitlichen Funktion der Freihaltung und Ausweisung geeigneter Flächen eine 

wichtige Rolle im Themenfeld Wohnen zu. Durch die Bereitstellung von geeigneten Flä-

chen für den Wohnbau kann jedenfalls das Wohnungsangebot aktiv gesteuert werden. 

Raumplanung fällt mit wenigen Ausnahmen in die Gesetzgebungskompetenz der Länder. 

Durch das Fehlen einer Bundesraumordnung gibt es in den Bundesländern unterschiedli-

che Instrumente bzw. unterschiedliche Ausgestaltungen dieser. Die Vollziehung fällt in 

die Kompetenz von Ländern und Gemeinden. Örtliche Raumplanung fällt in den eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinde und ist somit in deren Zuständigkeit. Im Wohnungswesen 

spielt der Bund noch eine zusätzliche zentrale Rolle, da dieser für das Mietrechtsgesetz, 

das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz sowie für das Wohnungseigentumsgesetz ver-

antwortlich zeichnet. Die Länder sind für die Ausgestaltung und Vergabe der Wohnbau-

förderung zuständig.  

Die ÖREK-Partnerschaft „Leistbares Wohnen“ hat in der ÖROK Publikation 191 Empfeh-

lungen in insgesamt neun Bereichen getroffen, wie die Raumordnung zu leistbarem 

Wohnraum beitragen kann. Diese Bereiche sind21: „ 

 

− Raumordnungsziele 

− Überörtliche Raumordnung 

− Widmungen für den förderbaren Wohnbau 

− Dichtebestimmungen 

− Vertragsraumordnung 

− Maßnahmen der Baulandmobilisierung 

− Kompetenzrechtliche Rahmenbedingungen 

20 AK WIEN (2017a): S. 31. 
21 ÖROK (2014): S. 15ff. 
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− Wohnbauförderung 

− Steuerliche Anreizsysteme“ 

 

Die Raumordnungsziele der einzelnen Bundesländer definieren den planerischen Rah-

men, in denen sich die Raumplanung bewegt. Leistbares Wohnen ist hingegen bisher 

kaum Thema in den Planungszielen oder Planungsgrundsätzen der Bundesländer. Dabei 

ist eine Verankerung von leistbarem oder förderbarem Wohnbau in Zielsetzungen 

und Rechtsvorschriften sinnvoll, um sich im konkreten Planungsfall darauf berufen zu 

können. In den Zielen oder Grundsätzen könnte ein gewisser Anteil an Flächen für den 

förderfähigen Wohnbau je Gemeinde vorgeschrieben werden. Dies muss allerdings in 

Abstimmung mit qualitativen Zielen der Raumplanung und des Wohnbaus, wie Standort-

eignung oder Wohnqualität, erfolgen.22 

In der überörtlichen Planung spielt die Thematik Wohnen noch eine untergeordnete 

Rolle, doch wird in immer mehr überörtlichen Plandokumenten darauf Rücksicht ge-

nommen. Dies gilt es weiter zu intensivieren und die überörtliche Bedeutung von Woh-

nen und im Speziellen die Bedeutung von sozialem Wohnbau aufzuzeigen. Gerade in 

wachsenden Regionen bieten gut erschlossene Flächen außerhalb der Kernstädte eine 

geeignete Alternative und werden zunehmend in den Fokus der Planung, aber vor allem 

in den Fokus von InvestorInnen, rücken. Des Weiteren sollte über eine regionale Abstim-

mung der Entwicklung mit Flächenkontingenten nachgedacht werden. Gerade auf regio-

naler Ebene kann im Wohnbau viel erreicht werden und bedarf es zukünftig einer weite-

ren Vertiefung.23 

Die Flächenwidmung ist das bedeutsamste Instrument der Raumplanung und spielt 

für sozialen bzw. leistbaren Wohnraum eine zentrale Rolle. Flächen müssen für förder-

baren Wohnraum reserviert werden, um langfristig die Entwicklung des sozialen 

Wohnbausektors sicherzustellen. Dies kann durch Vorbehaltsflächen oder durch Sonder-

widmungen erfolgen. Sonderwidmungen reservieren eine Fläche für förderfähigen 

Wohnbau, beinhalten allerdings keine Bebauungspflicht. Hier müssen Maßnahmen ge-

troffen werden. Dies kann einerseits mit Mitteln der Vertragsraumordnung, oder ander-

seits durch Ankauf der Liegenschaft durch öffentliche Gebietskörperschaften erfolgen. 

Vorbehaltsflächen sichern die Fläche nicht nur, sondern es können bereits im Wid-

mungsprozess auch Regelungen bezüglich der Umsetzung getroffen werden. Auch hier 

obliegt die endgültige Realisierung dem/der GrundstückseigentümerIn. In beiden Fällen 

wäre es also durchaus ratsam, dass öffentliche Körperschaften Eigentum an den Flächen 

erwerben, um eine Realisierung unabhängig von vertraglichen Abmachungen oder Rege-

lungen der Umsetzung zu garantieren. Sonderwidmungen bzw. Vorbehaltsflächen für 

22 ÖROK (2014): S. 15 UND KANONIER, A. (2014): S. 32ff. 
23 ibid.: S. 34f. 
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den förderbaren Wohnbau müssen in allen Bundesländern rechtlich ermöglicht und von 

den Gemeinden aktiv verwendet werden.24 

Neben der Neuausweisung von Flächen für den förderbaren Wohnraum kann durch 

Nachverdichtung im Bestand ebenfalls neues Angebot geschaffen werden. Natürlich 

muss auf die örtlichen Rahmenbedingungen Rücksicht genommen werden, aber gerade 

kommunaler und gemeinnütziger Wohnbau des letzten Jahrhunderts hat großes Nach-

verdichtungspotential. Bei Nachverdichtung ist es jedoch sinnvoll, Maximaldichten zu de-

finieren. Auch im Neubau müssen verstärkt höhere Dichten als das immer noch vor-

herrschende Ideal des Einfamilienhauses Anwendung finden. Zentrales Instrument hier-

für ist der Bebauungsplan, aber auch das örtliche Entwicklungskonzept oder der Flä-

chenwidmungsplan einer Gemeinde können Dichtebestimmungen enthalten.25 Aus regio-

naler Perspektive wären regionale Dichtevereinbarungen in einer Region anzudenken.  

In den vergangenen Jahren wurden in allen Bundesländern gesetzliche Rahmenbedingun-

gen für Vertragsraumordnung geschaffen. Darunter versteht man privatrechtliche 

Vereinbarungen zwischen Gemeinden und GrundstückseigentümerInnen als Er-

gänzung zum hoheitlichen Planungsakt der Gemeinde. Diese Vereinbarungen werden vor 

der Umwidmung getroffen und reichen von Vereinbarungen über die Bebauung in einer 

bestimmten Frist, über die Überlassung von Grundstücken oder Grundstücksteilen an die 

Gemeinde oder Dritte, bis hin zur Beteiligung des/der EigentümerIn an Kosten für die 

Aufschließung oder Infrastruktur. Mit privaten EigentümerInnen kann weiters vereinbart 

werden, dass sie einen gewissen Anteil ihres Grundstücks für den sozialen Wohnbau zur 

Verfügung stellen, oder Wohnungen zu bestimmten Konditionen anbieten müssen. Die 

Vertragsraumordnung bietet für Gemeinden viele Möglichkeiten, zu leistbarem Wohn-

raum zu gelangen und garantiert eine fristgerechte Bebauung oder einen Teil der Wid-

mungsgewinne.26 

In österreichischen Gemeinden wurde in den letzten Jahrzehnten Bauland sehr großzügig 

gewidmet und oftmals lange Zeit nicht bebaut. 2016 war österreichweit 26,5% des ge-

widmeten Baulandes nicht bebaut (808,9 km²)27. In den Bundesländern reicht der An-

teil an unbebautem gewidmetem Bauland von 4,3% in Wien bis zu 37,9% im Burgen-

land28. Trotz dieses hohen Anteils an gewidmeten unbebauten Flächen sind diese Bau-

landreserven vielerorts nicht verfügbar, da diese bewusst gehortet werden. Man spricht 

hier vom sogenannten „Baulandparadoxon“, welches trotz genügend gewidmeter Flä-

chen eine weitere Ausweisung von Bauland zur Folge hat. Um der zukünftigen Hortung 

von Grundstücken entgegenzuwirken ist eine zeitliche Befristung von Bauland 

konsequent durchzuführen, bzw. in einem ersten Schritt die rechtlichen Rahmenbedin-

gungen dafür zu schaffen. Eine Nicht-Bebauung von Grundstücken in einer gewissen Zeit 

24 ÖROK (2014): S. 16 UND KANONIER, A. (2014): S. 37ff. 
25 ÖROK (2014): S. 16f UND KANONIER, A. (2014): S. 42ff. 
26 ÖROK (2014): S. 17 UND KANONIER, A. (2014): S. 45ff. 
27 BANKO, G., & WEIß, M. (2016): S. 23. 
28 ibid. 
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muss Sanktionen mit sich bringen. Diese können von Abgaben bei Nicht-Nutzung bis hin 

zur Rückwidmung reichen.29 

Die Mobilisierung von bestehendem Bauland ist vergleichsweise komplexer. Dafür wurden 

zahlreiche Maßnahmen der Baulandmobilisierung entwickelt. Diese sind vielschichtig 

und knüpfen unterschiedlich an die Problemstellung an. Eine der Maßnahmen ist die Ein-

hebung von Infrastruktur-, Erschließungs- und Erhaltungsabgaben für unbebautes, 

aber erschlossenes Bauland. Abhängig von der Höhe einer solchen Abgabe kann die fi-

nanzielle Belastung eine baulandmobilisierende Wirkung haben. Für die Gemeinde 

hat eine solche Abgabe einerseits den Vorteil, dass die Infrastruktur- oder Erschließungs-

abgabe nicht wie derzeit üblich erst bei Baubewilligung, sondern vorgezogen entrichtet 

werden und anderseits für laufende Erhaltungskosten Abgaben anfallen. Für den sozialen 

Wohnbau ist dies nur insofern von Bedeutung, da die Verfügbarkeit von bereits gewid-

metem Bauland erhöht werden kann. Diese Maßnahme der Baulandmobilisierung richtet 

sich in erster Linie an Liegenschaften im Eigentum von Privatpersonen.30 

Eine weitere Maßnahme ist die sogenannte Baulandumlegung. Dabei werden die 

Grundstücksgrenzen in einem Gebiet neu strukturiert, um eine Bebau- und Er-

schließbarkeit zu ermöglichen. Ein solches Verfahren kann freiwillig von den Eigentüme-

rInnen oder in manchen Bundesländern von Amts wegen eingeleitet werden. Für den 

sozialen Wohnbau erleichtert die Baulandumlegung die Bebaubarkeit, da durch eine Neu-

strukturierung größere zusammenhängende Flächen entstehen. In Tirol wird dieses In-

strument bereits erfolgreich, auch für den geförderten Wohnbau, angewendet.31 Dies 

sollte in allen Bundesländern von Amts wegen möglich sein. 

Da Eigentum gegenüber vertraglichen Lösungen größere Rechtssicherheit und mehr Ver-

fügungsspielraum gestattet, ist es für Projekte des sozialen Wohnbaus sinnvoll, dass Ge-

meinden oder Länder Grundstücke erwerben und diese an gemeinnützige Bauverei-

nigungen verwerten, oder selbst einer Bebauung zuführen. Dadurch ist eine weitere be-

stimmungsgemäße Verwendung des Grundstückes nahezu gesichert. Aktuell verfügen 

österreichische Gemeinden nicht mehr über ausreichend eigene Grundstücke, um eine 

Weitergabe an gemeinnützige Bauvereinigungen zu günstigen Konditionen zu ermögli-

chen. Die noch vorhandenen Grundstücksreserven werden an den/die BestbieterIn ver-

kauft, wodurch es vor allem in wachsenden urbanen Räumen vermehrt zu Engpässen an 

leistbaren Grundstücken für förderbaren Wohnbau kommt.32 Daher bedarf es wieder ei-

ner aktiven Bodenpolitik und einer aktiven Bodenbevorratung durch die Gemeinden. 

Dies ermöglicht es Planungen, flexibler und an den Bedarf ausgerichtet, umsetzen zu 

können und ausreichend Grundstücke für sozialen Wohnbau bereitstellen zu können. Um 

29 ÖROK (2014): S. 17f UND KANONIER, A. (2014): S. 52ff. 
30 ÖROK (2014): S. 18 UND KANONIER, A. (2014): S. 55f. 
31 ÖROK (2014): S. 18 UND KANONIER, A. (2014): S. 54f. 
32 GUTHEIL-KNOPP-KIRCHWALD GERLINE, Wohnwirtschaftliches Referat des österreichischen Verbands ge-
meinnütziger Bauvereinigungen, Email vom 22.08.2017 und WEBSITE ÖSTERREICHISCHER VERBAND 
GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN, Enquete: Geförderter Wohnbau braucht leistbare Grundstücke, 
abgerufen am 22.08.2017. 
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Gemeinden beim Ankauf von Liegenschaften zu unterstützen, haben einige Bun-

desländer externe Rechtsträger errichtet, sogenannte Bodenfonds. Gerade in Zeiten von 

knappen Gemeindebudgets ist die teilweise oder gänzliche Finanzierung solcher Ankäufe 

durch das Land notwendig. Gemeinden und Länder können anschließend durch die 

Überlassung von Grundstücken zu günstigen Konditionen aktiv in den Bodenmarkt 

eingreifen. Diese Überlassung kann durch einen klassischen Verkauf oder durch die Ein-

räumung eines Baurechts erfolgen.33 Gerade die Vergabe von Baurechten hat in den letz-

ten Jahren zugenommen. Bei den BaurechtsgeberInnen kann es sich beispielsweise um 

Privatpersonen, Unternehmen, Versicherungen, kirchliche Institutionen oder die öffentli-

che Hand handeln.34 

Kompetenzrechtliche Rahmenbedingungen vor allem im Volkswohnungswesen und 

im Zivilrecht gehören gemäß der ÖROK-Partnerschaft „Leistbares Wohnen“ ebenfalls 

überarbeitet. Dabei soll die Zuständigkeit des Volkswohnungswesens von Bundes- auf 

Landeskompetenz verschoben werden. Auch die Überarbeitung des Bodenbeschaf-

fungsgesetzes wird thematisiert. Dieses ermöglicht es Gemeinden, in Kaufverträge ein-

zusteigen oder im Bedarfsfall Enteignungen von Grundstücken für Wohnbau durchzufüh-

ren, wurde allerdings noch nie angewendet und daher nicht auf etwaige Verfassungswid-

rigkeit geprüft. Gerade Passagen betreffend die Enteignung können verfassungsrechtlich 

bedenklich sein.35 

Die Wohnbauförderung zählt nicht zu den klassischen Instrumenten der Raumplanung, 

spielt für den Neubau und die Sanierung von Wohnraum allerdings eine zentrale Rolle. 

Die Koppelung der Wohnbauförderung an Raumplanungsziele hat verstärkt zu erfolgen. 

Näheres zur Wohnbauförderung ist in Kapitel 2.1.2.3 Geförderter Wohnbau (Wohnbau-

förderung) ersichtlich.36 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass der hohe Bestand an unbebautem gewidmetem 

Bauland in den nächsten Jahren abgebaut werden muss. Durch einen Mix aus Anreizen 

und Zwangsmaßnahmen sowie einem Widmungsstopp für Bauland in Gemeinden mit 

hohem Baulandbestand kann dieser Bestand reduziert werden. Auch über Rückwidmun-

gen muss nachgedacht werden. Für den sozialen Wohnbau ist es wichtig, dass geeignete 

Grundstücke verfügbar sind. Im Besonderen sind darunter erschlossene und baureife 

Grundstücke mit öffentlicher Infrastrukturanbindung in zentralen Lagen gemeint. 

Dadurch können gemeinnützige Bauvereinigungen oder kommunale Wohnbauunterneh-

men rasch sozialen Wohnraum erreichten. Die Raumplanung kann leistbares Wohnen 

zwar selbst nicht unmittelbar, allerdings Rahmenbedingungen für den Bau von sozialem 

Wohnraum schaffen. 

  

33 ÖROK (2014): S. 18 UND KANONIER, A. (2014): S. 56f. 
34 BAUER EVA UND GUTHEIL-KNOPP-KIRCHWALD GERLINE, Wohnwirtschaftliches Referat des 
österreichischen Verbands gemeinnütziger Bauvereinigungen, Interview, Wien am 01.09.2017 
35 ÖROK (2014): S. 18f UND KANONIER, A. (2014): S. 59ff. 
36 ÖROK (2014): S. 19. 
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2.1.2. Formen des sozialen Wohnbaus 

Wie einleitend erwähnt, sind kommunaler Wohnbau, Wohnungsgemeinnützigkeit und 

geförderter Wohnungsbau Formen des sozialen Wohnbaus. Das Segment des sozialen 

Wohnbaus ist in Österreich im internationalen Vergleich stark ausgeprägt und erfüllt in 

Untersegmenten unterschiedliche Aufgaben. Während der kommunale Wohnbau vor al-

lem zur Gewährleistung der Wohnversorgung der Bevölkerung dient und stark von nied-

rigen Einkommen nachgefragt wird, ist der gemeinnützige Wohnbau als Wohnbau für 

alle gesellschaftlichen Schichten zu verstehen.37 In diesem Kapitel werden diese hinsicht-

lich ihrer Bedeutung für den Wohnungsmarkt und die Leistbarkeit von Wohnraum analy-

siert.  

 

 

2.1.2.1. Kommunaler Wohnbau  

Unter kommunalem Wohnbau oder Gemeindebau versteht man den direkten Eingriff von 

Gemeinden auf den Wohnungsmarkt durch die Errichtung von Wohnungen und somit 

klassische marktferne Wohnungspolitik. Insgesamt machen kommunale Wohnungen etwa 

8% des Gesamtbestandes an Wohnungen in Österreich aus. Betrachtet man nur die 

Mietwohnungen, zeigt sich ein anderes Bild, da 18,7% aller Mietwohnungen im Eigen-

tum von Gemeinden steht (Stand 2015)38. Wien hat hier eine einzigartige Stellung, da 

sich sogar ein Drittel aller Mietwohnungen im Eigentum der Stadt befinden. In den ande-

ren Bundesländern reicht der Anteil an Gemeindewohnungen an den Mietwohnungen 

von 4% in Salzburg bis 12% in Kärnten, Niederösterreich, Tirol und der Steiermark.39 

Neben Wien haben mit Stand 2011 noch die Landeshauptstädte Graz, Innsbruck, Kla-

genfurt am Wörthersee, Linz, Salzburg und St. Pölten große kommunale Wohnungsbe-

stände. Auch die Städte Wiener Neustadt, Leoben, Villach, Schwechat und Kapfenberg 

haben Bestände von mehr als 1.000 Wohneinheiten. Alle aufgezählten Städte sind Teil 

einer Stadtregion.40 

Im Neubau spielt der kommunale Wohnbau nur noch eine marginale Rolle. Dieser 

wurde weitestgehend von gemeinnützigen Wohnbauvereinigungen abgelöst. Allerdings 

vereinbaren manche Gemeinden mit gemeinnützigen Bauvereinigungen Zuweisungsrech-

te für einen bestimmten Anteil der Wohnungen, um weiterhin in den Wohnungsmarkt 

einzugreifen. Sie sind allerdings nicht mehr EigentümerIn.  

Abgesehen vom fehlenden Neubau bleibt der Absolutbestand an Wohnungen im Ge-

meindeeigentum relativ konstant, da es in Österreich keine großen Privatisierungswel-

37 ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN. (2016): S. 80f. 
38 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 39. 
39 ZUCHA, V. (2016): S. 11f. 
40 STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen, eigene 
Berechnung. 
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len gegeben hat. Kommunen in Deutschland haben jedoch zu Beginn des 21. Jahrhun-

derts im großen Stil Wohnungen privatisiert. Berlin, Dresden, Hamburg und Jena waren 

hier federführend.41 In Osteuropa kam es nach dem Fall des Eisernen Vorhangs zu großen 

Immobilienverkäufen ehemals staatlicher Wohnungen an Private. Dies führte dazu, dass 

der Eigentumssektor in den Staaten des ehemaligen Ostblocks sehr groß ist. 

Durch fehlende Neubauleistung nimmt der relative kommunale Wohnungsbestand lang-

sam, aber konstant ab. Standen 2009 noch 19,7% aller Mietwohnungen im Eigentum 

von Gemeinden, waren es 2015 nur noch 18,7%.42 Durch diese Tendenz sind immer 

mehr BewohnerInnen gezwungen, auf dem privaten Wohnungsmarkt Alternativen zu 

finden. Allerdings ist dieser Trend auch immer stärker in größeren Städten, allen voran 

Wien, erkennbar.  

 

 

2.1.2.2. Gemeinnützige Bauvereinigungen (Wohnungsgemeinnützigkeit) 

Die Wohnungsgemeinnützigkeit ist eine besondere Form des sozialen Wohnbaus in 

Österreich und kann als Zwischenform marktferner und marktgesteuerter Wohnungsver-

sorgung gesehen werden. In der Literatur wird die Wohnungsgemeinnützigkeit als 

„marktorientiert, aber sozial verpflichtet“43 bezeichnet. Österreichweit gibt es einen Kon-

sens über die hohe Bedeutung der Wohnungsgemeinnützigkeit für den Wohnungs-

markt.44 

Die österreichische Wohnungsgemeinnützigkeit basiert auf mehreren Grundsätzen. Zum 

einen kommt das Kostendeckungsprinzip zur Anwendung, welches Mieten unter dem 

Marktniveau garantiert. Zum anderen findet die Vermögensbindung Anwendung. Dies 

bedeutet, dass das erwirtschaftete Kapital wieder in den Wohnungsneubau investiert 

werden muss. Durch die Rückflüsse entsteht ein System, dass sich auf Dauer selbst erhal-

ten kann.45 Dadurch können gemeinnützige Bauvereinigungen als nicht-profitorientierte 

Bauträger angesehen werden.46 

Gemeinnützige Bauvereinigungen und die Wohnungsgemeinnützigkeit sind im Woh-

nungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG 1979) geregelt. Wie anfangs erwähnt, stellt die 

ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum eine Aufgabe der Daseinsvor-

sorge dar. Unter diesem Blickpunkt und unter der Annahme, dass der Markt alleine nicht 

ausreichend sozialen und leistbaren Wohnraum für die Bevölkerung zur Verfügung stellt, 

greift der Gesetzgeber in den freien Wohnungsmarkt ein. Das WGG ermöglicht privat-

41 HELD, T. (2011): S. 675. 
42 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 39. 
43 AMANN, W. (2008): S. 8. 
44 REINPRECHT, C. (2017): S. 215. 
45 ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN. (2016): S. 81. 
46 AMANN, W. (2008): S. 8. 
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rechtlich organisierten Unternehmen (gemeinnützigen Bauvereinigungen), diese Aufgabe 

zu erfüllen.47 

Das WGG 1979 regelt einerseits die Anerkennung und Organisation von GBV, anderseits 

die Rechte und Pflichten zwischen GBV und MieterInnen. Anwendung findet das WGG, 

sobald sich eine Wohneinheit in einem Gebäude befindet, das von einer GBV errichtet 

wurde, oder in deren Eigentum steht oder stand. Dabei verweist das WGG sehr oft auf 

das Mietrechtsgesetz, welches in großen Teilen Anwendung für MieterInnen in gemein-

nützigen Wohnungen findet.48  

Gemeinnützige Bauvereinigungen müssen mittels Bescheid der Landesregierung aner-

kannt werden, erst dadurch erhalten sie die rechtliche und steuerliche Sonderstel-

lung. Derzeit gibt es 187 gemeinnützige Bauvereinigungen, die entweder als Kapital-

gesellschaft (GmbH/AG) oder als Genossenschaft organisiert sind49. Die Zahl an gemein-

nützigen Bauvereinigungen ist seit Jahren rückläufig, da es verstärkt zu Fusionen kommt. 

Gerade kleine auf bestimmte Regionen spezialisierte Bauvereinigungen werden mit grö-

ßeren zusammengelegt.50 

Sobald der rechtliche Sonderstatus einer gemeinnützigen Bauvereinigung hergestellt ist, 

unterliegt die GBV dem WGG. Erhält eine GBV zusätzlich noch öffentliche Fördermittel, 

wie etwa Wohnbauförderung, unterliegt diese noch zusätzlich den jeweiligen Förderricht-

linien der Bundesländer.51 

Einer der größten Vorteile von gemeinnützigen Bauvereinigungen aus Sicht der MieterIn-

nen ist, dass die Mietkosten dauerhaft beschränkt sind. Selbst nach Auslaufen von 

Wohnbauförderungen sind diese an Höchstgrenzen weit unter dem Marktpreis gebun-

den.52 Durchschnittlich ist eine Wohnung einer gemeinnützigen Bauvereinigung um 20% 

günstiger als eine freifinanzierte Wohnung.53 

Betrachtet man den Marktanteil von GBV, so zeigt sich, dass diese über 16% der 

Hauptwohnsitzwohnungen verfügen54. Dies entspricht österreichweit etwa 600.000 

Wohnungen, Tendenz steigend. Ferner verwalten GBV noch etwa 260.000 Eigentums-

wohnungen, davon sind etwa 38.000 von den GBV verwaltete Mietwohnungen im Eigen-

tum von Gemeinden. Die Eigentumswohnungen standen zu einem großen Teil im Eigen-

tum von gemeinnützigen Bauvereinigungen, wurden allerdings vor allem durch Miet-

Kauf-Optionen oder dem Bau als Eigentumswohnungen an Privatpersonen veräußert.55 

47 KORINEK, K., & HOLOUBEK, M. (2008): S. 53f. 
48 AK WIEN (2017a): S. 9. 
49 ibid.: S. 12. 
50 GUTHEIL-KNOPP-KIRCHWALD GERLINE, Wohnwirtschaftliches Referat des österreichischen Verbands 
gemeinnütziger Bauvereinigungen, Interview, Wien am 01.09.2017. 
51 AK WIEN (2017a): S. 12f. 
52 WEBSITE ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN, Revision: Gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft genau kontrolliert, abgerufen am 12.04.2017. 
53 ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN. (2016): S. 85. 
54 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 22. 
55 ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN. (2015): S. 4. 
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Durch die gesetzliche Möglichkeit des Erwerbs von gemeinnützigen Wohnungen unter 

bestimmten Voraussetzungen ist der Wohnungsbestand gemeinnütziger Bauvereinigun-

gen auch mit Abgängen konfrontiert. 

Insgesamt verwalten gemeinnützige Bauvereinigungen somit Wohnraum für etwa zwei 

Millionen Menschen.56 In den vergangenen Jahren wurden jährlich zwischen 15.000-

20.000 neue gemeinnützige Wohnungseinheiten errichtet (2015: 19.500 Wohnungsein-

heiten)57. Seit 1945 zeichnen sich gemeinnützige Bauvereinigungen für knapp die Hälfte 

des Neubaus von Geschoßwohnbau verantwortlich.58 Im Mietwohnungssegment stehen 

39,6% aller Mietwohnungen im Eigentum von gemeinnützigen Bauvereinigun-

gen. Seit 2009 ist dieser Anteil von 39,2% auf 39,6% gestiegen.59 

Durch diesen großen Wohnungsbestand und die hohe Neubauleistung ist dieses Woh-

nungssegment für den gesamten Wohnungsmarkt von essenzieller Bedeutung. AMANN 

und LUGGER berechnen, dass, bei einer 4%igen jährlichen Wohnungswechselrate, 

24.000 Wohnungen pro Jahr im Bestand verfügbar sind. Gemeinsam mit der Neubauleis-

tung können somit etwa 40.000 Wohnungen pro Jahr neu bezogen werden. 

Betrachtet man die räumliche Verteilung des gemeinnützigen Wohnbaus so sieht man, 

dass es in Österreich große Unterschiede je Gemeinde gibt (siehe Abbildung 2: Anteil 

gemeinnützige Bauvereinigungen am Wohnungsbestand nach Gemeinde). Insgesamt gibt 

es in 402 Gemeinen keine Wohnbauten im Eigentum von gemeinnützigen Bauver-

einigungen. Diese sind, mit Ausnahme von Wien, auf alle Bundesländer verteilt. In 37 

Gemeinden übersteigt der Anteil 30% des Gesamtwohnungsbestandes. In Linz ist der 

Anteil mit 54,61% am höchsten.60 

  

56 WEBSITE ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN, Revision: Gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft genau kontrolliert, abgerufen am 12.04.2017. 
57 AMANN, W., & LUGGER, K. (2016): S. 12. 
58 ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN. (2016): S. 45. 
59 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 39. 
60 STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen, eigene 
Berechnung. 
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LUGGER stellt klar, dass gemeinnützige Bauvereinigungen und deren Wohnungsbestand 

für Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen von essenzieller Bedeutung sind.61 

Die Wohnungsvergabe erfolgt entweder direkt über die gemeinnützige Bauvereinigung 

oder über die Gemeinde, sofern diese über Belegungsrechte verfügt.62 Vereinzelt sind 

auch die Länder für die Wohnungsvergabe von gemeinnützigen Bauvereinigungen ver-

antwortlich. Dies hat einerseits damit zu tun, dass zahlreiche GBV von Gemeinden 

und/oder den Ländern gegründet wurden und teilweise bis heute in deren Eigentum ste-

hen.  

Aktuell sind gemeinnützige Bauvereinigungen mit einem Mangel an verfügbaren 

Grundstücken, vor allem in Ballungszentren, konfrontiert. Über 80% der gemeinnützi-

gen Bauvereinigungen klagen aktuell, gemäß einer Umfrage des Verbandes gemeinnützi-

ger Bauvereinigungen, über diesen Mangel und geben an, dass dies das größte Hindernis 

zur Errichtung von leistbarem Wohnraum ist. Auch die hohen Baukosten verursacht durch 

eine Vielzahl an Anforderungen (Barrierefreiheit, Stellplatzverpflichtung, energetische 

Standards,…) erschweren den Bau von günstigen Wohneinheiten.63 

61 AMANN, W., & LUGGER, K. (2016): S. 12. 
62 GUTHEIL-KNOPP-KIRCHWALD GERLINE, Wohnwirtschaftliches Referat des österreichischen Verbands 
gemeinnütziger Bauvereinigungen, Interview, Wien am 01.09.2017. 
63 GUTHEIL-KNOPP-KIRCHWALD GERLINE, Wohnwirtschaftliches Referat des österreichischen Verbands 
gemeinnütziger Bauvereinigungen, Interview, Wien am 01.09.2017 UND WEBSITE ÖSTERREICHISCHER 
VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN, Enquete: Geförderter Wohnbau braucht leistbare 
Grundstücke, abgerufen am 22.08.2017. 

Abbildung 2: Anteil gemeinnützige Bauvereinigungen am Wohnungsbestand nach 
Gemeinde 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen. 
Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, abgeru-
fen Juli 2017, eigene Darstellung. 
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Der Mangel an günstigen Grundstücken und die hohen Baukosten führen vor allem in 

Ballungszentren dazu, dass die Finanzierungsbeiträge für MieterInnen immer weiter an-

steigen. Dies ist besonders in Wien spürbar. Grundsätzlich ist ein hoher Finanzierungan-

teil nichts Negatives, da dieser die Miete stark senkt, allerdings muss dieser erstmals fi-

nanziert werden. Gerade für junge Menschen und Personen mit niedrigem Einkommen ist 

eine solche Finanzierung, selbst mit Eigenmittelersatzdarlehen, schwierig.64 

Aufgrund der steigenden Marktposition von GBV und der im Vergleich zu privat errichte-

ten Wohneinheiten niedrigen Wohnkosten, gilt es, den Bau von GBV weiterhin stark 

zu fördern und auszubauen.  

 

 

2.1.2.3. Geförderter Wohnbau (Wohnbauförderung) 

Die Wohnbauförderung ist eines der wichtigsten Instrumente des Wohnungsneubaus und 

der Bestandssicherung durch Sanierungsförderung. Die Länder sind gemäß Art 11 (1) Z 

3 B-VG für die Wohnbauförderung zuständig. Somit gibt es neun unterschiedliche 

Wohnbauförderungsgesetze. Aus raumplanerischer Sicht ist die Wohnbauförderung in 

Zuständigkeit der Länder im derzeitigen System sinnvoll, da diese somit unmittelbar an 

die Ziele der Raumordnung der Bundesländer gekoppelt werden kann. 

In der Wohnbauförderung lassen sich grundsätzlich zwei unterschiedliche Zugänge er-

kennen: Objekt- und Subjektförderung. Unter Objektförderung versteht man die „För-

derung der Errichtung von Eigenheimen und des Baus von Miet- bzw. Eigentumswoh-

nungen“65, gefördert wird also das Bauobjekt an sich. Je nach Bundesland und Bauvor-

haben werden unterschiedlich hohe Förderungen bewilligt. Ziel ist es die Wohnkostenbe-

lastung (Miete oder Kreditrückzahlung) niedrig zu halten und so leistbaren Wohnraum zu 

schaffen.66 Diese Kredite können einerseits von Bauträgern (überwiegend GBV) und an-

derseits von Privatpersonen, unter gewissen Bedingungen wie Einkommen oder garantier-

ten Höchstmieten, in Anspruch genommen werden.67 

Die Subjektförderung hingegen ist von den Antragstellenden abhängig. Dabei wird die 

Förderung direkt an den/die AntragstellerIn ausbezahlt. Dies kann entweder in Form von 

günstigen Darlehen, beispielsweise für Eigenmittelanteile oder in Form von regelmäßig 

ausbezahlter Wohnbeihilfe erfolgen. Die Bewilligung solcher Unterstützungen hängt von 

unterschiedlichen Indikatoren, wie Einkommen und Wohnungsgröße ab.68 Die Subjekt-

förderung kann zu einer gezielten und wirksamen Senkung der Wohnkosten für einen 

Haushalt führen. Allerdings können diese gerade im privaten Wohnungssegment zu Preis-

64 GUTHEIL-KNOPP-KIRCHWALD GERLINE, Wohnwirtschaftliches Referat des österreichischen Verbands 
gemeinnütziger Bauvereinigungen, Interview, Wien am 01.09.2017. 
65 WEBSITE HELP.GV.AT, Wohnbauförderung und Beihilfen, abgerufen am 13.04.2017. 
66 ibid. 
67 AK WIEN (2016): S. 30. 
68 WEBSITE HELP.GV.AT, Wohnbauförderung und Beihilfen, abgerufen am 13.04.2017. 
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steigerungen führen, da sich Haushalte aufgrund des Zuschusses höhere Mieten „leisten“ 

können und die VermieterInnen wiederum die Preise höher ansetzen.69 Die Zuschüsse 

haben in den letzten Jahren stark zugenommen. 

Theoretisch hat eine sehr breite Gruppe der Gesellschaft Zugang zur Wohnbauförde-

rung, dennoch werden vor allem Vollerwerbstätige und Einheimische begünstigt. Bevöl-

kerungsgruppen mit Migrationshintergrund oder in manifestierter Armut werden vom 

System benachteiligt.70 Nichtsdestotrotz sorgt die Wohnbauförderung in Österreich für 

konstanten Neubau bzw. für die Sicherung des Bestandes durch Sanierungsförderungen. 

Sie trägt also stark zur Verbesserung der Leistbarkeit von Wohnen bei. 

Je nach Bundesland sind die Kriterien zur Vergabe der Wohnbauförderung unter-

schiedlich. Dadurch spielen raumplanerische Kriterien, wie Lage, Erreichbarkeit mit dem 

öffentlichen Verkehr, soziale Infrastruktur, auch eine unterschiedlich starke Rolle bei der 

Förderungsvergabe. Generell muss die Vergabe der Wohnbauförderung stärker an die 

Zielvorstellungen der Raumplanung gekoppelt werden. Geschoßwohnungsbau in raum-

planerische sinnvollen Lagen muss in den nächsten Jahren stärker gefördert werden. 

Die 2008 abgeschaffte Zweckwidmung der Wohnbauförderung ermöglicht es den Bun-

desländern, frei über den Einsatz der Wohnbauförderung und der Rückflüsse zu verfügen. 

Somit ist eine Zweckverfremdung der Gelder der Wohnbauförderung für andere Politik-

felder zulässig. Seit dieser Änderung wird über die Wiedereinführung der Zweckwidmung 

diskutiert, um sämtliche bereitstehende Gelder der Wohnbauförderung für ihren eigent-

lich vorgesehenen Zweck – Wohnbau – zu verwenden.71 Eine Zweckwidmung ohne Be-

darfsorientierung ist allerdings nicht zielführend. 

Im Jahr 2015 standen 2,53 Milliarden Euro an Wohnbauförderung zur Verfügung. 

Diese wurden etwa zu 50% aus Rückflüssen von Darlehen finanziert. Den Rückflüssen aus 

vergebenen Mitteln kommt eine immer höhere Bedeutung zu: Waren es Anfang der 

2000er-Jahre noch etwa 10% der Gesamtsumme der Wohnbauförderung, waren es 2015 

51%. Nur in Niederösterreich und Oberösterreich ist dieser Trend nicht erkennbar, da 

diese in der Vergangenheit große Teile ihrer Darlehensforderungen veräußert haben, um 

kurzfristig an Finanzmittel zu kommen.72 Generell sichern die Rückflüsse eine langfristige 

Finanzierung der Wohnbauförderung und sollten als wichtiges Kapital nicht veräußert 

werden. Die zugesicherten Finanzmittel der Wohnbauförderung flossen in den vergange-

nen Jahren vor allem in den geförderten Geschoßwohnungsbau (1,35 Milliarden Euro, 

53%)73. Auch die Bestandsabsicherung durch Förderung von Sanierungen (640 Millionen 

Euro, 25%)74 spielt eine bedeutende Rolle für den österreichischen Wohnungsmarkt.  

69 INSTITUT FÜR IMMOBILIEN, BAUEN UND WOHNEN GMBH (2016): S. 23. 
70 REINPRECHT, C. (2017): S. 216. 
71 INSTITUT FÜR IMMOBILIEN, BAUEN UND WOHNEN GMBH (2016): S. 19. 
72 ibid. 
73 ibid.: S. 21. 
74 ibid. 
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Zwar sind die Mittel der Wohnbauförderung in den vergangenen Jahren, mit Ausnahme 

von 2011/12, konstant auf einem Niveau von 2,5 bis 3,0 Milliarden Euro pro Jahr, den-

noch ist die Wohnbauförderung, gemessen am Anteil des Bruttoinlandsprodukts, 

rückläufig.75 Daher fordern viele ExpertInnen diesen Trend wieder umzukehren, um lang-

fristig die Entwicklung des sozialen Wohnbaus sicher zu stellen. Dies beinhaltet auch die 

Wiedereinführung der Zweckwidmung der Wohnbauförderung. 

 

 

2.1.3. Motive für sozialen Wohnbau 

Die Motive für die Errichtung von sozialem Wohnbau sind vielschichtig und dringen in 

unterschiedliche Politikfelder vor. Zunächst können fünf politische Zielsetzungen identifi-

ziert werden: Daseinsvorsorge, sozialer Ausgleich, Stabilisierung des Wohnungs- und Ar-

beitsmarktes, räumliche Entwicklung und Verbesserung der Lebensqualität.76 

Die Versorgung der Bevölkerung mit ausreichend qualitativem Wohnraum und dadurch 

die Etablierung von stabilen Wohnverhältnissen gehören zur Daseinsvorsorge des Staa-

tes. Das Prinzip der Daseinsvorsorge kann in zwei Kategorien unterteilt werden: Erfül-

lungsverantwortung und Gewährleistungsverantwortung. Unter ersterer wird die Leis-

tungserbringung durch den Staat direkt verstanden. Dies liegt im Wohnbau bei kommu-

nalen Wohnungen vor. Hier greift der Staat direkt in den Markt ein und errichtet Wohn-

raum. Bei der Gewährleistungsverantwortung verantwortet der Staat, dass gewisse Leis-

tungen von privaten Unternehmen erbracht werden. Im Wohnungswesen trifft dies auf 

gemeinnützige Wohnbauvereinigungen zu.77  

Unter dem politischen Ziel des sozialen Ausgleichs verbergen sich mehrere Ziele: So soll 

einerseits leistbarer Wohnraum für sozial-schwächere Gruppen, wie z.B. Familien, Allein-

erziehende und MigrantInnen, geschaffen werden. Anderseits soll die Integration und 

Partizipation unterschiedlicher Gesellschaftsgruppen am gesellschaftlichen Leben sicher-

gestellt werden. Ferner soll der gesellschaftliche Zusammenhalt durch stabile, qualitative 

und vor allem leistbare Wohnverhältnisse gestärkt werden, da die Qualität von Wohnen 

am Markt letztendlich eine Frage des Einkommens der Haushalte ist.78 

Die Stärkung bzw. Stabilisierung des Wohnungs- und Arbeitsmarktes ist eines der 

zentralen politischen Themen und zeigt die Vielschichtigkeit der Wohnbaupolitik. Durch 

die gezielte Förderung von sozialen Wohnbauvorhaben entstehen Arbeitsplätze, die über 

die Baubranche hinausgehen. Die eingesetzten Geldmittel sind nicht verloren, sondern in 

Form der errichteten Wohnungen vorhanden und refinanzieren sich über die Nutzungs-

dauer. Der Wohnungsmarkt wird durch sozialen Wohnbau dahingehend stabilisiert, dass 

75 INSTITUT FÜR IMMOBILIEN, BAUEN UND WOHNEN GMBH (2016): S. 20. 
76 BIWALD, P. ET AL (2011): S. 8. 
77 KORINEK, K., & HOLOUBEK, M. (2008): S. 54f UND BIWALD, P. ET AL (2011): S. 24. 
78 BIWALD, P. ET AL (2011): S. 24 und KRUMMACHER, M. (2011): S. 201. 
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auch private Mieten den günstigen Mieten des sozialen Wohnbaus folgen und unter dem 

potentiellen Marktwert liegen.79 

Österreich mit seinen stark beschränkten Dauersiedlungsraum muss auf nachhaltige 

Raumentwicklung setzen. In den letzten Jahrzehnten wurde viel zu sorglos mit den ver-

fügbaren Bodenreserven umgegangen und die Bodenversiegelung immer weiter in bis-

lang unbebaute Bereiche fortgesetzt.80 Die kompakte Bauweise des sozialen Wohnbaus 

kann hier, aufgrund seiner starken Fokussierung auf Geschoßwohnbau, einen Beitrag zur 

nachhaltigen räumlichen Entwicklung liefern. Dabei wäre es wichtig, im Neubau auf zent-

rumsnahe Lagen mit guter Anbindung an den öffentlichen Verkehr und soziale Infrastruk-

tur zu achten und diese beispielsweise stärker zu fördern, als Wohnbau auf der „grünen 

Wiese“.  

Nicht zuletzt ist die Verbesserung der Lebensqualität ein zentrales Motiv für sozialen 

Wohnbau. Einerseits verfügt sozialer Wohnbau durch hohe Auflagen über ausgezeichnete 

Wohn- und Bauqualität, anderseits kann durch eine dichtere Bauweise mehr Infrastruktur 

in räumlicher Nähe zum Wohnort gerechtfertigt werden. Dabei spielt vor allem die Ver-

besserung von Erreichbarkeiten, Nahversorgung, Funktionsvielfalt und Freiraumgestaltung 

eine zentrale Rolle.81 

Diese Politikfelder haben Auswirkungen auf unterschiedlichste Bereiche. Allerdings lassen 

sich vor allem soziale, ökonomische, ökologische, räumliche und gesellschaftliche Wir-

kungen feststellen. BIWALD et al. haben exemplarisch die Auswirkungen dieser fünf Wir-

kungsbereiche näher definiert: 

 

- Soziale Wirkung 

Bedarfsorientiertes Wohnungsangebot, Verbesserung der Wohnqualität, Stärkung 

der Gemeinschaft durch Integration und Vernetzung82 

- Ökonomische Wirkung 

Sparsamer Mitteleinsatz, Reinvestition von GBV-Gewinnen in den Wohnbau, posi-

tive Auswirkungen auf Beschäftigung und regionale Wertschöpfung83 

- Ökologische Wirkung 

Erhöhte Energieeffizienz, sparsamer Einsatz von Ressourcen, geringer Flächenver-

brauch durch bauliche Verdichtung84 

- Räumliche Wirkung 

Hohe Gestaltungsqualität und ein integriertes Stadt- und Ortsbild, attraktives 

Wohnumfeld durch Funktionsvielfalt, Förderung neuer Wohnungstypen und –

formen85 

79 BIWALD, P. ET AL (2011): S. 24. 
80 WEBSITE UMWELTBERATUNG, Bodenversiegelung und Flächenverbrauch, abgerufen am 12.04.2017. 
81 BIWALD, P. ET AL (2011): S. 24. 
82 ibid.: S. 9. 
83 ibid. 
84 ibid.: S. 10. 
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- Gesellschaftliche Wirkung 

Soziale, demographische und ethnische Durchmischung, gesundes Wohnumfeld, 

Hebung des Wohnstandards86 

 

Die Zielsetzungen und Wirkungen sind allesamt sinnvoll und aus staatlicher und gesell-

schaftlicher Sicht zu unterstützen, stehen allerdings auch oftmals im Widerspruch zuei-

nander. So steht beispielsweise ein bedarfsorientiertes Wohnungsangebot, aufgrund der 

derzeit hohen Nachfrage, im Konflikt mit räumlichen und ökologischen Zielvorstellungen. 

Durch diese breite Palette an positiven Auswirkungen trägt der soziale Wohnbau maß-

geblich zur Generierung gesellschaftlichen Mehrwerts bei, der der gesamten Bevölkerung 

zugutekommt. Dies sollte weiter ausgebaut werden, um leistbaren Wohnraum für eine 

möglichst große Bevölkerungsgruppe zu schaffen.  

 

 

2.1.4. Sozialer Wohnbau in Österreich 

2.1.4.1. Eigentumsverhältnisse 

In Österreich gibt es etwa 3,8 Millionen Hauptwohnsitzwohnungen, fast die Hälfte 

(49,1%) wurde 2015 im Eigentum bewohnt. Das Haupt- oder Untermietsegment ist 

mit 42% im europäischen Vergleich sehr stark vertreten. Die restlichen Prozentpunk-

te entfallen auf mietfreie Wohnverhältnisse oder Dienstwohnungen. Auf den ersten Blick 

ist Österreich also, trotz einer im internationalen Vergleich niedrigen Eigentumsquote, ein 

Land der „Häuslbauer“ und Eigentumswohnungen.87 Der soziale Wohnbau (gemeinnützi-

ge Wohnbauvereinigungen nach WGG und kommunaler Wohnbau) spielt mit 24% des 

Wohnungsbestandes keine allzu große Rolle.88 

Betrachtet man allerdings nur das Mietsegment89, so zeigt sich, dass sozialer Wohnbau 

58,3% der bewohnten Hauptwohnsitzmietwohnungen ausmacht. Hier wird die Be-

deutung des sozialen Wohnbaus sichtbar. Dabei entfallen 41,7% auf Mietverhältnisse mit 

privaten WohnungseigentümerInnen, 39,6% auf Mietverträge mit gemeinnützigen Bau-

vereinigungen und 18,7% auf Mietverhältnisse mit kommunalen Wohnbauträgern.90 Al-

lerdings sei an dieser Stelle angemerkt, dass der hohe Anteil der kommunalen Wohnun-

gen vor allem auf die hohe Anzahl an kommunalen Mietwohnungen in Wien zurückzu-

führen ist (mehr als 70% des Gesamtbestandes in Österreich).91 

85 BIWALD, P. ET AL (2011): S.10. 
86 ibid.: S. 11. 
87 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 11. 
88 ibid.: S. 81, eigene Berechnung. 
89 Mietsegment: Kommunaler Wohnbau, Gemeinnützige Wohnbauvereinigungen und privater Wohnbau 
90 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 39. 
91 ibid.: S. 81. 
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Betrachtet man das Mietsegment ohne Wien, so zeigt sich, dass gemeinnützige Wohn-

bauvereinigungen etwa 50% des Mietsegments ausmachen, während kommunaler 

Wohnbau nur noch 9% bereitstellt. Die restlichen 41% werden durch private Vermieter 

zur Verfügung gestellt. Das Mietsegment außerhalb Wien macht nur noch etwa 30% des 

Gesamtbestandes aus.92 

Auch die Betrachtung unterschiedlicher Gemeindegrößenklassen ist an dieser Stelle sinn-

voll, um die unterschiedlichen Marksituationen zu veranschaulichen. Hier zeigt sich (siehe 

Abbildung 3: Rechtsverhältnis von Hauptwohnsitzen nach Gemeindeklassen 2015), dass 

gerade in bevölkerungsschwachen Gemeinden Hauseigentum dominiert, während 

in bevölkerungsstarken Gemeinden das Mietsegment stärker ausgeprägt ist.93 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sozialer Wohnbau spielt vor allem in Ballungszenten eine bedeutsame Rolle, während in 

bevölkerungsschwachen Gemeinden noch immer das Einfamilienhaus im eigenen Eigen-

tum dominiert. Die Ballungszenten, in räumlicher Form von Stadtregionen, werden in 

dieser Arbeit näher beleuchtet. 

Neben der räumlichen Konzentration auf Ballungszentren lassen sich ferner noch Unter-

schiede in der Eigentumsstruktur nach Alter feststellen. So leben beispielsweise kaum 

Alleinlebende unter 30 in Einfamilienhäusern, während knapp 60% der Familien mit Kin-

dern im Einfamilienhaus wohnen.94  

92 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S.81, eigene Hochrechnung. Prozentuelle Schwankungen durch 
Rundungsfehler möglich. 
93 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 81. 
94 ibid.: S. 24. 
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 81, eigene Darstellung. 
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2.1.4.2. Wohnkosten 

Die Wohnkosten machen einen erheblichen Anteil an den Haushaltsausgaben aus. Die 

Aufwendungen für Wohnen belaufen sich gemäß Konsumerhebung 2014/2015 (Wohn-

kosten, Betriebskosten95, Energie, etc.) auf 26,1% der Haushaltsausgaben. Seit der 

Konsumerhebung 2009/2010 sind die Ausgaben für Wohnen um 13,1% gestiegen.96 

Dadurch ist Wohnen der größte Ausgabenposten für Haushalte.97 Die Wohnkosten unter-

scheiden sich je nach Rechtsverhältnis und nach Lage erheblich. Wohnen im Eigentum 

ist durchschnittlich günstiger als Mietwohnungen. Die Preise für den Erwerb von 

Eigentum sind allerdings insbesondere in Ballungsräumen bereits sehr hoch. Räumliche 

Unterschiede in den Wohnkosten sind ebenfalls vorhanden, so gibt man in Gemeinden 

mit weniger als 10.000 EinwohnerInnen durchschnittlich 4,5 Euro je Quadratmeter für 

Wohnraum aus, in Gemeinden mit mehr als 100.000 EinwohnerInnen gemäß dieser Er-

hebung 8,0 Euro und in Wien sind es 8,5 Euro.98 

Im Mietsegment gaben Haushalte 2015 durchschnittlich 7,1 Euro pro Quadratme-

ter Nutzfläche aus. Betrachtet man die unterschiedlichen Mietsegmente so zeigt sich, 

dass private Mietwohnungen mit durchschnittlich 8,3 Euro pro Quadratmeter zu Buche 

schlagen, während Genossenschaftswohnungen durchschnittlich 6,4 Euro pro Quadrat-

meter kosten. Das günstigste Wohnungssegment 2015 war der Gemeindebau mit durch-

schnittlichen Kosten von 6,3 Euro pro Quadratmeter.99 

Analysiert man die Mietpreisentwicklung zwischen 2005 und 2015, so zeigt sich, dass die 

Mietpreise für privat vermietete Wohnungen um 33% gestiegen sind, die Mietstei-

gerungen bei gemeinnützigen Bauvereinigungen und Gemeindewohnungen belief 

sich auf 17,5%. Die Inflation in diesem Zeitraum betrug insgesamt 17,5%. In privat ver-

mieteten Wohnungen stiegen die Mietkosten stark über dem Inflationsniveau an. Im sozi-

alen Wohnbau hingegen auf Inflationsniveau.100 

Zwischen den Bundesländern gibt es große Unterschiede in den Mietkosten (siehe Abbil-

dung 4: Durchschnittliche Wohnkosten von Hauptmietwohnungen 2015). 

  

95 Defintion Betriebkosten nach WGG/MRG: „Wasserkosten, Wassergebühren, Abwasserkosten, Kosten der 
Kanalräumung, Rauchfangkehrung, Kosten der Müllabfuhr und Entrümpelungen, Schädlingsbekämpfung, 
Stiegenhaus- und Hofbeleuchtung, Feuerversicherung, Haftpflichtversicherung, 
Leitungswasserschadenversicherung, Versicherung gegen andere Schäden, Hausbesorgerkosten bzw. Kosten 
der Hausbetreuung, Kosten für die Auslagen für die Verwaltung des Hauses, etc.“ nach AK WIEN (2017b): S. 
99f. 
96 STATISTIK AUSTRIA (2017): S. 29. 
97 ibid. 
98 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 47f. 
99 ibid.: S. 41, Beträge verstehen sich als Nettomieten inklusive Betriebskosten (=Bruttomieten) 
100 AK WIEN (2016): S. 29. 
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In den westösterreichischen Bundesländern Vorarlberg, Tirol und Salzburg zeigt sich ein 

hoher durchschnittlicher Quadratmeterpreis für Mietwohnungen, während dieser in Ost-

österreich, mit Ausnahme von Wien, unter dem österreichweiten Durchschnitt liegt. 

Diese Spannbreite an unterschiedlichen durchschnittlichen Mietpreisen kann auf mehrere 

Gründe zurückgeführt werden. Einerseits sorgen unterschiedliche Anteile von sozialem 

Wohnbau für diese Preisdifferenzen. Anderseits führt aber auch die unterschiedlich starke 

Nachfrage nach Wohnraum zu Preisunterschieden. Auch wohnpolitische Regelungen der 

Bundesländer haben Einfluss auf den Mietpreis.101 Ferner sind örtliche oder regionale Ge-

gebenheiten ausschlaggebend für die Mietpreise. So kann ein hoher Anteil an Zweit-

wohnsitzwohnungen oder eine starke touristische Wirtschaftsausrichtung sich negativ auf 

die Höhe von Mietpreise auswirken.  

Ein großer Unterschied in den Wohnkosten besteht zwischen Alt- und Neuverträ-

gen. Neu vermietete Wohnungen hatten 2015 einen durchschnittlichen Quadratmeter-

preis inkl. Betriebskosten von 8,9 Euro (6,7 Euro Nettomiete, 2,10 Euro Betriebskosten) 

und lagen somit 1,80 Euro über dem Österreich-Schnitt. Altverträge mit mindestens 30 

Jahren Mietvertragsdauer hatten eine durchschnittliche Nettomiete von 3,0 Euro pro 

Quadratmeter und waren damit wesentlich billiger.102 

Aus dem Jahr 2012 liegen Daten von Bruttomieten103 differenziert nach Neu- und Altver-

trägen (Bestandsverträgen) und Mietsegment vor. Diese zeigen deutlich, dass Gemeinde-

wohnungen und gemeinnützige Wohnungen weitaus günstiger sind als privatvermietete 

Wohnungen (siehe Tabelle 1: Bruttomiete bei Bestandsverträgen und Neuverträgen 

101 AMANN, W., & LUGGER, K. (2016): S. 33. 
102 STATISTIK AUSTRIA (2017): S. 33. 
103 Defintion Bruttomiete: „Bruttomiete = Nettomiete + Betriebskosten (exkl. USt.)“ nach WEBSITE 
HELP.GV.AT, Mietwohnungen – Bruttomiete, abgerufen am 09.07.2017. 

 €8,70  

 €8,10   €7,90  
 €7,50  

 €7,10  
 €6,70   €6,70  

 €6,30  

 €5,70  
 €5,40  

 €-    

 €1,00  

 €2,00  

 €3,00  

 €4,00  

 €5,00  

 €6,00  

 €7,00  

 €8,00  

 €9,00  

Sbg Vgb T W Ö Oö Stmk Nö Ktn Bgld

Abbildung 4: Durchschnittliche Wohnkosten von Hauptmietwohnungen 2015 

Quelle: STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 41, eigene Darstellung. 
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2012). Neumieten sind im sozialen Wohnbau um etwa ein Viertel günstiger (Ge-

meindewohnungen 27%, Gemeinnützige Wohnungen 25%) als freifinanzierte private 

Wohnungen104. 

 

Tabelle 1: Bruttomiete bei Bestandsverträgen und Neuverträgen 2012 

 Bestandsmiete 
[in Euro] 

Neumieten 
[in Euro] 

Gemeindewohnung 5,6  6,1  
Gemeinnützige Bauvereinigungen 5,8  6,3  
Freifinanzierte Wohnungen 7,0  8,4  
Freifinanzierte Wohnungen (Baujahr vor 1945) 6,2  7,9  

Quelle: STREISSLER-FÜHRER, A.ET AL (2015): S. 29, eigene Darstellung. 

 

Insgesamt sind die Mietkosten in den letzten Jahren stark gestiegen, doch der Anstieg 

fand vor allem im privat-vermieteten Wohnungssegment statt. Die Kosten für sozialen 

Wohnbau sind nur leicht über der Inflation gestiegen. Auch in den Neuvermietungen sind 

Formen sozialen Wohnbaus günstiger und müssen daher forciert werden. 

 

 

2.1.4.3. Sozialer vs. privater Wohnbau 

In diesem Unterkapitel werden der soziale Wohnbau (kommunaler und gemeinnütziger 

Wohnbau) und der private Wohnbau einem Vergleich anhand von ausgewählten Indi-

katoren unterzogen. 

2015 lebten durchschnittlich 2,22 Personen in einem Haushalt. Die Haushaltsgröße hat 

in den letzten Jahren immer stärker abgenommen und dieser Trend wird sich wohl auch 

in Zukunft fortsetzen. Betrachtet man das Mietsegment, so liegen alle Segmente unter 

der österreichweiten durchschnittlichen Haushaltsgröße von 2,22 Personen (siehe Tabelle 

2: Durchschnittliche Haushaltsgröße und Anteil Einpersonenhaushalte). Diese wird sehr 

stark vom Hauseigentum geprägt (2,71 Personen pro Haushalt).105 

Die Reduktion der durchschnittlichen Haushaltsgröße in Österreich viele Gründe. Einer-

seits nehmen Großfamilien immer mehr ab und Generationenwohnen ist nicht mehr so 

häufig, anderseits nehmen Einpersonenhaushalte immer mehr zu. 2015 war mehr als 

jeder dritte Haushalt ein Einpersonenhaushalt (37,2%). Auch hier zeigt sich, dass es im 

Mietsegment selbst kaum Unterschied gibt, der Wert sich aber sehr stark vom österreichi-

schen Durchschnitt unterscheidet (Tabelle 2: Durchschnittliche Haushaltsgröße und Anteil 

104 STREISSLER-FÜHRER, A.ET AL (2015): S. 29, eigene Berechnung. 
105 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 25. 
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Einpersonenhaushalte). Grund für einen niedrigeren österreichweiten Durchschnitt ist 

wieder das Segment des Hauseigentums (19,2% Einfamilienhaushalte).106 

 

Tabelle 2: Durchschnittliche Haushaltsgröße und Anteil Einpersonenhaushalte 

 Durchschnittliche 
Haushaltsgröße 
[Anzahl Personen] 

Anteil der Einper-
sonenhaushalte 

[in %] 
Gemeindewohnung 2,01 48,1 
Gemeinnützige Bauvereinigungen 1,96 47,4 
Privater Wohnbau 1,97 46,9 
Insgesamt (inkl. Eigentum) 2,22 37,2 

Quelle: STATISITIK AUSTRIA (2016): S. 25, eigene Darstellung. 

 

Die durchschnittliche Haushaltsgröße und der Anteil an Einpersonenhaushalten unter-

scheiden sich zwischen privatem und sozialem Wohnbau somit nur marginal.  

Betrachtet man die durchschnittliche Nutzfläche, so zeigt sich ein ähnliches Bild: die Flä-

che liegt bei sozialem und privatem Wohnbau zwischen 61m² und 70m². Auch hier gibt 

es wieder eine große Diskrepanz zum Hauseigentum (Ø 139 m²).107 

Bei der Ausstattungskategorie zeigen sich hingegen Unterschiede zwischen privatem 

und sozialem Wohnbau. Die meisten Hauptwohnsitzwohnungen (93,1%) weisen bereits 

Ausstattungskategorie A108 auf. Auf Kategorie B109 entfallen 5,7% und Kategorie C110 

(0,2%) und Kategorie D111 (1,0%) sind faktisch nicht mehr existent. Im kommunalen 

und gemeinnützigen Wohnbau existieren fast ausschließlich Wohnungen der Ka-

tegorie A, vereinzelt der Kategorie B. Im privaten Wohnbau hingegen gibt es auch noch 

Wohnungen der Kategorie D. Mehr als drei Viertel aller Kategorie D-Wohnungen (= rund 

30.000 Wohnungen) sind im privaten Segment zu finden. Die Ausstattungskategorie ist 

im sozialen Wohnbau somit durchschnittlich besser.112  

Die Wohnungsproduktion ist in Österreich recht stabil und bewegt sich in den letzten 

Jahren zwischen etwa 44.000 und 50.000 fertiggestellten Wohneinheiten. Der Fo-

kus der Wohnungsproduktion liegt dabei auf Gebäuden mit mehr als 3 Wohneinheiten.113 

106 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 25. 
107 ibid.: S. 26. 
108 Definition Austattungskategorie A: „Wohnung mit Bad/Dusche, WC und Zentralheizung (oder 
gleichwertige, fest installierte Heizung)“ nach STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 28. 
109 Definition Austattungskategorie B: „mit Bad/Dusche, WC und Einzelofenheizung 

(oder keine Heizung)“ nach STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 28. 
110 Definition Austattungskategorie C: „Wohnung mit WC und Wasserentnahme, keine Bade-/ 

Duschgelegenheit, Heizungsart nicht relevant“ nach STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 28. 
111 Definition Austattungskategorie D: „kein WC, Heizungsart nicht relevant“ nach STATISTIK AUSTRIA 
(2016a): S. 28. 
112 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 28 und S. 81. 
113 STATISTIK AUSTRIA, 2005 bis 2015 fertiggestellte Wohnungen und neue Gebäude nach 
Gebäudeeigenschaften und Art der Bautätigkeit, abgerufen am 19.04.2017. 
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Diese hohe Wohnungsproduktion zeichnet sich auch in der Statistik nieder. 15,5% der 

Hauptwohnsitze wurden nach dem Jahr 2000 errichtet. Dabei gibt es große Unter-

schiede zwischen den Bundesländern. Während in Wien nur 10,8% des Wohnungsbe-

standes nach der Jahrtausendwende errichtet wurde, sind es in Tirol und dem Burgenland 

jeweils über 20%.114 

Die fertiggestellten Wohneinheiten wurden von unterschiedlichen BauherreInnen errich-

tet. Leider liegen keine Daten nach der klassischen Statistik Austria-Klassifikation mit pri-

vater Wohnbau, Genossenschaften und Gemeindebau vor. Aus der Statistik der Bauher-

rInnen (siehe Abbildung 5: Fertiggestellte Wohnungen nach BauherrInnen und Bundes-

ländern 2015) ist allerdings ersichtlich, dass der öffentliche Sektor115 2015 faktisch keinen 

Wohnraum fertiggestellt hat. Gemeinnützige Wohnbauvereinigungen spielen hingegen 

eine große Rolle in der Bauleistung. Im Segment der Gebäude mit mehr als zwei 

Wohneinheiten. 

 

Abbildung 5: Fertiggestellte Wohnungen nach BauherrInnen und Bundesländern 2015 

 

Weiters sei noch angemerkt, dass neben dem Neubau stärkere Bemühungen unternom-

men werden leerstehenden Wohnraum zu aktivieren. Es gibt keine offiziellen Zahlen zu 

Leerstand in Österreich, doch bei der Registerzählung 2011 wiesen 17,93% der Woh-

nungen keine Hauptwohnsitzmeldung (Zweitwohnsitze, Urlaubswohnungen, etc.) auf. 

114 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 19. 
115 Definition „Öffentlicher Sektor“: Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen sowie öffentlich 
kontrollierte Unternehmen. 

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, 2015 fertiggestellte Wohnungen nach Bauherrn bzw. Bauherrinnen und 
Bundesländern, eigene Darstellung. Wien ohne An-, Auf-, Umbautätigkeiten. 
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Man kann daraus nicht unmittelbar auf Leerstand schließen, dennoch muss versucht wer-

den, diese knapp 800.000 Wohnungen einer dauerhaften Wohnnutzung zuzuführen.116 

Trotz der hohen Bauleistung kommt es zum Überbelag von Wohnungen. Der Woh-

nungsüberbelag117 gilt als einer der Indikatoren für prekäre Wohnbedingungen. Durch 

einen Überbelag kann indirekt auf die Nicht-Leistbarkeit von Wohnraum bzw. auf öko-

nomische Probleme von Haushalten geschlossen werden. 

Der Überbelag ist, wie in Tabelle 3: Überbelag nach Rechtsverhältnis ersichtlich, im Miet-

segment weitaus stärker vertreten, als im österreichischen Durchschnitt. Vor allem im 

kommunalen Wohnbau sind besonders viele Haushalte (13,4%) und mehr als jedeR vierte 

MieterIn (28,9%) davon betroffen.118 Besonders von Überbelag sind Mehrpersonenhaus-

halte mit mehr als drei Kindern sowie Personen mit niedrigen Einkommen betroffen.119 

Hier ist also anzunehmen, dass es im kommunalen Wohnbau aber auch in bestimmten 

Segmenten des privaten Wohnbaus (immerhin 16,3% der MieterInnen von Überbelag 

betroffen) zu einer Aggregation von Haushalten mit niedrigen Einkommen kommt. 

 

Tabelle 3: Überbelag nach Rechtsverhältnis 

 Überbelag nach 
Haushalten  

[in %] 

Überbelag nach 
Personen 

[in %] 
Gemeindewohnung 13,4 28,9 
Gemeinnützige Bauvereinigungen 4,6 10,6 
Privater Wohnbau 8,5 16,3 
Insgesamt (alle Rechtsverhältnisse) 3,9 7,3 

Quelle: STATISITIK AUSTRIA (2016): S. 31, eigene Darstellung. 

 

Das Haushaltseinkommen in unterschiedlichen Rechtsverhältnissen im Wohnbau wird in 

der EU-SILC-Erhebung ersichtlich. In dieser Erhebung wird das Haushaltseinkommen 

anhand des Äquivalenzeinkommens120 in drei Kategorien unterteilt (siehe Abbildung 6: 

Rechtsform nach Median-Einkommensgruppen). Dabei wird das Äquivalenzeinkommen in 

116 STATISTIK AUSTRIA (2013): S. 21. 
117 Definition Überbelag: „Dieser Indikator für unzureichende Wohnungsgröße basiert auf der Kombination 
von Wohnfläche und Haushaltsgröße. Als überbelegt gilt eine Wohnung dann, wenn die Nutzfläche unter 
35 Quadratmeter liegt und mehr als eine Person in der Wohnung lebt. Ebenso liegt bei einer Nutzfläche von 
35 bis unter 60 Quadratmeter und mehr als zwei Personen, bei einer Nutzfläche von 60 bis unter 70 
Quadratmeter und mehr als drei Personen, bei einer Nutzfläche von 70 bis unter 90 Quadratmeter und mehr 
als vier Personen sowie einer Nutzfläche von 90 bis unter 110 Quadratmeter und mehr als fünf Personen 
Überbelag vor. Handelt es sich um eine Wohnfläche ab 110 Quadratmetern, wird kein Überbelag 
angenommen.“ nach STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 30. 
118 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S.31. 
119 ibid. 
120 Definition Äquivalenzeinkommen: „Das Äquivalenzeinkommen, auch äquivalisiertes Haushaltseinkommen 
genannt, wird berechnet, indem man das verfügbare Nettojahreshaushaltseinkommen durch die Summe der 
Gewichte des Haushalts dividiert. Es fällt daher in Einpersonenhaushalten gleich hoch, ansonsten immer 
niedriger aus als das Haushaltseinkommen. Mit Hilfe dieser Größe sollen unterschiedlich große und 
verschieden strukturierte Haushalte vergleichbar gemacht werden.“ nach STATISTIK AUSTRIA (2016c): S. 23. 
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA (2016b): S. 56, eigene Darstellung. 
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niedrig (<60%) mittel (60% bis < 180%) hoch (>=180%)

unterschiedliche Medianeinkommensgruppen differenziert. Niedrige Einkommen (weniger 

als 60% des äquivalisierten Medianeinkommens) gelten gemäß EU-SILC als die armutsge-

fährdete Gruppe mit weniger als 13.956 Euro Jahreseinkommen. Die mittlere Einkom-

mensgruppe (60% bis 180% des äquivalisierten Medianeinkommens) hat ein jährliches 

Einkommen zwischen 13.956 und 41.868 Euro. Die Gruppe der hohen Einkommen (mehr 

als 180% des äquivalisierten Medianeinkommens) hat ein jährliches Einkommen von 

41.868 Euro und mehr.121 

Differenziert man die Einkommensgruppen nach Rechtsverhältnissen der Wohneinheiten 

so zeigt sich, dass im Gemeindebau und im privaten Wohnungssegment die nied-

rigste Einkommensgruppe besonders stark und überdurchschnittlich auftritt. Diese 

Gruppe gilt auch als armutsgefährdet. Somit sind die MieterInnen im kommunalen 

Wohnbau fast zu einem Drittel (30,5%) von Armutsgefährdung betroffen. Dieses Wohn-

bausegment erfüllt die Kernaufgabe des Bereitstellens von Wohnraum für ökonomisch-

schwache Gruppen am besten.122 

Im gemeinnützigen Wohnbau wohnen überdurchschnittlich viele Menschen der 

mittleren Einkommensgruppe, wodurch der Auftrag der Wohnversorgung mit mittel-

stands-orientierung erfüllt zu sein scheint.123 

Das private Wohnungssegment weist neben einem großen Anteil an niedrigen Einkom-

mensgruppen auch einen, für das Mietsegment hohen, Anteil an hohen Einkommen 

auf.124 

 

Abbildung 6: Rechtsform nach Median-Einkommensgruppen 

121 STATISTIK AUSTRIA (2016b): S. 17. 
122 ibid.: S. 56. 
123 ibid. 
124 ibid. 
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Unterschiede gibt es ebenfalls beim höchsten Bildungsabschluss (Abbildung 7: Rechts-

form nach Bildungsabschluss). In Gemeindewohnungen ist der Anteil an Personen mit 

maximal einem Pflichtschulabschluss stärk ausgeprägt sind, sind diese im privaten Wohn-

bau sehr schwach vertreten. Personen mit Matura oder Universitätsabschluss sind hinge-

gen im privaten Wohnbau überproportionale vertreten. Die Wohnungsgemeinnützigkeit 

liegt vom Bildungsniveau der BewohnerInnen sehr stark am österreichischen Durchschnitt. 

 

Abbildung 7: Rechtsform nach Bildungsabschluss 

 
 

In den Wohnkosten gibt es gravierende Unterschiede zwischen den Mietwohnungsseg-

menten. Der kommunale Wohnbau weist hier die niedrigsten durchschnittlichen Quad-

ratmeterkosten auf, das private Wohnungssegment die höchsten (siehe Kapitel 2.1.4.2 

Wohnkosten). Auch von den starken Steigerungen der Mietpreise war vor allem der pri-

vate Wohnungsmarkt betroffen. Im sozialen Wohnbau kam es ebenfalls zu Preissteige-

rungen, allerdings nahezu im Ausmaß der Inflation.125 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen den beiden Mietsegmenten ist die Befristung von 

Mietverträgen. Insgesamt stehen rund 1,26 Millionen unbefristete Mietverträge rund 

298.000 befristeten Mietverträgen gegenüber.126 Im kommunalen und gemeinnützi-

gen Wohnungssegment sind Befristungen nur die Ausnahme und kommen in selte-

nen Fällen zur Anwendung. Im privaten Mietsektor stehen Befristungen von Mietverträ-

gen allerdings an der Tagesordnung. Knapp 90% aller befristeten Mietverträge finden 

125 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 41 und AK WIEN (2016): S. 29. 
126 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 81. 

Quelle: STATISTIK AUSTRIA (2016b): S. 56, eigene Darstellung. 
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sich im privaten Mietsegment. Besonders beliebt sind hierbei Laufzeiten von drei bis zu 

fünf Jahren.127 

 

Factbox: Sozialer Wohnbau in Österreich 

− 4.441.408 Wohnungen in 2.191.280 Gebäuden, davon 3.644.958 Hauptwohnsitz-

wohnungen128 

− 42% Mietquote | 58% Eigentumsquote129 

− 58,3% der Mietwohnungen sind sozialer Wohnbau130 

− Kommunaler Wohnbau verliert an Bedeutung (2009: 19,7% | 2015: 18,7%)131 

− In bevölkerungsschwachen Gemeinden dominiert das Hauseigentum, in bevölke-

rungsreichen Gemeinden dominieren Mietwohnungen132 

− 26,1% der Haushaltsausgaben entfallen auf Wohnkosten133 

− Anstieg der Mietkosten um 33% zwischen 2005 und 2013 – Großer Kostenunter-

schied zwischen Neu- und Bestandsverträgen134 

− Unterschied zwischen privatem und sozialem Wohnbau vor allem in den Mietkosten, 

in den BewohnerInnen, in der Ausstattungskategorie und in der Befristung von 

Mietverträgen135 

 

  

127 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 81. 
128 STATISTIK AUSTRIA (2013): S. 21. 
129 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 81. 
130 ibid. 
131 ibid.: S. 39. 
132 ibid.: S. 81. 
133 STATISTIK AUSTRIA (2017): S. 29. 
134 AK WIEN (2016): S. 29. 
135 STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 41 UND STATISTIK AUSTRIA (2016b): S. 56 UND STATISTIK AUSTRIA 
(2016a): S. 28 und S. 81 UND STATISTIK AUSTRIA (2016a): S. 81. 
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2.1.4.4. Aktuelle Entwicklungen am Wohnungsmarkt  

Der österreichische Wohnungsmarkt kann nicht als homogener Markt mit identen Rah-

menbedingungen gesehen werden, da dieser aus vielen (regionalen) Teilmärkten besteht. 

Die Anforderungen sind überall anders, dennoch lassen sich einige Trends ablesen. 

Die Bodenpreise sind in den letzten Jahren stark gestiegen (2008-2012 um 22%)136, 

wodurch immer weniger Flächen in zentralen Lagen zu niedrigen Preisen verfügbar sind. 

Gemeinden verfügen über immer weniger Grundstücksreserven, wodurch es zu-

nehmend schwieriger wird, leistbaren Wohnraum bereitstellen zu können. Die restlichen 

vorhandenen Reserven werden oft mittels Bestbieterprinzip zu Konditionen veräußert, die 

von gemeinnützigen Bauvereinigungen nicht finanziert werden können.137 Dies führt da-

zu, dass es vor allem in Ballungsräumen einen Mangel an leistbarem Wohnraum gibt. 

Auch die Baukosten spielen für die Leistbarkeit von Wohnraum eine zentrale Bedeutung. 

Diese sind seit dem Jahr 2000 um 57,4% gestiegen. Dies liegt einerseits an höheren 

Ausgaben für Baumaterialien und Arbeitskräfte, anderseits an steigenden Anforderungen 

an die Qualität der Wohngebäude.138 

Neben den Steigerungen der Bodenpreise und der Baukosten tragen Angebot und 

Nachfrage stark zu höheren Wohnkosten bei, vor allem im privaten Wohnungssegment. 

Die Nachfrage nach Wohnraum steigt. Dies liegt an mehreren Faktoren: 

Die österreichische Bevölkerung wächst um etwa 1% pro Jahr. Dies wird einerseits 

durch eine positive Wanderungsbilanz, v.a. durch Migration, anderseits durch eine stei-

gende Lebenserwartung bewirkt. Der Bedarf an Wohnraum nimmt dadurch stetig zu, 

da ältere Personengruppen den Wohnbaubestand länger und neue Menschen ebenfalls 

Wohnraum benötigen.139 

Die steigende Anzahl an Einpersonenhaushalten trägt ebenso zu einer erhöhten Nach-

frage nach Wohnraum bei wie die sinkende Haushaltsgröße und die steigende Durch-

schnittsfläche pro Kopf. Es leben immer mehr Menschen auf größeren Flächen, aber 

immer weniger Menschen in einer Wohnung, somit benötigt man zusätzliche Wohnungs-

einheiten.140 

Das Angebot an Wohnraum steigt kontinuierlich und die Anzahl der Genehmigungen 

und die Fertigstellungsrate von Wohnraum sowie die Wohnbauinvestitionen auf 

einem sehr hohen Niveau, können allerdings die Nachfrage derzeit anscheinend nicht 

decken. Der Verband der gemeinnützigen Bauvereinigungen schätzt die jährliche Woh-

nungslücke (Differenz zwischen Neubauleistung und Wohnungsbedarf) österreichweit 

136 LAMMER, B. (2013).  
137 WEBSITE ÖSTERREICHISCHER VERBAND GEMEINNÜTZIGER BAUVEREINIGUNGEN, Enquete: Geför-derter 
Wohnbau braucht leistbare Grundstücke – Priorität Nummer 1: Grundstücke, abgerufen am 22.08.2017. 
138 WEBSITE STATISTIK AUSTRIA, Baukostenindex für den Wohnhaus- und Siedlungsbau, Bau-meisterarbeiten 
ab Basisjahr 1990, abgerufen am 19.04.2017. 
139 AMANN, W., & LUGGER, K. (2016): S. 12. 
140 ibid. 
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auf etwa 9.000 Wohneinheiten. Außerdem ist die Neubauleistung der gemeinnützigen 

Bauvereinigungen im Vergleich zur ersten Hälfte der 2000er-Jahre zurückgegangen.141 

Zusätzlich wird seit der Finanzkrise vermehrt in Wohnraum als Anlagegut investiert. Die-

ser Trend wurde durch die angewendete Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank 

und der Nationalbank nochmals verstärkt. Auch private Investitionen in Immobilien als 

Wertanlage wurden seither stark forciert, da klassische Anlagegüter kaum oder keine 

Zinserträge mehr versprechen. Die Bauleistung an sich sagt also noch nichts über 

eine tatsächliche Wohnraumversorgung der Bevölkerung aus. 

Verteuerungen im sozialen Wohnbau sind primär mit der Erhöhung der Bodenpreise und 

der Baukosten zu erklären. Da dieses Wohnungssegment an das MRG bzw. das WGG 

gebunden ist herrschen strikte Mietpreisobergrenzen vor. Gemeinden, Länder und der 

Bund müssen gemeinsam mit gemeinnützigen Bauvereinigungen stärker in Wohnraum 

investieren und zusätzliche Wohneinheiten schaffen.  

 

 

2.1.5. Conclusio zu „Sozialer Wohnbau und leistbares Wohnen“ 

Wohnen als Grundbedürfnis jedes Menschen wird in Österreich stark durch staatliche 

Eingriffe gelenkt, ein durchsetzbares „Recht auf Wohnen“ gibt es allerdings nicht. Etwa 

80% der Bevölkerung haben Zugriff auf Förderungen in Zusammenhang mit Wohn-

raum, oder direkt auf sozialen Wohnbau. Begründet wird der staatliche Eingriff in den 

Wohnungsmarkt durch die wichtige Funktion von Wohnen als Daseinsvorsorge und als 

sozialer Ausgleich, um Menschen, die sich am privaten Wohnungsmarkt keinen Wohn-

raum leisten können, mit Wohnraum zu versorgen. Im europäischen Vergleich ist Woh-

nen in Österreich jedoch günstig und stark von Mietwohnungen (42% Mietquote) ge-

prägt. Die Eigentumsquote von 58% ist vergleichsweise niedrig.  

Der soziale Wohnbau, bestehend aus kommunalem und gemeinnützigem Wohnbau, hat 

eine konstant wichtige Bedeutung für den österreichischen Wohnungsmarkt. Aufgrund 

fehlender Bautätigkeiten von Gemeinden ist der kommunale Wohnbau allerdings rückläu-

fig und der gemeinnützige Wohnbau von immer größerer Bedeutung. Dies wird auch 

dadurch begünstigt, dass gemeinnützige Bauvereinigungen ihre Gewinne großteils wieder 

in Wohnbau investieren müssen. Kommunaler Wohnbau ist besonders für Menschen 

mit niedrigem Einkommen und an der Armutsgrenze von Bedeutung, gemeinnüt-

ziger Wohnbau hat einen starken Mittelstandsfokus.  

Der private Wohnungsbau unterscheidet sich vom sozialen Wohnungsbau in einigen 

Punkten. Die Ausstattungskategorie der privaten Wohnungen ist geringer als im 

sozialen Wohnbau. So ist beispielsweise die Ausstattungskategorie D im privaten Woh-

nungsbau noch vorhanden – im sozialen Wohnungsbau nicht. Im sozialen Wohnbau gibt 

es die Befristung von Mietverträgen nur im Ausnahmefall, im privaten Wohnbau ist dies 

141 WURM, K. (2016): S. 15. 
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übliche Praxis. Den größten Unterschied gibt es allerdings in der Preisentwicklung, die 

seit Jahren stetig steigt. Dabei ist vor allem im Mietsegment und in Ballungszentren dieser 

Anstieg besonders spürbar. Zwischen 2005 und 2013 sind die Mietkosten durchschnitt-

lich um 33% angestiegen. Im sozialen Wohnbau fällt diese Steigerung bisher weit niedri-

ger aus als im privaten Mietsegment. Auch zwischen Neu- und Altmieten gibt es sehr 

große Unterschiede. Durch steigende Boden- und Mietpreise nehmen auch immer mehr 

Personen der Mittelschicht das Angebot des sozialen Wohnbaus war. Im privaten Woh-

nungsbau ist die Konzentration von Haushalten mit hohen Einkommen stärker als 

im sozialen Wohnbau. Bei anderen Indikatoren wie Haushaltsgröße, Nutzfläche, Überbe-

lag oder Anteil Einpersonenhaushalte gibt es zwischen privatem und sozialem Wohnbau 

wenig Unterschiede. Hier sind vielmehr Unterschiede zwischen Eigentums- und Mietseg-

ment erkennbar. 

Die Raumplanung verfügt über Instrumente, die die Leistbarkeit von Wohnraum ver-

bessern können. Diese reichen von der Widmung über Dichtebestimmungen bis hin zur 

Vertragsraumordnung. Die meisten österreichischen Gemeinden verfügen über hohe Bau-

landreserven, die über die letzten Jahrzehnte kontinuierlich aufgebaut wurden. Bevor 

neue Flächen für Wohnbau ausgewiesen werden, müssen Maßnahmen der Baulandmobi-

lisierung Anwendung finden, um bereits gewidmeten Flächen eine Bebauung zuzuführen.  

Die Wohnbauförderung spielt für den Neubau eine besonders wichtige Rolle und ga-

rantiert eine weitere hohe Bauleistung in Österreich. Wichtig wäre es, künftig stär-

ker auf Geschoßwohnungsbau zu setzen, um das Bevölkerungswachstum in Ballungs-

räumen bewerkstelligen zu können. Aber auch für die Bestandssicherung ist die Wohn-

bauförderung in Form von Sanierungsförderungen wichtig. Für den sozialen Wohnbau 

müssen diese Mittel zukünftig besser verwendet werden. Außerdem ist eine Koppelung 

der Förderung an Ziele der Raumplanung wichtig, um weitere großflächige Versiegelung 

und Zersiedelung zu verhindern. 
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2.2. Interkommunale Kooperation 

Unter interkommunale Kooperation (IKK) oder Zusammenarbeit versteht man grundsätz-

lich „die gemeinsame Erfüllung von Aufgaben durch zwei oder mehrere Gemeinden“142. 

Das Handwörterbuch der Raumordnung definiert interkommunale Kooperation zusätzlich 

als Zusammenarbeit von räumlich gebundenen Gemeinden.143 Diese interkommunalen 

Kooperationen können in unterschiedlichen Bereichen (Regionalentwicklung, Infra-

struktur, Dienstleistungen, Systemleistungen) in unterschiedlichen Formen stattfinden und 

dienen der Ergänzung bestehender Steuerungsinstrumente. Die Kooperationen können 

entweder top-down oder bottom-up organisiert sein. Seit Jahren gibt es unterschiedli-

che AkteurInnen auf der interkommunalen oder regionalen Ebene, Tendenz steigend.144 

Der österreichische Gesetzgeber hat daher unterschiedliche Organisationsformen der 

Kooperationen zwischen Gemeinden geschaffen. Die Spannweite der Kooperationsfor-

men reicht von freiwillig-informellen über freiwillig-institutionalisierte bis hin zu 

rechtlich vorgeschriebenen formell-institutionalisierten Kooperationen in Form von 

Verwaltungsgemeinschaften und Gemeindeverbänden. Die Zuständigkeit für IKK ist im 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG Art. 116a) geregelt und sieht vor, dass die Bundesländer 

gesetzliche Rahmenbedingungen schaffen müssen. Somit gibt es in jedem Bundesland 

unterschiedliche Ausgestaltungen der IKK.145 

Dennoch lassen sich im Allgemeinen drei Modelle der Aufgabenerfüllung erkennen. So ist 

es möglich, dass „eine Gemeinde alleine eine oder mehrere Aufgaben für zwei oder mehr 

Gemeinden erfüllt“146 (Sitzgemeindemodell). Weiters ist es möglich, dass „mehrere Ge-

meinden zusammen eine oder mehrere Aufgaben für zwei oder mehr Gemeinden erfül-

len“147. Die verwendete Literatur spricht hier von „Zusammenarbeit im engeren Sinne“. 

Die dritte Möglichkeit ist der Zusammenschluss zu einer privatrechtlichen oder öffentlich-

rechtlichen juristischen Person, beispielsweise einem Verband oder einer Kapitalgesell-

schaft. Dieser juristischen Person wird/werden dann eine oder mehrere Aufgabe/n zweier 

oder mehrerer Gemeinden übertragen, die für die Erfüllung dieser zuständig sind.148 

Sämtliche hier genannten Modelle der Aufgabenerfüllung finden in österreichischen Ge-

meinden Anwendung.  

Interkommunale Zusammenarbeit ist vor allem dadurch notwendig geworden, da Ge-

meinden immer komplexere öffentliche Aufgaben, wie schwer durchschaubare Rechtsvor-

schriften oder Finanzierungsformen, zu erfüllen haben. Durch diese Zunahme an hoch 

spezialisierten Leistungen und eine damit einhergehende zunehmende Überforderung 

mancher Gemeinden sind viele Gemeinen Kooperationen mit ihren Nachbargemeinden 

142 BIWALD, P., SZCZEPANSKA, K., & HOCHHOLDINGER, N. (2004): S. 7.  
143 AKADEMIE FÜR RAUMFORSCHUNG UND LANDESPLANUNG (2005): S. 531. 
144 ZECH S. ET AL. (2016): S. 63f und TÖDTLING-SCHÖNHOFER, H., & HAMZA, C. (2015a): S. 17. 
145 BIWALD, P., SZCZEPANSKA, K., & HOCHHOLDINGER, N. (2004): S. 18f.  
146 ibid.: S. 13.  
147 ibid. 
148 ibid.: S. 13 und S. 15.  
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eingegangen, um so durch die Bündelung der Kräfte bessere Entwicklungschancen 

zu haben.149 Interkommunale Kooperation ist allerdings kein reines top-down Phänomen 

mehr, sondern ist oftmals so konzipiert, dass Bevölkerung und NGOs sich daran beteili-

gen oder die Impulse für eine Kooperation setzen können. 

Im europäischen Vergleich ist die österreichische Gemeindestruktur sehr kleinteilig orga-

nisiert. So liegen sowohl Durchschnittsbevölkerung je Gemeinde (Ö: 3.550, EU: 5.580)150 

sowie die durchschnittliche Fläche (Ö: 36 km², EU: 49 km²)151 unter dem EU-Durchschnitt. 

Diese Kleinteiligkeit hatte großen Einfluss auf die Etablierung von IKK. Daher sind Koope-

rationen zwischen Gemeinden in Österreich in allen Raumtypen verbreitet und unter-

scheiden sich nur durch den Anlass und die Art der Kooperation. Die Rahmenbedingun-

gen vor Ort, und vor allem die beteiligten AkteurInnen, prägen die Kooperation maßgeb-

lich. Ferner lässt sich eine verstärkte Kooperationsbereitschaft erkennen, sobald akuter 

Handlungsdruck vorherrscht, wenngleich damit die Aufgabe von Souveränität in gewissen 

Teilen einhergeht.  

 

 

2.2.1. Bereiche interkommunaler Kooperation 

Anhand bisheriger Kooperationen lassen sich unterschiedliche Bereiche von interkommu-

nalen Kooperationen zwischen österreichischen Gemeinden erkennen. WIRTH und BI-

WALD differenzieren hier zwischen vier Bereichen152: 

 

a) Regionalentwicklung 

Regionale Entwicklungszusammenarbeit, Tourismus, Überregionale Betriebsan-

siedlung (Gewerbeparks) 

b) Infrastruktureinrichtungen 

Einrichtung und Betrieb von Freizeiteinrichtungen (Bäder, Sporthallen, Veran-

staltungszentren), Erholungseinrichtungen, Abfallentsorgung, Wasserversor-

gung und Abwasserentsorgung 

c) Dienstleistungsbereich 

Feuerwehren, Rettungsdienst, Sozialhilfeverbände, Pflichtschulerhaltung, Kin-

dergärten, SchülerInnenheime, Bauhofleistungen mit Personal und Maschinen 

Standesamt / Staatsbürgerschaftswesen, Abgabeneinhebung, Sachverständi-

gendienst 

149 TÖDTLING-SCHÖNHOFER, H., & HAMZA, C. (2015a): S. 17. 
150 BIWALD, P., SZCZEPANSKA, K., & HOCHHOLDINGER, N. (2004): S. 13 und 15.  
151 ibid. 
152 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 21. 
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d) Systemleistungen 

Einkauf / Beschaffung, Lehrlingsausbildung, Aus- und Weiterbildung, Buchhal-

tung, Lohnverrechnung, Facility-Management 

 

Die Bereiche interkommunaler Kooperation nehmen immer weiter zu, so gibt es nicht 

mehr nur Kooperationen im Tourismusbereich oder im Beschaffungswesen, sondern ver-

stärkt auch in Fragen der Siedlungsentwicklung, Mobilität, Energie-, oder Stadtort-

entwicklung. Die übergemeindliche Standortentwicklung in Form von Wirtschaftsagen-

turen hat in den letzten Jahren stark zugenommen und ist ein erster Schritt hin zu einem 

interkommunalen bzw. regionalen Flächenmanagement.153 Auch Kooperationen im Ver-

kehr über Gemeindegrenzen hinweg nehmen zu, wie beispielsweise im öffentlichen Ver-

kehr oder bei Radwegenetzen. Für den Wohnbau gibt es bisher noch wenige Tendenzen 

in diese Richtung abgesehen von interkommunalen bzw. regionalen Siedlungsgrenzen 

wird bisher wenig kooperiert. 

 

 

2.2.2. Motive für interkommunale Kooperation 

Für Gemeinden gibt es unterschiedliche Intentionen, um Kooperationen mit Nachbarge-

meinden einzugehen. In einzelnen Bereichen gibt es eine vom Gesetzgeber geschaffene 

gesetzliche Verpflichtung zur Zusammenarbeit (beispielsweise in Schulgemeindeverbän-

den). Der Großteil der Kooperationen basiert allerdings auf Freiwilligkeit. Solche freiwilli-

gen Kooperationen entstehen nicht systematisch, sondern vielmehr meist zufällig und auf 

Initiative einzelner Personen vor Ort.154 

Die Motive für eine freiwillige IKK sind unterschiedlich. Allerdings ist bei akutem Hand-

lungsdruck eine stärkere Bereitschaft der zuständigen AkteurInnen zur Kooperation er-

kennbar.155  

Das Hauptmotiv für die meisten Gemeinden ist die Kosteneinsparung durch eine Effi-

zienzsteigerung in der Leistungserbringung, also eine ökonomische Begründung.156 

Eine Möglichkeit für eine Effizienzsteigerung ist die bessere Nutzung von bereits vor-

handenen Ressourcen. Dies kann beispielsweise durch die stärkere Auslastung vorhan-

dener Infrastruktureinrichtungen geschehen.157 Hier können sind unter anderem Gemein-

dekindergärten zu nennen. Ein Beispiel: Gemeinde A verfügt über einen Gemeindekin-

dergarten mit freien Kapazitäten, während Gemeinde B zusätzlichen Bedarf an Kindergar-

153 TÖDTLING-SCHÖNHOFER, H., & HAMZA, C. (2015b): S. 116f. 
154 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 23. 
155 ibid. 
156 KDZ - ZENTRUM FÜR VERWALTUNGSFORSCHUNG (2005): S. 10. 
157 ibid. 
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tenplätzen hat. Gemeinde B trifft daher eine Vereinbarung mit Gemeinde A zur Nutzung 

der vorhandenen Ressourcen, anstatt zusätzliche Kapazitäten in Gemeinde B zu schaffen.  

Auch die Vereinfachung von Verwaltungsabläufen und die Verminderung von Dop-

pelgleisigkeiten durch Bündelung der Kräfte sprechen für eine IKK. Dies kann durch die 

gemeinsame Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben der Gemeinden bzw. durch die 

Übernahme von Verwaltungsaufgaben durch einzelne Gemeinden erfolgen. Durch diese 

Spezialisierung kann es zu Kosteneinsparungen und einer Beschleunigung von Verwal-

tungsabläufen kommen.158 Solche Spezialisierungen sind auch vor der Tatsache immer 

komplexer werdender kommunaler Aufgaben sinnvoll.159 

Hohe Investitionen, beispielsweise im Bereich der sozialen Infrastruktur, überfordern 

Gemeinden zunehmend, werden allerdings von der Bevölkerung verlangt. Gemeinden 

können durch Kooperationen diese hohen Investitionen gemeinsam tragen oder kommen 

bei Kooperation eher für etwaige Förderungen der EU, dem Bund oder der Länder in Fra-

ge.160 

Neben den vor allem stark ökonomisch geprägten Motiven kann der Erfahrungsaus-

tausch durch IKK ein Grund zur Kooperation sein. So können Gemeinden voneinander 

lernen und es zu Verbesserungen kommen.161 

Für Kleingemeinden stellen IKK eine Art „Bestandsschutz“ dar. Durch die Verlagerung 

kommunaler Aufgaben auf eine interkommunale Ebene können Leistungen für die Bevöl-

kerung weiterhin aufrechterhalten werden und somit eine Gemeindezusammenlegung 

vermieden werden.162 Aus raumplanerischer Sicht ist dieses Motiv, gerade im Hinblick auf 

die ohnehin kleinräumige Struktur österreichischer Gemeinden, kritisch zu hinterfragen. 

Des Weiteren kann es durch Kooperationen zu einem stärkeren regionalen Bewusstsein 

kommen und sich dadurch beispielsweise bessere Verhandlungspositionen gegenüber 

anderen Gebietskörperschaften ergeben.163 Außerdem können erfolgreiche Kooperatio-

nen weitere Kooperationen anstoßen und somit zu einer stärkeren Regionalisierung füh-

ren.164 

 

  

158 KDZ - ZENTRUM FÜR VERWALTUNGSFORSCHUNG (2005): S. 10. 
159 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 24f. 
160 ibid.: S. 24. 
161 KDZ - ZENTRUM FÜR VERWALTUNGSFORSCHUNG (2005): S. 10. 
162 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 75. 
163 KDZ - ZENTRUM FÜR VERWALTUNGSFORSCHUNG (2005): S. 10. 
164 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 74f. 
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2.2.3. Organisationsformen interkommunaler Kooperation 

Gemeinden stehen unterschiedliche Organisationsformen der interkommunalen Koopera-

tion zur Verfügung (siehe Abbildung 8: Formen interkommunaler Kooperation). Die Wahl 

der Kooperationsform ist ein zentraler Erfolgsfaktor165, allerdings gibt es kein universales 

Rezept für eine erfolgreiche Kooperation. Je nach Rahmenbedingungen, erbringbarer 

Leistung und den AkteurInnen vor Ort ist der Grad der Institutionalisierung zu wählen. Je 

komplexer die Kooperation ist, umso intensiver und formeller ist die Kooperation anzule-

gen, um das gewünschte Resultat zu erreichen. Allerdings gilt es aus Effizienzgründen die 

Organisationsform mit den niedrigsten Kosten zu wählen, die eine Leistungserbringung in 

der gewünschten Qualität ermöglicht.166 

Interkommunale Kooperation kann sehr formell durch den Gesetzgeber vorgeschrieben 

oder sehr informell und unkompliziert von AkteurInnen vor Ort initiiert werden. Anhand 

der Verbindlichkeit lassen sich drei Kooperationsformen ableiten: Informelle Kooperatio-

nen, formelle Kooperationen auf vertraglicher Basis und formelle Kooperationen mit insti-

tutionalisierter Bindung. 

 

 

  

165 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 246. 
166 ibid.: S. 74f. 

Abbildung 8: Formen interkommunaler Kooperation 

ZECH S. ET AL. (2016): S. 63. 
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2.2.3.1. Informelle Kooperationen 

Informelle Kooperationen haben keine vertragliche Grundlage oder rechtliche Bindung, 

sind deshalb sehr flexibel und kostengünstig, verfügen über keinen starken Organisa-

tionsgrad und können auf Initiative der lokalen AkteurInnen gebildet werden. Zu diesen 

informellen Kooperationen zählen unter anderem der Erfahrungsaustausch zwischen 

Gemeinden, ExpertInnenrunden, Interessensgemeinschaften, AmtsleiterInnenkonferenzen 

oder BürgermeisterInnenkonferenzen.167 

Weiters verfügen solche informellen Formen der Kooperation über keine eigene Rechts-

form oder Finanzierung. Ferner führen die hohe Flexibilität und der geringe Organisati-

onsgrad solcher Kooperationsformen dazu, dass die Verbindlichkeit getroffener Abspra-

chen nicht besonders hoch ist.168 

Einer der größten Vorteile informeller Kooperationsformen ist die Offenheit für AkteurIn-

nen und die Flexibilität. Auch ein bundesländerübergreifendes Arbeiten ist ohne großen 

Aufwand möglich.169 

Informelle Kooperationen sind oft nicht von langer zeitlicher Dauer, nichts desto Trotz 

sind sie oftmals der Einstieg in formelle Kooperationsformen. Ein solcher Gedankenaus-

tausch zwischen den Gemeinden kann zu weiteren gemeinsamen Projekten und Koopera-

tionen führen.170 

 

 

2.2.3.2. Kooperation auf der Basis von vertraglichen Vereinbarungen 

Kooperation auf der Basis von vertraglichen Vereinbarungen können als Zwischenstufe 

zwischen informeller und institutionalisierter formeller Kooperation angesehen werden. 

Gemeinden sind befähigt, privatrechtliche und öffentlich-rechtliche Verträge abzuschlie-

ßen, können daher auf diesem Wege Kooperationen eingehen und auf diese als Basis für 

die Zusammenarbeit zurückgreifen. Solche Verträge können auch der Grundstein für eine 

Institutionalisierung sein, in dem sie die Gründung von Verwaltungsgemeinschaften oder 

Gemeindeverbänden vorsehen.171 

 

 

167 ZECH S. ET AL. (2016): S. 65 und LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 137f und WIRTH, K., & BIWALD, P. 
(2006): S. 27f. 
168 ibid. 
169 ÖROK (2009): S.199. 
170 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 137f und WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 27f. 
171 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 28. 
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2.2.3.3. Institutionalisierte Kooperationen 

Bei den institutionalisierten Kooperationen muss man zunächst zwischen privatrechtlichen 

und öffentlich-rechtlichen Formen unterscheiden. Diese Formen der IKK sind auf lange 

Zeiträume angelegt und weisen einen starken Grad der Organisation auf.172 Die Literatur 

nennt hier fünf mögliche Organisationsformen: 

 

 

Vereine 

Die Bildung von Vereinen ist eine Form der privatrechtlichen Institutionalisierung von Zu-

sammenarbeit zwischen Gemeinden. Der Gesetzgeber erlaubt Gemeinden Vereine zu 

gründen, verwehrt allerdings diesen die Übernahme von hoheitlichen Aufgaben. Vereine 

eignen sich besonders für Kooperationen in kulturellen, wissenschaftlichen, gemeinnützi-

gen und sozialen Belangen. Nach erfolgreicher Gründung stellt ein Verein eine juristi-

sche Person dar.173 

Einer der größten Vorteile von Vereinen ist die rasche und einfache Gründung, sowie 

die unkomplizierte Aufnahme von neuen Mitgliedern, wodurch die interkommunale Ko-

operation auf andere Gemeinden ausgeweitet werden kann. Auch die äußerst flexible 

Zweckgestaltung sei hier zu nennen: Vereine müssen in den Statuten festgeschriebene 

Ziele und Aufgaben haben, welche allerdings verändert werden können. Außerdem kön-

nen auch andere zentrale AkteurInnen als Mitglieder in diesem Verein aufgenommen 

werden, und somit an der Kooperation formal teilnehmen.174 

Die größten Nachteile beim Einsatz von Vereinsstrukturen zur interkommunalen Koopera-

tion sind das Verbot der Übernahme von hoheitlichen Aufgaben und das Verbot 

einer Ausrichtung des Vereinszwecks auf Gewinn. Auch können Gemeinen sehr ein-

fach aus Vereinen ausscheiden, wenn sie die Kooperation beispielsweise wegen Unstim-

migkeiten nicht mehr fortführen wollen.175 

Zusammengefasst sind Vereine eine geeignete Möglichkeit, um nicht ausschließlich ge-

winnorientierte Kooperationen in unterschiedlichen Bereichen zu institutionalisieren. Ein 

Verein bietet noch immer eine gewisse Flexibilität, die in der Veränderbarkeit des Vereins-

zwecks zur Geltung kommt. 

 

  

172 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 139. 
173 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 28. 
174 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 149 und WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 28. 
175 ibid. 
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Kapitalgesellschaften 

Kapitalgesellschaften sind, wie Vereine, privatrechtliche Kooperationsformen und nicht 

nur Gemeinden vorbehalten. Das wichtigste Merkmal von Kapitalgesellschaften ist die 

Ausrichtung auf Gewinnerzielung. Diese Unternehmensform gründet sich durch ver-

tragliche Vereinbarungen, bildet eine eigenständige juristische Person und ist für lange 

dauerhafte Kooperationen ausgelegt. 176 

Man unterscheidet zwischen zwei Arten von Kapitalgesellschaften: Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung (GmbH) und Aktiengesellschaften (AG). Bei beiden Gesell-

schaftsformen steht die Begrenzung des Risikos auf die eingebrachten Einlagen im Vor-

dergrund. Ähnlich wie bei Vereinen dürfen auch Kapitalgesellschaften keine hoheitli-

chen Aufgaben übernehmen.177 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit Beteiligung von Gemeinden bedürfen zu-

sätzlich zu dem regulären Vorgehen einer GmbH-Gründung einer aufsichtsbehördlichen 

Genehmigung. Im Gesellschaftsvertrag werden sämtliche Vereinbarungen der Gesell-

schaft getroffen, welche den Gemeinden Einfluss auf die GmbH sichert, wenngleich das 

operative Geschäft von solchen Einflüssen großteils freigehalten werden kann. Dies kann 

natürlich zu einer gewissen Eigendynamik führen, die nicht im Einklang mit den politi-

schen Zielen der AkteurInnen stehen. Auch sind die Gründung und der laufende Betrieb 

mit Kosten verbunden, die nicht für alle Kooperationsmotive angemessen scheinen.178 

Für versorgungswirtschaftliche Unternehmen (z.B. Wasserver- und -

entsorgungsunternehmen) wird die Gesellschaftsform der GmbH bevorzugt verwendet, 

da die Gemeinde stärker auf die Gesellschaft Einfluss nehmen kann, als es in einer Akti-

engesellschaft möglich ist.179 

Aktiengesellschaften werden vor allem bei sehr kapitalintensiven Unternehmungen oder 

einer großen Anzahl an Gesellschaftern gegründet. Eine solche Gesellschaftsform eignet 

sich für Elektrizitäts- und Gasversorgungsunternehmen, Verkehrsdienstleister und Erho-

lungseinrichtungen.  

Zusammenfassend werden Kapitalgesellschaften für wirtschaftliche Unternehmungen 

eingesetzt, die auf Gewinn ausgerichtet sind und/oder ein hohes Maß an Investitionen 

benötigen.  

  

176 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 149 und WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 28. 
177 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 28f. 
178 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 150ff. 
179 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 24. 
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Verwaltungsgemeinschaften 

Die Organisationsform der Verwaltungsgemeinschaft ist ein kommunales Kooperations-

modell, welches nur von Gemeinden eingegangen werden kann. Dabei übertragen Ge-

meinden einzelne Aufgaben (z.B. Buchhaltung, Lohnverrechnung oder Bauabwicklung) 

oder die gesamte Gemeindeverwaltung an die Verwaltungsgemeinschaft, die dann für die 

Erfüllung der Aufgaben verantwortlich zeichnet. Verwaltungsgemeinschaften weisen al-

lerdings keine Rechtspersönlichkeit auf und treten im Namen der Gemeinde nach au-

ßen auf. Durch diese Einschränkung können Verwaltungsgemeinschaften kein eigenes 

Eigentum erwerben, keine Verträge abschließen oder MitarbeiterInnen anstellen. Sie stel-

len ein sogenanntes „Hilfsorgan“ zur Erbringung gewisser Leistungen der Gemeinde 

dar. 180 

Verwaltungsgemeinschaften können Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich der Ge-

meinden eines Bundeslands erfüllen. Dies schließt sowohl die Hoheits- als auch die 

Privatwirtschaftsverwaltung ein. Im Unterschied zu privatrechtlichen Kooperations-

formen können Verwaltungsgemeinschaften also auch hoheitliche Aufgaben überneh-

men. 181 

Die freiwillige Übertragung von Aufgaben an eine Verwaltungsgemeinschaft muss mit der 

Zustimmung des Gemeinderates erfolgen. Verwaltungsgemeinschaften dürfen außerdem 

keine eigenen Finanzierungsquellen aufweisen, sondern sind nach einem vorher zu defi-

nierten Finanzierungsschlüssel von den Mitgliedsgemeinden zu tragen. 182 

Durch Verwaltungsgemeinschaften kann es zu einer Effizienzsteigerung in der Verwal-

tung von Gemeinden und damit verbundenen Kosteneinsparungen oder Leistungsverbes-

serungen kommen. Gemeinden behalten außerdem weiterhin ihre Selbstständigkeit. Dies 

ist für viele Gemeinden ein Argument, solche Kooperationen zu wählen. Verwaltungsge-

meinschaften sind die am häufigen gewählte Kooperationsform in der interkom-

munalen Zusammenarbeit. 183 

Durch das Belassen der Entscheidungskompetenz auf Ebene der Gemeinden und dem 

Fehlen der Selbstständigkeit von Verwaltungsgemeinschaften kann es allerdings zu Still-

stand oder sehr langen Verhandlungen zwischen den Gemeinden kommen. Auch die Ab-

hängigkeit in der Finanzierung von Gemeinden kann sich als Nachteil ausweisen. 184 

Zusammenfassend eignen sich Verwaltungsgemeinschaften für interkommunale Koopera-

tion, da diese erprobt sind und auch hoheitliche Aufgaben übertragen werden können. 

  

180 ZECH S. ET AL. (2016): S. 65 und LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 143ff und WIRTH, K., & BIWALD, P. 
(2006): S. 29. 
181 ZECH S. ET AL. (2016): S. 65 und LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 143ff. 
182 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 143ff. 
183 ibid.: S. 145. 
184 ibid. 
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Gemeindeverbände (Mehrzweckverbände) 

Gemeindeverbände sind verfassungsrechtlich verankerte Körperschaften des öffentlichen 

Rechts (Art 116a B-VG). Gemeinden können sich gemäß B-VG zu Gemeindeverbänden 

zusammenschließen, um gemeinsam ihre Angelegenheiten zu erfüllen. Gemeinden 

können die vom Gesetzgeber vorgeschriebenen privatrechtlichen und hoheitlichen 

Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich an einen solchen Gemeindeverband übertra-

gen. 185  

Anders als bei Verwaltungsgemeinschaften treten Gemeindeverbände als Körper-

schaft öffentlichen Rechts eigenständig nach außen auf. Gemeindeverbände über-

nehmen also die Zuständigkeiten für Aufgaben von den Gemeinden, allerdings mit eige-

ner Rechtspersönlichkeit. Ferner dürfen sich Gemeindeverbände selbst finanzieren. 

Konkret dürfen diese Entgelte für erbrachte Leistungen verlangen, sowie Abgaben, die 

durch den Gesetzgeber genehmigt wurden, einheben. In kostenintensiven Bereichen wie 

Infrastruktur finden Gemeindeverbände Anwendung. Diese Formalisierung trägt dazu bei, 

dass ein solcher Verband große Verbindlichkeit mit sich trägt. 186 

Man unterscheidet zwischen gesetzlich vorgeschriebenen Gemeindeverbänden, wie 

Schulgemeindeverbände oder Sozialhilfeverbände, und freiwilligen Gemeindeverbände 

(Zweckverbände). Diese können für alle Aufgaben der Gemeinde gebildet werden. So 

können sich Gemeinden beispielsweise in den Aufgaben Kindergärten, Müllbeseitigung, 

Abgabeneinhebung, Umweltschutz, Wasserversorgung, etc. zusammenschließen.187 

Seit der B-VG-Novelle im Jahr 2011 ist der Zusammenschluss zu Mehrzweckverbän-

den möglich. Bis zu diesem Zeitpunkt war der Zusammenschluss nur zu funktionsspezifi-

schen Verbänden möglich, nun können Gemeinden mehrere Aufgaben an einen Ge-

meindeverband abtreten.188 Durch die verfassungsrechtliche Absicherung dieser Orga-

nisationsform kann diese wohl als stärkste Form der interkommunalen Kooperation ange-

sehen werden. Der Gesetzgeber räumt Gemeindeverbänden zusätzlich eine eigene 

Rechtspersönlichkeit sowie eine eigenständige Finanzierung ein. Bereits bestehende Ge-

meindeverbände können in Mehrzweckverbände aufgenommen werden, und so die Effi-

zienz weiter gesteigert werden.189 

Der Gesetzgeber hat im B-VG außerdem die rechtlichen Rahmenbedingungen geschaffen, 

dass Länder mittels 15a-Vereinbarungen die Möglichkeit zur länderübergreifenden Ein-

richtung von Gemeindeverbänden schaffen können.190 

185 ZECH S. ET AL. (2016): S. 65 und LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 140 und WIRTH, K., & BIWALD, P. 
(2006): S. 29 und B-VG Art. 116a. 
186 PROROK, T. et al. (2013): S. 64 UND ZECH S. ET AL. (2016): S. 65 UND LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 
141. 
187 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 29. 
188 BUßJÄGER P. (2012): S. 100. 
189 LUMMERSTORFER, A.-J. (2006): S. 142. 
190 BUßJÄGER P. (2012): S. 99ff. 

57 

                                                



Analytische und theoretische Grundlagen 
 
 
 

Die Kompetenzverlagerung von Gemeinden in einen Gemeindeverband führ zu Autono-

mieverlusten der Gemeinde, die allerdings durch die Nutzung von Synergien in der Region 

aufgewogen werden. Alle Gemeinden sind gleichberechtigte PartnerInnen und diese 

Form der Kooperation eignet sich vor allem für langfristige Zusammenarbeit. 

Zusammenfassend bieten Gemeindeverbände eine gute Möglichkeit für langfristige Ko-

operationen. Die Möglichkeit von Kooperationen über Landesgrenzen hinweg, sowie die 

Übernahme von mehreren Aufgaben durch einen Gemeindeverband, öffnen neue Türen 

für IKK, müssen sich allerdings erst bewähren. 

 

 

Gemeindefusion 

Gemeindefusionen sind wohl die stärkste Ausprägung der interkommunalen Kooperation, 

da diese mit der Selbstaufgabe der Souveränität und der Existenz als Gebietskörperschaft 

einhergeht. In der Literatur werden Gemeindefusionen deshalb oftmals auch nicht als 

Kooperationsform angesehen.191 

Die Aufgaben der fusionierten Gemeinden werden von einer neuen Gebietskörperschaft 

wahrgenommen. Gemeindezusammenlegungen, vor allem auf freiwilliger Basis, können 

eine langfristige Entwicklungsoption für kooperierende Gemeinden darstellen.192 

Die letzte größere Gemeindereform bzw. Gemeindezusammenlegung gab es in Österreich 

in der Steiermark im Jahr 2015. Diese sorgte für große Aufregung in den betroffenen 

Gemeinden, da die Initiative vom Land Steiermark ausging und die betroffenen Gemein-

den nicht ausreichend eingebunden waren.193 

  

191 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 30. 
192 ZECH S. ET AL. (2016): S. 65 und WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 30. 
193 WEBSITE AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG, Die neue Steiermark, abgerufen am 
04.04.2017. 
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Abbildung 9: Ablauf interkommunaler Kooperation 

Quelle: WIRTH, K., & HACK, H. (2006): S. 301, eigene Darstellung. 

Sondierung Initiierung Konzept-
entwicklung Realisierung 

2.2.4. Ablauf der Etablierung einer interkommunalen Kooperation 

Die Einrichtung von interkommunalen Kooperationen lässt sich nicht durch einen stan-

dardisierten Prozess durchführen und kann ihren Ausgang durch bottom-up oder 

top-down-Initiativen nehmen. Eine gut funktionierende Governancestruktur kann aller-

dings maßgeblich zur Einrichtung von interkommunalen Kooperationen beitragen. Unter 

„Regional Governance“ versteht man die bewusste Steuerung regionaler Entwicklung 

unter Einbeziehung einer Vielzahl an AkteurInnen. Diese Steuerungsfunktion wird bei-

spielsweise von einem regionalen Management übernommen.194 

Die Rahmenbedingungen für Kooperationen sind in jedem Fall unterschiedlich und die 

Anlässe für Kooperationen divergieren ebenfalls. Dennoch lassen sich gewisse Muster 

erkennen. WIRT und HACK haben einen schematischen Musterablauf interkommuna-

ler Kooperation entwickelt. Dieses Modell weist vier Stufen auf und recht von ersten 

Vorüberlegungen bis zur finalen Realisierung des Vorhabens (siehe Abbildung 9: Ablauf 

interkommunaler Kooperation).195 

 

 

 

 

Zunächst ist es allerdings entscheidend, von wem die Kooperationsbestrebung ausgeht. 

Hier spielen beispielsweise die Europäische Union, der Bund oder die Länder eine wichtige 

Rolle als Initiatorinnen von Kooperationen, die meist mit finanziellen oder beratenden 

Anreizen verbunden sind (top-down). Aber auch die Bevölkerung oder wichtige AkteurIn-

nen in der Region, wie Unternehmen, Vereine oder Regionalmanagements können regio-

nale Kooperationen anstoßen (bottom-up). Hierbei wird meist ein gemeinsamer Hand-

lungsbedarf gesehen, der eine Kooperation bedingt. In vielen Regionen gibt es bereits 

Regionalmanagements, deren Aufgabe die Anbahnung, Koordination und Steuerung von 

Kooperationen ist.196  

In der Sondierungsphase werden notwendige Vorüberlegungen hinsichtlich des Zwecks 

der Kooperation getroffen. Hierfür eignet sich die Skizzierung einer Vision sowie erste 

Überlegungen über die Art der Zusammenarbeit. Um AkteurInnen für die Kooperation zu 

gewinnen, müssen die Vorteile einer solchen Kooperation von Anfang an erkennbar sein. 

Dies umfasst auch das offene Ansprechen von potentiellen Konflikten. Von konkreten 

194 BAUER-WOLF, S., & FISCHER, M. (2015): S. 33. 
195 WIRTH, K., & HACK, H. (2006): S. 300ff. 
196 ZECH S. ET AL. (2016): S. 64 und S. 97 UND BAUER-WOLF, S., & FISCHER, M. (2015): S. 35. 
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inhaltlichen Festlegungen sollte gemäß WIRT und HACK zunächst abgesehen werden, 

und vor allem das Verbindende in den Vordergrund gestellt werden.197 

Je nachdem von wem die Kooperation ausgeht, ist es wichtig, frühzeitig bestimmte Ak-

teurInnen einzubinden. So es ratsam Kontakt zur Landesregierung und der Bezirkshaupt-

mannschaft in einem sehr frühen Stadium der Kooperation aufzunehmen, um einerseits 

etwaige Förderungen von Anfang an in den Verhandlungen berücksichtigen zu können, 

anderseits können die fachlichen Abteilungen mit inhaltlichem und organisatorischen 

Support unterstützen. 198  

Aufbauend auf die informelle Sondierungsphase bildet die Initiierungsphase die Phase, 

in welcher die Idee der Kooperation in Ziele gegossen wird. Zunächst werden die Akteu-

rInnen aus der ersten Phase und wichtige weitere AkteurInnen, wie BürgermeisterInnen, 

zu einer Besprechung geladen. Die Wahl des Orts kann hier durchaus einen Einfluss auf 

das Ergebnis haben. So ist es eventuell für den Anfang nicht förderlich, Sitzungen nur in 

der größten Gemeinde der zukünftigen Kooperation abzuhalten, sondern sich bewusst 

für eine kleine Gemeinde, die beispielsweise von der Kooperation überzeugt ist, zu ent-

scheiden und somit auch andere von der Kooperationsidee grundliegend zu überzeugen. 

In dieser Besprechung sollte, nach WIRT und HACK, nur ein Thema besprochen werden: 

„Klärung von Chancen, Nutzen und Bereitschaft zur Lösung ortsübergreifender Probleme 

durch Kooperation“199. Dabei geht es vor allem darum, die Kooperationsbereitschaft der 

KeyplayerInnen auszuloten, mögliche Kooperationsfelder zu definieren und einen groben 

Ablaufplan zur Realisierung der Kooperation zu entwickeln. Vor allem das Bilden von Ver-

trauen gilt es in diesem frühen Stadium der Kooperation zu erreichen.200 

Aufbauend auf der Vision muss über erste Ziele gesprochen werden, allerdings soll hier 

nicht ins Detail gegangen werden. Vor allem geht es in diesem Schritt um die Klärung 

von Interessenslagen, Erwartungen und Anforderungen an die Kooperation. Die Initiie-

rungsphase endet mit der Vereinbarung einer Absichtserklärung zur Kooperation.201 

In der Konzeptentwicklungsphase wird Augenmerk auf den Aufbau einer schlanken 

Organisationsstruktur und deren Finanzierung gelegt. Die Entscheidungskompetenz muss 

geregelt werden, um vor allem im Konfliktfall klare Zuständigkeiten zu schaffen. Der or-

ganisatorische Aufbau eines Kooperationsprojekts besteht aus einer Steuerungsgruppe202, 

197 WIRTH, K., & HACK, H. (2006): S. 300ff. 
198 ibid.: S. 303. 
199 ibid. 
200 WIRTH, K., & HACK, H. (2006): S. 303ff. 
201 ibid.: S. 306f. 
202 Steuerungsgruppen: Für strategische Fragen ist es generell üblich, dass eine zentrale Steuerungsgruppe 
eingesetzt wird. Diese bildet sich aus den BürgermeisterInnen und AmtsleiterInnen und trifft die Entschei-
dungen. WIRTH, K., & HACK, H. (2006): S. 310. 
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unterschiedlichen Arbeitsgruppen203 und gegebenenfalls externen BeraterInnen, um den 

Prozess zu versachlichen.204 

Aufbauend auf die Einigung einer geeigneten Organisationsform und der finalen Klärung 

des Umfangs und der Art der Kooperation findet die Unterzeichnung einer Kooperations-

vereinbarung statt. Diese Vereinbarung umfasst die KooperationspartnerInnen samt deren 

Rechte und Pflichten, die Ziele der Kooperation, die Systematik der Entscheidungsfin-

dung, den Beginn und das Ende der Kooperation sowie die Finanzierung. Je nach Koope-

rationsform kann sich die Kooperationsvereinbarung in ihrem Umfang stark unterschei-

den.205 

Mit der Realisierungsphase beginnt die eigentliche Kooperation und die Umsetzung der 

definierten Ziele. Je nach Vereinbarung sind die notwendigen Rechtsträger (Verein, 

GmbH, AG,…) zu gründen, und/oder Beschlüsse zur Übertragung von Kompetenzen 

durch die Gemeinderäte zu treffen. Auch während der eigentlichen Kooperation gilt es, 

ständig in Kontakt zu bleiben und etwaige Konflikte offen anzusprechen. Ein begleiten-

des Prozessmanagement mit eventuellen Adaptierungen bei Änderung der Rahmenbedin-

gungen im Prozessablauf ist für die Realisierung wichtig.206 

  

203 Arbeitsgruppen: Für operative Fragen werden Arbeitsgruppen eingesetzt, die die eigentliche Konzept-
entwicklung betreiben. Wichtig hierbei ist es, dass die Arbeitsgruppen klare Arbeitsanweisungen mit klaren 
Zielen erhalten. WIRTH, K., & HACK, H. (2006): S. 310. 
204 WIRTH, K., & HACK, H. (2006): S. 309f. 
205 ibid. 
206 ibid.: S. 313f. 
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2.2.5. Grenzen und Hindernisse interkommunaler Kooperation 

Interkommunale Kooperation ist stark von den jeweiligen AkteurInnen vor Ort ab-

hängig. Zwar können Kooperationen von der Europäischen Union, dem Bund oder den 

Ländern gefördert, oder in einigen Bereichen auch angeordnet werden (Pflichtverbände), 

dennoch kommt es letztendlich allerdings immer auf die Gegebenheiten in den Gemein-

den und deren Bereitschaft zur Kooperation an. 

In Kontext von Regional Governance werden hier unterschiedliche Hemmnisse genannt. 

Das in der interkommunalen Kooperation (IKK) meist vorherrschende Dogma des Konsen-

ses führt dazu, dass man sich nur auf den kleinsten gemeinsamen Nenner einigen 

kann, große Würfe können somit oftmals ausbleiben. Auch fehlender politischer Wille ist 

ein Grund dafür, dass IKK nicht zustande kommt oder nicht die gewünschten Ergebnisse 

erzielt. Es benötigt also AkteurInnen, die zur Kooperation bereit sind und über eine ge-

wisse Entscheidungskraft in der Region verfügen. Allerdings sind die politischen Entschei-

dungsträgerInnen verstärkt gezwungen, auf IKK setzen, um die Wirtschaftlichkeit der 

Leistungserbringung zu verbessern bzw. zu gewähren.  

Die definierten Ziele und Wirkungen von Kooperationen sind oftmals schwierig darzule-

gen. Dadurch kann das Verständnis für manche Maßnahme in einer Kooperation fehlen. 

Hier gilt es jedenfalls, transparent aufzuklären, und nach bester Möglichkeit Ziele und 

Wirkungen einfach zu definieren. Auch kann es durch verbindliche Ziele zu einer Einen-

gung der Entscheidungsfreiheit kommen.207 

Fehlende Erfahrung in IKK wird oftmals als eine der größten Schwierigkeiten in der Ein-

richtung von Kooperationen gesehen. Dies hat sicherlich seine Richtigkeit, wenngleich 

alle österreichischen Gemeinden bereits in der einen oder anderen Form auf interkom-

munaler Ebene mit anderen Gemeinden zusammenarbeiten. Die Vorteile von IKK sind 

bekannt und die meisten Gemeinden sind auch zur Zusammenarbeit bereit, wenn es 

ihnen Vorteile bringt. Nichtsdestotrotz muss mit Ängsten in der Bevölkerung und bei 

den involvierten AkteurInnen offen umgegangen werden, um einen offenen und 

transparenten Prozess zu gestalten. 

Die Möglichkeit interkommunaler Kooperation ist rechtlich ausreichend veran-

kert.208 Zur Sicherstellung ausreichender Finanzierung ist das Förderwesen auszubauen. 

Für kleine Gemeinden ist die interkommunale Kooperation die Chance, ihre Leistungen 

langfristig aufrechtzuerhalten, während IKK für große Gemeinden die Chance zu ei-

ner faireren Aufteilung der Kosten in der Region darstellt.  

 

 

207 BAUER-WOLF, S., & FISCHER, M. (2015): S. 51. 
208 WIRTH, K., & BIWALD, P. (2006): S. 31. 
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2.2.6. Interkommunale Kooperation und Wohnbau 

Interkommunale Kooperation im Wohnbau ist bisher kaum vorhanden. Zwar gibt es 

regionale oder interkommunale Absprachen in der Siedlungsentwicklung oder im Flä-

chenmanagement, allerdings umfassen diese bisher vor allem regionale Siedlungsgrenzen 

und Betriebsgebiete. Im Bereich von Wohnbau oder sozialem Wohnbau sind Kooperatio-

nen kaum gebräuchlich. Auch in der Literatur sucht man interkommunale Wohnbauko-

operationen vergebens. Dies könnte natürlich daran liegen, dass viele Gemeinden nicht 

mehr selbst am Wohnungsmarkt aktiv sind, gemeinnützige Bauvereinigungen den sozia-

len Wohnbau fast zur Gänze übernommen und diese ohnehin über Gemeindegrenzen 

hinweg aktiv sind. Nichtsdestotrotz muss auch im Wohnbau interkommunal gedacht 

werden, gerade vor dem Hinblick, dass immer weniger geeignete Flächen in den Kern-

städten verfügbar sind und diese sowieso bereits einen Großteil des sozialen Wohnbaus 

für die umliegenden Gemeinden mitbedienen. In diesem Kapitel werden daher die in Ka-

pitel 2.2.3 analysierten Formen interkommunaler Kooperation auf ihre Eignung für Ko-

operationen im Wohnbau begutachtet (siehe Tabelle 4: Formen interkommunaler Koope-

ration und ihre Eignung für Wohnbau). 

 

Tabelle 4: Formen interkommunaler Kooperation und ihre Eignung für Wohnbau 

Kooperationsform Eignung für Wohnbau Begründung 

ExpertInnenrunden, Interessens-
gemeinschaften, 
AmtsleiterInnenkonferenzen, 
BürgermeisterInnenkonferenzen 

niedrig 

Niedrig, da keine eigene Rechts-
persönlichkeit. Allerdings für In-
formationsaustausch zwischen 
EntscheidungsträgerInnen geeig-
net. 

Vereine mittel 

Mittel, da eigene Rechtspersön-
lichkeit und flexibel in der Aus-
richtung. Allerdings keine Über-
nahme von hoheitlichen Aufga-
ben und keine Gewinnerzielung 
möglich. Eignung für Institutiona-
lisierung von Informationsaus-
tausch. 

Kapitalgesellschaften 
(AG und GmbH) hoch 

Hoch, da eigene Rechtspersön-
lichkeit und Gewinnerzielung 
möglich. Geringes Risiko für Ge-
meinden, da Haftung nur mit 
eingebrachtem Vermögen. Aller-
dings keine Übernahme von ho-
heitlichen Aufgaben möglich.  

Verwaltungsgemeinschaft mittel 

Mittel, da Übertragung von ho-
heitlichen Aufgaben durch Ge-
meinden möglich, aber keine 
eigene Rechtspersönlichkeit. 
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Gemeindeverbände hoch 

Hoch, da Gemeinden hoheitliche 
Aufgaben übertragen können 
und eigene Rechtspersönlichkeit 
vorliegt. Auch die Finanzierung 
über eigene Einnahmen ist mög-
lich. 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Gemeindeverbände eignen sich somit scheinbar am besten, da sie die Aufgaben 

statt den einzelnen Gemeinden gemeinschaftlich erfüllen. Hierunter könnte auch die 

Aufgabe des Wohnbaus gemeinsam mit Betriebsansiedlungen und Siedlungsentwicklung 

in einem Gemeindeverband erledigt und so die räumliche Entwicklung interkommunal 

bzw. regional gesteuert werden. 

Aktiengesellschaften oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung sind natürlich auch 

interessante Alternativen, wenngleich hier mit mittlerer Eignung eingestuft. Gemeinden 

könnten gemeinsam eine Kapitalgesellschaft gründen und den Status einer gemeinnützi-

gen Wohnbauvereinigung erhalten und so gemeinsam für sozialen Wohnbau sorgen. 

Alles in allem sind Instrumente bzw. Kooperationsformen vorhanden, die sich mehr 

oder weniger für interkommunalen Wohnbau eignen. Gemeinden müssen nur künftig die 

vom Gesetzgeber bereitgestellten Möglichkeiten anwenden und die Chancen einer ge-

meinsamen Entwicklung des Wohnungsmarktes wahrnehmen. 
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2.2.7. Conclusio zu „Interkommunale Kooperation“ 

Die Palette an Möglichkeiten interkommunale Kooperation umzusetzen, ist breit 

und für unterschiedlichste Anforderungen ausgelegt. Dies ist auch notwendig, da inter-

kommunale Kooperation in den unterschiedlichsten Bereichen, von der Anschaffung von 

Büromaterial bis hin zur gemeinsamen Betriebsansiedlung oder einem Gemeindegrenzen 

überschreitendem öffentlichem Verkehrsnetz reicht. Die Motivation, interkommunal zu 

kooperieren, ist ebenfalls vielseitig. Diese reicht von akutem Handlungsdruck zu Kosten-

einsparung und effizienteren Mitteleinsatz bis hin zur Vereinfachung von Verwaltungsab-

läufen. Für kleine Gemeinden ist interkommunale Kooperation oftmals die einzige Alter-

native, um öffentliche Leistungen für die Bevölkerung aufrecht zu erhalten. Für bevölke-

rungsreiche Gemeinden ist die Kooperation eine Chance, finanzielle Kompensation für 

bereitgestellte und von angrenzenden Gemeinden mitgenutzte Infrastruktur zu erhalten. 

Die kleinteilige Struktur österreichischer Gemeinden und die bedeutsame Rolle der 

Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich tragen ebenfalls zur Bedeutung von inter-

kommunaler Kooperation bei. Dabei verändern sich die Bereiche, in denen Kooperationen 

realisiert werden, ständig und es wird in immer mehr Handlungsfeldern kooperiert. Im 

Wohnbau passiert dies bisher allerdings nicht. Die Instrumente, um Wohnbau interkom-

munal gemeinschaftlich zu realisieren sind vorhanden, und müssen nur Anwendung fin-

den. 

Jede Gemeinde in Österreich kooperiert auf die eine oder andere Art mit anderen 

Gemeinden, doch neue Kooperationen werden trotzdem oftmals von den zuständigen 

AkteurInnen kritisch beäugt. Hier ist Überzeugungsarbeit zu leisten, um Vorteile inter-

kommunaler Kooperation für eine positive Entwicklung im Wohnbau aufzuzeigen. 
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2.3. Stadtregionen 

Stadtregionen sind räumliche Einheiten, die nach dem österreichischen Städtebund fol-

gendermaßen definiert werden können: „Eine Stadtregion verfügt jeweils über eine Kern-

zone mit einer hohen Einwohnerdichte und Beschäftigtendichte sowie einer Außenzone 

mit einem hohen Auspendleranteil in die Kernzone“209. In Österreich spielen Stadtregio-

nen im politischen Diskurs bisher als eigene räumliche Einheit eine untergeordnete Rolle, 

obwohl diese für die ökonomische und soziale Entwicklung des Landes von äu-

ßerster Relevanz sind. 

Stadtregionen sind die wichtigsten Wirtschaftsstandorte in Österreich, da insgesamt 

etwa 70% aller Beschäftigten im stadtregionalen Raum erwerbstätig sind. Neben der 

ökonomischen Bedeutung bieten Stadtregionen etwa 66% der Bevölkerung Wohnraum. 

Die 5,6 Millionen EinwohnerInnen von Stadtregionen verteilen sich dabei zu 75% 

(4,1 Millionen) auf Kernzonen und zu 25% (1,4 Millionen) auf Außenzonen.210 

Stadtregionen sind in Österreich zwar kein junges Phänomen, da es im Umkreis der gro-

ßen österreichischen Landeshauptstädte schon länger Kooperationen gibt. Allerdings gab 

es keine explizite Stadtregionspolitik, sondern vielmehr eine Stadt-Umland-Politik, in wel-

cher die Kernstadt den „Big Player“ darstellte. Beispiele hierfür sind der Planungsverband 

Innsbruck und Umgebung, das Regionalmanagement Graz und Graz Umgebung, die 

Stadt-Umland Regionalkooperation Villach oder der Regionalverband Salzburg – Stadt 

und Umlandgemeinden. 

Mit dem österreichischen Raumentwicklungskonzept aus dem Jahr 2011 wurde der 

Grundstein für eine gleichberechtigte österreichische Stadtregionspolitik geschaffen. Die 

ÖROK hat sich in ihrer Publikation „Agenda Stadtregionen“ auf Grundlage der Ergebnisse 

aus der ÖREK-Partnerschaft „Kooperationsplattform Stadtregionen“ mit der Realisierung 

einer solchen Politik für Stadtregionen beschäftigt. 

Dennoch steckt die Stadtregionspolitik in Österreich im Vergleich mit beispielsweise 

Deutschland oder der Schweiz noch in den Kinderschuhen. Die Schweizer Agglomerati-

onspolitik weist einen vergleichsweise hohen Grad an Institutionalisierung auf. Die Zu-

sammenarbeit von Städten und Gemeinden in Agglomerationsräumen wird durch den 

Bund gefördert. Das Schweizer Modell kann als maßgebendes Beispiel für Österreich her-

angezogen werden, wenngleich vor allem die Finanzierung und das Zusammenspiel von 

Bund und Ländern in dieser Frage noch weiterer Klärung bedarf.211 

Im Alltag der Menschen haben individuelle und wirtschaftliche Aktionsräume schon 

längst regionale Dimensionen erreicht und sind unabhängig von Verwaltungsgrenzen. 

Dies zeigt sich besonders gut anhand von Stadtregionen, in der die Kernstadt und das 

Umland enge Verflechtungen aufweisen (sogenannte Funktionsräume) und die Grenzen 

209 WEBSITE STADTREGIONEN.AT, Definition Stadtregionen, abgerufen am 03.04.2017. 
210 ZECH S. et al. (2016): S. 52ff, Stand der Daten 01.01.2013. 
211 ibid.: S. 126.  
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immer mehr verschwimmen. Diese dynamischen und flexiblen Räume lassen sich nur 

schwer in der aktuellen politischen Struktur berücksichtigen, da man auf politischer und 

administrativer Ebene den Grenzen der Verwaltungseinheiten gegenübersteht.212 Diese 

Grenzen sind politisch und administrativ sinnvoll, müssen aber für Kooperationen offen 

sein. 

 

 

2.3.1. Typen von Stadtregionen 

Die Abgrenzung österreichischer Stadtregionen reicht von Kleinstadtregionen über Mittel-

stadtregionen und Großstadtregionen bis hin zu Metropolregionen. Die TU Wien hat 

2009 eine Studie verfasst, in welcher eine auf Rasterzellen von 500x500 Metern basie-

rende Abgrenzung und darauf aufbauend eine Typisierung von Stadtregionen vorge-

nommen wurde. 

Die StudienautorInnen unterscheiden zwischen fünf Raumkategorien. Das Kernsiedlungs-

gebiet213 bildet gemeinsam mit dem Ergänzungsgebiet214 den Agglomerationsraum. Die-

ser kennzeichnet sich durch ein ausgeglichenes Maß an Verdichtung. Der Agglomerati-

onsraum bildet mit der Außenzone die Stadtregion und somit einen eng verflochtenen 

funktionellen Raum. Ergebnis der Rasterzellenanalyse waren 38 verschiedene Stadtregio-

nen. 215  

Die Stadtregionen wurden anhand unterschiedlicher Kennzahlen klassifiziert. Dabei 

spielten Indikatoren wie Bevölkerungszahl, Wirtschaftsstruktur und Siedlungssystem eine 

zentrale Rolle. Diese Abgrenzung basiert vor allem auf harten Kriterien, da sich zum Bei-

spiel Zugehörigkeitsgefühle zu bestimmten räumlichen Entitäten schwer abbilden lassen.  

Aufbauend auf dieser Studie wurden laufend neue Abgrenzungen von Stadtregionen ge-

tätigt. Die aktuellste findet sich auf der Website www.stadtregionen.at, einem Projekt 

des österreichischen Städtebunds und des KDZ – Zentrum für Verwaltungsforschung. Die-

ses Projekt identifiziert in Österreich eine Metropolregion (Wien), sechs Großstadtre-

gionen (Graz, Linz, Salzburg, Innsbruck, Bregenz und Klagenfurt), neun Mittelstadtre-

gionen (Feldkirch, Wels, Leoben, Villach, Wiener Neustadt, Steyr, Knittelfeld, Sankt Pöl-

ten und Vöcklabruck) und 18 Kleinstadtregionen (Eisenstadt, Spittal an der Drau, 

Wolfsberg, Amstetten, Krems an der Donau, Ternitz, Braunau am Inn, Gmunden, Ried im 

Innkreis, St. Johann im Pongau, Leibnitz, Voitsberg, Weiz, Lienz, Kufstein, Schwaz, Wörgl 

212 AKADEMIE FÜR RAUMFORSCHUNG UND LANDESPLANUNG (2005): S. 1101 und ÖROK (2016): S. 19. 
213 Definition Kernsiedlungsgebiet: „Das Kernsiedlungsbegiet entsprocht dem räumlich geschlossenen 
Teilgebeit des städtischen Agglomerationsraumes mit einer entsprechenden Größe und relativer homogener 
Dichte“. Zech S. et al. (2016): S. 53 
214 Definition Ergänzungsgebiet: „Weniger dichte und räumliche geschlossene Gemeindegebiete mit einem 
hohen PendlerInnenanteil ins Kernsiedlungsgebiet werden als Ergänzungsgebiet bezeichnet“. Zech S. et al. 
(2016): S. 53 
215 ZECH S. et al. (2016): S. 53. 
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und Bludenz). In Summe also 34 Stadtregionen mit unterschiedlichen räumlichen und 

sozialen Rahmenbedingungen und Herausforderungen konfrontiert sind.  

Diese 34 Stadtregionen teilen sich in eine Kernzone, die sich durch eine hohe Einwoh-

nerInnendichte und eine hohe Beschäftigtendichte auszeichnet sowie eine Außen-

zone, die einen hohen Anteil an AuspendlerInnen in die Kernzone aufweist. Ledig-

lich in den Stadtregionen St. Johann im Pongau und Ternitz sind keine Außenzonen defi-

niert. Folgt man dieser Einteilung so sind insgesamt 763 Gemeinden Teil von Stadtregio-

nen. Das entspricht einem Anteil von 36,33% der österreichischen Gemeinden. 213 da-

von sind Teil von Kernzonen und 500 sind Teil von Außenzonen.216 Die untenstehende 

Abbildung (siehe Abbildung 10: Stadtregionen in Österreich) der österreichischen Stadt-

regionen verdeutlicht die räumliche Verteilung. In allen Bundesländern lassen sich Stadt-

regionen ausmachen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Natürlich ist die Abgrenzung von Stadtregionen immer mit Diskussionen über anzuwen-

dende Parameter oder Herangehensweisen verbunden. Die durch die TU Wien durchge-

führte und durch das Projekt Stadtregionen.at weiterentwickelte Abgrenzung ist ein, auf 

statistischen Daten basierender, pragmatischer Versuch, Stadtregionen abzugrenzen. Die-

ses muss künftig noch weiterentwickelt werden und tatsächliche Kooperationsräume ab-

gebildet werden. Allerdings bildet diese Abgrenzung erstmals einen Grundstein für ein 

solches Politikfeld und veranschaulicht funktionelle stadtregionale Räume. Diese Abgren-

zung wird auch im weiteren Verlauf der Arbeit für stadtregionale Analysen verwendet. 

216 WEBSITE STADTREGIONEN.at, Definition Stadtregionen, abgerufen am 03.04.2017. 

Datengrundlage: WEBSITE STADTREGIONEN.at, Stadtregionseinteilung, abgerufen Juni 2017. 
Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, abgerufen 
Juli 2017, eigene Darstellung. 

Abbildung 10: Stadtregionen in Österreich 
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Jede Stadtregion muss dann, aufbauend auf den Analysen, die Abgrenzung der Stadtre-

gion laufend an neue Gegebenheiten anpassen. 

 

 

2.3.2. Organisationsformen stadtregionaler Kooperation 

Stadtregionale Kooperationsformen unterscheiden sich von klassischer interkommunaler 

Kooperation dadurch, dass einerseits die Stadtregion als Anlass für die Kooperation 

gesehen wird, und anderseits durch eine komplexere AkteurInnenstruktur. Auch hier 

kann zwischen funktional spezialisierten Zweckorganisationsformen und multifunktiona-

len Organisationsformen unterschieden werden. Beide haben allerdings den ausschließli-

chen räumlichen Fokus auf Stadtregionen und die Stadtregion an sich als Gründungsmo-

tiv. Die AkteurInnenstruktur ist im Vergleich zu klassischer IKK wesentlich komplexer. Dies 

äußert sich vor allem in der größeren Anzahl an beteiligten AkteurInnen aus den Ge-

meinden, der Wirtschaft und zeitweise aus der Zivilgesellschaft.217 

Von einem rein organisatorischen Standpunkt sind die Organisationsformen von inter-

kommunaler Kooperation und stadtregionaler Kooperation sehr ähnlich. So es ist unter 

anderem möglich, stark institutionalisierte Kooperationen, wie Gemeindefusion, Gemein-

deverbände, und Verwaltungsgemeinschaften, zu gründen (siehe Kapitel 2.2.3.3 Instituti-

onalisierte Kooperationen). Auch informelle Kooperationsformen, wie ExpertInnenrunden, 

Arbeitsgemeinschaften, BürgermeisterInnenkonferenzen oder Regionalkonferenzen (siehe 

Kapitel 2.2.3.1 Informelle Kooperationen) können auf stadtregionaler Ebene eingegangen 

werden. 

In der Literatur lassen sich drei über die „klassische interkommunalen Kooperationsfor-

men“ hinausgehende Modelle der stadtregionalen Kooperation identifizieren.  

 

 

Stadtregionales Management 

Bei stadtregionalem Management handelt es sich im Sinne des „Regional Government“-

Ansatzes um eine Kooperationsplattform für Gemeinden zur Vernetzung innerhalb 

einer Stadtregion. In diese Plattform können allerdings auch private AkteurInnen aus 

Wirtschaft und der Zivilgesellschaft sowie andere öffentliche Gebietskörperschaften, wie 

die Länder, miteinbezogen werden. Die Plattform dient der Vernetzung und Koordination 

der involvierten AkteurInnen auf einer strategischen Ebene. Beispiele dafür sind ein ge-

meinsames stadtregionales Marketing oder gemeinsame stadtregionale Planung, z.B. im 

217 ZECH S. et al. (2016): S. 63. 
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Zuge der Bereitstellung von Planungsgrundlagen sowie der Erarbeitung von stadtregiona-

len Entwicklungskonzepten.218 

Stadtregionales Management kann organisatorisch auf unterschiedliche rechtliche For-

men zurückgreifen, so ist eine Kooperation auf Basis von Verträgen, in einer Gesell-

schaft oder informell möglich. Die juristische Organisationsform kann auch für unter-

schiedliche Leistungsbereiche variieren. Auch bestehende Netzwerke oder Kooperationen 

sollen in dieses auf Vernetzung aufgebaute Management eingebracht werden. Allerdings 

kann es aufgrund der nicht so starken Institutionalisierung zu einer Fluktuation der Mit-

glieder kommen. 219 

Die Finanzierung eines stadtregionalen Managements kann beispielsweise mithilfe eines 

Mitgliedsbeitrags abhängig von der Bevölkerungsanzahl der jeweiligen Gemeinden ver-

einbart werden. Für die Etablierung eines umfassenden Managements sind Förderungen 

des Landes wünschenswert.220 

Die Stärke des stadtregionalen Managements liegt in der Offenheit für unterschiedli-

che AkteurInnen, allerdings kann dies zeitgleich auch als Schwäche angesehen werden, 

da es aufgrund der unterschiedlichen öffentlichen und privaten Akteurinnen auf unter-

schiedlichsten (Verwaltungs)ebenen zu hohem Koordinations- und Abstimmungsauf-

wand kommen kann.221 

Tendenzen für stadtregionales Management lassen sich auch in Österreich erkennen. Hier 

ist beispielsweise das Stadtumland-Management (SUM) Nord und Süd zu nennen, ein 

Verein der Länder Wien und Niederösterreich zur Unterstützung der Kooperation zwi-

schen der Stadt Wien und seinen Umlandgemeinden. Die Umlandgemeinden sind nicht 

Mitglied, die Initiative ging von den beiden Bundesländern aus. Auch in Oberösterreich 

findet sich mit der Technologie- und Marketinggesellschaft des Landes Oberösterreich 

(TMG) ein erster Ansatz für stadtregionale Kooperation. Die TMG hat den Aufbau von 

Kooperationen zur Realisierung gemeinsamer Betriebs- und Standortentwicklung zu för-

dern.222  

Die Literatur sieht stadtregionales Management als vielversprechendste Organisations-

form an. So heißt es in der ÖROK-Publikation „Agenda Stadtregionen“: „Insbesondere 

interessant scheint das Modell des stadtregionalen Managements, da es als Vernetzungs-

plattform dient und mehrere Kooperationen vereint“ 223. 

  

218 PROROK, T. et al. (2013): S. 10 und S. 60. 
219 ibid. 
220 ibid.: S. 67. 
221 ibid.: S. 61. 
222 ibid. 
223 ZECH S. et al. (2016): S. 64. 
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Regionale Planungs- und Entwicklungsgemeinschaften 

Regionale Planungs- und Entwicklungsgemeinschaften haben die Koordination und Ab-

stimmung regionaler Entwicklungen als Hauptziel. Dabei soll die Daseinsvorsorge224 

der Bevölkerung sichergestellt und die Raumnutzung optimiert werden. Gemeinden und 

Länder sollen gemeinsam die räumliche Entwicklung einer Region koordinieren. Auch 

Private können zu solchen Gemeinschaften zugezogen werden.225 

Diese Organisationsform stadtregionaler Kooperation dient vor allem der Koordination 

von Vorhaben mit Auswirkungen über die Gemeindegrenzen hinweg (sogenannte 

überörtliche Spillovers). Hier sind als potentielle Koordinationsfelder unter anderem 

die Siedlungsentwicklung, Verkehrslösungen, Wirtschaftsentwicklung, soziale 

Infrastruktur, Umwelt und Naturschutz zu nennen.226 

Die Etablierung einer Planungs- und Entwicklungsgemeinschaft sorgt noch nicht automa-

tisch zu einer Übertragung von Kompetenzen. Die Gemeinden sind für die Realisierung 

der getroffenen Vereinbarungen selbst verantwortlich. Daher ist eine Übertragung von 

Kompetenzen ausschlaggebend, um die Funktionalität und Praktikabilität zu gewährleis-

ten.227 

Die Institutionalisierung von regionalen Planungs- und Entwicklungsgemeinschaften zur 

gemeinschaftlichen Koordination kann in Form einer AG, einer GmbH, einer Genos-

senschaft oder eines Vereins erfolgen. Eine solche Organisationsform ist von großer 

Bedeutung, da die Kooperation langfristig angelegt ist und auch privatrechtliche Akteu-

rInnen einbezogen werden können. Die Gründung einer regionalen Planungs- und Ent-

wicklungsgemeinschaft als Kapitalgesellschaft bedarf einer einmaligen Zuweisung, um die 

finanziellen Rahmenbedingungen der Gründung zu erfüllen. Die Gemeinden haben den 

laufenden Betrieb selbst zu tragen, Landesförderungen wären allerdings zumindest am 

Beginn dienlich.228 

Räumlich können regionale Planungs- und Entwicklungsgemeinschaften die gesamte 

Stadtregion abdecken oder für bestimmte kleinregionale Teilbereiche von Stadtregionen 

gebildet werden. Auch die Etablierung einer solchen Gemeinschaft über Landesgrenzen 

hinweg ist möglich. 229 

Zusammenfassend eignet sich diese Kooperationsform für langfristige Kooperationen zur 

Erarbeitung von (stadt)regionalen Entwicklungskonzepten.  

224 Definition Daseinsvorsorge: „Daseinsvorsorge ist die durch den Staat und die Kommunen 
sicherzustellende gemeinwohlorientierte Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen 
(einschließlich der Infrastruktur), die für eine zeitgemäße Lebensführung unerlässlich sind und auf die die 
Bevölkerung mangels eigener Erschaffungsmöglichkeiten angewiesen ist“ nach WEBSITE 
AUßERUNIVERSITÄRES INSTITUT PUBLIC SOCIAL RESPONSIBILITY GEMEINNÜTZIGE GESELLSCHAFT MBH, 
Daseinsvorsorge, abgerufen am 12.04.2017. 
225 PROROK, T. et al. (2013): S. 62 und ZECH S. et al. (2016): S. 65. 
226 PROROK, T. et al. (2013): S. 62. 
227 ibid.: S. 63. 
228 PROROK, T. et al. (2013): S. 63 und S. 67. 
229 ibid.: S. 10 und S. 63. 
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Gebietsgemeinde 

Die Kooperation in Form einer Gebietsgemeinde würde eine neue Verwaltungseinheit 

schaffen, unterscheidet sich von der Gemeindefusion aber dadurch, dass die derzeitig 

bestehenden Gemeinden nicht aufgelöst werden würden, sondern in Form von Ortsge-

meinden bestehen bleiben würden. Diese Kooperationsform zur Etablierung einer neuen 

Gebietskörperschaft kam allerdings noch nie zur Anwendung und kann daher als to-

tes Recht bezeichnet werden. 230 

Die Gebietsgemeinde und die Ortsgemeinde würden sich die kommunalen Aufgaben 

aufteilen: Während Aufgaben mit überörtlichem Charakter wie Raumplanung, Baurecht, 

Standesamt, Gemeindestraßen, etc. durch die Gebietsgemeinde wahrgenommen werden 

würden, wären Aufgaben mit örtlichen Charakter wie Platzgestaltung, Wohnungsverga-

be, BürgerInnenservice, etc. auf Ebene der Ortsgemeinde angesiedelt. 231 

Rechtlich wäre die Errichtung von Gebietsgemeinden durch Art. 120 B-VG 1920 zwar 

möglich und die Grundüberlegung des Zusammenschlusses von Gemeinden in eine „regi-

onale Gemeinde“ durchaus sinnvoll, allerdings wurde dies noch nie durchgeführt und es 

sind zu viele rechtliche Fragen ungeklärt. Somit eignet sich die Kooperationsform der Ge-

bietsgemeinden, ohne weitere Prüfung, derzeit nicht für stadtregionale Kooperation. 232 

 

 

2.3.3. Voraussetzung zur Etablierung einer Stadtregionspolitik 

Die Grundvoraussetzung zur Etablierung von Stadtregionen bildet die Wahrnehmung 

von Stadtregionen als existierende räumliche Einheit und der damit einhergehenden 

Notwendigkeit, diese als neues und notwendiges Politikfeld anzusehen. Räumlich gese-

hen machen österreichische Stadtregionen nur etwa ein Drittel der Fläche Österreichs aus, 

allerdings sind Stadtregionen, wie eingangs erwähnt, als Lebens- und Wirtschaftsraum 

von großer Bedeutung. Etwa zwei Drittel der österreichischen Bevölkerung lebt in Stadt-

regionen und etwa 70% der Beschäftigten sind in dieser räumlichen Einheit erwerbstä-

tig.233 

Stadtregionen bilden funktionale Räume, die Leistungen erbringen, die weit über die Re-

gion hinaus oder sogar dem für das ganze Land positive Impulse liefern. Diese Zentren 

bilden den wirtschaftlichen Motor in Europa und sind maßgeblich für die wirtschaftliche 

und soziale Entwicklung verantwortlich.234 Seit den 1960er-Jahren kommt es in Österreich 

basierend auf wirtschaftlicher, technologischer und sozialer Entwicklung zu einer immer 

230 PROROK, T. et al. (2013): S. 11 und S. 65. 
231 ibid.: S. 55 und S. 65. 
232 ibid. 
233 ZECH S. et al. (2016): S. 52ff. 
234 ibid.: S. 51. 
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stärkeren Bildung von Stadtregionen, die sich über bestehende administrative Grenzen 

hinwegsetzen. Allerdings gibt es bisher keine stadtregionale Politik in Österreich. 

Die im Kapitel 2.3.1 Typen von Stadtregionen erläuterte Abgrenzung von Stadtregionen 

der TU Wien aus dem Jahre 2009 hat insgesamt 38 österreichische Stadtregionen identifi-

ziert.235 Diese Entwicklung war Anlass um durch das ÖREK 2011 die ÖREK-Partnerschaft 

„Kooperationsplattform Stadtregion“ einzurichten. Ziel dieser Arbeitsgruppe war es, An-

liegen und Herausforderungen von Stadtregionen zu definieren sowie Maßnahmen zur 

Problemlösung zu finden. In diesem Prozess entstand die Publikation „Agenda Stadtregi-

onen“, die unter anderem folgende sechs Eckpunkte als Empfehlung zur Etablierung ei-

ner österreichischen Stadtregionspolitik skizziert:236 

 

1. Stadtregionen sind auf der politischen Agenda – und betreiben Bewusstseinsbil-

dung und Lobbying für ihre Verankerung und Zuständigkeiten 

2. Stadtregionen haben Governance-Strukturen – um die Kooperation zwischen Ak-

teurInnen zu fördern 

3. Stadtregionen haben Instrumente – um zu planen und zu entwickeln 

4. Stadtregionen sind finanziert – und haben die Mittel, um Anreize zu schaffen 

5. Stadtregionen lernen – und betreiben dazu systematisch Wissensmanagement 

6. Stadtregionen handeln – in eigenen Aktionsfeldern und setzen Schwerpunkte 

 

Dies kann als ersten Schritt hin zu Etablierung von Stadtregionen als räumliche oder ad-

ministrative Einheit gewertet werden. Die Agenda Stadtregionen hat dazu beigetragen, 

dass Stadtregionen in die Wahrnehmung der EntscheidungsträgerInnen und Verantwortli-

chen vordringen, und hat somit den Grundstein für eine Stadtregionspolitik gelegt. Aller-

dings sind noch sehr viele Punkte ungeklärt bzw. von den politisch Verantwortlichen noch 

nicht wahrgenommen worden. Ferner handelt es sich bei dem ÖROK-Empfehlungen um 

ein auf Kompromissen basiertes Papier, welches durch Länderinteressen beeinflusst wur-

de. 

Zunächst gehört die politische und administrative Zuständigkeit von Stadtregionen 

eindeutig geklärt, sowie ein Strategiepapier zur operativen Umsetzung erstellt. Derzeit 

fehlt es noch an Erfahrungen mit stadtregionaler Kooperation und vor allem dem best-

möglichen Ablauf dieser. Außerdem wäre die Etablierung eines rechtlich-formellen Rah-

mens durch den Gesetzgeber sinnvoll. Eine solche Initiative zur Förderung von Stadtregi-

onen könnte beispielsweise im Regierungsprogramm verankert werden, um dem Politik-

feld auch zusätzliche Bedeutung zukommen zu lassen.237 Allerdings findet sich auch im 

überarbeiteten Arbeitsprogramm der Bundesregierung für die Jahre 2017/2018 keine 

235 ÖROK (2009): S. 18f. 
236 ÖROK (2016): S. 21. 
237 ibid.: S. 10. 
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Ambitionen zur Etablierung oder Förderung einer Stadtregions- oder Agglomerationspoli-

tik. 238 

Durch die Schaffung von Governance-Strukturen können Problemstellungen in den 

Stadtregionen gemeinsam gelöst werden und ein langfristiges Bestehen der Kooperation 

gesichert werden. Vielerorts sind bereits Strukturen vorhanden, die es zu nutzen gilt und 

an die Anforderungen für Stadtregionen anzupassen.239 

Instrumente zur interkommunalen bzw. regionalen Zusammenarbeit, wie regionale 

Raumentwicklungskonzepte, regionale Leitplanungen, etc., sind vorhanden, allerdings 

noch nicht auf die Bedürfnisse von Stadtregionen zugeschnitten. Bund und Länder 

müssen die notwendigen Rahmenbedingungen für stadtregionale Kooperation schaffen. 

Dies umfasst unter anderem rechtliche Rahmenbedingungen die eine Kooperation ermög-

lichen sowie finanzielle und administrative Unterstützung. Bei einigen Themenbereichen, 

wie etwa Betriebsansiedlungen, Baulandkontingente oder Verkehrserzeugung, sind In-

strumente mit Zwangscharakter zu schaffen, da sich hier ein Ende der freiwilligen Zu-

sammenarbeit gezeigt hat.240 

Stadtregionen benötigen generell keine zusätzliche Finanzierung, sondern können aus 

derzeitigen Mitteln finanziert werden, sofern Adaptierungen im Finanzausgleich vorge-

nommen werden. Direkte Zuweisungen an eine neue räumliche Ebene „Stadtregionen“ 

wären eine Möglichkeit, um die Finanzierung zu garantieren. Auch eine weitere Verbesse-

rung der Förderbarkeit aus EU-Mitteln ist anstrebenswert. Neben diesen potentiellen Fi-

nanzierungsmöglichkeiten können Stadtregionen durch die Städte und Gemeinden selbst 

getragen werden.241 

Die Rahmenbedingungen sind in keiner österreichischen Stadtregion ident, allerdings äh-

neln sich die Problemstellungen. Somit stehen Stadtregionen vor ähnlichen Herausforde-

rungen, die im Dialog und gegenseitigen Lernen gelöst werden können.242 

Diese Herausforderungen lassen sich in unterschiedlichen Aktionsfeldern zusammen-

fassen. Die Agenda Stadtregionen formuliert hierfür vier Aktionsfelder: „Mobilität und 

Erreichbarkeit verbessern, Freiraum und natürliche Ressourcen sorgsam nutzen, Siedlung 

und Standort nachhaltig entwickeln sowie Vielfalt und Zusammenhalt unterstützen“ 243.  

Stadtregionspolitik steht in Österreich noch sehr am Anfang, wenngleich es bereits viele 

unterschiedliche Kooperationen über Stadtgrenzen hinweg gibt. Der Ansatz der Stadtre-

gionen ist allerdings ein umfassender und bedarf einer Adaptierung der Rechtslage und 

des Verwaltungssystems.  

238 WEBSITE BUNDESKANZLERAMT, Arbeitsprogramm der Bundesregierung 2017/2018, abgerufen am 
03.04.2017. 
239 ÖROK (2016): S. 10. 
240 ibid.: S. 9. 
241 ÖROK (2016): S. 10. 
242 ibid. 
243 ibid.: S. 9. 
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2.3.4. Stadtregionspolitik in Österreich 

Stadtregionspolitik ist ein Politikfeld, das in Österreich bisher wenig Aufmerksamkeit 

genossen hat und daher verwundert es nicht, dass es keine österreichische Stadtregions-

politik gibt. Aufgrund des Fehlens einer räumlichen Einheit „Stadtregion“ gibt es faktisch 

keine Statistiken, wodurch diese räumliche Einheit noch schwieriger zu vermitteln ist. 

Diesen Umstand gilt es zu ändern, und in den letzten Jahren sind erste Tendenzen er-

kennbar. So wurde beispielsweise die Website stadtregionen.at, eine Kooperation des 

Österreichischen Städtebunds und des KDZ – Zentrum für Verwaltungsforschung, erstellt. 

Diese Website bildet Stadtregionen erstmals mit Daten und Fakten ab.244 

2013 hat sich mit dem „Zukunftsraum Lienzer Talboden“ die erste Stadtregion Öster-

reichs formiert. Diese umfasst 14 Gemeinden um die Tiroler Stadt Lienz. Insgesamt leben 

etwa 28.000 EinwohnerInnen in der Stadtregion. Des Weiteren finden sich rund 18.000 

Arbeitsplätze in dieser Region. Der Kooperationsansatz wird mittels Regionalkonferenz als 

Entscheidungsgremium realisiert. Getragen wird die Kooperation durch den Planungsver-

band 36, welcher, als durch das TROG 2016 institutionalisierter Planungsverband, noch 

mehr Gemeinden umfasst. Das Pionierprojekt „Zukunftsraum Lienzer Talboden“ zeigt, 

dass stadtregionale Kooperation umsetzbar ist und durch gezielte Impulse realisiert wer-

den kann. Diese Kooperation arbeitet unter anderem in den Themenfeldern Standortmar-

keting, Wirtschaftsentwicklung, Mobilität, Energiegewinnung und Bildung zusammen.245 

Trotz dieser positiven Entwicklung agieren solche Kooperationen auf Neuland und nur im 

Rahmen von bereits existenten Kooperationsmöglichkeiten. Eine umfassende stadtregio-

nale Politik benötigt bessere und klarere Rahmenbedingungen. 

Für die räumliche Entwicklung wären stadtregionale Kooperationen von großer Be-

deutung. Dadurch können Konflikte zwischen der Kernstadt und dem Umland besser 

gelöst werden und durch gemeinsames Vorgehen die Ziele der Raumordnung besser er-

reicht werden. Insbesondere sind hier die nachhaltige Siedlungsentwicklung und damit 

einhergehend die Reduktion von Zersiedelung und Versiegelung, der Ausbau des öffentli-

chen Verkehrs und sozialer Infrastruktur sowie die gemeinsame Betriebsansiedlung zu 

nennen. 

Als nächsten Schritt müssen Stadtregionen als räumliche Einheit anerkannt werden 

und mehr über ihre Funktionsweise und Bedeutung erforscht werden. Aufbauend darauf 

gilt es, in den nächsten Jahren möglichst in allen österreichischen Stadtregionen Koopera-

tionen zu schaffen und diese in Stadtregionen zu institutionalisieren. 

 

 

244 WEBSITE STADTREGIONEN.AT, Projektinfo, abgerufen am 09.04.2017. 
245 WEBSITE STADTREGIONEN, Zukunftsraum Lienzer Talboden, abgerufen am 09.04.2017 
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2.3.5. Stadtregionen und Wohnbau 

Wohnbau in Stadtregionen ist bisher ein Themenfeld das nicht erforscht wurde. 

Die Agenda Stadtregionen definiert in ihren Eckpunkten zwar die Wichtigkeit der stadt-

regionalen Siedlungs- und Standortentwicklung sowie den Ausbau des Angebots an leist-

barem Wohnbau, allerdings findet sich die Thematik Wohnen nur selten in 

(stadt)regionalen Konzepten. Vor allem Abmachungen zur Bereitstellung von Flächen für 

den förderbaren Wohnbau oder zu verbindlichen Flächenkontingenten finden sich 

nicht.246 

Folgend werden in diesem Kapitel die in Kapitel 2.3.2 analysierten Formen stadtregionaler 

Kooperation auf ihre Eignung für Kooperationen im Wohnbau eingeschätzt (siehe Tabelle 

5: Formen stadtregionaler Kooperation und ihre Eignung für Wohnbau). Dies geschieht 

als Ergänzung zu der in Kapitel 2.2.6 getroffenen Einschätzung zu interkommunalen Ko-

operationsformen. 

 

Tabelle 5: Formen stadtregionaler Kooperation und ihre Eignung für Wohnbau 

Kooperationsform Eignung für Wohnbau Begründung 

Stadtregionales Management mittel 

Mittel, da breites AkteurInnen-
spektrum einbezogen werden 
kann und Grad der Institutionali-
sierung frei gewählt werden 
kann. Allerdings Eignung eher für 
Koordination und weniger für 
große Infrastrukturprojekte. 

Regionale Planungs- und 
Entwicklungsgemeinschaften 

hoch 

Hoch, wenn Kompetenzen durch 
Gemeinden abgegeben werden. 
Hohe Flexibilität und Eignung für 
Standortentwicklung. 

Gebietsgemeinde mittel 

Mittel, da politisch unwahrschein-
lich und unerprobt. Hoheitliche 
Aufgaben können übernommen 
werden und grundsätzlich ein 
vielversprechender Zugang. 

Eigene Darstellung. 

 

Regionale Planungs- und Entwicklungsgemeinschaften scheinen sich für Wohn-

bau gut zu eignen, da sie unterschiedliche Rechtsformen annehmen können und ver-

gleichsweise flexibel sind. Außerdem sind sie für langfristige Arbeit, besonders in Berei-

chen wie Wirtschafts- und Standortentwicklung, ausgelegt. 

Stadtregionales Management eignet sich vor allem für die Koordination stadtre-

gionaler Kooperationen und die Erstellung von Strategien. Für die Erstellung einer 

246 ZECH S. et al. (2016): S. 120ff. 
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stadtregionalen Wohnbaustrategie kann ein Stadtregionales Management die richtige 

Kooperationsform darstellen. 

Gebietsgemeinden sind ein spannendes Gedankenexperiment, da größere Gemeinden in 

Österreich durchaus sinnvoll wären, allerdings wurde dieses Instrument noch nie ange-

wendet und wird in der politischen Realität schwierig umzusetzen sein. 

Alles in allem sind gemeinsam mit den klassischen interkommunalen Kooperationsformen 

genügend unterschiedliche Kooperationsformen vorhanden, um Wohnbau in seiner Viel-

seitigkeit abbilden zu können und Kooperationen in diesem Bereich zu beginnen. In den 

folgenden Kapiteln (siehe Kapitel 3 Wohnbau in Stadtregionen und Kapitel 4 Stadtregio-

naler sozialer Wohnbau) wird detaillierter auf stadtregionalen Wohnbau eingegangen. 

 

 

2.3.6. Conclusio zu „Stadtregionen“ 

Die 34 Stadtregionen in Österreich bilden gemeinsam gemessen an der Wirtschaftsleis-

tung und am Bevölkerungsanteil den bedeutendsten Raumtyp in Österreich. Aller-

dings handelt es sich bei den unterschiedlichen Stadtregionen nicht um eine homogene 

Masse, sondern vielmehr um Räume mit unterschiedlichen Herausforderungen. Viele 

dieser Herausforderungen entstehen in der Stadtregion durch die funktionale Verflech-

tung. Künftig müssen Stadtregionen als eigene räumliche Einheit angesehen werden, um 

diese Herausforderungen gemeinsam lösen zu können und Synergieeffekte in der Stadt-

region nutzen zu können.  

Die Palette an Kooperationsformen baut auf den Instrumenten der interkommunalen Ko-

operation auf und erweitert diese. Instrumente wie ein stadtregionales Management sind 

bereits erprobt, während Gebietsgemeinden noch keine Anwendung fanden. Am vielver-

sprechendsten für Wohnbau scheinen allerdings (stadt)regionale Planungs- und Entwick-

lungsgemeinschaften zu sein. 
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2.4. Conclusio zu „2. Analytische und theoretische Grundla-

gen“ 

Der österreichische Staat greift sehr stark in das Wohnungswesen ein. Sei es mit 

Hilfe der aktiven Förderung von sozialem Wohnbau durch die Wohnbauförderung, durch 

den Schutz von MieterInnen durch das Mietrechtsgesetz und das Wohnungsgemeinnüt-

zigkeitsgesetz, oder die Regelungen des Wohnungseigentumsgesetzes. Ferner wird die 

Entwicklung staatlich durch die Raumplanung gesteuert bzw. beeinflusst, da diese die 

Nutzung von Flächen mittels Entwicklungskonzepten, Flächenwidmungs- und Bebau-

ungsplänen regelt. Von staatlicher Seite sind bereits viele AkteurInnen in diesen Bereichen 

tätig, ohne das bisher private AkteurInnen wie InvestorInnen, GrundstückseigentümerIn-

nen, AnrainerInnen, NGOs etc. berücksichtigt wurden. Diese komplexe Struktur an Akteu-

rInnen mit unterschiedlichsten Interessen macht den Wohnbau zu einer äußerst viel-

schichtigen Materie. 

Der soziale Wohnbau in Österreich vergleichsweise sehr stark ausgeprägt und er-

möglicht im Unterschied zu anderen Ländern auch der Mittelschicht Zugang in den sozia-

len Wohnbau. Insbesondere seit der Finanzkrise ist die Nachfrage nach sozialem Wohn-

bau gestiegen. Gemeinden und gemeinnützige Bauvereinigungen sind Zusehens damit 

überfordert, Wohnbau in ausreichender Zahl zu errichten. Von privater Seite wird zwar 

ebenfalls viel Wohnraum errichtet, dieser ist allerdings oft nicht leistbar, oder dient als 

Anlageobjekt und wird keiner Wohnnutzung zugeführt.  

Zusätzlich zur verstärkten Nachfrage nach sozialem Wohnraum wächst die österreichische 

Bevölkerung ebenfalls stark. Das Bevölkerungswachstum konzentriert sich dabei vor 

allem auf Stadtregionen. Um dieses Wachstum mit Wohnraum abdecken zu können, 

ist es in den nächsten Jahren von zentraler Bedeutung, dass die Wohnbaumaßnahmen 

auf Stadtregionen fokussiert werden. Um allerdings ausreichend Flächen zur Verfügung 

zu haben, kann diese Entwicklung nicht nur in den Kernstädten passieren. Demnach müs-

sen neue, stadtregionale, Wege beschritten werden. Daher ist sozialer Wohnbau in der 

Stadtregion gemeinsam zu entwickeln. 

Instrumente für eine stadtregionale Kooperation im Wohnbau sind vorhanden 

und müssen nur angewendet werden. Besonders geeignet scheinen dabei regionale Pla-

nungs- und Entwicklungsgemeinschaften und Gemeindeverbände. Aber auch stadtregio-

nale Managements können zu einer besseren Kooperation und vernetzten Arbeitsweise 

im Wohnbau beitragen.  

Grundsätzlich sind Stadtregionen bisher wenig erforscht. Diese Forschungslücke zeigt 

sich vor allem im Wohnbau, da es keinerlei stadtregionale Untersuchungen zu dieser 

Thematik gibt. In den folgenden Kapiteln wird auf Wohnbau, im speziellen auf sozialen 

Wohnbau, in Stadtregionen näher eingegangen, um einen ersten Beitrag zur Schließung 

dieser Forschungslücke beizutragen.  
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3. Wohnbau in Stadtregionen 

Stadtregionen sind in Österreich noch sehr wenig erforscht und es gibt kaum statistische 

Analysen dieses Raumtyps. Zum Thema Wohnbau oder sozialer Wohnbau gibt es bisher 

keinerlei stadtregionale Auswertung. Dieses Kapitel hat es sich zum Ziel gesetzt, erste 

Wohnbauanalysen auf stadtregionaler Ebene durchzuführen. Hierfür werden Wohnbau- 

und Gebäudedaten der Registerzählung aus dem Jahr 2011 herangezogen. Diese 

wurden einerseits an den aktuellen Gebietsstand der Gemeinden (Stand Juni 2017) ange-

passt und anhand der stadtregionalen Einteilung der Website Stadtregionen.at aggre-

giert. 

Die Registerzählung 2011 differenziert hierbei zwischen vier unterschiedlichen Eigentü-

merInnen von Wohnungen: Gemeinnützige Bauvereinigungen247, Körperschaften öffentli-

chen Rechts248, Privatpersonen und sonstige juristische Personen249. Die im Folgenden 

durchgeführte Datenanalyse basiert auf diesen vier Eigentumstypen. 

Die Gemeindewohnbaudaten sind ebenfalls nach Anzahl Wohneinheiten je Gebäude zu-

gänglich, wodurch Aussagen über Gebäude mit unterschiedlichen Wohnungszahlen mög-

lich sind. Hier kann es allerdings zu kleinen Unstimmigkeiten mit der Realität kommen, da 

die Zuordnung nach der Mehrheit der Eigentumsanteile passiert. 

Aufgrund der Gemeindestrukturreform in der Steiermark aus dem Jahr 2015 und der da-

mit einhergehenden Zusammenlegung bzw. teilweisen Aufteilung von Gemeinden kön-

nen die Daten aus der Registerzählung von 2011 nicht uneingeschränkt verwendet wer-

den. Für die stadtregionale Wohnbauanalyse hat dies allerdings nur in einem kleinen Fall 

Auswirkungen. So wurde die Gemeinde Stocking auf die Gemeinden Wildon und Sankt 

Georgen an der Stiefing aufgeteilt. Da die Gemeinde Wildon (Gemeindekennzahl: 61059) 

Teil der Großstadtregion Graz ist, wurde die gesamte ehemalige Gemeinde Stocking in 

dieser Analyse in die Gemeinde Wildon fusioniert. Daraus ergeben sich kleine Abwei-

chungen zum tatsächlichen Wohnungsbestand der Großstadtregion Graz. 

 

 

 

247 Definition Gemeinnützige Bauvereinigungen: „Unternehmen (Genossenschaft oder Kapitalgesellschaft), 
die nach dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG) als gemeinnützig anerkannt sind. Dazu gehören 
auch gemeinnützige Bauvereinigungen, die in Form einer Kapitalgesellschaft zumindest teilweise im 
Eigentum des Bundes, des Landes oder einer Gemeinde sind.“ nach STATISTIK AUSTRIA (2011b): 
Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen. 
248 Definition Körperschaften öffentlichen Rechts: „Bund, Länder, Gemeinden, Kammern, 
Sozialversicherungen oder gesetzlich anerkannte Kirchen bzw. Religionsgemeinschaften.“ nach STATISTIK 
AUSTRIA (2011b): Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen. 
249 Definition Sonstige juristische Personen: „Aktiengesellschaften, Ges.m.b.H Genossenschaften (sofern es 
sich nicht um gemeinnützige Wohnbaugenossenschaften handelt), Banken, ausländische Bauvereinigungen, 
Vereine oder Stiftungen“ nach STATISTIK AUSTRIA (2011b): Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit 
Hauptwohnsitzmeldungen. 
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3.1. Hauptwohnsitzwohnungen in Stadtregionen 

Basierend auf der Einteilung der Stadtregionen nach der Website stadtregionen.at gibt es 

in Österreich 34 Stadtregionen. Diese bilden ein Spektrum von Kleinstadtregionen über 

Mittel- und Großstadtregionen bis hin zur Metropolregion Wien ab. Insgesamt sind ge-

mäß der Abgrenzung 763 Gemeinden zu Stadtregionen zugehörig, wobei 213 Ge-

meinden Teil von Kernzonen und 550 Gemeinden Teil von Außenzonen sind. Somit sind 

1.337 Gemeinden (63,67%) nicht Teil von Stadtregionen und werden im Folgenden als 

„übrige Regionen“ bezeichnet. 

Wie in Tabelle 6: Bevölkerung und Hauptwohnsitzwohnungen in Österreich ersichtlich ist, 

gab es in Österreich mit Stichtag 31.10.2011 3.644.958 Wohnungen mit Hauptwohn-

sitzmeldung bei einer Bevölkerung von 8.401.940. Somit ergibt sich eine durchschnittli-

che Belegzahl der Wohnungen von 2,31. Insgesamt lebten 2011 5.559.299 Menschen in 

Stadtregionen und 2.842.641 Menschen im restlichen Österreich.250 Betrachtet man die 

Verteilung der Wohnungen, so zeigt sich, dass 69,22% der Wohnungen mit Haupt-

wohnsitzmeldung in Stadtregionen zu finden sind, während sich 30,78% der Woh-

nungen im restlichen Österreich befinden251. Damit ergibt sich eine durchschnittliche Be-

legzahl in Stadtregionen von 2,20, die somit unter dem österreichweiten Schnitt liegt. In 

Kernzonen von Stadtregionen ist diese mit 2,12 EinwohnerInnen pro Hauptwohnsitzwoh-

nung noch niedriger. In übrigen Regionen ist die Belegungszahl hingegen höher als der 

österreichische Durchschnitt. 

 

Tabelle 6: Bevölkerung und Hauptwohnsitzwohnungen in Österreich 

 
Bevölkerung HWS-Wohnungen Belegungs-

zahl abs. % abs. % 
Stadtregionen 5.559.299 66,17% 2.523.131 69,22% 2,20 
Kernzonen 4.106.146 48,87% 1.937.096 53,14% 2,12 
Außenzonen 1.453.153 17,30% 586.035 16,08% 2,48 
Übrige Regionen 2.842.641 33,83% 1.121.827 30,78% 2,53 
Summe 8.401.940 100,00% 3.644.958 100,00% 2,31 

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 und STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: 

Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

 

Die durchschnittliche Belegungszahl unterscheidet sich in den einzelnen Stadtregionen. 

Die Metropolregion Wien senkt den Durchschnitt in Stadtregionen stark. Lässt man die 

Metropolregion Wien aus dieser Analyse weg, so erhöht sich die Belegungszahl auf 2,27.  

Analysiert man die Belegungszahl in Stadtregionen, so zeigt sich, dass es zwischen Kern- 

und Außenzonen teilweise große Unterscheide gibt (siehe Abbildung 11: Durchschnittli-

250 STATISTIK AUSTRIA (2011a): Registerzählung 2011 und STATISTIK AUSTRIA (2011b): Registerzählung 
2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen, eigene Berechnung. 
251 STATISTIK AUSTRIA (2011b): Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen, 
eigene Berechnung. 
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che Belegungszahl nach Stadtregion). Vor allem die Kernzonen der Metropolregion und 

der Großstadtregionen liegen, mit Ausnahme der GSR Bregenz, unter dem österreichwei-

ten Schnitt der Belegungszahl. Sämtliche Außenzonen liegen über diesem. 

Auch innerhalb der Stadtregionen zeigen sich große Differenzen. In der Kleinstadtregion 

Amstetten (+0,65) und der Großstadtregion Linz (+0,57) sind diese besonders stark aus-

geprägt. In allen Stadtregionen ist die durchschnittliche Belegungszahl in Außenzonen 

höher als in Kernzonen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aussagen über einen höheren Bedarf an Wohnraum aufgrund einer niedrigeren Bele-

gungszahl in Stadtregionen können allerdings nicht getroffen werden, da keine Aussagen 

über die Wohnungsgröße getroffen werden können. Wohnungen im ländlichen Raum 

sind meist größer als in städtischen Raum und bieten somit mehr Platz für mehr Bewoh-

nerInnen pro Wohneinheit. Diese Analyse war allerdings aufgrund fehlender Daten nicht 

durchführbar und ist Gegenstand zukünftiger Analysen. 

 

  

Abbildung 11: Durchschnittliche Belegungszahl nach Stadtregion 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen. Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, 
abgerufen Juli 2017, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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3.2. Anzahl Wohnungen in Gebäuden 

Um Stadtregionen analysieren zu können, ist es wichtig, sich die Struktur der Gebäude 

anzusehen. In diesem Kapitel wird auf die Struktur von Wohngebäuden näher eingegan-

gen. Konkret werden die Wohngebäude nach der Anzahl der darin befindlichen Woh-

nungen analysiert. So kann anhand der Registerzählung und der darin getroffenen Diffe-

renzierung nach Anzahl Wohnungen je Gebäude ein grobes Bild der Wohnbaulandschaft 

von Stadtregionen gezeichnet werden. 

Betrachtet man die Aufteilung im Gesamten (siehe Abbildung 12: Anzahl Wohnungen 

nach Anzahl Wohneinheiten je Gebäude), so ist ersichtlich, dass Gebäude mit nur einer 

Wohnung die größte Gruppe in Stadtregionen darstellen (26,35%). Gebäude mit mehre-

ren Wohneinheiten sind in ihrer Anzahl geringer, in dieser Statistik dennoch stark, da 

diese viele Wohneinheiten beherbergen. So spielen Geschoßwohnungsbau bzw. Gebäude 

mit mehr als elf Wohneinheiten mit einem Anteil von über 40%, eine wichtige Rolle für 

die Befriedigung des Wohnbedürfnisses in Stadtregionen.  

 

 

Differenziert man diese Analyse zwischen Kernzonen und Außenzonen (siehe Abbildung 

13: Anzahl Wohnungen nach Anzahl Wohneinheiten je Gebäude in Kern- und Außenzo-

nen), so zeigt sich, dass in Außenzonen Gebäuden mit einer Wohneinheit die größte 

Bedeutung zukommt (56,25% des Gesamtbestandes). Andere Formen des Wohnbaus 

sind in Außenzonen zwar vorhanden, allerdings wenig ausgeprägt. So machen Gebäude 

mit mehr als 21 Wohnungen lediglich 2,34% des Wohnungsbestandes aus.  

Abbildung 12: Anzahl Wohnungen nach Anzahl Wohneinheiten je Gebäude 

664.920 

215.199 

174.462 

420.244 

584.884 

463.422 

1 Wohnung 2 Wohnungen 3-5 Wohnungen 6-10 Wohnungen 11-20 Wohnungen 21 und mehr Wohnungen

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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In Kernzonen zeigt sich ein anderes Bild. Gebäude mit einer Wohnung sind zwar ebenfalls 

vorhanden, allerdings kommt diesen verhältnismäßig wenig Bedeutung zu. In den Kern-

zonen liegt der Fokus klar auf Gebäuden mit mehr als 6 Wohneinheiten. 

 

Der Geschoßwohnungsbau ist somit eindeutig auf die Kernzonen der Stadtregionen 

konzentriert. In Außenzonen gilt es, den Anteil an Gebäuden mit mehreren Wohnein-

heiten zu heben, um ein vielfältiges Angebot zu schaffen. 

 

 

3.3. EigentümerInnenstruktur in Stadtregionen 

Die Analyse der EigentümerInnenstruktur der österreichischen Hauptwohnsitzwohnungen 

hat gezeigt (siehe Abbildung 14: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen nach Raum-

typen), dass Privatpersonen unabhängig von den analysierten Raumtypen die wichtigste 

EigentümerInnengruppe bilden. Österreichweit befanden sich 71,36% der Hauptwohn-

sitzwohnungen im Eigentum von Privatpersonen. In Stadtregionen ist der Anteil mit 

64,74% niedriger, in übrigen Regionen mit 86,24% hingegen weit über dem gesamtös-

terreichischen Wert. Dieser hohe Anteil lässt sich auch durch eine große Anzahl an Ein-

familienhäusern erklären. Über ein Viertel des Wohnungsbestandes in Stadtregionen 

(26,35%) befindet sich in Gebäuden mit nur einer Wohnung, die weitgehend im Eigen-

tum von Privatpersonen stehen. Des Weiteren gibt es zwischen Kern- und Außenzonen 

in Stadtregionen große Unterschiede in der Ausprägung von privatem Eigentum an 
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Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

Abbildung 13: Anzahl Wohnungen nach Anzahl Wohneinheiten je Gebäude in Kern- 
und Außenzonen 
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Wohnbau. Privates Eigentum an Wohnraum ist in Außenzonen und übrigen Regionen 

sehr stark ausgeprägt. Gemeinnützige Bauvereinigungen, Körperschaften öffentlichen 

Rechts und sonstige juristische Personen spielen hingegen in Stadtregionen eine größere 

Rolle als in übrigen Regionen.  

 

 

Diese Verteilung wird in der nachstehenden Abbildung (siehe Abbildung 15: Anzahl 

Wohnungen nach EigentümerInnen nach Raumtyp) ersichtlich. Stadtregionen weisen 

eine sehr starke Konzentration von gemeinnützigen Wohnbau (82,22%), Körper-

schaften öffentlichen Rechts (89,76%) sowie sonstige juristische Personen 

(85,27%) auf, die überproportional zur Verteilung des Gesamtwohnungsbestandes ist. 

Diese Wohnungssegmente sind somit für Stadtregionen von großer Bedeutung. Privatei-

gentum an Wohnungen ist überproportional in den übrigen Regionen angesiedelt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 14: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen nach Raumtypen 
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84 



Wohnbau in Stadtregionen 
 
 
 

 428.769  
 308.126  

 1.633.413  

 152.823  

 2.523.131  

 92.744  
 35.170  

 967.519  

 26.394  

 1.121.827  

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

Gemeinnützige
Bauvereinigungen

Körperschaften
öffentlichen Rechts

Privatperson(en) Sonstige juristische
Personen

Gesamt

Stadtregionen Nicht-Stadtregionen

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

Abbildung 15: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen nach Raumtyp 

 

Differenziert man die EigentümerInnenstruktur in Stadtregionen nach Anzahl Wohnungen 

je Gebäude (siehe Abbildung 16: Anzahl Wohnungen nach Gebäudekategorien in Stadt-

regionen), so sieht man, dass das Eigentum von Privatpersonen in sämtlichen Ge-

bäudetypen am stärksten ausgeprägt ist. In den Kategorien Gebäude mit einer 

Wohneinheit und der Kategorie Gebäude mit zwei Wohneinheiten macht das Eigentum 

von Privatpersonen über 90% des Gesamtbestandes aus. Andere EigentümerInnen sind 

verhältnismäßig wenig vorhanden. Ab drei Wohneinheiten je Gebäude ist ersichtlich, dass 

die anderen Kategorien zunehmend an Bedeutung gewinnen.  

Ab sechs Wohnungen je Gebäude nimmt das verhältnismäßige Eigentum von gemeinnüt-

zigen Bauvereinigungen und Körperschaften öffentlichen Rechts stark zu und in den Ge-

bäudekategorien 6-10 Wohnungen und 11-20 Wohnungen sind diese Segmente zusam-

mengenommen (= sozialer Wohnbau) stärker ausgeprägt als das Eigentum von Privatper-

sonen. 

  

Übrige Regionen 
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Gemeinnützige Bauvereinigungen und Körperschaften öffentlichen Rechts sind in Stadt-

regionen demnach für Gebäude mit mehr als sechs Wohneinheiten von großer Relevanz. 

Dies erklärt sich in erster Linie damit, dass diese EigentümerInnen vor allem Geschoß-

wohnungsbau betreiben. 

Betrachtet man die Eigentumssituation in den einzelnen Stadtregionen für sich, so zeigen 

sich große Unterschiede (siehe Tabelle 7: Hauptwohnsitzwohnungen nach Stadtregionen 

und EigentümerInnentyp). So reicht die Spannweite des gemeinnützigen Wohnbaus 

von 7,18% in der Kleinstadtregion Voitsberg bis hin zu 34,63% in der Großstadtregion 

Linz. Auch bei Körperschaften öffentlichen Rechts zeigt sich ein exorbitanter Unterschied. 

So stehen nur 1,30% des Gesamtbestandes in der Mittelstadtregion Feldkirch im Eigen-

tum von öffentlichen Körperschaften. Spitzenreiter hierbei ist die Metropolregion Wien, 

was vor allem auf den über 200.000 Wohneinheiten umfassenden kommunalen Wohn-

bau der Stadt Wien zurückzuführen ist. Die Metropolregion Wien hat hingegen mit 

56,47% den niedrigsten Anteil von Privateigentum am Gesamtwohnungsbestand. Den 

höchsten Anteil an Privatbesitz an Wohnraum hat mit 85,17% die Kleinstadtregion 

Gmunden. Das Segment der sonstigen juristischen Personen macht insgesamt einen sehr 

kleinen Teil des Wohnungsbestandes aus, weist aber ebenfalls große Unterschiede auf. So 

sind in der Kleinstadtregion Amstetten lediglich 0,58% im Eigentum von sonstigen juristi-

schen Personen, während in der Mittelstadtregion Steyr 13,45% des Wohnungsbestands 

in deren Eigentum stehen. 

Die Ausgangsbedingungen für eine allgemeine Wohnbaustrategie sind aufgrund der un-

terschiedlichen Rahmenbedingungen der einzelnen Stadtregionen herausfordernd. Es 

wird schwierig sein, ein Konzept auf sämtliche Stadtregionen anzuwenden. Nichts-

Abbildung 16: Anzahl Wohnungen nach Gebäudekategorien in Stadtregionen 
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destotrotz ist durch diese Analyse klar geworden, dass es in allen Stadtregionen sozialen 

Wohnbau in Form von gemeinnützigen Bauvereinigungen oder öffentlichen Körperschaf-

ten gibt und somit Beispiele für sozialen Wohnbau existieren, die auf die Bedürfnisse der 

jeweiligen Stadtregion ausgelegt sind. 
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Wohnbau in Stadtregionen - EigentümerInnenstruktur in Stadtregionen 

Differenziert man die Stadtregionen in ihre Kern- und Außenzonen, so zeigt sich, dass 

es auch innerhalb von Stadtregionen große Unterschiede in der Eigentumsstruktur 

gibt (siehe Tabelle 8: Anteil Hauptwohnsitzwohnungen nach Kern- und Außenzonen so-

wie EigentümerInnentyp in Stadtregionen). Über drei Viertel des Wohnraums in Stadtre-

gionen befindet sich in den Kernzonen. Diese sind stärker von gemeinnützigen Bauverei-

nigungen und öffentlichen Körperschaften geprägt als Außenzonen. In der Großstadtre-

gion Linz ist knapp die Hälfte (48,53%) des Wohnungsbestandes im Eigentum von ge-

meinnützigen Bauvereinigungen. Dieser Wert wird in diesem Segment in keiner anderen 

Stadtregion nur ansatzweise erreicht. Die Kleinstadtregion Voitsberg mit einem Anteil von 

7,59% auch in Kernzonen ist Schlusslicht im Segment der gemeinnützigen Bauvereini-

gungen. Auch bei Körperschaften öffentlichen Rechts ist in den Kernzonen dasselbe Bild 

wie in der gesamten Stadtregion zu erkennen. Die Metropolregion Wien weist mit Ab-

stand den höchsten Anteil (25,84%) und die Kleinstadtregion Feldkirch mit 1,32% den 

niedrigsten auf. Aufgrund des hohen Anteils an gemeinnützigen Bauvereinigungen in der 

Kernzone der Großstadtregion Linz ist der Anteil des Privateigentums österreichweit in 

Kernzonen am niedrigsten (43,51%). Die Kleinstadtregion Gmunden weist auch hier wie-

der den höchsten Anteil (83,87%) auf. Der durchschnittliche Anteil an Wohnungen im 

Privatbesitz ist in Kernzonen generell etwas niedriger in Stadtregionen, mit 58,37% aber 

weiterhin dominierend. Bei der Kategorie sonstige juristische Personen zeigt sich in den 

Kernzonen gleiches wie auf Stadtregionsebene. In der Kleinstadtregion Amstetten ist der 

Anteil mit 0,81% am niedrigsten, während dieser in der Mittelstadtregion Steyr mit 

18,50% am höchsten ist. 

Betrachtet man die Außenzonen der Stadtregionen, so sind die Unterschiede zur Kernzo-

ne sehr stark. Die Außenzonen sind vom Segment des privaten Wohnungseigentums be-

herrscht. In 18 von 32 Stadtregionen252 ist mehr als 90% des Wohnungsbestandes im 

Eigentum von Privatpersonen. In der Außenzone der Kleinstadtregion Wörgl ist das Pri-

vateigentum mit einem Anteil von 98,43% am stärksten verwurzelt. Die Mittelstadtregion 

Leoben weist den niedrigsten Anteil an Eigentum von Privatpersonen an Wohnraum aus. 

Dieser beträgt in der Außenzone 73,20% und ist somit auch der einzige Wert unter 80%. 

In der Außenzone der MSR Leoben findet sich ebenfalls der höchste Anteil an gemeinnüt-

zigem Wohnbau (13,56%) und an Wohnbau im Eigentum von öffentlichen Körperschaf-

ten (10,19%) in österreichischen Stadtregionen. In der Außenzone der Kleinstadtregion 

Schwaz gab es 2011 keinen gemeinnützigen Wohnbau – nicht eine Wohnung. In der Au-

ßenzone der Kleinstadtregion Wörgl ist der Anteil an Wohnungen im Eigentum von öf-

fentlichen Körperschaften (0,58%) am niedrigsten. Auch in der Kategorie der sonstigen 

juristischen Personen reicht die Spannbreite von 0,25% in der Kleinstadtregion Amstetten 

bis hin zu 5,07% in der Mittelstadtregion Villach. 

 

252 In den Stadtregionen St. Johann im Pongau und Ternitz sind keine Außenzonen definiert. 
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Wohnbau in Stadtregionen 
 
 
 

Die getätigten Analysen zeigen, dass die Eigentumsverhältnisse in Stadtregionen un-

terschiedlich sind. Vor allem in Stadtregionen die historisch stark von der Industrie ge-

prägt wurden ist sozialer Wohnbau stark vorhanden. Das Eigentum von Privatpersonen 

dominiert allerdings auch in Stadtregionen, wenngleich es erhebliche Unterschiede zwi-

schen Kern- und Außenzonen gibt.  

Im Folgenden werden diese Unterschiede mittels drei Karten für die Eigentumskategorien 

gemeinnützige Bauvereinigungen (siehe Abbildung 17: Anteil gemeinnützige Bauvereini-

gungen am Wohnungsbestand nach Stadtregion), Körperschaften öffentlichen Rechts 

(siehe Abbildung 18: Anteil Körperschaften öffentlichen Rechts am Wohnungsbestand 

nach Stadtregion) sowie Privatpersonen (siehe Abbildung 19: Anteil Eigentum von Privat-

personen am Wohnungsbestand nach Stadtregion) dargestellt. Diese zeigen den kategori-

sierten Anteil der Eigentumsverhältnisse in der Kernzone und der Außenzone der Stadtre-

gionen. Bei dieser Analyse zeigt sich, dass gerade im Segment des Eigentums von Pri-

vatpersonen und gemeinnützigen Bauvereinigungen zwischen Kern- und Außen-

zonen sehr große Unterschiede bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In allen Kernzonen ist der gemeinnützige Wohnbau stärker vertreten als in den 

Außenzonen. Am stärksten fällt diese Differenz in der Großstadtregion Linz (36,57 Pro-

zentpunkte), in der Kleinstadtregion Kufstein (30,93 Prozentpunkte) und der Kleinstadt-

region Braunau (29,20 Prozentpunkte) aus. Diese haben in den Kernzonen sehr hohe 

Werte und liegen österreichweit im Spitzenfeld der Stadtregionen mit einem hohen Anteil 

an gemeinnützigen Bauvereinigungen. Auffällig ist, dass der gemeinnützige Wohnbau im 

Abbildung 17: Anteil gemeinnützige Bauvereinigungen am Wohnungsbestand nach 
Stadtregion 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen. Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, 
abgerufen Juli 2017, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Osten scheinbar einen höheren Anteil am Gesamtbestand hat, als in West- und Südöster-

reich (Ausnahme KSR Kufstein). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei den Körperschaften öffentlichen Rechts zeigt sich ein differenzierteres Bild. Der 

Anteil ist in fast allen Kernzonen höher als in den Außenzonen, Ausnahmen bilden 

hier allerdings die Stadtregionen Bludenz, Wolfsberg und Bregenz. In diesen drei Stadtre-

gionen ist der Anteil in den Außenzonen leicht höher als in den Kernzonen.  

In der Metropolregion Wien ist der Unterschied mit 21,18 Prozentpunkten besonders 

hoch. Dies erklärt sich mit dem Wohnungsbestand im Eigentum der Stadt Wien. Ohne 

diesen wäre der Unterschied weitaus geringer. 

  

Abbildung 18: Anteil Körperschaften öffentlichen Rechts am Wohnungsbestand nach 
Stadtregion 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen. Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, 
abgerufen Juli 2017, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Der Anteil des Eigentums von Privatpersonen ist in allen Kernzonen niedriger als 

in den Außenzonen. Den größten Unterschied kann man in der Mittelstadtregion Steyr 

ausmachen. Dort ist der Anteil von Wohnungen im Eigentum von Privatpersonen in Kern-

zonen um 42,09 Prozentpunkte niedriger als in der Außenzone. Aber auch in der Groß-

stadtregion Linz (-40,39 Prozentpunkte), der Kleinstadtregion Kufstein (-38,13 Prozent-

punkte) und der Kleinstadtregion Krems (-35,25 Prozentpunkte) sind große Differenzen 

erkennbar. Auch der Anteil des Eigentums von sonstigen juristischen Personen ist von 

großen Unterschieden geprägt. So ist in der industriell geprägten Mittelstadtregion Steyr 

ein Unterschied von 17,88 Prozentpunkten zwischen Kern- und Außenzone erkennbar.  

  

Abbildung 19: Anteil Eigentum von Privatpersonen am Wohnungsbestand nach 
Stadtregion 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen. Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, 
abgerufen Juli 2017, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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In Tabelle 9: Unterschied EigentümerInnenstruktur in Kern- und Außenzonen sind die 

Unterschiede zwischen Kern- und Außenzonen nochmals tabellarisch in Prozentpunkten 

ersichtlich. 

Tabelle 9: Unterschied EigentümerInnenstruktur in Kern- und Außenzonen in Prozent-
punkten 

 

Gemeinnützige 
Bauvereinigungen 

Körperschaften 
öffentlichen 

Rechts 
Privatpersonen Sonstige juristi-

sche Personen 

KSR Amstetten 16,59% 5,26% -22,41% 0,56% 

KSR Bludenz 17,95% -2,58% -18,84% 3,48% 

KSR Braunau 29,20% 3,75% -34,65% 1,71% 

KSR Eisenstadt 18,87% 2,34% -22,24% 1,03% 

KSR Gmunden 5,39% 1,65% -9,22% 2,17% 

KSR Krems 26,98% 3,32% -35,25% 4,96% 

KSR Kufstein 30,93% 1,34% -38,13% 5,86% 

KSR Leibnitz 9,77% 3,57% -18,76% 5,43% 

KSR Lienz 12,91% 1,53% -18,28% 3,85% 

KSR Ried 16,00% 1,64% -21,00% 3,36% 

KSR Schwaz 11,65% 5,09% -18,93% 2,19% 

KSR Spittal an der Drau 11,44% 7,26% -26,80% 8,10% 

KSR St. Pongau keine Außenzone definiert 

KSR Ternitz keine Außenzone Definiert 

KSR Voitsberg 6,51% 4,46% -22,44% 11,47% 

KSR Weiz 14,59% 2,31% -17,87% 0,96% 

KSR Wörgl 13,80% 3,98% -27,95% 10,16% 

KSR Wolfsberg 4,53% -1,25% -8,37% 5,09% 

MSR Feldkirch 9,04% 0,28% -16,75% 7,43% 

MSR Knittelfeld 9,48% 5,92% -24,72% 9,32% 

MSR Leoben 13,47% 4,31% -21,07% 3,29% 

MSR Steyr 22,57% 1,64% -42,09% 17,88% 

MSR St. Pölten 9,18% 6,47% -18,68% 3,02% 

MSR Villach 19,52% 2,13% -28,76% 7,12% 

MSR Vöcklabruck 16,96% 1,09% -20,54% 2,49% 

MSR Wels 20,73% 1,38% -26,90% 4,80% 

MSR Wiener Neustadt 13,44% 11,11% -27,31% 2,76% 

GSR Bregenz 18,17% -0,35% -24,50% 6,68% 

GSR Graz 5,71% 2,36% -14,19% 6,12% 

GSR Innsbruck 13,09% 5,02% -24,85% 6,74% 

GSR Klagenfurt 13,62% 6,01% -23,82% 4,19% 

GSR Linz 36,57% 2,26% -40,39% 1,56% 

GSR Salzburg 12,25% 3,39% -19,59% 3,95% 

MPR Wien 5,60% 21,18% -31,93% 5,15% 

Stadtregionen gesamt 10,63% 11,74% -27,43% 5,06% 

Datengrundlage: Statistik Austria, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldungen, 

eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Zusammengefasst gibt es also in allen Stadtregionen unterschiedliche Rahmenbedin-

gungen betreffend der EigentümerInnenstruktur, jedoch ist diese Analyse aufgrund der 

Verfügbarkeit von lediglich vier Eigentumstypen sehr oberflächlich. Dennoch zeigt sie, 

dass es bereits in zahlreichen Stadtregionen starken staatlichen Eingriff in den Woh-

nungsmarkt gibt, und gibt erstmals Einblick in die EigentümerInnenstruktur des Wohn-

baus in österreichischen Stadtregionen. Die Dominanz des Eigentums von Privatpersonen 

wurde auch in Stadtregionen deutlich, wenngleich dies zwischen Kern- und Außenzone 

unterschiedlich ausgeprägt ist. 

 

 

3.3.1. EigentümerInnenstruktur ab zwei Wohneinheiten je Gebäude 

Um die eingangs im Kapitel erwähnte starke Stellung des Einfamilienhauses in Österreich 

ausblenden zu können, wurden in einem weiteren Schritt alle Gebäude mit einer 

Wohneinheit aus der Analyse herausgenommen. Dieses Kapitel beschäftigt sich somit mit 

allen Wohnungen in Gebäuden in Stadtregionen mit zwei oder mehr Wohnein-

heiten. In der Registerzählung 2011 waren dies 1.858.211 Wohnungen (73,65% des 

Wohnungsbestandes). 

Die Analyse der EigentümerInnenstruktur der österreichischen Hauptwohnsitzwohnungen 

ab zwei Wohneinheiten je Gebäude hat gezeigt (siehe Abbildung 20: Anzahl Wohnungen 

nach EigentümerInnen und nach Raumtypen ab zwei Wohneinheiten je Gebäude), dass 

Privatpersonen zwar noch immer die wichtigste EigentümerInnengruppe bilden, ihre 

Dominanz aber vor allem in Stadtregionen stark abgenommen hat. 
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Abbildung 20: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen und nach Raumtypen ab 
zwei Wohneinheiten je Gebäude 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Das zeigt der Vergleich zwischen der EigentümerInnenstruktur in Wohngebäuden mit 

mindestens zwei Wohneinheiten je Gebäude mit dem Gesamtwohnungsbestand. Letzte-

rer wird zum Vergleich in Klammern dargestellt. 

Österreichweit befinden sich 58,67% (Gesamtbestand: 71,36%) der Hauptwohnsitzwoh-

nungen in Gebäuden mit mindestens zwei Wohneinheiten im Eigentum von Privatperso-

nen. In Stadtregionen ist der Anteil mit 54,08% (Gesamtbestand: 64,74%) niedriger. In 

den übrigen Regionen mit 74,22% (Gesamtbestand: 86,24%) hingegen weit über dem 

gesamtösterreichischen Wert. Der Vergleich zeigt, dass die Dominanz des Privatbesit-

zes abnimmt, wenn man Gebäude mit mindestens zwei Wohneinheiten zur Analyse her-

anzieht.  

Die Verteilung zwischen Stadtregion und übrigen Regionen nach EigentümerInnenkatego-

rie wird in Abbildung 21: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen und nach Raumtyp 

ab zwei Wohneinheiten je Gebäude ersichtlich. Die Verteilung zwischen Stadtregion und 

übrigen Regionen ist in den Kategorien gemeinnützige Bauvereinigungen, Körperschaften 

öffentlichen Rechts sowie sonstige juristische Personen fast identisch zur vorherigen Be-

trachtung der Gebäude mit einer Wohneinheit. Lediglich bei der Eigentumskategorie Pri-

vatpersonen gibt es einen großen Unterschied. So sind bei der Analyse des Gesamtbe-

standes (inkl. Gebäude mit einer Wohneinheit) 62,80% der Wohnungen in Stadtregionen 

und 37,20% in den übrigen Regionen verortet. In der Analyse der Gebäude mit mindes-

tens zwei Wohneinheiten befindet sich 71,17% des Wohnungsbestandes im Eigentum 

von Privatpersonen in Stadtregionen und 28,83% in den übrigen Regionen. Dies erklärt 

sich vor allem damit, dass sich durch die Nichtberücksichtigung der Einfamilienhäuser der 

zu analysierende Wohnungsbestand in den übrigen Regionen stark reduziert hat.  
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Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

Abbildung 21: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen und nach Raumtyp ab zwei 
Wohneinheiten je Gebäude 
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Ohne die Berücksichtigung der Wohnungen in Gebäuden mit einer Wohnungseinheit 

verändert sich die Eigentumsstruktur in einigen Stadtregionen sehr stark. In Tabelle 10: 

Hauptwohnsitzwohnungen nach Stadtregionen und EigentümerInnentyp ab zwei 

Wohneinheiten je Gebäude ist diese veränderte Eigentumsstruktur ersichtlich. Besonders 

starke Veränderungen gibt es vor allem in den Eigentumskategorien gemeinnützi-

ge Bauvereinigungen und Privatpersonen. 

Im Eigentumssegment der gemeinnützigen Bauvereinigungen ändert sich die Struktur in 

einigen Stadtregionen drastisch, besonders in der Kleinstadtregion Eisenstadt (+23,45 

Prozentpunkte), in der Kleinstadtregion Ternitz (+17,57 Prozentpunkte) und in der Mittel-

stadtregion Wiener Neustadt (+16,58 Prozentpunkte). Den höchsten Anteil findet man 

zwar noch immer in der Großstadtregion Linz (45,35%), allerdings stieg der Anteil in der 

Kleinstadtregion Eisenstadt auf 41,93%. Die Kleinstadtregion Voitsberg ist auch ohne 

Gebäude mit einer Wohneinheit weiterhin Schlusslicht im Anteil der gemeinnützigen 

Bauvereinigungen (11,52%), wenngleich eine Steigerung um 4,35 Prozentpunkte zu ver-

zeichnen ist. 

Auch die Eigentumsanteile der Körperschaften des öffentlichen Rechts sind ohne Gebäu-

de mit einer Wohneinheit in allen Stadtregionen höher, wenngleich die Steigerung nicht 

so stark ausfällt. In der Kleinstadtregion Ternitz ist diese mit 8,83 Prozentpunkten am 

höchsten in der Kleinstadtregion St. Johann im Pongau mit einem Anstieg um 0,09 Pro-

zentpunkten am niedrigsten. In der Metropolregion Wien ist der Anteil mit 26,56% am 

höchsten. 

Das Eigentum von Privatpersonen ist in allen Stadtregionen niedriger als bei der Betrach-

tung des Gesamtbestandes. Die Spannbreite reicht von einem Minus von 5,07 Prozent-

punkten in der Kleinstadtregion St. Johann im Pongau bis zu einem Minus von 28,06 Pro-

zentpunkten in der Kleinstadtregion Eisenstadt. Den höchsten Anteil an Privateigentum 

findet man auch bei dieser Analyse in der Kleinstadtregion Gmunden, den niedrigsten in 

der Mittelstadtregion Wiener Neustadt (37,24%). In 8 der 34 Stadtregionen ist der Anteil 

des Eigentums von Privatpersonen unter 50%.  

Diese Analyse hat gezeigt, dass der soziale Wohnbau ohne die Berücksichtigung von 

Wohnungen in Gebäuden mit einer Wohneinheit an Bedeutung gewinnt. In Stadt-

regionen mit vielen Einfamilienhäusern oder Gebäuden mit nur einer Wohnung verschie-

ben sich Zusehens Anteile zu Gunsten des sozialen Wohnungsbaus.  
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Abbildung 22: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen und Raumtypen ab elf 
Wohneinheiten je Gebäude 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

 295.841   263.509  
 32.332  

 227.802   219.413  
 8.389  

 516.042   477.355   38.687  

 94.293   88.029   6.264  

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

Österreich Stadtregionen Nicht-Stadtregionen

Gemeinnützige Bauvereinigungen Körperschaften öffentlichen Rechts

Privatperson(en) Sonstige juristische Personen

3.3.2. EigentümerInnenstruktur ab elf Wohneinheiten je Gebäude 

In diesem Unterkapitel wird die EigentümerInnenstruktur in Gebäuden mit elf oder 

mehr Wohneinheiten analysiert. Hierbei soll ausgewertet werden, ob sich dieses Ge-

bäudesegment von dem allgemeinen Gebäudebestand unterscheidet. Dieses Kapitel be-

schäftigt sich daher mit 1.133.978 Wohneinheiten, wovon 1.048.306 auf Stadtregionen 

entfallen. Das entspricht einem Anteil von 92,45%. Die restlichen 85.672 Wohnungen 

entfallen auf Gemeinden, welche nicht Teil von Stadtregionen sind. 

Die Analyse der EigentümerInnenstruktur der österreichischen Hauptwohnsitzwohnungen 

ab elf Wohneinheiten je Gebäude hat gezeigt (siehe Abbildung 22: Anzahl Wohnungen 

nach EigentümerInnen und Raumtypen ab elf Wohneinheiten je Gebäude), dass auch in 

diesem Wohnungssegment Privatpersonen die wichtigste EigentümerInnengruppe 

bilden allerdings liegen diese erstmals unter 50%. Die Abbildung ist auf 100% skaliert, 

um den Anteil der jeweiligen Segmente ablesen zu können, soll aber nicht darüber hin-

weg täuschen, dass sich 92,45% der Wohneinheiten in Stadtregionen befinden.  

 

 

Generell kann gesagt werden, dass Privatpersonen in Stadtregionen (45,54%) und den 

übrigen Regionen (45,16%) sowie im österreichischen Durchschnitt (45,51%) fast diesel-

be Bedeutung haben. Für die übrigen Regionen haben gemeinnützige Bauvereinigungen 

in diesem Wohnungssegment eine sehr große Bedeutung. 37,74% des Wohnungsbe-

standes sind im Eigentum von gemeinnützigen Bauvereinigungen. In Stadtregionen sind 

es in diesem Segment 25,14%. Körperschaften öffentlichen Rechts sind hingegen wieder 

in Stadtregionen stärker vertreten (20,93%) als in den übrigen Regionen (9,79%). 

Übrige Regionen 
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Betrachtet man das Verhältnis zwischen Stadtregion und den übrigen Regionen sowie die 

Eigentumsverhältnisse (siehe Abbildung 23: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen 

und nach Raumtyp ab elf Wohneinheiten je Gebäude), so zeigt sich der räumliche Fokus 

dieses Wohnungssegments auf Stadtregionen. 96,32% des Gesamtbestandes an Woh-

nungen im Eigentum von Körperschaften öffentlichen Rechts befinden sich in Stadtregio-

nen. 89,07% des Bestandes an gemeinnützigen Wohnbauten, aber auch 92,50% der 

Wohnungen im Eigentum von Privatpersonen finden sich in Stadtregionen. Dies zeigt 

klar, dass es in Außenzonen verhältnismäßig wenig Wohnbau mit elf oder mehr Woh-

nungen gibt. Der Geschoßwohnungsbau ist somit klar auf Stadtregionen fokussiert.  

 

 

Abschließend muss angemerkt werden, dass Stadtregionen nicht als homogene Einheit 

angesehen werden können. Die EigentümerInnenstruktur in Stadtregionen ist sehr unter-

schiedlich und auch innerhalb der einzelnen Stadtregionen ist das Eigentum sehr hete-

rogen. Dennoch können ein paar allgemeine Aussagen getätigt werden. Das Eigentum 

von Privatpersonen dominiert die österreichische Wohnungslandschaft, wenngleich 

diese Dominanz mit der Anzahl der Wohnungen je Gebäude abnimmt. Anstelle von Pri-

vateigentum tritt vor allem in größeren Gebäuden vermehrt Eigentum von gemeinnützi-

gen Bauvereinigungen und Körperschaften öffentlichen Rechts auf.  
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Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

Abbildung 23: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen und nach Raumtyp ab elf 
Wohneinheiten je Gebäude 
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3.4. Sozialer Wohnbau in Stadtregionen 

Für die Analyse von sozialem Wohnbau in Stadtregionen werden die zwei Eigentumska-

tegorien gemeinnützige Bauvereinigungen und Körperschaften öffentlichen 

Rechts herangezogen. Die Kategorie Körperschaften öffentlichen Rechts umfasst Ge-

meinden, Länder, den Bund und andere öffentliche Körperschaften wie Kammern, Sozial-

versicherungen oder gesetzlich anerkannte Kirchen. Für die Analyse standen die Daten 

ohne andere öffentliche Körperschaften nicht zur Verfügung, daher müssen diese zum 

sozialen Wohnbau gezählt werden. Dabei handelt es sich österreichweit um 21.724 

Wohnungen. Dies entspricht einem Anteil von 6,33% der Wohnungen der öffentlichen 

Körperschaften und einem Anteil von 2,51% des gesamten sozialen Wohnbausegmentes. 

Dadurch kann es in einigen Stadtregionen zu Abweichungen vom tatsächlichen Anteil des 

sozialen Wohnbaus kommen. 

 

 

3.4.1. Anteil des sozialen Wohnbaus  

Insgesamt umfasst der soziale Wohnbau in Österreich 864.809 Hauptwohnsitzwohnun-

gen, wovon 736.895 auf Stadtregionen entfallen. Dies entspricht einem Anteil von 

85,21%. Sozialer Wohnbau ist somit überproportional zu den Hauptwohnsitzwohnun-

gen auf Stadtregionen konzentriert.  

Angelehnt an Kapitel 3.3 EigentümerInnenstruktur in Stadtregionen wird der soziale 

Wohnbau anhand von drei Kategorien analysiert. Zunächst der Gesamtbestand, gefolgt 

von Gebäuden mit mindestens zwei Wohneinheiten und abschließend Gebäude mit min-

destens elf Wohneinheiten. So soll die Bedeutung des sozialen Wohnbaus für Stadtregio-

nen durch die Analyse unterschiedlicher Gebäudetypen analysiert werden. Diese Karten 

(Abbildung 24: Anteil Wohnungen im sozialen Wohnbau am Wohnungsbestand nach 

Stadtregion, Abbildung 25: Anteil Wohnungen im sozialen Wohnbau am Wohnungsbe-

stand nach Stadtregion ab zwei Wohneinheiten je Gebäude, Abbildung 26: Anteil Woh-

nungen im sozialen Wohnbau am Wohnungsbestand ab elf Wohneinheiten je Gebäude) 

zeigen jeweils den Anteil von sozialem Wohnbau in der Kernzone und der Außenzone 

jeder Stadtregion. 

Sozialer Wohnbau ist in österreichischen Stadtregionen sehr unterschiedlich ausgeprägt. 

In den Stadtregionen Wien (37,21%), Linz (37,25%), Wiener Neustadt (33,84%), Leoben 

(35,86%) und Ternitz (30,43%) finden sich Anteile von über 30%. In den Stadtregionen 

Feldkirch (11,69%) und Gmunden (11,85%) ist der soziale Wohnbau hingegen nur sehr 

schwach repräsentiert.  

In allen Kernzonen ist der soziale Wohnbau stärker vertreten als in den Außenzo-

nen. Am stärksten fällt diese Differenz in der Großstadtregion Linz (38,83 Prozentpunk-

te), in der Kleinstadtregion Braunau (32,94 Prozentpunkte) und in der Kleinstadtregion 
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Kufstein (32,27 Prozentpunkte) aus. Diese haben in den Kernzonen sehr hohe Werte und 

in den Außenzonen sehr niedrige Werte. 

 

 
 

Analysiert man nur Gebäude mit mindestens zwei Wohneinheiten, so reduziert sich 

die Anzahl der Wohnungen des sozialen Wohnbaus in Stadtregionen von 736.895 auf 

711.120. Somit sind noch immer 96,50% des Bestandes verfügbar. Sozialer Wohnbau ist 

somit nicht sehr stark auf Gebäude mit nur einer Wohneinheit fokussiert.  

In allen Stadtregionen steigt der Anteil des sozialen Wohnbaus in einer Spannbreite zwi-

schen 3,78 Prozentpunkten bis 26,41 Prozentpunkten. Der soziale Wohnbau nimmt in 

einigen Stadtregionen eine äußerst wichtige Rolle ein (siehe Abbildung 25: Anteil Woh-

nungen im sozialen Wohnbau am Wohnungsbestand nach Stadtregion ab zwei 

Wohneinheiten je Gebäude). So stehen in den Stadtregionen Wiener Neustadt (58,78%) 

und Ternitz (56,83%) bereits über die Hälfte der Wohnungen im Eigentum des sozialen 

Wohnbaus.  

Auch bei dieser Analyse hat sich ein Unterschied zwischen den Kern- und Außenzonen 

gezeigt. In der Stadtregion Braunau zeigt sich der größte anteilige Unterschied mit 46,13 

Prozentpunkten zwischen Kern- und Außenzone. In der Großstadtregion Graz und der 

Kleinstadtregion Wolfsberg ist der soziale Wohnbau in Außenzonen stärker vertreten als 

in der Kernzone. In den restlichen Stadtregionen liegt die Spannbreite in den Stadtregio-

nen zwischen 7,63 Prozentpunkten und den bereits angesprochenen 46,13 Prozentpunk-

ten. 

Abbildung 24: Anteil Wohnungen im sozialen Wohnbau am Wohnungsbestand nach 
Stadtregion 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen. Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, 
abgerufen Juli 2017, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Abbildung 25: Anteil Wohnungen im sozialen Wohnbau am Wohnungsbestand nach 
Stadtregion ab zwei Wohneinheiten je Gebäude 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen. Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, 
abgerufen Juli 2017, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im nächsten Analyseschritt werden nur Wohnungen in Gebäuden mit elf oder mehr 

Wohneinheiten berücksichtigt. Der Wohnungsbestand reduziert sich dadurch auf 

482.922. Dies einspricht einem Anteil von 65,53% am Gesamtbestand. Sozialer Wohn-

bau ist somit in Stadtregionen zu fast zwei Dritteln in Gebäuden mit mehr als elf 

Wohneinheiten zu finden. 

In allen Stadtregionen steigt der Anteil des sozialen Wohnbaus, zulasten des Eigentums 

von Privatpersonen, in einer Spannbreite zwischen 5,44 Prozentpunkten und 47,69 Pro-

zentpunkten. In einigen Stadtregionen bildet der soziale Wohnbau ab elf Wohneinheiten 

die größte EigentümerInnengruppe (siehe Abbildung 26: Anteil Wohnungen im sozialen 

Wohnbau am Wohnungsbestand ab elf Wohneinheiten je Gebäude). So beispielsweise in 

den Stadtregionen Ternitz (78,12%), Steyr (73,35%), Wiener Neustadt (71,78%), Braun-

au (65,77%), Amstetten (65,76%), Linz (64,82%) oder Wolfsberg (61,51%). Am 

schwächsten ist der soziale Wohnbau in Gebäuden mit elf oder mehr Wohneinheiten in 

der Großstadtregion Graz ausgebildet. Dies liegt vor allem daran, dass dort auch ein star-

ker Fokus auf sozialen Wohnbau in kleineren Gebäuden besteht.  

Der Unterschied zwischen Kern- und Außenzone ist auch hier zwischen den ein-

zelnen Stadtregionen sehr groß. In den Stadtregionen Bludenz, Leibnitz, Schwaz, Voi-

tsberg und Wörgl gibt es in der Außenzone keinen sozialen Wohnbau in Gebäuden mit 

mindestens elf Wohneinheiten. In anderen Stadtregionen sind die Anteile in den Außen-

zonen höher als in den Kernzonen. So beispielsweise in den Stadtregionen Wien, Graz, 
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Bregenz, Vöcklabruck oder Wolfsberg. In Außenzonen ist der soziale Wohnbau somit in 

vielen Stadtregionen besonders wichtig, um Geschoßwohnungsbau bereit zu stellen. 

 

 
 

Abschließend werden die Anteile des sozialen Wohnbaus der drei analysierten Gebäude-

typen je Stadtregion gegenübergestellt (siehe Abbildung 27: Anteil Wohnungen im sozia-

len Wohnbau am Wohnungsbestand nach Stadtregion und Gebäudetyp). Dadurch kann 

die Bedeutung des sozialen Wohnbaus für diese unterschiedlichen Typen nochmals ver-

gegenwärtigt werden. Der soziale Wohnbau hat in Stadtregionen einen Anteil zwischen 

11,69% bis 37,25%. Diese große Spannbreite zeigt wie unterschiedlich die Eigen-

tumsstruktur der einzelnen Stadtregionen, auch im sozialen Wohnbau, ist. Der Anteil des 

sozialen Wohnbaus hat sich in allen Stadtregionen in der Analyse erhöht als Gebäude mit 

nur einer Wohneinheit ausgeblendet wurden. In einigen Stadtregionen, die vor allem von 

Einfamilienhäusern geprägt sind, hat sich der Anteil besonders stark erhöht. In Gebäuden 

mit mindestens elf Wohnungen ist der soziale Wohnbau in vielen Stadtregionen der wich-

tigste Faktor zur Bereitstellung von Wohnraum. In 15 von 34 Stadtregionen macht der 

Anteil des sozialen Wohnbaus in dieser Kategorie mehr als 50% aus. Auffällig war eben-

falls, dass in vielen Außenzonen dem sozialen Wohnbau große Bedeutung zukam. 

  

Abbildung 26: Anteil Wohnungen im sozialen Wohnbau am Wohnungsbestand ab elf 
Wohneinheiten je Gebäude 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen. Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, 
abgerufen Juli 2017, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Abbildung 27: Anteil Wohnungen im sozialen Wohnbau am Wohnungsbestand nach 
Stadtregion und Gebäudetyp 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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3.4.2. Räumliche Verteilung des sozialen Wohnbaus in Stadtregionen 

Sozialer Wohnbau ist auf Stadtregionen konzentriert, doch es stellt sich weiterhin die 

Frage wo, in Stadtregionen dieser zu finden ist. Anhand der Struktur von Stadtregionen 

kann man zwischen Kernzone und Außenzone differenzieren. In allen Kernzonen ist 

der soziale Wohnbau, gemessen am Anteil der Wohnungen des sozialen Wohnbaus 

zum Anteil der Wohnungen am Gesamtbestand, konzentriert. Dabei schwankt der Grad 

der Konzentration zwischen 1,03 und 1,5 (siehe Abbildung 28: Anteil sozialer Wohnbau 

und Anteil Wohnungen am Gesamtbestand nach Kernzone und Stadtregion).253 Auffällig 

ist dabei, dass in Kernzonen mit niedrigerem Anteil an den Gesamtwohnungen der Grad 

der Konzentration des sozialen Wohnbaus höher ist.  

 

253 Berechnung: Grad der Konzentration = (Anteil sozialer Wohnbau in der Kernzone / Anteil sozialer 
Wohnbau in der Stadtregion) / (Anteil Wohnungen in der Kerzone / Anteil Wohnungen in der Stadtregion). 
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Abbildung 28: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil Wohnungen am Gesamtbestand 
nach Kernzone und Stadtregion 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Neben der überproportionalen Konzentration des sozialen Wohnbaus auf Kernzonen von 

Stadtregionen ist dieser auch auf die jeweilige Kernstadt Konzentriert. Nachstehend ist 

ersichtlich (siehe Abbildung 29: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil Wohnungen am Ge-

samtbestand nach Kernstadt und Stadtregion), dass sich der soziale Wohnbau teilwei-

se sehr stark auf die Kernstadt der jeweiligen Stadtregion konzentriert. Als Kern-

stadt wurde jeweils die der Stadtregion namensgebende Stadt herangezogen.  

Nur in den Stadtregionen Voitsberg und St. Johann im Pongau ist keine überpro-

portionale Konzentration des sozialen Wohnbaus gegeben. In der Kleinstadtregion St. 

Johann im Pongau ist dies damit zu erklären, dass diese nur aus zwei Gemeinden besteht 

und die Stadt Bischofshofen über mehr sozialen Wohnbau verfügt. In der Stadtregion 

Knittelfeld ist die Konzentration auf die Kernstadt mit 2,07 am höchsten. 

Die Spannbreite des Anteils der Wohnungen in der Kernstadt an den Wohnungen in der 

Stadtregion reicht von 18,39% in der Stadt Bregenz (Großstadtregion Bregenz) bis hin zu 

79,55% in der Stadt Kufstein (Kleinstadtregion Kufstein). Der Anteil von sozialem Wohn-

bau in der Kernstadt am sozialen Wohnbau in der Stadtregion reicht von 27,71% in Le-

oben (Mittelstadtregion Leoben) bis hin zu 97,52% in der Stadt Kufstein (Kleinstadtregi-

on Kufstein). 
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Abbildung 29: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil Wohnungen am Gesamtbestand 
nach Kernstadt und Stadtregion 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Somit konnte nachgewiesen werden, dass Kernzonen überproportional viel sozialen 

Wohnbau beherbergen. Die Kernstädte spielen hierfür eine zentrale Rolle, da bis 

auf zwei Kernstädte alle überproportional viel sozialen Wohnbau bereitstellen. Dadurch 

kann davon ausgegangen werden, dass der die Kernstädte die Umgebung mit sozialem 

Wohnbau mitversorgen. Umso wichtiger ist dadurch, dass es künftig ausreichend sozialen 

Wohnbau in den Stadtregionen außerhalb der Kernstädte gibt. 

 

 

3.5. Conclusio zu „3. Wohnbau in Stadtregionen“ 

Die 34 österreichischen Stadtregionen sind bisher sehr wenig erforscht. Die hier getä-

tigte Wohnbauanalyse kann als erste Betrachtung des Wohnbaus auf stadtregionaler 

Ebene gesehen werden. Somit sind erstmals Aussagen über Wohnbau in Stadtregionen 

möglich. 

Zunächst sind Stadtregionen gemessen am Anteil der Wohnungen (69,22%) und an der 

Bevölkerung (66,17%) der wichtigste Lebens- und Wohnort der österreichischen 

Bevölkerung. Allerdings kann man bei Stadtregionen nicht über eine homogene räumli-

che Einheit sprechen. Jede Stadtregion hat unterschiedliche Rahmenbedingungen und 

damit auch Herausforderungen. Dies zeigt sich unteranderem an der Eigentumsstruk-

tur. 

Der Wohnbau im Eigentum von Privatpersonen dominiert die österreichische 

Wohnlandschaft. Allerdings ist diese Dominanz in Stadtregionen geringer als im 

restlichen Österreich. Zwischen Kern- und Außenzone lassen sich hier große Unterschiede 

feststellen. In der Kernzone sind gemeinnützige Bauvereinigungen und Körper-

schaften öffentlichen Rechts überproportional stärker als in Außenzonen. Dort ist 

der Wohnbau im Eigentum von Privatpersonen hingegen stärker vertreten. Die Eigen-

tumsverhältnisse unterscheiden sich zwischen den einzelnen Stadtregionen gra-

vierend. Der private Wohnbau ist besonders stark, wenn es einen hohen Anteil an Ge-

bäuden mit nur einer Wohneinheit gibt. 

Blendet man Gebäude mit nur einer Wohneinheit aus, so geht der Anteil des Eigentums 

von Privatpersonen zurück, während die Kategorien gemeinnützige Bauvereinigungen, 

Körperschaften öffentlichen Rechts sowie sonstige juristische Personen stärkere Bedeu-

tung erlangen. Dies liegt an einem hohen Anteil an Privateigentum an Gebäuden mit ei-

ner Wohneinheit (dem Einfamilienhaus). Ab elf Wohneinheiten ist österreichweit das Ei-

gentum von Privatpersonen in Stadtregionen noch immer am stärksten, allerdings gibt es 

einige Stadtregionen, in denen der soziale Wohnbau die größte Eigentumskategorie dar-

stellt.  

Grundsätzlich ist in allen österreichischen Stadtregionen sozialer Wohnbau vor-

handen, die Ausprägung unterscheidet sich allerdings stark. Besonders in Gebäuden mit 
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elf oder mehr Wohneinheiten ist der soziale Wohnbau besonders stark vertreten. In eini-

gen Stadtregionen erreicht er Anteile über 60-70%. Eine räumliche Konzentration des 

sozialen Wohnbaus ist feststellbar. Dieser ist besonders auf Kernzonen kon-

zentriert. Auch eine überproportionale räumliche Konzentration auf Kernstädte ist 

feststellbar. 
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4. Stadtregionaler sozialer Wohnbau 

Sozialer Wohnbau hat in Österreich eine lange Tradition und ist wie in Kapitel 3.4 be-

schrieben in allen Stadtregionen und einem Großteil der Gemeinden vertreten. Dabei ist 

eine räumliche Konzentration auf Kernzonen und deren Kernstädte klar festzu-

stellen. Wie bereits dargestellt war der Anstieg der Wohnkosten in den vergangenen 

Jahren sehr stark zu spüren. Vor allem seit den frühen 2000er-Jahren kam es zu einem 

überproportionalen Anstieg der Wohnungskosten. Wie die Zahlen der letzten Jahre zei-

gen wird kaum Wohnbau durch Gemeinden betrieben. Um leistbaren Wohnraum garan-

tieren zu können, muss dieser Trend allerdings umgekehrt werden und das Angebot 

durch staatliche Eingriffe erhöht werden. Dabei muss allerdings die überregionale Bedeu-

tung von sozialem Wohnbau berücksichtigt werden und somit die Planung, Finanzierung 

und Umsetzung auf überregionale Ebene gehoben werden.  

Durch den Fokus des Bevölkerungswachstums auf Ballungszentren ist die ausrei-

chende Versorgung mit leistbarem Wohnraum gerade dort eine vordringliche 

Frage. Diese sollte daher im Fokus der Wohnungspolitik der Gemeinden, Länder und des 

Bundes stehen. Die von der ÖROK initiierte Stadtregionspolitik könnte die ideale räumli-

che Einheit darstellen, um sozialen Wohnraum überregional in Ballungszentren zu ver-

wirklichen.  

In den Eckpunkten für eine österreichische Stadtregionspolitik aus dem Jahre 2016 ist der 

Ausbau des Angebots an leistbarem Wohnraum außerdem eines der Ziele von Stadtregio-

nen. Dort heißt es, dass: 

„Zur Vermeidung sozialer Segregation soll unter anderem ein differenziertes Ange-

bot an leistbarem Wohnraum bereitgestellt werden. […] Die Bereitstellung von Flä-

chen für den förderbaren Wohnbau betrifft nicht nur einzelne Gemeinden, sondern 

ist in Stadtregionen wegen der funktionalen Verflechtung gemeinsam zu lösen. Es 

besteht übergemeindlicher und landesplanerischer Abstimmungsbedarf“254  

Diesem „übergemeindlichen und landesplanerischen Abstimmungsbedarf“ im Wohnbau 

nimmt sich vorliegende Arbeit an, und versucht, durch einen stadtregionalen Zugang, 

Lösungsvorschläge für die Wohnkostenproblematik in Ballungszentren zu liefern. Die 

stärkere Kooperation in Stadtregionen, auch im Bereich Wohnbau, wird auch von den 

AutorInnen zweier aktueller Publikationen der österreichischen Raumordnungskonferenz 

geteilt. In den Empfehlungen der ÖREK-Partnerschaft zur Unterstützung leistbaren Woh-

nens aus dem Jahre 2015 ist von der überörtlichen Bedeutung von leistbarem Wohnen 

die Rede. Es heißt dort, dass 
 

„in Bezug auf die Aufgabe, geeignetes Flächen für den förderbaren Wohnbau be-

darfsgerecht zu sichern bzw. das Angebot an verfügbarem Bauland zu erhöhen, ist 

daher auch die überörtliche Raumordnung zunehmend gefordert, Ziele, Maßnah-

men und Widmungskriterien für den förderbaren Wohnbau landes- und regions-

254 ÖROK (2016): S. 43. 
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spezifisch zu verankern. Da die Bereitstellung von Flächen für den förderbaren 

Wohnbau vielfach nicht nur einzelne Gemeinden isoliert betrifft, sondern von be-

nachbarten Gemeinden aufgrund der funktionalen Verflechtung gemeinsam zu lö-

sen ist, wird der regionale und landesplanerische Abstimmungsbedarf offensicht-

lich“.255 
 

Überörtliches Handeln ist somit gemäß ÖREK-Partnerschaft zur Unterstützung leistbaren 

Wohnens von Nöten, um leistbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. 

 

 

4.1. Definition 

Die Idee von stadtregionalem sozialen Wohnbau geht von der Annahme aus, dass staat-

lich bereitgestellter Wohnraum für die Versorgung der Bevölkerung mit leistbaren Woh-

nungen essenziell ist. Somit versteht man unter stadtregionalem sozialem Wohnbau einen 

staatlichen Eingriff in den Wohnungsmarkt zur Befriedigung der Nachfrage nach 

leistbarem Wohnraum in einer Stadtregion. Dies geschieht einerseits durch den Bau von 

Wohnungen anderseits durch die gemeinsame stadtregionale Verwaltung des Be-

standes an sozialem Wohnraum. Ziel der Etablierung eines stadtregionalen sozialen 

Wohnungssegments ist es, leistbaren Wohnraum für eine möglichst große Bevölkerungs-

gruppe bereitzustellen und durch die überörtliche Abstimmung der Bautätigkeiten, die 

bestmöglichen Lagen für sozialen Wohnbau zu akquirieren und für zukünftige Entwick-

lungen sichern zu können. Gebietskörperschaften in einer Stadtregion können sich in 

diesem Modell entweder direkt am Wohnungsmarkt engagieren, oder indirekt durch ge-

meinnützige Bauvereinigungen auftreten. 

Die Errichtung von neuen Wohneinheiten soll unter Berücksichtigung von existierenden 

Qualitätskriterien der Wohnbauförderung, aber auch unter Einbeziehung strengerer Vor-

schriften, vor allem in der Lage und der verkehrlichen Erschließung, realisiert werden. 

Aufgrund der zunehmenden Steigerung der Bodenpreise und der damit einhergehenden 

Problematik der Finanzierung für gemeinnützige Bauvereinigungen bzw. Gebietskörper-

schaften muss im Neubau zunehmend auf umliegende Gemeinden ausgewichen werden. 

Dieser in einem durch Angebot und Nachfrage gesteuerten scheinbar unvermeidlichen 

Trend soll allerdings nicht willkürlich passieren, sondern stadtregional koordiniert, ge-

plant und gesteuert werden. Eine solche geplante Erweiterung des Angebots von sozia-

lem Wohnbau innerhalb der Stadtregion muss als Chance für die Region und die neuen 

Standortgemeinden gesehen werden. Die Siedlungsentwicklung könnte hier positiv beein-

flusst werden. So kann beispielsweise der Zersiedelung durch verdichtete Bauweisen ent-

gegengewirkt werden und eine weitere Versiegelung der Landschaft reduziert werden. 

255 ÖROK (2014): S. 15f. 
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Interkommunale Kooperationen existieren in allen Gemeinden und sind heute in vielen 

Bereichen selbstverständlich. Stadtregionale Kooperation steckt hingegen noch in den 

Kinderschuhen und muss in den nächsten Jahren ausgebaut und institutionalisiert wer-

den. Dies wäre aus Sicht der Raumplanung im Bereich der Siedlungsentwicklung sinnvoll. 

Eine gemeinsame Abstimmung im sozialen Wohnbau könnte einen ersten Schritt in die 

Richtung einer stadtregionalen Siedlungspolitik darstellen. 

Die Planung und Errichtung von Wohnbau ist eine große finanzielle Hürde für viele Ge-

meinden. Durch eine abgestimmte und gemeinsame Planung und Finanzierung soll diese 

Hürde reduziert werden und es auch für finanziell schwache Gemeinden möglich sein, 

sozialen Wohnbau durch eine gemeinsame stadtregionale Finanzierung errichten zu kön-

nen. Die Bereitstellung von leistbarem Wohnraum soll nicht von den finanziellen Mög-

lichkeiten von Gemeinden abhängig sein, sondern vielmehr eines der wichtigsten Ziele 

der Bundes- und Landesregierungen darstellen. Die Koordination zwischen den genann-

ten AkteurInnen muss verstärkt werden, um der Teuerung der Wohnkosten in Ballungs-

zentren entgegenzuwirken. Stadtregionale Wohnbauoffensiven können hier einen wich-

tigen Beitrag spielen. 

 

 

Zielsetzungen einer stadtregionalen Strategie für sozialen Wohnbau: 

− Versorgung der Bevölkerung mit leistbarem Wohnraum 

− Bautätigkeiten im Einklang mit den Zielen der Raumordnung 

− Langfristige Planbarkeit von Wohnbauprojekten 

− Errichtung von qualitativ hochwertigem sozialen Wohnbau in raumplanerisch sinn-

vollen Lagen 

− Aktivierung des bestehenden Wohnungsbestandes in der Stadtregion 

− Attraktivierung des bestehenden Wohnungsbestandes durch Sanierung und Revitali-

sierung 
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4.2. Eckpunkte einer Strategie für stadtregionalen sozialen 

Wohnbau 

Eine Strategie für stadtregionalen sozialen Wohnbau ist österreichweit bisher nicht zur 

Anwendung gekommen. Generell gibt es in Österreich kaum Strategien zur Thematik 

Wohnen, anders als beispielsweise in Deutschland oder der Schweiz, und dies obwohl 

von fast allen politischen Parteien Maßnahmen zur Verbesserung der Leistbarkeit von 

Wohnen gefordert werden. So stehen interkommunale Abstimmungen im Bereich des 

Wohnbaus ebenfalls nicht auf den Agenden der Gemeinden. 

Dieses Kapitel beschäftigt sich mit der Frage, wie eine solche Strategie aussehen könnte 

und welche Eckpunkte diese umfassen sollte. Konkret geht es in diesem Kapitel um Fra-

gen der Ausrichtung einer solchen Strategie der Bedarfsabschätzung, des Vergabewesen, 

der Qualitäts- und Lagekriterien, der gemeinsamen Finanzierung und der zuständigen 

AkteurInnen in der Umsetzung. 

 

 

4.2.1. Stadtregionale Bedarfserhebung 

Die Schaffung von Wohnraum ist eine langwierige Angelegenheit und bedarf einer vor-

rausschauenden Planung. In der Vergangenheit reagierten die Wohnbauunternehmen 

und die öffentliche Hand vor allem in Ballungszentren zu langsam auf Bevölkerungs-

wachstum. Dieser Trend ist auch derzeit zu beobachten. Eine vorausschauende bzw. stra-

tegische Planung ist für einen am Bedarf orientierten Wohnbau wichtig. Um dies realisie-

ren zu können, ist eine stichhaltige Bedarfserhebung unabdingbar, um die langfristige 

Versorgung mit Wohnraum sicherzustellen. Dies gilt vor allem für den sozialen Wohnbau, 

da dieser besonders von den Förderungszusicherungen der Wohnbauförderung der Län-

der abhängig ist und somit noch weniger flexibel ist als der freifinanzierte Wohnungs-

markt. Eine aktuelle bundesweite Bedarfsabschätzung für Wohnbau ist derzeit nicht vor-

handen, allerdings gibt es Bedarfsprognosen auf Ebene der Länder. Eine bundesweite 

Wohnbaubedarfsprognose wäre allerdings sinnvoll, um den Bedarf gezielter decken zu 

können256. 

Als ersten Schritt einer Strategie für den sozialen Wohnbau ist die Erstellung einer Be-

darfsprognose zu nennen. Dies ist damit zu begründen, dass, wie bereits angesprochen, 

der soziale Wohnbau von möglichst genauen Prognosen abhängig ist. Auf Basis der Be-

darfsabschätzungen je Gemeinde in einer Stadtregion kann die Entwicklungsdynamik 

eingeschätzt werden, und somit quantitative Rückschlüsse für die Planung und den Bau 

von sozialem Wohnbau gezogen werden.  

Eine solche Bedarfserhebung auf regionaler Ebene, unabhängig von Bezirkserhebungen, 

ist allerdings kaum vorhanden. Ein positives Beispiel findet sich im Rheintal, in welchem 

256 WEBSITE DER STANDARD, Wohnungsneubau "nahe am Bedarf", abgerufen am 05.06.2017. 

114 

                                                



Stadtregionaler sozialer Wohnbau 
 
 
 

29 Gemeinden an der regionalen Leitplanung „Vision Rheintal“ teilgenommen haben. In 

diesem Prozess kam es zu einer umfassenden Analyse der Region. Dabei wurde auch auf 

Wohnbau und auch auf gemeinnützigen Wohnbau eingegangen. So wurde beispielsweise 

die aktuelle Verteilung des gemeinnützigen Wohnbaus auf die Gemeinden untersucht, 

und es zeigte sich, dass dieser sehr ungleich auf die Gemeinden verteilt ist und in man-

chen Gemeinden gar nicht existiert. Daraus wurde abgeleitet, dass es künftig in allen 

Gemeinden der Region gemeinnützigen Wohnbau geben soll, nicht zuletzt deshalb, um 

vor allem junge Menschen in den Gemeinden zu halten.257 

Neben der Analyse des Status Quo wurde ebenfalls eine Prognose des zukünftigen Be-

darfs an Wohnbau durchgeführt. Dabei wurde die Entwicklung des Wohnungsbestandes 

für Hauptwohnsitzwohnungen, Nebenwohnsitzwohnungen und Wohnungen ohne 

Wohnsitz abgeschätzt. Ebenfalls berücksichtigt wurden Wohnungen die nicht mehr ver-

fügbar sein werden – bedingt beispielsweise durch einen Abriss.258 Für die Prognose der 

Hauptwohnsitzwohnungen wurde die Haushaltsentwicklung des Landes Vorarlberg her-

angezogen. Anhand von unterschiedlichen Szenarien wurde die potentielle Entwicklungs-

dynamik veranschaulicht.259 Eine Differenzierung des Wohnbedarfs nach Wohnungsgrö-

ßen oder sonstigen Merkmalen wurde allerdings nicht durchgeführt. Qualitative Aspekte 

wurden also, trotz ihrer Bedeutung, ausgeblendet. Dies bemängeln die AutorInnen der 

Studie allerdings auch selbst. Auch wurde nicht expliziert auf den gemeinnützigen oder 

sozialen Wohnbau eingegangen.260 Dennoch ist diese Bedarfsabschätzung ein erster rich-

tiger und wichtiger Schritt hin zu einer umfassenden Wohnbedarfsabschätzung.  

Die Bedarfsabschätzung ist eine äußerst komplexe und vielschichtige Angelegenheit. Dies 

verdeutlicht das Praxisbeispiel aus Vorarlberg. Nichtsdestotrotz ist diese für eine langfris-

tige Wohnbauplanung wichtig. 

Die Indikatoren, die für eine solche Prognose herangezogen werden können, sind wich-

tig, um die Genauigkeit der Prognose möglichst sicherzustellen. Leider sind diese oftmalig 

nicht auf Gemeindeebene oder stadtregionaler Ebene verfügbar, wodurch es für Gemein-

den bzw. Stadtregionen noch zusätzlich erschwert wird, stichhaltige Prognosen durchzu-

führen.  

Wichtige Indikatoren für eine quantitative Bedarfsabschätzung sind unter anderem 

die Bevölkerungsentwicklung (Bevölkerungsprognose; Entwicklung der Bevölkerung, Ent-

wicklung des Alters, Anteil der Kinder, Anteil ältere Menschen, Alter erwerbsmäßige Per-

sonen) und die Haushaltsentwicklung (Anzahl Haushalte, Entwicklung der Haushaltsgrö-

ße, Haushaltszusammensetzung, Überbelegung). Bei der Bevölkerungsentwicklung sind 

vor allem unterschiedliche Szenarien der Bevölkerungsprognose zu berücksichtigen, um 

257 WEBSITE VISION RHEINTAL, Gemeinnütziger Wohnbau – Ungleich verteilt, abgerufen am 05.06.2017. 
258 SCHREMMER, C., MOLLAY, U., & MOSER, P. (2014): S. 43f. 
259 ibid.: S. 56. 
260 ibid.: S. 57f. 
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eine möglichst treffsichere Aussage treffen zu können. Selbiges gilt auch für die Entwick-

lung der Haushalte. 

Für den sozialen Wohnbau wären Vormerkdaten ein möglicher Indikator, doch durch die 

Möglichkeit von Mehrfachanmeldungen und keiner Pflicht einer Rücknahme einer Vor-

merkung sind diese Daten nicht sonderlich aussagekräftig. Daher verwenden gemeinnüt-

zige Bauvereinigungen gemäß dem Verband gemeinnütziger Bauvereinigungen diese Da-

ten aktuell auch nicht für die Bedarfsplanung.261 In der Theorie wären Vormerkdaten al-

lerdings sehr nützlich, da eine solche Vormerkung oft Jahre vor dem tatsächlichen Woh-

nungsbedarf passieren, und so großer Planungsspielraum gegeben wäre. 

Wohnbaubezogene Daten vor allem die Verfügbarkeit von bestehendem Wohnraum 

spielen ebenfalls eine wichtige Rolle. Der Leerstand von bestehendem Wohnbau ist eine 

wichtige Ressource, die es zu mobilisieren gilt. Dies muss ebenfalls in die Planung einflie-

ßen und Teil der Prognose darstellen, da durch die Mobilisierung weniger Neubau benö-

tigt wird. Die Nicht-mehr-Verfügbarkeit von Wohnraum – beispielsweise durch Abriss – 

oder temporäre Nicht-Verfügbarkeit durch Umbau sind ebenfalls zu berücksichtigen. Hier-

für kann das Alter der Wohnhäuser ein Indikator zur Abschätzung sein. Auch die Umnut-

zung von bestehenden Gebäuden zu Wohnzecken sollte sich ebenfalls in einer solchen 

Prognose Niederschlag finden. Auch die wirtschaftliche Entwicklung einer Stadtregion 

kann ein Indikator für zusätzlichen Wohnungsbedarf darstellen, da wirtschaftlich boo-

mende Räume Menschen anziehen und attraktiv für Zuwanderung sind. 

Generell muss allerdings gesagt werden, dass eine stichhaltige Prognose nur sehr schwie-

rig durchzuführen ist, da eine langfristige Entwicklung am Wohnungsmarkt nicht nur von 

lokalen Faktoren abhängt. So sieht man beispielsweise seit der Finanzkrise steigende In-

vestitionen in Immobilien, doch dies vor allem zu Anlagezwecken. 

Wohnbau ist ein sensibles Thema in Gemeinden und niemand lässt sich gerne in die Kar-

ten blicken oder gar in der Entwicklung limitieren. Nichtsdestotrotz wäre es wichtig den 

Bedarf für Wohnbau und vor allem sozialen Wohnbau innerhalb einer Stadtregion festzu-

stellen und die Wohnbaupolitik gemeinsam darauf abzustimmen. Das starke Bevölke-

rungswachstum, mit dem sich die österreichischen Stadtregionen in den nächsten Jahren 

Großteils konfrontiert sehen, muss der letztendliche Anlass sein, um im Wohnbau stadt-

regional zu kooperieren. 

 

Eckpunkte einer stadtregionalen Bedarfserhebung 

− Stadtregionale Bedarfserhebung von Wohnbau 

− Fokus auf unterschiedliche Wohnungssegmente (Sozialer Wohnbau, Eigentumswoh-

nungen,…)  

261 GUTHEIL-KNOPP-KIRCHWALD GERLINE, Wohnwirtschaftliches Referat des österreichischen Verbands 
gemeinnütziger Bauvereinigungen, Email vom 22.08.2017. 
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4.2.2. Stadtregionale Bedarfsdeckung 

Um das starke Bevölkerungswachstum in Stadtregionen in den kommenden Jahren ge-

mäß raumplanerischen Zielsetzungen meistern zu können, braucht es eine abgestimmte 

gemeinsame Wohnungspolitik innerhalb der Stadtregionen. Die kleinräumige Bevölke-

rungsprognose der ÖROK aus dem Jahr 2014 geht für den Zeitraum 2014 bis 2030 in 

manchen Bezirken von einem Bevölkerungsanstieg von mehr als 20% aus. Dieser starke 

Anstieg muss ein Alarmsignal für alle Zuständigen sein, da die Planungen für diese 

Wohnbauprojekte in den nächsten Jahren bereits laufen sollten – dies aber nicht im aus-

reichenden Umfang tun.  

Um den hohen Bedarf decken zu können, muss auf zwei Arten reagiert werden. Erstere 

sind Initiativen zur Mobilisierung von bestehendem Wohnraum, der derzeit ungenützt ist 

(sogenannter Leerstand). Allerdings kann auch die Umnutzung von Gebäuden für Wohn-

zwecke forciert werden. Die zweite Art ist der Neubau von Wohnraum. Dies wird in ei-

nem sehr großen Umfang passieren müssen, um das Bevölkerungswachstum in Ballungs-

räumen mit Wohnraum versorgen zu können. 

In diesem Kapitel wird einerseits auf die Herausforderungen zur Mobilisierung aus dem 

Bestand und anderseits auf den Neubau eingegangen und Vorgehensweisen geschildert, 

wie der bevorstehenden Wohnungsnot entgegengewirkt werden kann. 

 

 

4.2.2.1. Nutzung des Wohnungsbestandes 

Eine der zentralen Fragen einer Wohnbaustrategie muss es sein, wie mit dem Bestand an 

Wohnraum umgegangen wird. In allen österreichischen Stadtregionen ist sozialer Wohn-

bau in Form von gemeinnützigen Bauvereinigungen oder kommunalem Wohnbau vor-

handen. Dieser ist, je nach Stadtregion, unterschiedlich ausgeprägt und die Bedeutung 

für den Wohnungsmarkt ist von Stadtregion zu Stadtregion unterschiedlich, dennoch 

kommt dem sozialen Wohnbau in Stadtregionen eine überdurchschnittliche Bedeutung 

zu. 

In einer funktional zusammenhängenden Stadtregion stellt sich natürlich die Frage, ob es 

sinnvoll ist, dass Gemeinden ihren Wohnbaubestand einzeln verwaltet, oder ob eine ge-

meinsame Herangehensweise nicht sinnvoller wäre. Die Umstrukturierung der Verwal-

tung und der Vergabe des sozialen Wohnbaus in einen gemeinsamen Verwaltungs-

träger würde zu einer Bündelung der Kräfte führen. Die Gemeinden könnten so eine 

stadtregionale Vergabe der Wohnungen ermöglichen, unabhängig vom derzeitigen Sys-

tem der Hauptwohnsitzgemeinde. Dies soll allerdings nicht nur auf den kommunalen 

Wohnungsbestand angewendet werden, sondern nach der Idee des Wiener Wohntickets 

auch Teile der Wohnungsgemeinnützigkeit umfassen. Durch ein stadtregionales Vor-

merk- und Vergabewesen soll ein einfacher und unbürokratischer Zugang zu Wohn-

raum in der Stadtregion geschaffen werden. 
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Neben der Vergabe spielt die Finanzierung des sozialen Wohnbaus eine zentrale Rolle. 

Der Bestand an sozialem Wohnbau wurde über die letzten Jahrzehnte kontinuierlich auf-

gebaut und bildet eine bedeutende ökonomische Ressource für die Gemeinden und 

die gemeinnützigen Wohnbauvereinigungen. Der Wohnungsbestand veraltet allerdings 

zusehends, und große Investitionen in die Renovierung werden in den nächsten Jahr-

zehnten fällig werden. Diese anstehenden Sanierungen sind für finanzschwache Gemein-

den mit großen Ausgaben verbunden. Daher stellt sich die Frage, wie die Sanierung des 

Bestandes finanziert werden kann. Ein Vorschlag wäre die gemeinsame Finanzierung 

durch die Stadtregion, da die Stadtregion als Gesamtes von den bestehenden Wohn-

bauten profitiert. 

So würden alle Gemeinden an der Finanzierung des Erhalts des sozialen Wohnbaus mit-

wirken, im Gegenzug dazu würden alle BewohnerInnen, bis zu einer gewissen Einkom-

mensgrenze, Zugang auf den gesamten sozialen Wohnbau innerhalb der Stadtre-

gion, unabhängig von der Hauptwohnsitzgemeinde, bekommen. Dies kann aktivierend 

auf den Wohnungsmarkt wirken, da MieterInnen günstige Mietwohnungen an die Ge-

meinden oder die gemeinnützigen Bauvereinigungen zurückgeben und diese nicht hor-

ten, sofern sie innerhalb der Stadtregion Alternativen angeboten bekommen. Bei der 

Wohnungsvergabe könnten ebenfalls Kriterien wie Arbeitsort berücksichtigt werden, um 

Pendeln einzuschränken. Somit könnten mit dem sozialen Wohnbau auch räumliche Ef-

fekte erzielt werden. 

Neben einem gemeinsamen Verwaltungs- und Vergabewesen in der Stadtregion bildet 

die Aktivierung von Leerstand einen wichtigen Teil einer stadtregionalen Wohnbaus-

trategie ab. Zahlen über den Leerstand gibt es nicht, doch Schätzungen gehen von mehr 

als 10% aus. Auch eigene Berechnungen im Segment des GBV ergeben, dass je nach 

Stadtregion rund 4-14% des gemeinnützigen Wohnbaus 2011 nicht als Hauptwohnsitz 

bewohnt waren. Ein Teil erklärt sich natürlich durch Sanierungen und einer Reserve, um 

den Wohnungsmarkt aufrecht zu erhalten. Nichtsdestotrotz muss gegen den Leerstand 

vorgegangen werden. Dies gilt allerdings auch im Segment des Privateigentums. Maß-

nahmen zur Aktivierung von bestehendem Wohnraum müssen Priorität haben, 

um bestehende Ressourcen, ohne zusätzlichen Kostenaufwand, zu nutzen. Ein möglicher 

Ansatz hierfür wäre die Einführung einer Leerstandsabgabe, also einer Abgabe bei Nicht-

nutzung der Wohnung. Mit einer solchen Abgabe könnte wiederum der Neubau von 

Wohnraum mitfinanziert werden. 

Das Image des sozialen Wohnbaus, und hier besonders die Wohnungsgemeinnützig-

keit, ist in Österreich grundsätzlich gut. Die Wohnungsgemeinnützigkeit hat den Ruf als 

Aufsteigerwohnung mit hoher Qualität. Eine 2016 durchgeführte Studie zum Image von 

Wohnbaugenossenschaften ergab, dass über 60% der Befragten das Image von Wohn-

baugenossenschaften als sehr gut oder gut ansehen. Nichtsdestotrotz hat der soziale 

Wohnbau oft den Ruf nur für soziale Schwache zu sein, und wird oftmals als „Ghetto“ 

angesehen. Dies trifft vor allem für Menschen zu die nicht in einem sozialen Wohnbau 

wohnen. Das dieser Ruf nicht der Realität entspricht liegt auf der Hand, dennoch müssen 
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Maßnahmen ergriffen werden, um sozialen Wohnbau attraktiver zu gestalten und die 

Qualität vor allem im Bestand zu heben. Die Sanierung und Attraktivierung des Bestandes 

(Wohnungszusammenlegung, Freiraumplanung,…) und hier im Besonderen der Wohnbau 

der 50er- bis 80er-Jahre kann einen Beitrag dazu leisten. Außerdem ist bei der Woh-

nungsvergabe auf soziale Durchmischung der MieterInnen zu achten. Dies wurde in den 

letzten Jahrzehnten teilweise versäumt und hat zu dem heute teilweise schlechten Ruf 

beigetragen. Durch gezielte Sozialarbeit, Konfliktmanagement und Nachbarschaftsservice 

durch die Gemeinden können viele Konflikte ausgeräumt werden und die Lebensqualität 

für die BewohnerInnen steigt. Durch die Möglichkeit einer stadtregionalen, und der damit 

größeren Quantität an sozialem Wohnraum, kann besser auf eine ausgewogene soziale 

Durchmischung geachtet werden. Letztendlich geht es allerdings auch um Fragen der 

Integration und Inklusion unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen in die Gesellschaft 

und dadurch die Ermöglichung einer Teilhabe am öffentlichen Leben. 

Um zusätzlichen Wohnraum aus dem Gebäudebestand schaffen zu können muss die 

Umnutzung von bestehenden Gebäuden für Wohnzwecke angedacht werden. In 

Stadtregionen existieren oftmals ehemalig wirtschaftlich genutzte Gebäude in zentralen 

Lagen, die keine betriebliche Nutzung mehr aufweisen und diese zukünftig vermutlich 

auch nicht mehr aufweisen werden. Ehemalige Industriestandorte verfügen über große 

ehemalige Industrieanlagen in raumplanerisch sinnvollen Lagen. Diese gilt es nach Mög-

lichkeit umzubauen, um qualitativ hochwertigen Wohnraum zu schaffen.  

 

 

Eckpunkte einer Wohnbaustrategie zur Nutzung des Bestandes: 

− Stadtregionales Vormerk- und Vergabewesen, unabhängig von der Hauptwohnsitz-

gemeinde 

− Gemeinsame Verwaltung des sozialen Wohnbaus 

− Gemeinsame Finanzierung der Erhaltung des sozialen Wohnbaus (inkl. Sanierung) 

− Attraktivierung des Wohnungsbestandes des sozialen Wohnbaus durch Verbesse-

rung von baulichen Standards (Sanierung) und besserer Freiraumplanung 

− Aktivierung des Leerstandes und Umnutzung bestehender Gebäude für Wohnzwe-

cke 
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4.2.2.2. Wohnungsneubau 

Durch die funktional-zusammenhängende Struktur von Stadtregionen, und den daraus 

resultierenden gemeinsamen Problemen, scheint es sinnvoll gemeinsame Planungen und 

eine gemeinsame räumliche Entwicklung anzustreben. Diese Kooperation sollte sich 

auch auf den sozialen Wohnbau erstrecken. In wachsenden Kernstädten ist die Verfüg-

barkeit von Grundstücken zu Preisen, die förderbaren Wohnbau ermöglichen, in den letz-

ten Jahren stark eingeschränkt. Dieser Trend wird sich aufgrund des Bevölkerungswachs-

tums fortsetzen.  

Zunächst bedarf es einem generellen Willen der politisch Verantwortlichen in dem Bereich 

Wohnbau auf stadtregionaler Ebene zusammenzuarbeiten. Hier sei gleich erwähnt, dass 

dieser Schritt kein einfacher sein wird, aber für die zukünftige Entwicklung der Stadtregi-

on wichtig wäre. Sobald der Entschluss gefasst wurde, sich in dieser Thematik gemeinsam 

den Herausforderungen zu stellen, geht es darum die Intensität der Kooperation festzule-

gen. Die Intensität der Kooperation kann bereits in den Zielen festgelegt werden. So soll-

ten Zielbestimmungen wie Anzahl der Neubauwohnungen, Qualitätskriterien der Grund-

stücke oder der Realisierungszeitraum vereinbart werden. 

Die Suche nach geeigneten Flächen für den sozialen Wohnbau hat für den Neubau 

zunächst die größte Priorität. In wachsenden Kernstädten ist die Verfügbarkeit von 

Grundstücken zu Preisen, die leistbaren Wohnbau ermöglichen, in den letzten Jahren 

stark gesunken. Dieser Trend wird sich aufgrund des Bevölkerungswachstums fortsetzen. 

Daher gilt es, nach Möglichkeit frühzeitig geeignete Flächen im Umland der Kernstädte 

(andere Gemeinden der Kernzone und Außenzone) für den sozialen Wohnbau zu reser-

vieren bzw. zu erwerben. Durch diese Maßnahmen kann der weitere Neubau von sozia-

lem Wohnbau in raumplanerisch sinnvollen Lagen zukünftig sichergestellt werden. Die 

Förderkriterien der Wohnbauförderung der Länder haben bereits eine breite Palette an 

Anforderungen für die Qualität des Wohnbaus. Die Lage ist allerdings bisher etwas zu 

kurz gekommen, und sollte stärker den Fokus der Auswahl der Grundstücke einbezogen 

werden. Mögliche Kriterien für die Bewertung der Lage sind die Erreichbarkeit von Ge-

sundheitseinrichtungen, Schulen, Kindergärten, sozialen Einrichtungen oder öffentlichem 

Verkehr. Solche Grundstücke sind allerdings nicht einfach zu finden und auch für private 

InvestorInnen attraktiv.  

Aus diesem Grund sollte die Sicherung von Flächen für den sozialen Wohnbau in Stadt-

regionen mit hoher Entwicklungsdynamik schnell umgesetzt werden. Die Landesgesetz-

geber haben in den meisten Bundesländern Möglichkeiten geschaffen, um mittels Son-

derwidmung oder Vorbehaltsfläche Flächen für den sozialen oder förderfähigen 

Wohnbau zu sichern. Da das Bevölkerungswachstum in den Stadtregionen, gemäß Prog-

nosen, mittelfristig auf einem konstant hohen Niveau bleiben wird, müssen schon heute 

die Flächen für eine künftige Bebauung geschützt werden. Sonderwidmungen verhindern 

allerdings lediglich eine andere Nutzung der Liegenschaft und lassen dem/der Grund-

stückseigentümerIn die tatsächliche Realisierung, während Vorbehaltsflächen je nach 
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Bundesland auch Regelungen bezüglich der Umsetzung beinhalten. Die Sonderwidmung 

für förderfähigen Wohnbau sichert die Fläche für Bauvorhaben gemäß dem Wohnbauför-

derungsgesetz.262 Für die Qualität von sozialem Wohnbau und die räumliche Entwicklung 

der Stadtregion sollten vor allem zentrale Flächen nahe dem Ortskern gesichert werden. 

Neben der Sicherung von Flächen durch Widmung können Gemeinden bzw. die Stadtre-

gion selbst auf dem Immobilienmarkt aktiv werden und Grundstücke für spätere Entwick-

lungen (z.B. sozialer Wohnbau) erwerben. Dies würde sich vor allem in Gemeinden mit 

derzeit noch niedrigen Bodenpreisen anbieten. Eine solche aktive kommunale Boden-

bevorratung bzw. aktive stadtregionale Bodenbevorratung trägt ebenfalls zur Si-

cherung von Bauland bei. Ziel muss es sein einen Flächenpool von geeigneten Flächen für 

den sozialen Wohnbau aufzubauen, um die räumliche Entwicklung durch die öffentliche 

Hand langfristig gewährleisten zu können. 

Der Ankauf von geeigneten Flächen scheint zwar die kostspieligere Variante zur Siche-

rung von geeigneten Flächen zu sein, garantiert allerdings die Verfügbarkeit der Liegen-

schaft für sozialen Wohnbau. Nur die Widmung alleine aktiviert noch kein Bauland und 

zwingt den/die EigentümerIn nicht das Grundstück zu bebauen oder zu verkaufen. Einige 

Bundesländer verfügen über sogenannte Bodenfonds, deren Aufgabe es ist, Flächen für 

Wohnbauzwecke zu erwerben. Diese Fonds könnten Stadtregionen beim Erwerb solcher 

Flächen für den sozialen Wohnbau unterstützen, um eine nachhaltige und soziale Ent-

wicklung der Stadtregion zu ermöglichen. 

Neben der Sicherung von geeigneten Flächen steht der Bau von neuen Wohneinheiten 

im Vordergrund einer Wohnbaustrategie. Der Fokus des Wohnbaus muss in den nächsten 

Jahren auf den Stadtregionen liegen, um genügend Wohnraum für das prognostizierte 

Bevölkerungswachstum in einigen Stadtregionen zu schaffen. Daher ist die Etablierung 

einer Wohnbauoffensive für Stadtregionen von Nöten. Die Etablierung einer Wohn-

bauoffensive war auch in den letzten Koalitionsvereinbarungen Thema und wurde auch 

forciert, doch fehlte der starke Fokus auf Stadtregionen. Sollte eine solche stadtregionale 

Initiative nicht im benötigten Umfang vereinbart werden, müssen die Länder gemeinsam 

mit den Gemeinden der Stadtregionen die Wohnbaunachfrage stillen. Dabei sollte aller-

dings immer das Credo vorherrschen, dass Innentwicklung vor Außenentwicklung 

gehen muss. 

Der Bau kann entweder direkt durch die Gemeinde bzw. eine Wohnbaugesellschaft 

der Stadtregion oder indirekt durch Gemeinnützige Bauvereinigungen erfolgen. 

Der direkte Bau hat den Vorteil, dass die Wohnungen im Eigentum der Gebietskörper-

schaften bleiben, und über diese im vollen Umfang verfügt werden kann. Allerdings ha-

ben fast alle Gemeinden den selbstständigen Wohnungsneubau aufgrund von zu hohen 

Kosten eingestellt. Gemeinnützige Bauvereinigungen haben in den letzten Jahren fast 

den kompletten Neubau im sozialen Wohnungssegment durchgeführt und haben Erfah-

rung im Bau von Wohnraum. Daher muss in der Stadtregion abgewogen werden, ob man 

262 KANONIER, A. (2014): 37f. 
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lieber selbst baut, oder den Bau und die Verwaltung an eine Gemeinnützige Bauvereini-

gung auslagert. Die Zuweisungsrechte für die neugeschaffenen Wohnungen sollten 

aber bei der Gemeinde bzw. der Stadtregion bleiben, um aktiv in den Wohnungs-

markt eingreifen zu können.  

Von zentraler Bedeutung ist es das auch Alternativen im Neubau ohne oder mit nur 

geringen Bau- und Grundkostenanteil gibt. Im Neubau sind diese oftmals bereits sehr 

hoch und kosten hunderte Euro je Quadratmeter. In Kleinstädten oder Außenzonen kön-

nen gemeinnützige Bauvereinigungen somit nur schwer mit freifinanzierten Wohnungen 

oder Eigentumswohnungen schritthalten. Daher müssen Förderungen für gemeinnützigen 

Wohnbau ohne Bau- und Grundkostenanteil geschaffen werden. Vorbild hierfür könnten 

die SMART-Wohnungen in Wien oder das 5-Euro-Wohnen in Tirol sein. Diese Maßnahme 

ist wichtig, da dadurch günstige Startwohnungen für junge Menschen geschaffen 

werden können, die ohne zusätzliche finanzielle Barriere zugänglich sind. 

Neben gemeinnützigen Bauvereinigungen sind allerdings auch private Wohnbauträger 

in die Pflicht zu nehmen, sozialen Wohnbau zu errichten. So könnten beispielsweise bei 

Neuwidmung Teile des Baulands für sozialen Wohnbau verwendet werden. Eigen-

tümerInnen könnten also verpflichtet werden, Teile der Liegenschaft für den sozialen 

Wohnbau oder andere zentrale öffentliche Einrichtungen (z.B. Schulen, Parks, etc.) abzu-

geben. Auch die finanzielle Beteiligung der Wohnbauträger an öffentlicher Infrastruktur 

sollte forciert werden. Die Vertragsraumordnung kann hier einen wesentlichen Beitrag 

zur Realisierung einer solchen Flächenabtretung bzw. finanziellen Beteiligung leisten. 

Hierfür können Überlassungs- oder Kostenübernahmeverträge Anwendung finden. In 

München findet so ein Modell unter dem Namen „Sozialgerechte Bodennutzung“ bereits 

seit über 20 Jahren Anwendung. Planungsbegünstigte werden dort an den Herstellungs-

kosten von Infrastruktur beteiligt und müssen Flächen für Straßen und Einrichtungen im 

öffentlichen Interesse abtreten. Ferner muss 30% des Wohnbaus sozialer Wohnbau sein, 

um eine Durchmischung der Stadtquartiere zu garantieren263. Eine solche Vorgehensweise 

sollte in österreichischen Stadtregionen ebenfalls an den Tag gelegt werden bzw. stärker 

forciert werden. 

Der Neubau hat je nach Standort in unterschiedlichen Quantitäten und Ausgestal-

tungen zu erfolgen, allerdings muss verstärkt auf höhere Dichten gesetzt werden. Dies 

bedeutet nicht, dass in jeder Gemeinde Wohntürme realisiert werden müssen, allerdings 

Formen des verdichten Wohnbaus. Die Ausgestaltung sollte nach örtlichen Gegebenhei-

ten erfolgen. So gibt es immer mehr Beispiele für Reihenhausanlagen oder andere ver-

dichtete Bauweisen, die auch in Außenzonen von Stadtregionen mit dem Ortsbild verein-

bar sind. Wichtig ist es aber qualitativ hochwertige und vor allem leistbare Alternativen 

zum Einfamilienhaus zu schaffen. 

Neben dem Neubau von Wohneinheiten muss zunehmend auch über eine Nachverdich-

tung beispielweise in Form von Aufstockungen auf bestehende Gebäude oder den Aus-

263 WEBSITE LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, Sozialgerechte Bodennutzung, abgerufen am 24.06.2017. 
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bau von Dachböden nachgedacht werden. Dies ist natürlich von den jeweiligen Rahmen-

bedingungen wie der Statik abhängig, kann aber eine sinnvolle Ergänzung zum Neubau 

darstellen, da keine zusätzliche Infrastruktur errichtet werden muss. Auch Nachverdich-

tungen durch Zubauten oder ergänzende Bauten müssen angesichts des hohen Bedarfs 

angedacht werden, wenngleich dabei immer die Beibehaltung der Wohnqualität für die 

BewohnerInnen im Fokus stehen muss. 

Auch beim Neubau ist das Image von sozialem Wohnbau von großer Bedeutung. So 

haben AnrainerInnen, aber auch politische VertreterInnen, oftmals Vorbehalte gegenüber 

sozialen Wohnungsprojekten. Diese Bedenken wurden auch in dem bereits angesproche-

nen Leitplanung „Vision Rheintal“ vorgebracht. In diesem konkreten Beispiel hatten Bür-

gerInnen Bedenken gegen die Errichtung von gemeinnützigem Wohnbau. Den Befürch-

tungen der AnrainerInnen und BürgerInnen wurde durch aktive Aufklärungsarbeit ent-

gegengewirkt und zeigt, dass durch das Gespräch die Vorbehalte gegen Projekte redu-

ziert werden können und letztendlich umgesetzt werden können.264 Neben den Anraine-

rInnen zeigen sich auch viele GemeindemandatarInnen gegenüber sozialem Wohnbau 

skeptisch. Auch hier muss Aufklärungsarbeit geleistet werden und die Vorzüge von sozia-

lem Wohnbau nahegelegt werden. Dieser Widerstand resultiert auch oftmals daher, dass 

Gemeinden nicht wachsen wollen. In ländlich-peripheren Regionen kann dies akzeptiert 

werden, aber in Regionen mit hohem Siedlungsdruck muss durch aktive Aufklärung ge-

gen den Widerstand gearbeitet werden, um Flächen für den sozialen Wohnungsbau zu 

gewinnen.  

In einer solchen Strategie geht es natürlich auch um eine zeitgerechte Planung, die sich 

am mittel- bzw. langfristigen Bedarf an Wohnraum orientiert. Durch den Bau von sozia-

lem Wohnbau in raumplanerisch sinnvollen Lagen soll attraktiver, hochwertiger aber auch 

leistbarer Wohnraum entstehen. Nicht zuletzt geht es um eine stadtregionale Abstim-

mung der Siedlungsentwicklung durch verstärkte Kooperation. Diese Abstimmung und 

der darin vereinbarten Zielsetzungen müssen an die Rahmenbedingungen der einzelnen 

Stadtregionen und der Bedürfnisse der Gemeinden angepasst sein, um eine Umsetzbar-

keit zu gewährleisten.  

 

  

264 WEBSITE VISION RHEINTAL, Gemeinnütziger Wohnbau – Hoher Bedarf, abgerufen am 16.06.2017. 
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Eckpunkte einer Wohnbaustrategie für den Neubau: 

− Die Übereinkunft zur Kooperation in der Errichtung von sozialem Wohnbau und in 

räumlichen Belangen 

o Definition von gemeinsamen Zielen 

o Übereinkunft über die Intensivität und Ausprägung der Kooperation 

− Gemeinsame Suche nach geeigneten Grundstücken verbunden mit der Sicherung 

der Grundstücke durch Widmung als Sonderfläche / Vorbehaltsfläche für den förder-

fähigen Wohnbau 

− Aktive Bodenbevorratung durch Ankauf von geeigneten Flächen und Aufbau eines 

Flächenpools für den sozialen Wohnbau 

− Schaffung von leistbarem Wohnraum in der Stadtregion durch Neubau 

o Direkt: Durch Gemeinden oder Stadtregion 

o Indirekt: Durch Gemeinnützige Bauvereinigungen 

− Schaffung von Förderschienen für den gemeinnützigen Wohnbau ohne Bau- und 

Grundkostenanteil, um Startwohnungen für junge Menschen zu schaffen 

− Etablierung einer sozialgerechten Bodennutzung nach Münchner Vorbild durch stär-

kere Nutzung der Vertragsraumordnung 

− Schaffung von leistbarem Wohnraum in der Stadtregion durch Nachverdichtung 

− Verbesserung des Images von sozialem Wohnbau 

 

 

4.3. Conclusio zu „4. Stadtregionaler sozialer Wohnbau“ 

Durch Kooperationen zwischen Gemeinden auf stadtregionaler Ebene in Belangen des 

Wohnbaus soll die Verfügbarkeit von Wohnraum und vor allem den Zugang zu leistbarem 

Wohnraum für die Bevölkerung verbessert werden. Dies umfasst grundliegende Über-

legungen zur Entwicklung der Region, Zusammenarbeit in der Bedarfserhebung 

und der Bedarfsplanung, Kooperationen im Umgang mit dem Wohnungsbestand 

und Kooperationen im Wohnungsneubau. Regionale Kooperationen sind bereits in 

vielen Bereichen verbreitet, im Wohnbau allerdings noch nicht angekommen. Um Verän-

derungen in der komplexen Materie des Wohnbaus zu erzielen, müssen Gemeinden ihre 

Kräfte bündeln. Durch das prognostizierte Bevölkerungswachstum in einigen Stadtregio-

nen in den nächsten Jahren, scheinen Kooperationen unausweichlich.  

Ein wesentlicher Bestandteil einer Wohnbaustrategie ist eine möglichst genaue Planung 

des Wohnungsbedarfs. Dafür benötigt es aussagekräftige Bedarfserhebungen bzw. 

Bedarfsprognosen für den Wohnbau. Stadtregionale Prognosen sind bisher noch nicht 

an der Tagesordnung, sollten aber im Sinne einer ganzheitlichen stadtregionalen Planung 

Teil einer Wohnbaustrategie sein. Dabei ist es auch wichtig, dass die Prognose auch für 

unterschiedliche Marktsegmente, wie gemeinnützige Mietwohnungen, freifinanzierte 
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Mietwohnungen, Miet-Kauf-Varianten oder Eigentumswohnungen, erstellt wird, um ziel-

gerichteter und langfristiger Planen zu können. 

Ein weiterer wichtiger Punkt für eine Wohnbaustrategie ist die Verbesserung der Be-

standsnutzung. Knapp 18% der Wohnungen wiesen gemäß Registerzählung 2011 keine 

Hauptwohnsitzmeldung auf. Dieser Bestand an Wohnraum, gerade im privaten Segment, 

muss besser mobilisiert werden. Aber auch die Umnutzung von ehemaligen Gewerbe-, 

Büro- oder Verwaltungsgebäuden muss verstärkt forciert werden. Im sozialen Wohnbau 

sind Kooperationen in der Verwaltung anzustreben. Allem voran gehört das Anmeldesys-

tem für den sozialen Wohnbau überarbeitet. Ein stadtregionales Vormelde- und Ver-

gabesystem für den sozialen Wohnbau (kommunaler und gemeinnütziger Wohnbau) 

sollte etabliert werden, um den Zugang zu sozialem Wohnbau so einfach wie möglich zu 

machen. Auch über gemeinsame Finanzierung der Sanierung, vor allem von kommunalen 

Wohnungen, muss nachgedacht werden, da wenige Kernstädte zentral zur Versorgung 

der Bevölkerung mit sozialem Wohnraum beitragen. 

Der Wohnungsneubau wird in den nächsten Jahren allerdings die wichtigste Stellung ein-

nehmen, auch vor dem Hintergrund, dass die Mobilisierung von bestehendem, aber un-

genutztem Wohnraum äußerst schwierig ist. Die Gemeinden in einer Stadtregion haben 

bei der Errichtung von Wohnraum zusammenarbeiten. Dies hat viele Facetten und reicht 

von der Suche und dem Ankauf von geeigneten Grundstücken in der Stadtregion, 

über die Schaffung von Flächenpools für den Wohnbau, bis hin zum gemeinsa-

men Neubau von Wohnraum. Gemeinnützige Bauvereinigungen sind in der Realisie-

rung der Bauprojekte einzubeziehen. Beim Neubau sind allerdings immer die Nachver-

dichtung in zentralen Lagen dem Neubau in Randlagen vorzuziehen. Auch sind Förder-

schienen für gemeinnützigen Wohnbau ohne Bau- oder Grundkostenanteil zu 

schaffen, um günstige Startwohnungen in den Stadtregionen zu ermöglichen.  
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5. Ansätze zur Umsetzung von stadtregionalem sozia-

lem Wohnbau 

In allen Stadtregionen gibt es Kooperationen in unterschiedlicher Ausprägung. Dies kann 

auch für die Thematik des Wohnbaus genutzt werden. Bestehende Netzwerke wie bei-

spielsweise informelle BürgermeisterInnen- oder ExpertInnenrunden oder interkommunale 

Kooperationen erleichtern den Aufbau von Kooperationsstrukturen im Wohnbau.  

Informelle Treffen eignen sich, um Vertrauen aufzubauen, die Rahmenbedingungen für 

eine Kooperation abzustecken und erstmals abzuklären, wie eine solche Kooperation aus-

sehen könnte. Aufbauend auf solchen Kooperationen ist eine Intensivierung denkbar, die 

letztendlich in einem gemeinsamen Flächenmanagement und gemeinsamen sozialen 

Wohnbautätigkeiten resultiert. 

Ein Ansatz der Umsetzung von stadtregionalem Wohnbau wird nachstehend erläutert 

(siehe Abbildung 30: Ablaufskizze zur Umsetzung von stadtregionalem sozialem Wohn-

bau). Dieser Ablauf zeigt eine Entwicklung von einer informellen zu einer formellen Ko-

operation. Zunächst muss Wohnbau auf die Tagesordnung (stadt)regionaler Kooperatio-

nen gelangen. Die vielerorts bestehenden Regionalmanagements könnten treibende Kraft 

sein, um sozialen Wohnbau in der Region zum Thema zu machen. Aufbauend darauf 

kann beispielsweise einer stadtregionalen Wohnbaukonferenz nach Münchner Vorbild 

organisiert werden (siehe 5.6). Der Prozess sollte dabei offen gestaltet sein und Koopera-

tionen im Bereich Wohnen gezielt unterstützten. Bund und Länder könnten Fördergelder 

vorsehen, um Kooperationen im Bereich Wohnen stärker zu fördern und Anreize zu 

schaffen. Aufbauend darauf soll eine stadtregionale Wohnbaustrategie erstellt werden, 

um die Rahmenbedingungen in der Stadtregion zu analysieren und zukünftige Entwick-

lungen abzubilden. Ein erstes gemeinsames stadtregionales Pilot-Bauprojekt stößt die 

Zusammenarbeit im Bereich (sozialer) Wohnbau endgültig an und zeigt die Machbarkeit. 

Langfristig sollte eine institutionalisierte Zusammenarbeit auf stadtregionaler Ebene das 

Ziel sein. Durch die Vermischung von hoheitlichen Aufgaben, wie der Widmung, und pri-

vatrechtlichen Angelegenheiten, wie der Bau von Wohnungen, ist dies allerdings nicht 

einfach zu etablieren. Der aktuell sehr hohe Bedarf an Wohnraum in zahlreichen Stadtre-

gionen kann eine Kooperation im Wohnbau allerdings beschleunigen. 

 

 

Sozialer 
Wohnbau auf 
Tagesordnung 

Wohnbau-
konferenz 

Stadtregionale 
Wohnbau-
strategie 

Pilotprojekt 

Institution-
alsierte 

Kooperation 
im Wohnbau 

Abbildung 30: Ablaufskizze zur Umsetzung von stadtregionalem sozialem Wohnbau  

Eigene Darstellung. 
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5.1. Sozialer Wohnbau auf die Tagesordnung der Regionen 

Zunächst muss Wohnbau von den stadtregionalen AkteurInnen als ein (stadt)regionales 

Thema erkannt werden. Ziel muss es sein, dass Wohnbau in allen Stadtregionen auf die 

Tagesordnung der politisch Verantwortlichen gesetzt wird. Hierfür können bereits beste-

hende Plattformen genutzt werden: Regionale Managements können eine leitende Rolle 

einnehmen und das Thema in der Region anstoßen. Informell gibt es vielerorts bereits 

Abstimmungen zwischen den BürgermeisterInnen oder PlanungsdirektorInnen. Auch dort 

sollte Wohnbau und mögliche anzustrebende Kooperationen Thema sein. In einigen Bun-

desländern gibt es zusätzliche regionale Gremien, auch dort muss Wohnbau stärker the-

matisiert werden.  

Vom Bund oder den Ländern muss eine Initiative ausgehen, die die Beschäftigung mit 

Wohnbau in Stadtregionen fördert. So könnten beispielsweise für die Anbahnung von 

Kooperationen zusätzliche Fördermittel bereitgestellt werden. Damit könnten beispiels-

weise Wohnbaukonferenzen finanziert werden, die das Thema, ähnlich wie in der Metro-

polregion München, stadtregional aufrollen können. 

 

 

5.2. Wohnbaukonferenz 

Ein erster Schritt, um Wohnbau in der Stadtregion zum Thema zu machen, wäre die Ver-

anstaltung einer stadtregionalen Wohnbaukonferenz. Ziel wäre es einerseits, Bewusst-

sein der regionalen Bedeutung von Wohnbau zu schaffen und anderseits den 

Mehrwert von Kooperationen in diesem Bereich aufzuzeigen. Eine solche Konferenz kann 

allgemeine Entwicklungen im Wohnbau aufzeigen, allerdings ist der Bezug zur Stadtregi-

on wichtig und es soll aktiv an Lösungen für den sozialen Wohnbau gearbeitet werden. 

So können positive Beispiele aus der Stadtregion, nicht nur aus der Kernstadt, gezeigt 

werden und es kann versucht werden, etwaige Ängste auszuräumen. Auch kann in Dis-

kussionsrunden über Strategien beraten werden. Eine solche Konferenz könnte beispiels-

weise einmal pro Jahr tagen und aktuelle Entwicklungen in der Stadtregion aufzeigen. 

Anzumerken ist allerdings, dass Siedlungsentwicklung und Wohnbau in allen Stadtregio-

nen auf die Tagesordnung gesetzt werden sollen.  

Zielpublikum einer solchen Konferenz wären EntscheidungsträgerInnen in der Region, die 

Verwaltung, aber auch VertreterInnen aus der Wirtschaft oder aus Fachkreisen. Sie könn-

te beispielsweise von Regionalmanagements oder Stadt-Umland-Kooperationen organi-

siert werden.  

Langfristig sollte sich aus der Wohnbaukonferenz eine Kooperationsplattform entwickeln, 

die gemeinsam an Lösungen und Maßnahmen für den sozialen Wohnbau arbeitet und die 

Entwicklung einer starken Kooperation in der Stadtregion in dieser Thematik forciert. 
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In der Planungsregion München gibt es seit 2013 eine regionale Wohnbaukonferenz, die 

mittlerweile über eine reine Informationsveranstaltung hinausgewachsen ist. Mittlerweile 

werden gemeinsame Strategien und Projekte im Wohnbau realisiert und Übereinkünfte 

zur Zusammenarbeit geschlossen. So wurde auf der Konferenz 2017 beschlossen, dass bis 

2018 eine Initiative zum gemeinsamen Flächenerwerb ausgearbeitet werden soll (Näheres 

in Kapitel 5.6 EXKURS: Regionaler Wohnbau in München).265 

Eine Wohnbaukonferenz wäre also ein geeignetes Format, um mittelfristig von einer 

informellen Kooperation zu einer institutionalisierten Kooperationsform zu ge-

langen. Allerdings wird es vermutlich schwierig, in den über 30 Stadtregionen in Öster-

reich eine solche Konferenz einzurichten. Vor allem in Stadtregionen mit starkem Bevöl-

kerungswachstum und starken Siedlungsdruck ist die Etablierung einer eigenen stadtregi-

onalen Wohnbaukonferenz sinnvoll. Dies wäre vor allem in der Metropolregion Wien, den 

Großstadt- und vereinzelten Mittelstadtregionen der Fall. Dort können oftmals bereits 

Synergien von bestehenden Kooperationen im stadtregionalen Bereich genutzt werden. 

Für Kleinstadt- und Mittelstadtregionen macht es vermutlich nicht, überall Sinn, Wohn-

baukonferenzen einzurichten. Hier wäre anzudenken, eine bundesweite Wohnbaukonfe-

renz für Kleinstadt- und Mittelstadtregionen abzuhalten. Dort könnte speziell auf die 

Herausforderungen und Bedürfnisse dieser Regionen eingegangen werden. Ein anderer 

Ansatz wäre noch die Etablierung von Wohnbaukonferenzen nach regionalen Gliederun-

gen. So könnte beispielsweise eine Konferenz für Klein- und Mittelstadtregionen für jede 

der drei NUTS-1-Regionen (Westösterreich, Ostösterreich und Südösterreich) stattfinden. 

Diese könnten die unterschiedlichen räumlichen Herausforderungen der jeweiligen Stadt-

regionen besser abdecken. 

 

 

5.3. Stadtregionale Wohnbaustrategie 

Die Erstellung und Umsetzung einer umfassenden Strategie für den sozialen Wohnbau in 

Stadtregionen durch die Gemeinden mit den in Kapitel 4.2 definierten Eckpunkten ist 

keine einfache Aufgabe. Bisher fehlt eine strategische Betrachtung des Wohnbaus in fast 

allen österreichischen Städten und Stadtregionen. Außerdem sind Stadtregionen noch 

nicht als räumliche Einheit verankert oder tatsächlich im politischen Diskurs angekom-

men. Dennoch wären die Erstellung und die Umsetzung einer stadtregionalen Strategie 

für den sozialen Wohnbau für die zukünftige Entwicklung von Stadtregionen wichtig. 

Trotz dieser schwierigen Rahmenbedingungen gibt es unterschiedliche Kooperationsmo-

delle die im Wohnbau angewendet werden können. 

265 WEBSITE LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, Regionale Wohnungsbaukonferenz 2017, abgerufen 
24.06.2017. 
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Aufgrund der derzeitigen Ausgangslage ist eine solche Kooperation vermutlich am ehes-

ten umsetzbar, wenn die Länder oder der Bund aktiv in diesen Prozess eingreifen und 

durch Top-Down-Maßnahmen unterstützen. So könnten die Länder oder der Bund zu-

sätzliche Gelder für stadtregionale Kooperationen vorsehen oder bestehende Förderun-

gen auf Stadtregionen fokussieren. Allerdings wäre ein bottom-up Ansatz ausgehend von 

den Gemeinden für das Gelingen der Kooperation vielversprechender. 

Wie bereits erwähnt ist die Grundvoraussetzung einer Kooperation die grundliegende 

Bereitschaft der politischen EntscheidungsträgerInnen, im Bereich Wohnbau und damit 

verbunden im Bereich Siedlungsentwicklung stadtregional zusammenzuarbeiten. Wie bei 

den meisten Kooperationen müssen für die AkteurInnen und EntscheidungsträgerInnen 

die Vorteile einer solchen Zusammenarbeit ersichtlich sein (siehe 5.9 Mehrwert und Aus-

wirkungen einer stadtregionalen Wohnbaustrategie), um ihre Entscheidungskompetenzen 

durch die Kooperation beeinflussen zu lassen zu lassen.  

 

 

5.4. Pilotprojekt 

Das Pilotprojekt soll im Rahmen der verstärkten Kooperationsbestrebung im Bereich 

„Wohnen in der Stadtregion“ realisiert werden. Dabei kann, wie bei Betriebsgebieten 

bereits geläufig, die Vorgehensweise des gemeinsamen Grunderwerbs, der Ausschrei-

bung des BauträgerInnenwettbewerbs und die Vergabe an eine/einen BauträgerIn ange-

wendet werden: Die Gemeinden beteiligen sich zu einem bestimmten Anteil an der Er-

richtung und erhalten im Gegenzug die Zuweisungsrechte für einen bestimmten Anteil 

der Wohnungen. Hier kann auch über einen Bonus für die Standortgemeinde nachge-

dacht werden, die für zusätzliche Wohneinheiten das Vergaberecht erhält. Ziel muss es 

sein, leistbaren Wohnraum in der Region zu schaffen, um ein breites Angebot an Wohn-

bau sicherstellen zu können. 

Die Gemeinden können dabei entweder selbst als Bauträger auftreten, oder ein Projekt 

mit einer gemeinnützigen Bauvereinigung entwickeln. Zweites scheint für ein Pilotprojekt 

sinnvoller zu sein, da man auf die Expertise einer gemeinnützigen Bauvereinigung zu-

rückgreifen kann. Das Projekt sollte Vorbildcharakter für andere Gemeinden haben, dass 

stadtregionale Wohnbaukooperationen funktionieren können.  

Neben dem Bau von Wohnraum können auch andere Kooperationen als Pilotprojekt in 

der Region in Betracht gezogen werden. Ein mögliches Projekt wäre ein Tool, das eine 

stadtregionale Wohnungssuche ermöglicht. Bisher müssen oftmals die Internetauftritte 

der einzelnen Bauvereinigungen und Gemeinden durchforstet werden. In Wien und Nie-

derösterreich ist man hier neue Wege gegangen und hat ein Wohnservice eingerichtet, 

das eine Wohnungssuche nach Bezirken ermöglicht. Dies sollte Vorbildcharakter erlan-

gen, da so die Wohnungssuche erleichtert wird.   
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5.5. Institutionalisierte Kooperation im sozialen Wohnbau 

Der letzte Schritt wäre die Institutionalisierung des sozialen Wohnbaus in der Region. Hier 

kristallisieren sich, basierend auf der bisherigen Analyse, drei geeignete Kooperationsfor-

men heraus. 

 

5.5.1. Gemeindeverbände (Mehrzweckverbände) 

Gemeindeverbände sind eine stark institutionalisierte Form der Kooperation, denen 

gemeindeeigene Aufgaben übertragen werden können. Dabei können auch unterschied-

liche Aufgaben von einem Gemeindeverband ausgeübt werden. Für Wohnbau und Sied-

lungsentwicklung ist besonders interessant, dass hoheitliche Aufgaben übertragen wer-

den können. Somit könnte ein Gemeindeverband die räumliche Entwicklung in einer 

Stadtregion nicht nur koordinieren, sondern direkt Entscheidungen in der Flächenwid-

mung treffen. 

Allerdings stellt sich bei Gemeindeverbänden und ihren verbindlichen Entscheidungen die 

Frage, wer diese Entscheidungen wie trifft. Möglich wäre es, allen BürgermeisterInnen 

eine Stimme im Entscheidungsprozess zu geben, allerdings würde dies kleine Gemein-

den überproportional stärken. Zudem muss vorab vereinbart werden, wie Entscheidungen 

zustande kommen (z.B. einstimmig, einfache Mehrheit). Bei Einstimmigkeit ist jedoch die 

Gefahr groß, dass Entscheidungen „blockiert“ werden und der Gemeindeverband nicht 

entsprechend agieren kann. 

Gemeinden können sich also in einem Gemeindeverband zusammenschließen und ge-

meinsam Fragen der räumlichen Entwicklung bindend vereinbaren. Besonders die 

Siedlungsentwicklung, Betriebsansiedelung und Wohnbau wären Themen, die in 

einer solchen räumlichen Kooperation von den Gemeinden an den Verband übertragen 

werden sollten. So könnte der Gemeindeverband geeignete Grundstücke erwerben, um 

so einen ausreichenden Flächenpool in der Region aufzubauen. Für die Verwaltung von 

kommunalem Wohnbau wäre die Gründung einer eigenen Wohnbaugesellschaft sinnvoll, 

die den Neubau und die Verwaltung in enger Abstimmung zum Gemeindeverband durch-

führt. 
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5.5.2. Stadtregionales Management 

Eine weitere institutionalisierte Form der Kooperation wäre die Etablierung eines stadtre-

gionalen Managements. Je nach Stadtregion kann dieses an die Bedürfnisse angepasst 

werden. Allerdings sollte ein stadtregionales Management mit der Erstellung einer Stra-

tegie für den sozialen Wohnbau beauftragt werden. In der untenstehenden Abbil-

dung (siehe Abbildung 31: Organigramm Stadtregionales Management) ist ein möglicher 

Aufbau eines solchen Managements ersichtlich. Die Aktionsfelder wie „Siedlung und 

Standort“ oder „Mobilität und Erreichbarkeit“ sind dabei aus der ÖREK Partnerschaft 

„Agenda Stadtregionen in Österreich“ entnommen. 

 

 

 

Das stadtregionale Management ist für große Infrastrukturprojekte allerdings in ihrer 

Konzeption und Ausrichtung nicht die richtige Kooperationsform, daher bedarf es für die 

Umsetzung der Strategie in Form von Wohnbau eine eigene Gesellschaft. Für die 

Errichtung bzw. die Verwaltung des sozialen Wohnbaus der Stadtregion wäre die Etab-

lierung einer stadtregionalen Wohnbaugesellschaft in Form einer Kapitalgesellschaft 

(GmbH oder AG) oder einer gemeinnützigen Bauvereinigung am sinnvollsten. Diese hat 

weiterhin im öffentlichen Eigentum zu stehen und durch die Gemeinden gemeinsam nach 

einem vereinbarten Schlüssel unterhalten werden. Sie ist für die Auswahl, den Ankauf 

und die Verwertung der Liegenschaften für den sozialen Wohnbau zuständig. Eine Kapi-

talgesellschaft hätte den Vorteil, dass diese einfach gegründet werden kann, während die 

Stadtregionales Management 

Siedlung und 
Standort 

Stadtregionaler 
Wohnbau 

Stadtregionale 
Betriebsansiedlung 

Grünraum und 
Umwelt 

Mobilität und 
Erreichbarkeit 

Vielfalt und 
Zusammenarbeit 

Abbildung 31: Organigramm Stadtregionales Management 

Aktionsfelder nach ÖROK (2016): S. 22, eigene Darstellung. 
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Gründung einer gemeinnützigen Bauvereinigung eine Genehmigung benötigen würde. 

Für einen Pilotversuch wäre also die Kapitalgesellschaft zu präferieren. Einer der größten 

Vorteile ist, dass die Kooperationsbereiche ohne große Änderungen der Struktur jederzeit 

erweitert und weitere Aspekte stadtregional betrachtet werden können. Außerdem ist die 

Etablierung der Wohnbaugesellschaft anfangs nicht zwingend notwendig, da zunächst 

der Austausch zwischen den AkteurInnen im stadtregionalen Management im Vorder-

grund stehen wird.  

Zu klären wäre natürlich, wie mit Gemeinden verfahren wird, die sich nicht an einer 

stadtregionalen Kooperation im Wohnbau beteiligen wollen. Zunächst würden diese ver-

mutlich keinen Zugang zum stadtregionalen sozialen Wohnungsmarkt erhalten. Auch 

finanzielle Zwangsmaßnahmen wären denkbar, wenngleich eine solche Kooperation 

grundsätzlich auf Freiwilligkeit basieren sollte. 

Die große Stärke von stadtregionalen Managements ist die dadurch ermöglichte Koordi-

nation der Kooperationsprozesse. Auch mit der Erstellung einer Wohnbaustrategie kann 

ein solches Management betraut werden. Für den Bau und die Verwaltung von Wohnbau 

ist diese Form allerdings nicht geeignet, dazu würde eine zusätzliche stadtregionale Ge-

sellschaft benötigt werden. 

 

 

5.5.3. Stadtregionale Planungs- und Entwicklungsgesellschaft 

Eine weitere Kooperationsform wäre die Einrichtung einer stadtregionalen Planungs- 

und Entwicklungsgemeinschaft. Diese könnte als Kapitalgesellschaft (GmbH oder AG) 

oder Verein gegründet werden, wenngleich eine Kapitalgesellschaft aufgrund der Mög-

lichkeit zur Gewinnerzielung sinnvoller wäre.  

Dieses Modell findet im Ankauf von Grundstücken für interkommunale Betriebsansied-

lung bereits Anwendung. Bereits bestehende interkommunale Betriebsansiedlungsunter-

nehmen könnten zusätzlich den Ankauf von Liegenschaften für den sozialen Wohn-

bau übernehmen, um so ein besseres Zusammenspiel von Wirtschafts- und Siedlungs-

entwicklung zu ermöglichen. Weiters ist die Neugründung einer Gesellschaft, unabhängig 

von bereits bestehenden Betriebsansiedlungsgesellschaften, für den Erwerb und die Ver-

waltung von Grundstücken für den sozialen Wohnbau möglich. 

Für die Umsetzung einer stadtregionalen Strategie für den sozialen Wohnbau wäre zu-

nächst ein Pilotprojekt sinnvoll. So könnten Gemeinden gemeinsam ein Wohnbauprojekt 

errichten und betreiben, um die Praxistauglichkeit eines solchen Vorgehens zu erproben. 

Der Umgang mit dem Bestand an sozialem Wohnbau gestaltet sich etwas schwieriger. 

Die Verwaltung und die Vergabe der Wohnungen im Eigentum der Gemeinden können 

an die oben genannten Kapitalgesellschaften in beiden Modellen erfolgen. Auch ein 

Übergang des Eigentums an die Gesellschaft wäre langfristig denkbar. Schwieriger gestal-
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tet es sich mit Wohneinheiten, die nicht direkt im Eigentum der Gemeinde stehen. Hier 

sind gemeinnützige Bauvereinigungen zu nennen. Hier kann nur die Vergabe der Woh-

nungen mit Zuweisungsrecht durch die Gemeinde an eine Gesellschaft ausgelagert wer-

den, und dies vermutlich auch nur mit der Zustimmung der gemeinnützigen Bauvereini-

gung. 

Der Bestand muss demnach anders betrachtet werden, als der Neubau und wird vermut-

lich nur mit großer Überzeugungskraft in eine gemeinsame Gesellschaft ausgelagert wer-

den, da es sich um Vermögen der Gemeinden oder gemeinnütziger Bauvereinigungen 

handelt.  

Auch hier stellt sich natürlich die Frage, wie mit Gemeinden verfahren wird, die sich nicht 

an einer Kooperation beteiligen wollen. Die Freiwilligkeit des Eingehens einer Kooperati-

on sollte im Vordergrund stehen, Zwangsmechanismen nur im äußersten Notfall ange-

wendet werden. 

 

 

Umsetzungsmöglichkeiten: 

− Einleitung von Maßnahmen zur Einrichtung von Stadtregionen durch Bund und Län-

der 

− Einrichtung einer stadtregionalen Wohnbaukonferenz als Informations- und Koope-

rationsplattform  

− Einrichtung einer stadtregionalen Wohnbaukonferenz zum Informationsaustausch 

und erste Kooperationsplattform 

− Einrichtung einer institutionalisierten Kooperationsform 

o Gemeindeverbände (Mehrzweckverbände) 

 Übernahme von hoheitlichen Aufgaben im Bereich Siedlungsentwicklung, 

Betriebsansiedelung und Wohnbau 

o Stadtregionales Management 

 Zuständig für die Erstellung einer stadtregionalen Wohnbaustrategie 

o Stadtregionale Planungs- und Entwicklungsgesellschaft 

 Ankauf von Liegenschaften für den sozialen Wohnbau 
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5.6. EXKURS: Regionaler Wohnbau in München 

Wie bereits angesprochen, wird Wohnbau in der Metropolregion München seit mehreren 

Jahren regional gedacht. Hierbei gibt es zwei interessante Ansätze, die verfolgt werden. 

Einerseits die regionale Wohnbaukonferenz München, die von der Stadt München aus-

ging, zunächst eine Plattform zum Austausch von Knowhow war und über die mittlerwei-

le gemeinsame Projekte realisiert werden. Außerdem wird die Moro-Arbeitsgemeinschaft 

Siedlungsentwicklung vorgestellt, die für einen kleineren Raum Grundsätze und Arbeits-

schwerpunkte in der Siedlungsentwicklung festschreibt. 

 

 

5.6.1.  Regionale Wohnbaukonferenz München 

Die regionale Wohnbaukonferenz München hat es sich zum Ziel gesetzt, das starke 

Wachstum in der Metropolregion München und den damit verbundenen Bedarf an leist-

barem Wohnraum regional gemeinsam zu managen. Die Region steht bedingt durch das 

starke Bevölkerungswachstum vor dem Problem, ausreichend Flächen für den Wohnbau 

verfügbar zu machen. Daher wurde in einem mehrjährigen Prozess eine Kooperation im 

Wohnbau aufgebaut, die derzeit erste Projekte plant. Zielgruppe der Konferenz sind da-

bei nicht nur die politischen EntscheidungsträgerInnen oder die Verwaltung, sondern 

auch VertreterInnen aus Wirtschaft und Wissenschaft.  

Die Wohnbaukonferenz ist ein informeller Zusammenschluss von unterschiedlichen 

Gemeinden und WohnbauakteurInnen in der Region und als Diskussions-, Austausch-, 

Informations- und Projektforum konzipiert. Ziel ist es Knowhow auszutauschen und 

gemeinsame Projekte anzustoßen. Die Initiative geht zwar von der Landeshauptstadt 

München aus, es ist allerdings gewünscht, dass Gemeinden in Wohnbaubelangen auch 

ohne München eine Kooperation eingehen sollen.266 

Begonnen hat der Prozess zur Kooperation im Wohnbau mit der ersten Konferenz im Jahr 

2013, die auf Einladung des Münchner Bürgermeisters abgehalten wurde. Dabei wurde in 

einer ersten Diskussion die regionalen Problematiken im Wohnbau angesprochen und die 

Bereitschaft bekundet, in den Themen Siedlungs-, Gewerbe- und Freiraumentwicklung 

sowie Mobilität und soziale Infrastruktur regionale Kooperationen anzustreben bzw. be-

stehende Kooperationen auszubauen. Weiters wurde sich darauf verständigt, dass es eine 

Verankerung des Themas Wohnen in Metropolregion München geben und stärker auf 

Knowhow-Transfer gesetzt werden soll. Wichtigste Vereinbarung war allerdings das Be-

kenntnis zur Errichtung von mehr gefördertem Wohnbau in Münchner Umlandgemein-

266 HOFMEISTER KRISTOF, Referat für Stadtplanung und Bauordnung der Landeshauptstadt München, Email 
vom 05.09.2017. 
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den.267 Aus der ersten Wohnbaukonferenz entstanden allerdings keine Projekte oder Ko-

operationen.  

Nach der Kommunalwahl in München und dem Wechsel des Münchner Oberbürgermeis-

ters im Jahr 2014 kam es zur Ausrufung des „Regionalen Bündnisses für Wohnungsbau 

und Infrastruktur“ durch den neuen Amtsinhaber. Daraufhin wurde 2015 der Prozess mit 

einer zweiten Konferenz mit Fokus „Infrastruktur und Wohnen“ weitergeführt und als 

Dialog-, Diskussions- und Projektforum genützt. So wurde die Bedeutung der Zusam-

menarbeit auf Augenhöhe für die gesamte Region hervorgehoben. Aus dieser Konfe-

renz gingen insgesamt sechs Projekte hervor die thematisch von der Einrichtung eines 

Regionalmanagements über den Umgang mit Konversionsflächen bis hin zu bezahlbarem 

Wohnraum in Umlandgemeinden reichten. Auch kam es mit der Aktion „Busse nach Ber-

lin“, in der auf die Verkehrsproblematik in der Region München hingewiesen wurde, zum 

ersten regionalen Auftreten der zuständigen politischen AkteurInnen.268 

In der dritten Konferenz 2016 wurde der Fokus auf die Leistbarkeit von Wohnraum 

gelegt. Dabei wurden unterschiedliche Forderungen bzw. Handlungsanweisungen an die 

Gemeinden bzw. den Freistaat Bayern gerichtet: 

 

− Fehlende Grundstücksverfügbarkeit und mangelnde Abgabebereitschaft der 

Grundstückseigentümer sind wesentliche Engpassfaktoren bei der Aktivierung von 

Wohnbauland. 

− Um Wohnbauflächen zu aktivieren, müssen Nachverdichtungspotentiale und Po-

tentiale der Innenentwicklung voll ausgeschöpft werden. 

− Bei der Schaffung mehr bezahlbaren Wohnraums geht es nicht nur um die techni-

sche Herstellung von Wohngebäuden. Es geht um die Entwicklung lebendiger, zu-

kunftsfähiger Wohnquartiere und Nachbarschaften. 

− Interkommunale und regionale Kooperationsstrukturen sind für die Bewältigung 

der aktuellen Herausforderung in der Metropolregion München eine politische 

Notwendigkeit. Bestehende Kooperationen sind zu erhalten und auszubauen, 

neue Kooperationen sind zu forcieren. 

− Zum Ausgleich von Nutzen und Lasten siedlungsstruktureller Entwicklungen zwi-

schen den betroffenen Kommunen könnte ein freiwilliger regionaler Finanzie-

rungspakt bzw. Umlagefonds ein geeignetes Instrument sein. 

− Einrichten eines erweiterten Vorkaufsrechts für Kommunen bei Grundstücksver-

käufen 

267 LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN (HRSG.). (2013): S. 8. 
268 HOFMEISTER KRISTOF, Referat für Stadtplanung und Bauordnung der Landeshauptstadt München, Tele-
foninterview, Wien, 08.09.2017 UND LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN (HRSG.). (2015): S. 1. 
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− Die Verständigung auf ein verbindliches regionales Flächenmanagement, auch im 

Bereich der gewerblichen Entwicklung, könnte helfen, eine Harmonisierung von 

Arbeitsplatzansiedlungen und Wohnraumbedarf zu erreichen.269 

 

Zusätzlich wurde in der vierten Konferenz 2017 noch das „Ergreifen einer Initiative zum 

gemeinsamen Flächenerwerbs z.B. mittels eines interkommunalen bzw. regionalen 

Zweckverbandes“ in die Forderungen aufgenommen.270 

Allerdings konnten aus den Diskussionen keine gemeinsamen Projektideen geboren wer-

den. Somit wurde die vierte Konferenz 2017 als „Projektgenerator“ verwendet. Eines der 

Ziele war das Sammeln von Projektideen in der Region, die bis zur Folgekonferenz 2018 

weiterentwickelt werden sollen und danach in die Umsetzung gehen sollen. Darunter 

fallen folgende Vorhaben: 

 

− Regionales Flächenmanagement (u.a. Vorbereitung der Gründung eines regionalen 

Zweckverbandes z.B. für Konversionsflächen) 

− Informationsangebote zu Erbbaumodellen, Genossenschaftsmodellen, Organisati-

onsformen (Publikationen, Veranstaltungen, Beratungen, etc.) 

− Kommunalbefragung zum regionalen Ausgleich der Lasten und des Nutzens von 

Wachstum und Entwicklung 

− Entwicklung von Lösungsszenarien zum regionalen Ausgleich von Lasten und Nut-

zen des Wachstums an Hand konkreter Fallbeispiele 

− Informationskampagne zur Steigerung der Akzeptanz für kontrolliertes Wachstum 

und bezahlbaren Wohnraum 

− Fortführen und Intensivieren bestehender Konzepte zur effizienten und sinnvollen 

Nutzung vorhandenen Wohnraums271 

 

Die Projektvorhaben sind aktuell noch alle in der Entwicklungsphase und müssen erst 

detaillierter ausgearbeitet werden.272 Die Ausgestaltung des regionalen Flächenmanage-

ments und der gemeinsame Erwerb von Flächen mittels eines Zweckverbandes sind dabei 

besonders für stadtregionale Wohnbaukooperationen interessant. 

Die angesprochenen Informationsangebote über unterschiedliche Organisationsarten von 

Wohnbau sollen von München für Umlandgemeinden bereitgestellt werden, um die Er-

fahrung und das Knowhow der Stadt mit anderen Gemeinden zu teilen. Der Idee des Las-

269 LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN (HRSG.). (2016): S. 3. 
270 LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN (HRSG.). (2017): S. 3. 
271 ibid. 
272 HOFMEISTER KRISTOF, Referat für Stadtplanung und Bauordnung der Landeshauptstadt München, Email 
vom 05.09.2017. 
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ten-Nutzen-Ausgleichs ist noch in der Konzeptionsphase, allerdings könnte ein von allen 

Gemeinden gespeister Fonds Projekte in der Region München realisieren.273 

Das Kooperationsbestreben ging zwar von der Stadt München aus und die Organi-

sation und Finanzierung lag für die ersten Konferenzen bei der Kernstadt, allerdings sol-

len auch Kooperationen ohne Beteiligungen Münchens umgesetzt werden. Seit der vier-

ten Wohnbaukonferenz in Ebersberg teilt sich die Austragungsgemeinde die Kosten mit 

der Stadt München. Eigenes Budget für die Wohnbaukonferenz ist allerdings keines vor-

handen. Die Mittel kommen aus dem Budget der Regionalplanung der Stadt München. 

Die geplanten Projekte sollen in den nächsten Jahren umgesetzt werden. 

 

 

5.6.2. Moro-Arbeitsgemeinschaft Siedlungsentwicklung 

Die Arbeitsgemeinschaft wurde 2003 gegründet, um an einer Initiative des Bundesamtes 

für Bauwesen und Raumordnung teilnehmen zu können. Die Förderzusage des Bundes-

amtes blieb allerdings aus. Daraufhin verständigten sich die 12 Kommunen und Land-

kreise um die Stadt München auf eine freiwillige und informelle Zusammenarbeit 

in der Siedlungsentwicklung.274 Ziel ist es gemeinsam auf „Nachhaltigkeit bei der Flä-

chennutzung“ zu achten. Daher wurden unterschiedliche Schwerpunkte für die Sied-

lungsentwicklung festgelegt. Die Grundüberlegung dahinter war stets, wie die Nachfrage 

nach Flächen für Wohnen und Gewerbe, unter Berücksichtigung sparsamen Flächenver-

brauchs, befriedigt werden kann. Die Treffen der Arbeitsgruppe, an dem die Bürgermeis-

terInnen teilnehmen, finden vierteljährlich statt. Die dort getroffenen Vereinbarungen 

sind nicht verbindlich. 

Auf folgende Grundsätze wurde sich dabei verständigt: 

 

− Innenentwicklung geht vor Außenentwicklung: Vor der Neuausweisung von 

Siedlungsflächen ist immer zu prüfen, ob es eine Alternative innerhalb der beste-

henden Siedlungsfläche gibt. 

− Flächenrecycling geht vor Neuausweisung: Vor der Neuausweisung von Sied-

lungsflächen ist immer zu prüfen, ob nicht stattdessen brach gefallene Flächen 

genutzt werden können. 

− Bestandsverdichtung geht vor Neuausweisung: Vor der Neuausweisung von 

Siedlungsflächen ist immer zu prüfen, ob das geplante Vorhaben beziehungsweise 

die künftige Siedlungsentwicklung nicht durch Bestandsverdichtung realisiert wer-

den könnte. 

273 HOFMEISTER KRISTOF, Referat für Stadtplanung und Bauordnung der Landeshauptstadt München, 
Telefoninterview, Wien, 08.09.2017. 
274 ibid. 
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− Die Siedlungsentwicklung soll möglichst flächensparend und kompakt erfol-

gen: Insbesondere in zentralen Lagen und um die Haltepunkte des leistungsfähi-

gen schienengebundenen Öffentlichen Personennahverkehrs ist auf standortange-

passte, ausreichende Dichte zu achten. 

− Beim Gewerbebau sind höhere Dichten anzustreben. 

− Die Entwicklung soll sich auf die Hauptorte konzentrieren. 

− Auf die Erhaltung und Vernetzung von Freiflächen, die für das Mikroklima 

wichtig sind, soll geachtet werden. 

− Auf eine möglichst zentrale wohnortnahe Verteilung des Einzelhandels ist zu 

achten. Neue Einzelhandelsgroßprojekte sollen sich am zu erarbeitenden regiona-

len Einzelhandelskonzept orientieren. 

− Die Siedlungsentwicklung ist frühzeitig mit den Nachbarkommunen abzustim-

men - gegebenenfalls auch über das gesetzlich vorgeschriebene Maß hinaus, um 

harmonische Strukturen ohne vermeidbare Verkehrsbelastungen zu erreichen.275 

 

Auch hier steht wie bei der Wohnbaukonferenz der informelle Austausch über Wohnen 

und Siedlungsentwicklung im Fokus. Diese Grundsätze beinhalten auch für Österreich 

relevante Abstimmungsansätze auf regionaler Ebene. Die formulierten Grundsätze kön-

nen für Stadtregionen daher als Vorbild für die Erstellung eines Grundlagenkatalogs die-

nen.  

 

 

 

 

 

  

275 WEBSITE LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, Moro-Arbeitsgemeinschaft Siedlungsentwicklung, abgerufen 
am 21.08.2017. 
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5.7. AkteurInnen 

Die AkteurInnen einer Stadtregion sind für die Erstellung und Umsetzung einer stadtregi-

onalen Wohnbaustrategie von großer Bedeutung. Im speziellen sind hier die Gemeinden 

und deren politische Verantwortlichen zu nennen. Die GemeindemandatarInnen spie-

len eine zentrale Rolle in dem Prozess. Einerseits müssen sie sich dazu entschließen, dass 

sie im sozialen Wohnbau Kooperationen eingehen wollen, anderseits verlieren sie durch 

eine stadtregionale Zusammenarbeit an Entscheidungsspielraum in ihrem eigenen Wir-

kungsbereich. Somit muss der Mehrwert einer Kooperation deutlich gemacht werden, um 

Vorbehalte gegen eine solche Kooperation abzubauen. 

Die Länderebene muss attraktive Rahmenbedingungen schaffen, um stadtregionale Ko-

operation stärker zu forcieren. Dabei ist ein besonderer Fokus auf die administrative und 

finanzielle Unterstützung der Gemeinden zu richten. Die Länder müssen einen noch stär-

keren Fokus auf die wachsenden Stadtregionen legen. Bei Förderungen (z.B. Wohnbau-

förderung) wäre eine Koppelung an stadtregionale Kooperationen denkbar. Außerdem 

nehmen die Länder als Aufsichtsorgan für Widmungsvorgänge und für die Wohnbauför-

derung eine zentrale Rolle ein. 

Die Bundesebene ist ebenfalls gefordert, Rahmenbedingungen zu schaffen, um stadtre-

gionalen Wohnbau verwirklichen zu können. Auch die angekündigten Wohnbauoffensi-

ven müssen mit Fokus auf die Wachstumsregionen realisiert werden. Auch haben poten-

zielle Änderungen im Mietsrechtgesetz, im Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz und im 

Wohnungseigentumsgesetz Auswirkungen auf die Rahmenbedingungen zur Realisierung 

einer Wohnbaustrategie. 

Neben den rein staatlichen AkteurInnen nehmen GrundstückseigentümerInnen eine 

zentrale Rolle ein. Diese sind allerdings keine homogene Gruppe und können sehr verein-

facht in staatliche und private GrundstückseigentümerInnen unterteilt werden. Priva-

tes Grundstückseigentum ist die dominierende Eigentumsform in Österreich. Bei Wohn-

bauprojekten auf Grundstücken von Privaten müssen diese vom/von der ProjektwerberIn 

oder der öffentlichen Hand zunächst erworben werden, oder die Nutzungsrechte mittels 

Baurecht gesichert werden. Durch starke Baulandhortung in Österreich ist die Aktivierung 

von geeigneten Flächen für den Wohnbau in den letzten Jahren äußerst schwierig ge-

worden. Hier müssen neue Wege bestritten werden, um Bauland einer Bebauung zuzu-

führen. Dabei sind vor allem private GrundstückseigentümerInnen gefragt ihre Grundstü-

cke zugänglich zu machen. Auch öffentliche GrundstückseigentümerInnen sind, für 

den sozialen Wohnbau von Bedeutung, da diese Grundstücke oftmals unter Marktwert 

überlassen. Die Grundstücksreserven der öffentlichen Hand sind allerdings abnehmend 

und in Ballungszentren kaum vorhanden. Deshalb sind Gemeinden, Länder und der Bund 

gefordert verstärkt Grundstücke zu erwerben, um in Ballungsräumen sozialen Wohnbau 

zu ermöglichen. 

Die Raumplanung der Länder und die Regional- und GemeindeplanerInnen sind gefor-

dert, Grundstücke in raumplanerisch sinnvollen Lagen auszuwählen, die sich für eine Be-
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bauung eignen. Grundsätzlich muss auch vielerorts ein Umdenken in der Planung statt-

finden und primär auf Geschoßwohnungsbau oder andere verdichtete Bauweisen gesetzt 

werden. Auch in der Architektur müssen neue Wege gegangen werden und eine Abkehr 

vom freistehenden Einfamilienhaus erwirkt werden. Verdichtete Bauweisen müssen wie-

der stärker im Fokus von Planung und Architektur stehen. 

Die Bevölkerung muss ebenfalls frühzeitig in einen Entwicklungsprozess eingebunden 

werden. Auch hier gibt es unterschiedliche Gruppen, wie AnrainerInnen, BewohnerInnen, 

BürgerInneninitiativen oder Wohnungssuchende, die unterschiedliche Interessen vertre-

ten. 

AnrainerInnen können die Realisierung von Wohnbauprojekten beeinflussen. Hier muss 

unterschieden werden, ob diese NachbarInnen im Sinne der Parteistellung im Bauverfah-

ren sind (z.B. EigentümerIn der Liegenschaft/Wohnung), oder ob es sich „nur“ um Be-

wohnerInnen (z.B. MieterInnen) handelt, die sich in den Prozess einbringen wollen. 

NachbarInnen im Sinne des Bauverfahrens können sich im Bauverfahren einbringen und 

das Projekt auf diesem Wege beeinflussen. Alle BewohnerInnen, also auch solche ohne 

Parteistellung, können sich in einer BürgerInneninitiativen formieren, und so den Bau 

von Wohnungen verzögern. Einwände gegen Wohnbauprojekte ergeben sich meist aus 

Unsicherheit über die tatsächliche Entwicklung und die Ausgestaltung der Projekte. Durch 

Aufklärungsarbeit und transparente Planungsabläufe kann dies entschärft werden. Woh-

nungssuchende haben in der Natur der Sache eine andere Einstellung zu Wohnbaupro-

jekten, da diese auf neuen Wohnraum angewiesen sind. 

Auch Vereine können für das Gelingen eines Wohnbauprojektes wichtig sein. Die Ver-

einskultur in Österreich ist ungebrochen und in allen Gemeinden gibt es ein mehr oder 

weniger gut ausgebautes Netz an Vereinen, oftmals auch Ortsverschönerungsvereine o-

der ähnliches. Diese gilt es, in einem Projekt ebenfalls an Bord zu holen. 

Die Medien sind für die Kommunikation solcher Vorhaben wichtig. Daher sollte stets 

gute Öffentlichkeitsarbeit betrieben werden. Andernfalls können Medien dazu verleitet 

sein, selbst Meinungsmache zu betreiben und Kooperationsbestrebungen oder Projekte 

mit Negativkampagnen zu verhindern. 

Eine zentrale Rolle kommt BauträgerInnen bzw. ProjektwerberInnen zu. Diese kön-

nen entweder privatwirtschaftlich, gemeinnützig oder kommunal organisiert sein. Eine 

Wohnbaustrategie sollte alle drei Bereiche abdecken, wenngleich der Fokus auf sozialem 

Wohnbau liegen soll. Private ProjektwerberInnen versuchen ihren Gewinn zu maximieren, 

während gemeinnützige ProjektwerberInnen nach dem Kostendeckungsprinzip vorgehen. 

Wohnbau direkt durch die Gemeinden ist in Österreich fast nicht mehr im Neubau vor-

handen. Im Bestand spielen diese, vor allem in Städten, allerdings noch immer eine wich-

tige Rolle.  

Interessensvertretungen und regionale Verbände können eine stadtregionale Wohn-

baustrategie ebenfalls zu beeinflussen versuchen. Die Wirtschaftskammer, die Arbeiter-
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kammer, die Gewerkschaft oder die Landwirtschaftskammer können sich in einen solchen 

Prozess, aufgrund des Fokus auf leistbaren Wohnraum, einschalten und aktiv mitwirken 

wollen. Auch Tourismusverbände könnten sich am Diskussionsprozess beteiligen. Auch 

andere bisher eingegangene interkommunale oder regionale Kooperationen können 

ebenfalls zentrale AkteurInnen darstellen. Vor allem Abmachungen mit anderen Gemein-

den in der Siedlungsentwicklung müssen bei der Umsetzung einer solchen Strategie be-

sonders berücksichtigt werden. 

Die AkteurInnenlandschaft ist in ihren Feinheiten in jeder Stadtregion unterschiedlich, 

doch die wichtigen StakeholderInnen sind meist recht ähnlich. Um eine Wohnbaustrate-

gie umsetzten zu können müssen strategische Überlegungen getroffen werden, welche 

AkteurInnen unterstützend wirken könnten. Diese sollten durchaus miteingebunden wer-

den, um Vorbehalte auszuräumen. Aber auch AkteurInnen, die einer solchen Strategie 

und einem gemeinsamen Vorgehen ablehnend oder skeptisch gegenüberstehen, sollten 

am Prozess beteiligt werden, um deren Vorbehalte auszuräumen. Ein transparenter Pro-

zess kann bereits viele Vorbehalte ausräumen. 

 

 

5.8. Möglichkeiten der Finanzierung von stadtregionalem 

Wohnbau 

Bei den Kosten und deren Finanzierung muss man klar zwischen den Kosten für die Er-

stellung einer Wohnbaustrategie und den Kosten für die Verwirklichung einer solchen 

Wohnbaustrategie und der darin befindlichen Wohnbauprojekte differenzieren.  

Die Kosten für Kooperationen unterscheiden sich je nach Grad der Institutionalisie-

rung. Informelle Kooperationen sind faktisch ohne finanziellen Aufwand durchzuführen. 

Wohnbaukonferenzen würden schon einen finanziellen Aufwand bedeuten und könnten 

aktiv von den Ländern oder dem Bund gefördert werden. Die Institutionalisierung von 

stadtregionalem Wohnbau ist durchaus mit größeren Ausgaben verbunden. Die Grün-

dung und Finanzierung eines Stadtregionalen Managements oder einer Stadtregionalen 

Planungs- und Entwicklungsgesellschaft sowie einer stadtregionalen Wohnbaugesell-

schaft ist mit Kosten verbunden. Durch eine Verbesserung der Effizienz in der Verwaltung 

des Wohnungsbestandes kann sich diese Strukturreform allerdings schnell rechnen. Zu 

prüfen sind auch Zuschüsse der Länder oder des Bundes, um stadtregionale Kooperation 

zu fördern. Auch der Einsatz von EU-Mitteln scheint hier möglich zu sein. 

Die Kosten zur Anschaffung von geeigneten Flächen für den stadtregionalen Wohn-

bau müssen teilweise von den Ländern und teilweise von den Gemeinden getragen wer-

den. Einige Bundesländer verfügen über sogenannte Bodenfonds zum Ankauf von Flä-

chen für Bautätigkeiten. Stadtregionen können beim Ankauf von Grundstücken durch 

Bodenfonds unterstützt werden, um einen Flächenpool für die zukünftige Entwicklung 
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aufzubauen. Es sei allerdings auch angemerkt, dass viele Gemeinden bereits über geeig-

nete Flächen für den Wohnbau verfügen, um die künftige Entwicklung steuern zu kön-

nen. Zur Etablierung eines stadtregionalen Flächenpools muss neben dem Ankauf auch 

der Flächentausch mit privaten GrundstückseigentümerInnen oder die Baulandumlegun-

gen aktiv betrieben werden. 

Die Kosten für die Realisierung von stadtregionalen Wohnbauprojekten können 

teilweise durch die Wohnbauförderung gedeckt werden. 2015 wurden österreichweit 

1,35 Milliarden Euro für den Neubau von Geschoßwohnungsbau durch Mittel der Wohn-

bauförderung ausgegeben276. Dieses Finanzierungsmittel wird für den stadtregionalen 

Wohnbau von großer Bedeutung sein, sollten Bund oder Länder nicht zusätzliche finanzi-

elle Mittel für Stadtregionen bereitstellen. Gemeinden müssen allerdings in den sozialen 

Wohnbau investieren. Hier ist noch anzumerken, dass die Investitionen in Wohnbau nicht 

verloren gehen und monatlich Rückflüsse aus Mieteinnahmen zu erwarten sind. Diese 

können wiederum für die Finanzierung neuer Wohnbauprojekte verwendet werden. Auch 

bei Infrastrukturkosten und Erhaltungskosten sind größere und kompakt gebaute 

Wohneinheiten ökonomisch effizienter. So könnte stadtregionaler Wohnbau zu mehr 

Kostenwahrheit beitragen. Ziel muss es sein ein System aufzubauen, dass sich durch 

Rückflüsse und Reinvestitionen Großteils selbst trägt. 

Die Kosten für die Sanierung und Attraktivierung des Bestands können ebenfalls 

teilweise durch die Wohnbauförderung gedeckt werden. 2015 wurden österreichweit 640 

Millionen Euro für die Sanierung von Wohnungen aus Mitteln der Wohnbauförderung 

aufgewendet.277 Die Wohnbauförderung ist somit auch für die Sanierung von bestehen-

den Wohnbauten wichtig. Eine Beteiligung der MieterInnen an den Sanierungskosten ist 

allerdings ebenfalls möglich. So sieht das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz einen mo-

natlichen Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag vor, der für notwendige Erhaltungs- und 

Verbesserungsarbeiten verwendet wird. Auch MieterInnen in Wohnungen in denen das 

Mietrechtsgesetz zur Anwendung kommt können für eine befristete Dauer mittels einer 

Hauptmietzinserhöhung gemäß §18 MRG an den Kosten der Sanierung beteiligt werden. 

Nichtsdestotrotz müssen gemeinnützige und kommunale Wohnbauunternehmen dem 

sozialen Anspruch gerecht werden und nach Möglichkeit die Sanierungen mit den Rück-

flüssen aus Mieteinnahmen finanzieren.  

Die Kosten für eine stadtregionale Kooperation im sozialen Wohnbau unterscheiden sich 

nach der Intensität der Kooperation. Auch die Kosten für Maßnahmen sind je nach Aus-

gestaltung unterschiedlich. Förderungen und finanzielle Unterstützung für Gemeinden 

bzw. Stadtregionen sind vorhanden, sollten allerdings durch Bund und Länder ausgebaut 

werden, um die Kosten für Kooperation für Gemeinden niedrig zu halten. 

  

276 INSTITUT FÜR IMMOBILIEN, BAUEN UND WOHNEN GMBH (2016): S. 21. 
277 ibid. 
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5.9. Mehrwert und Auswirkungen einer stadtregionalen 

Wohnbaustrategie 

Für Gemeinden ergeben sich durch die Implementierung einer Wohnbaustrategie und 

einem gemeinsamen stadtregionalen sozialen Wohnungsmarkt zahlreiche positive Effek-

te, aber aus Sicht der Gemeinden auch negative Auswirkungen vor allem in der selbst-

ständigen Entscheidungsfindung. Die größten Vorteile einer Wohnbaustrategie sind ei-

nerseits die strategische Planbarkeit des Wohnungsbedarfs anhand der Wohnungsbedarf-

sprognose, die Bündelung der Kräfte in der Bestandsverwaltung und im Neubau sowie 

der daraus resultierende stadtregionale soziale Wohnungsmarkt. Dieses wäre vor allem 

für die Bevölkerung der Stadtregionen sinnvoll, da sie ein breiteres Angebot an Wohn-

raum zur Auswahl hätten und so die Flexibilität in der Stadtregion gesteigert wird. Der 

größte Nachteil für Gemeinden wäre der Verlust der alleinigen Entscheidungskompetenz 

in der Siedlungsentwicklung und ein daraus resultierender höherer Abstimmungsbedarf 

mit anderen Gemeinden. Daraus können allerdings wiederum Synergien entstehen die 

positive Auswirkungen auf die einzelnen Gemeinden haben. 

 

 

5.9.1. Mehrwert für die Stadtregion 

Die Bündelung der Kräfte in Stadtregionen macht in unterschiedlichen Bereichen Sinn. 

Der Wohnbau und die Siedlungsentwicklung sind zwei zentrale stadtregionale Politikfel-

der. Beide sind stark von den jeweiligen Gemeinden abhängig und fallen in deren Kern-

kompetenz. Durch die immer komplexer werdenden Problemstellungen ist eine Bünde-

lung der Kräfte innerhalb einer Stadtregion zukünftig unausweichlich. In den vorherigen 

Kapiteln wurde bereits auf die Ausgestaltung einer Wohnbaustrategie eingegangen. Die-

ses Unterkapitel soll positive Auswirkungen eines solchen koordinierten Vorgehens auf-

zeigen. 

Die langfristige Planbarkeit des Wohnungsbedarfs und die Verortung des Bedarfs in 

der Stadtregion muss Kern eines strategischen Ansatzes sein. Eine Wohnungsbedarfs-

prognose kann diese Orientierung am tatsächlichen Bedarf ermöglichen. Anhand dieser 

kann mittel- und langfristig für genügend Wohnraum in der Stadtregion gesorgt werden. 

Auch kann durch die Beschäftigung mit der Thematik die Bedeutung des sozialen Wohn-

baus für die Stadtregion verstärkt werden und mögliche Vorbehalte beseitigt werden. 

Durch aktive Bodenpolitik in der Stadtregion sollen Flächen für künftige Entwicklungen 

in der Stadtregion gesichert werden. Dies ist besonders für sozialen Wohnbau wichtig, da 

dieser auf günstige Grundstücke angewiesen ist, um leistbaren Wohnraum produzieren 

zu können. Außerdem trägt aktive Bodenpolitik zur Baulandmobilisierung in der Stadtre-

gion bei und ist somit eine wichtige raumplanirische Maßnahme, um beispielsweise der 

Zersiedelung entgegenzuwirken.  
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Eine gemeinsame Bestandsverwaltung und Bestandsinstandhaltung kann zu einer 

effizienteren Mittelverwendung führen. Durch gemeinsamen Einkauf von Materialien und 

Ausschreibungen können finanzielle Vorteile für Gemeinden entstehen, die sie alleine 

nicht in diesem Umfang hätten. In finanzschwachen Gemeinden oder in Gemeinden mit 

einem großen sozialen Wohnungssegment können durch die gemeinsame Finanzierung 

positive Effekte entstehen. 

Die Sanierung von Bestandswohnungen trägt zu einer Attraktivierung der Wohnver-

hältnisse und einer Steigerung der Wohnqualität im sozialen Wohnbau bei. Durch solche 

Maßnahmen kann auch das Image des sozialen Wohnbaus verbessert werden. 

Auch der gemeinsame Bau von Wohnraum in der Stadtregion kann zu einer Effizienz-

steigerung führen, da die Nachfrage gebündelt in größeren Einheiten, passend zum Orts-

bild, gedeckt werden kann. Durch eine gemeinsame Finanzierung kann sozialer Wohnbau 

auch in kleinen oder finanzschwachen Gemeinden realisiert werden, die sich sonst keine 

finanziellen Mittel für den Bau solcher Wohnungen hätten. Positive Wohnbauprojekte 

können beispielsweise auf einer stadtregionalen Wohnbaukonferenz gezeigt werden, um 

die Möglichkeiten der Entwicklung aufzuzeigen und Ängste und Vorbehalte in Gemein-

den auszuräumen versuchen. 

Zentrales Element einer stadtregionalen Wohnbaustrategie wäre die Etablierung eines 

stadtregionalen Wohnungsmarkts für den sozialen Wohnbau. In diesem könnten 

alle BürgerInnen unter einer gewissen Einkommensgrenze auf den gesamten sozialen 

Wohnungsmarkt der Stadtregion zugreifen. Dies würde die derzeitig oftmals vorherr-

schende Einschränkung der Vormerkung nur in der Hauptwohnsitzgemeinde auf stadtre-

gionale Ebene heben. Somit haben auch BürgerInnen aus Gemeinden ohne sozialen 

Wohnbau Zugang zu sozialem Wohnbau. Als weiteren Effekt dieser Maßnahme hätte die 

Bevölkerung in der Stadtregion ein größeres Angebot an unterschiedlichen Wohnungsty-

pen zur Auswahl. So könnte von der Einzimmerwohnung bis zum Reihenhaus unter-

schiedliche Bedürfnisse im sozialen Wohnbau abgedeckt werden und den Menschen in 

unterschiedlichen Lebenslagen leistbarer Wohnraum zur Verfügung gestellt werden. 

Ebenfalls anzumerken ist, dass staatliche Investitionen in den Wohnbau einerseits Ar-

beitsplätze generieren und somit konjunkturfördernd wirken. Anderseits gehen Investi-

tionen in den Wohnbau nicht „verloren“. Die getätigten Ausgaben sind weiterhin in 

Form von Wohnraum verfügbar. In der Betriebswirtschaft würde man von der Schaf-

fung von Anlagevermögen sprechen. Nach getätigter Investition sorgen Mieteinnahmen 

für konstante Rückflüsse ins Gemeindebudget und können für weitere Wohnbauprojekte 

verwendet werden. Ziel muss es sein, dass sich der soziale Wohnbau weitgehend selbst 

trägt.  

Ferner haben Gemeinden in einer Stadtregion organisiert eine bessere Verhandlungs-

position gegenüber anderen Gebietskörperschaften (Bund, Land,…) oder Projektwerbe-

rInnen. Für BauträgerInnen bzw. ProjektwerberInnen können Stadtregionen mit ei-

nem/einer zentralen AnsprechpartnerIn für sozialen Wohnbau attraktiv sein, da die-
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se genau wissen wer zuständig ist. Dieses Prinzip funktioniert ähnlich wie bei interkom-

munalen Betriebsgebieten, wo eine Agentur Grundstücke zur Verfügung stellt. Auch im 

sozialen Wohnbau soll durch einen Flächenpool eine solche Situation geschaffen werden, 

um vor allem gemeinnützige Bauvereinigungen zum Bau in der Stadtregion zu bewegen.  

Langfristig muss es das Ziel sein, dass die räumliche Entwicklung in der Stadtregion 

abgestimmt wird. Eine Wohnbaustrategie kann der erste Schritt in diese Richtung sein, 

da es dabei nicht nur um Wohnbau sondern um Siedlungsentwicklung als Ganzes geht. 

Die Umgebung muss in solchen Projekte mitberücksichtigt werden. 

 

 

Mehrwert: 

− Strategische Planung im Wohnbau orientiert am Bedarf 

− Sicherung von Bauland für zukünftige Entwicklungen durch aktive Bodenpolitik  

− Stadtregionaler Bau, Instandhaltung und Verwaltung von Wohnraum 

o Effizienzsteigerung der Bestandsverwaltung und Bestandsinstandhaltung 

o Steigerung der Wohnqualität durch Sanierung des Wohnungsbestandes 

o Sozialer Wohnbau auch in nicht finanzstarken Gemeinden 

o Positive Wohnbaubeispiele in der Stadtregion können weitere Projekte nach 

sich ziehen und Ängste und Vorbehalte ausräumen 

o Staatliche Investitionen gehen nicht verloren, sondern bleiben in Form von 

Wohnraum erhalten, aktivieren aber trotzdem die Konjunktur 

o Mieteinnahmen sorgen für ständigen Geldfluss für weitere Investitionen 

− Zugang zum stadtregionalen sozialen Wohnungsmarkt für alle Haushalte unter einer 

Einkommensgrenze 

o Zugang in den sozialen Wohnraum auch für BürgerInnen aus Gemeinden oh-

ne sozialem Wohnbau 

o Größeres Angebot an unterschiedlichen Wohnungstypen: von der Einzim-

merwohnung bis zum Reihenhaus 

− Bessere Verhandlungsposition als Stadtregion gegenüber ProjektwerberInnen, Bund 

oder Land 

− Attraktiv für BauträgerIn / ProjektwerberIn wenn ein/eine klare/r AnsprechpartnerIn 

in der Stadtregion vorhanden ist und auch Flächen zur Verfügung stellen kann 

− Gemeinsame Abstimmung der Siedlungsentwicklung! 
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5.9.2. Auswirkungen auf die Stadtregion 

Neben dem Mehrwert für die Region gibt es natürlich auch Auswirkungen, die nicht für 

alle AkteurInnen zufriedenstellend sein werden. Die größte Auswirkung ist die Ein-

schränkung der Entscheidungskompetenz der Gemeinden, durch die geplante koor-

dinierende Rolle der Stadtregion, im sozialen Wohnbau. Dieser Einschnitt wird in vielen 

Gemeinden zu Diskussionen führen, da es sich bei einer solchen stadtregionalen Koordi-

nationsfunktion um den teilweisen Verlust von Macht handelt. Eine gänzliche Verlage-

rung der Entscheidungsbefugnis auf stadtregionale Ebene wird derzeit vermutlich nicht 

möglich sein, muss allerdings langfristig das Ziel sein. Nach den derzeit bereits vorhande-

nen Modellen wird den Stadtregionen allerdings maximal nur eine koordinierende Rolle 

im sozialen Wohnbau und in der Siedlungsentwicklung zukommen. 

Aus dieser verstärken stadtregionalen Koordination entsteht ein höherer Koordinati-

onsaufwand der die Entscheidungsfindung in der Stadtregion nicht vereinfachen wird. 

Derzeit plant jede Gemeinde eigenständig, zukünftig wird man Kompromisse mit anderen 

Gemeinden eingehen müssen. 

Gemeinden die bisher keinen oder wenig sozialen Wohnbau errichtet haben pro-

fitieren von einer Öffnung des Zugangs zum sozialen Wohnungsmarkt innerhalb der 

Stadtregion. Hier müssen Mechanismen gefunden werden, damit Gemeinden mit einem 

großen sozialen Wohnungssegment nicht benachteiligt werden und Gemeinden mit kei-

nem sozialen Wohnungssegment nicht übermäßig bevorzugt werden. 

Eine solche Strategie und ein koordiniertes Vorgehen haben ebenfalls räumliche Aus-

wirkungen. Die Maßnahmen sind so konzipiert, dass sie raumplanerischen Zielvorstel-

lungen folgen, doch kann es durchaus auch zu negativen räumlichen Auswirkungen 

kommen. Einerseits kann es zum Anstieg von Bodenpreisen durch verstärkte Ankäufe 

durch Gemeinden, durch Bodenfonds oder durch die Stadtregion kommen. Der soziale 

Wohnbau könnte sich räumlich auch auf wenige Gemeinden konzentrieren und fi-

nanzstarke Gemeinden könnten durch „Abschlagszahlungen“ Bautätigkeiten auf ihrem 

Gemeindegebiet unterbinden. 

Auch für Kernstädte könnte es negative Auswirkungen geben, da BauträgerInnen auf 

günstigere Grundstücke im Ballungszentrum ausweichen könnten und somit die 

Wohnkosten in Kernstädten, aufgrund des fehlenden Neubaus, noch stärker steigen. Bei 

der Verlagerung der Bautätigkeiten aus den Kernstädten besteht wiederum die Gefahr, 

dass Bautätigkeiten auf der „grünen Wiese“ ohne raumplanerische Qualitäten durchge-

führt werden. Die Verlagerung von neuem sozialem Wohnbau in Außenzonen kann 

für Kernstädte, die im Regelfall die Arbeitsplatzzentren darstellen, auch zu zusätzlichen 

Problemen führen. So könnten sich beispielsweise die PendlerInnenströme noch zusätzlich 

verstärken. Der lediglich Fokus auf Wohnbau alleine ist in Stadtregionen vermutlich zu 

wenig, vielmehr bedarf es einer ganzheitlichen Strategie, um die räumliche Entwicklung 

in ihren unterschiedlichen Facetten zu beeinflussen und zu steuern. 
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Die Planung der Bauvorhaben basiert auf den Bevölkerungsprognosen und den 

Wohnbauprognosen in den Stadtregionen. Sollten sich diese als unzutreffend heraus-

stellen oder den Bedarf in den falschen Gemeinden verorten, könnte es zu Leerstand im 

Neubau kommen. Auch können solche Prognosen nicht eintreten und sich die Stadtregi-

on beispielsweise schwächer entwickeln. Durch  

Auch kann sich gegen Wohnbauprojekte, vor allem in Gemeinden mit bisher geringem 

Anteil an sozialem Wohnbau, Widerstand formieren. BürgerInnen könnten versuchen 

Projekte zu verhindern, was eventuell in den nächsten Wahlen politische Veränderungen 

in der Gemeinde auslösen kann und in anderen Gemeinden daraufhin abschreckend wir-

ken kann. 

 

 

Auswirkungen: 

− Einschränkung der Entscheidungskompetenz von Gemeinden 

− Höherer Koordinationsaufwand in der Stadtregion 

− Gemeinden mit wenig oder keinem sozialen Wohnbau profizieren von einer Öffnung 

des sozialen Wohnungsmarkts in der Stadtregion 

− Negative Räumliche Auswirkungen 

o Zusätzlicher Anstieg der Bodenpreise durch aktive Bodenpolitik 

o Konzentration der Bautätigkeiten auf wenige Gemeinden 

− Negative Auswirkungen auf Kernstädte 

o Gänzliche Verlagerung des Neubaus in andere Gemeinden 

o Weitere Steigerung der Wohnkosten 

− Unzutreffende Bevölkerungs- und Wohnbedarfsprognosen können zu falschem 

räumlichen Fokus führen 

− Widerstand gegen Neubauprojekte und daraus resultierende politische Konsequen-

zen 
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5.10. Conclusio zu „5. Ansätze zur Umsetzung von stadtregiona-

lem sozialem Wohnbau“ 

Für die stadtregionale Kooperation im Wohnbau gibt es unterschiedliche Formen die 

von informellen Kooperationen bis hin zu institutionalisierten Kooperationen reichen. 

Zunächst wäre es wichtig, dass Gemeinden in einer Stadtregion gemeinsam beginnen, 

über Problemlösungen im Wohnbau zu diskutieren und gegenseitige Erfahrungen auszu-

tauschen. Eine Kooperation kann sehr klein und informell beginnen und in weiterer Folge 

zu starker Zusammenarbeit und Institutionalisierung führen. Ein mögliches Szenario hier-

für wäre die Etablierung einer stadtregionalen Wohnbaukonferenz als informelle Koope-

ration, die durch immer stärkere Zusammenarbeit zur Realisierung eines Pilotprojekts für 

stadtregionalen sozialen Wohnbau und letztendlich zu einer Institutionalisierung des 

Wohnbaus in der Stadtregion führen kann. Im Idealszenario werden in weiteren Schritten 

der Wohnungsneubau und der Bestand an sozialen Wohnbau stadtregional gesteuert. 

Zusammenfassend ermöglicht eine Wohnbaustrategie eine bessere Planbarkeit und 

ein koordiniertes Vorgehen im sozialen Wohnbau. Durch die stadtregionale Abstim-

mung und vor allem die Öffnung des sozialen Wohnungsmarktes in der Stadtregion kön-

nen wichtige Impulse für die Leistbarkeit von Wohnraum gesetzt werden. Die AkteurIn-

nen in der Region müssen frühzeitig in den Prozess eingebunden werden, und dieser 

muss transparent gestaltet werden. Gemeinden müssen allerdings auch gewisse Kompe-

tenzen abgeben, um eine solche Koordinierung auf stadtregionaler Ebene zu ermögli-

chen. Es ist allerdings notwendig, Aufklärungsarbeit zu leisten, um den Mehrwert einer 

solchen Kooperation zu kommunizieren und die Gemeinden überzeugen zu können. 
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AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG ABTEILUNG 16 – LANDES- UND GEMEINDEENTWICKLUNG. 
(2011c): S. 9. 

Abbildung 32: Strukturbild der Steiermark 

6. Fallbeispiele 

In diesem Kapitel wird auf zwei steiermärkische Stadtregionen genauer eingegangen. 

Dabei handelt es sich um die Mittelstadtregion Leoben und die Kleinstadtregion Weiz 

(siehe Abbildung 32: Strukturbild der Steiermark). Die Mittelstadtregion Leoben erstreckt 

sich von der Stadt Leben bis nach Kapfenberg und weist einen industriell-gewerblicher 

Schwerpunkt auf. Außerdem liegt die Stadtregion an wichtigen Hauptverkehrsachsen. Die 

Kleinstadtregion Weiz ist ebenfalls industriell-gewerblich dominiert und erstreckt sich von 

Weiz nach Gleisdorf. Die Auswahl der Beispiele ist damit begründet, dass die Mittelstadt-

region Leoben den höchsten Anteil an sozialem Wohnbau in der Steiermark hat, während 

die Kleinstadtregion Weiz im Gegensatz dazu über den niedrigsten Anteil verfügt. So 

können sowohl Aussagen zu Entwicklungen getroffen werden, die den sozialen Wohnbau 

unterstützen als auch hemmen. 

Das steiermärkische Landesentwicklungsprogramm geht auf die nach Stadtregionen.at 

definierten Stadtregionen noch nicht ein und hat Großregionen nach Bezirken definiert. 

Allerdings wird die interkommunale Zusammenarbeit auf Ebene von Stadtregionen von 

der Landesregierung gewollt und wird derzeit forciert.278   

278 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG - ABTEILUNG 17 LANDES- UND 
REGIONALENTWICKLUNG. (2016a): S. 10. 
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6.1. Obersteiermark Ost – Mittelstadtregion Leoben 

Im folgenden Kapitel wird auf die Mittelstadtregion Leoben als Teil der steiermärkischen 

Region „Obersteiermark Ost“ eingegangen. Dabei wird die Mittelstadtregion immer in 

Bezug zur Region Obersteiermark Ost gesetzt. 

 

 

6.1.1. Lage und Abgrenzung der Region 

Die Mittelstadtregion Leoben liegt im Nordosten der Steiermark und umfasst Teile der 

Bezirke Leoben und Bruck-Mürzzuschlag. In der steiermärkischen Regionsabgrenzung, 

nach dem Landesentwicklungsprogramm aus 2009, sind die Gemeinden der Mittelstadt-

region Teil der Region Obersteiermark Ost, die die Bezirke Leoben und Bruck-

Mürzzuschlag umfasst. Die Großregion Obersteiermark Ost umfasst insgesamt 35 Ge-

meinden, 18 davon sind ebenfalls Teil der Mittelstadtregion Leoben (siehe Abbildung 33: 

Abgrenzung Region Obersteiermark-Ost und Mittelstadtregion Leoben). 

 

 

 

  

Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, ab-
gerufen Juli 2017, eigene Darstellung. 

Abbildung 33: Abgrenzung Region Obersteiermark-Ost und Mittelstadtregion Leoben 
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6.1.2. Charakteristik der Region 

In der Region Obersteiermark Ost leben 161.618 Menschen in 35 Gemeinden. Die 

Bevölkerung konzentriert sich dabei vor allem auf die Städte Leoben, Kapfenberg, Bruck 

an der Mur und Mürzzuschlag.279 Historisch ist die Region stark von ihrem wirtschaftli-

chen Fokus auf Montan- und Industrieproduktion geprägt und auch heute eine der 

bedeutendsten Industrieregionen Österreichs. Seit Jahrzehnten ist diese Region in einem 

Umstrukturierungsprozess. Aufbauend auf dem Knowhow aus der Eisen- und Stahlpro-

duktion wurde verstärkt auf andere Industriezweige und Produktentwicklung gesetzt. 

Dadurch entstanden rege Pendelbeziehungen mit dem steirischen Zentralraum und be-

sonders mit der Landeshauptstadt Graz. Zahlreiche gut ausgebildete Menschen pendeln 

täglich aus Graz in die Region Obersteiermark Ost, aber auch aus der Region nach 

Graz.280 

Durch die Umstrukturierung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und dem Wegfall 

tausender Arbeitsplätze, vor allem in der Eisenindustrie ist die Bevölkerungszahl seit 

Jahrzehnten rückläufig. Zar ging zwischen 2011 und 2015 die Bevölkerung in der ge-

samten Region um 2.273 Personen (1,39%) zurück, allerdings gibt es in einigen Gemein-

den auch Bevölkerungszuwachs281. Die Region steht also vor der Herausforderung der 

Abwanderung aus ländlich-peripheren Regionen, besonders im Norden um Mariazell 

und Eisenerz, während die Siedlungs- und Arbeitszentren der Region wie Leoben oder 

Bruck an der Mur Bevölkerungszuwächse verzeichnen.282 Die ÖROK-

Bevölkerungsprognose prognostiziert bis 2030 einen weiteren Rückgang der Bevölke-

rung in der Region Obersteiermark Ost.283 Abseits der Zentren der Region wird die Bevöl-

kerung in den meisten Regionen um bis zu 10% zurückgehen.  

Die Mittelstadtregion Leoben ist als Teil der Region Obersteiermark Ost auch stark in-

dustriell geprägt. Etwa zwei Drittel der Bevölkerung (105.482 EinwohnerInnen)284 der 

Region Obersteiermark Ost leben in der Mittelstadtregion Leoben. Die negative Bevölke-

rungsentwicklung ist hier allerdings ebenfalls erkennbar, wenngleich nicht so stark (-245 

Personen, -0,23% zwischen 2011 und 2015). In der Kernzone kam es in diesem Zeit-

raum zu einer Bevölkerungssteigerung von 199 Personen (+ 0,28%), während es in der 

Außenzone zu einer negativen Bevölkerungsentwicklung gekommen ist (-444 Personen, -

1,25%). Die Mittelstadtregion Leoben senkt den Bevölkerungsschwund in der Gesamtre-

gion Obersteiermark Ost somit, denn betrachtet man nur die Gemeinden der Region oh-

279 STATISTIK AUSTRIA, Endgültige Bevölkerungszahl zum Stichtag 31.10.2015 für das Finanzjahr 2017, 
eigene Berechnung. 
280 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG ABTEILUNG 16 – LANDES- UND GEMEINDEENTWICK-
LUNG. (2011a): S. 19. 
281 STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 UND STATISTIK AUSTRIA, Endgültige Bevölkerungszahl zum 
Stichtag 31.10.2015 für das Finanzjahr 2017, eigene Berechnung. 
282 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG ABTEILUNG 16 – LANDES- UND GEMEINDEENTWICK-
LUNG. (2011a): S. 9. 
283 ibid.: S. 11. 
284 STATISTIK AUSTRIA, Endgültige Bevölkerungszahl zum Stichtag 31.10.2015 für das Finanzjahr 2017, 
eigene Berechnung. 
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ne der MSR Leoben, so ging die Bevölkerung im Beobachtungszeitraum um 2.028 Perso-

nen (3,49%) zurück.285 

Die Siedlungsschwerpunkte konzentrieren sich entlang des Mur- und Mürztals. Das stei-

ermärkische Landesentwicklungsprogramm identifiziert die Städte Leoben, Bruck an der 

Mur, Kapfenberg und Mürzzuschlag als regionale Zentren in ihrer zentralörtlichen 

Einstufung.286 Diese sind kettenförmig aneinandergereiht und bilden neben Graz die 

zweite wichtige Agglomeration der Steiermark. Leoben, Bruck an der Mur und Kapfen-

berg sind Teil der Kernzone der Mittelstadtregion Leoben. Die Bautätigkeiten sind eben-

falls stark auf die Mittelstadtregion Leoben konzentriert. Neuer Wohnraum wird vor allem 

in der Kernzone der Stadtregion benötigt, in den übrigen Gemeinden der Region 

Obersteiermark Ost muss mit einem weiteren Bevölkerungsrückgang und einer zuneh-

menden Überalterung umgegangen werden. Damit gehen unterschiedliche Herausforde-

rungen wie der Umgang mit dem Wohnungs-/Gebäudebestand in schrumpfenden Ge-

meinden, der Versorgungssicherheit für die Bevölkerung, der Zunehmenden Mobilitäts-

einschränkung älterer BürgerInnen oder der Erhaltung von sozialer Infrastruktur einher.287  

 

 

6.1.3. Regionale Planungsdokumente 

In der Region Obersteiermark Ost gibt es drei wesentliche regionale Planungsdoku-

mente für die gesamte Region. 

Das Regionsprofil Obersteiermark Ost kann als Bestandsanalyse der Region bzw. 

Grundlagenforschung verstanden werden und zeigt die Charakteristik, den Status quo 

und zukünftige Entwicklungsoptionen auf. Dieses bildet die Grundlage für die in Kapitel 

6.1.2 vorgenommene Charakterisierung der Region. 

Das Regionale Entwicklungsprogramm Obersteiermark Ost (REPRO OSO) ist eines 

von sieben vom Land verordneten Programmen auf regionaler Ebene und umfasst die 

Bezirke Leoben und Bruck-Mürzzuschlag. Das Entwicklungsprogramm beinhaltet rechtlich 

verbindliche räumliche Entwicklungsziele und Maßnahmen.288 

Das Leitbild der Großregion Obersteiermark Ost 2014+ bildet das zentrale Arbeitsin-

strument der regionalen Planung und beinhaltet die strategische Ausrichtung und Ar-

beitsschwerpunkte.289 

285 STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 UND STATISTIK AUSTRIA, Endgültige Bevölkerungszahl zum 
Stichtag 31.10.2015 für das Finanzjahr 2017, eigene Berechnung. 
286 § 3 (5) Art. 1 LEP 2009. 
287 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG ABTEILUNG 16 – LANDES- UND GEMEINDEENTWICK-
LUNG. (2011a): S. 16f. 
288 WEBSITE LAND STEIERMARK, Die 7 Regionalen Entwicklungsprogramme der Steiermark 2016, abgerufen 
am 04.08.2017. 
289 WEBSITE LAND STEIERMARK, Regionale Entwicklungsleitbilder Steiermark, abgerufen am 04.08.2017. 
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Außerdem gibt es ein wohnungspolitisches Dokument für die Großregion Obersteier-

mark Ost: „Region im Wandel – Strategien für den Wohnungsbestand in der 

Obersteiermark Ost“. Dabei handelt es sich um eine Studie, in welcher Strategien zur 

Attraktivierung des Wohnungsbestandes ausgearbeitet und der Wohnungsbestand in 

Mürzzuschlag, Bruck an der Mur und Leoben detailliert untersucht worden ist.  

Im Folgenden werden das Regionale Entwicklungsprogramm Obersteiermark Ost, das 

Leitbild der Großregion Obersteiermark Ost 2014+ und die Strategie für den Wohnungs-

bestand in der Obersteiermark Ost näher ausgeführt und auf deren Bezug zu sozialem 

Wohnbau analysiert. 

 

 

6.1.3.1. Regionales Entwicklungsprogramm Obersteiermark Ost 

Das Regionale Entwicklungsprogramm Obersteiermark Ost (REPRO OSO) wurde 2016 von 

der steiermärkischen Landesregierung verordnet. Dieses umfasst regionale Entwick-

lungsziele und Maßnahmen zu deren Erreichung. Das Regionale Entwicklungsprogramm 

wurde von der Landesregierung erarbeitet und von unterschiedlichen AkteurInnen begut-

achtet, darunter die Gemeinden der Region sowie der Regionalversammlung, die gemein-

sam eine Stellungnahme zum Entwurf abgeben müssen.  

Zu den zentralen Zielen des Entwicklungsprogramms zählen gemäß § 2 REPRO OSO 2016 

unter anderem die Freihaltung und gemeinsame interkommunale Entwicklung von ge-

werblich-industriell genutzten Flächen, die Sicherstellung der Daseinsvorsorge in der Re-

gion und die Sicherstellung einer flächensparenden Siedlungsentwicklung. Die in § 2 (6) 

REPRO OSO 2016 festgeschriebene flächensparende Siedlungsentwicklung soll durch 

die Erhöhung des Anteils von flächensparenden Wohnformen, im konkreten Ge-

schoßwohnbau und verdichtete Wohnformen, erreicht werden. Bei der Wohnbaulandbe-

darfsberechnung ist die aktuelle Bevölkerungsprognose anzuwenden, wodurch die Neu-

ausweisung in Gemeinden mit sinkender Bevölkerung erschwert wird. Ferner ist für Bau-

plätze von Ein- und Zweifamilienhäusern ein durchschnittlicher Maximalwert von 800 m² 

zulässig. In der Erläuterung der Verordnung findet sich außerdem, dass die Erhöhung des 

Anteils an verdichtetem Wohnraum zu einer Reduktion des Flächenverbrauchs und ent-

spricht der aktuell steigenden Nachfrage nach kleinen Wohneinheiten mit gerin-

gem Erhaltungsaufwand. Das REPRO OSO hat somit zum Ziel, leistbares Wohnen in 

verdichteten Bauformen zu schaffen, um besonders den Wohnbedarf von jungen und 

älteren Menschen abdecken zu können.290 

Die Bevölkerungsentwicklung der letzten Jahrzehnte war negativ und wird sich gemäß 

Prognosen auch zukünftig in den meisten Gemeinden negativ entwickeln. In den Sied-

lungs- und Arbeitszentren kommt es allerdings zu leichten Bevölkerungsgewinnen. Das 

290 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG - ABTEILUNG 17 LANDES- UND 
REGIONALENTWICKLUNG. (2016a): S. 21. 
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REPRO OSO schreibt für Agglomerationsräume vor, dass die Verdichtung der Zentren 

und die zentrale Entwicklung Priorität haben muss. Auch die innerörtliche Attraktivie-

rung, beispielsweise durch die Schaffung hochwertiger Freiräume, soll im Fokus der Pla-

nung stehen.291  

Zur Steuerung der Siedlungsentwicklung wurden zusätzlich Vorrangzonen in Regionalplä-

nen definiert und sind in den örtlichen Entwicklungskonzepten der Gemeinde ersichtlich 

zu machen. Ziel solcher Vorrangzonen ist die  

„Entwicklung einer funktionsdurchmischten, auf bestehende Nahversorgungsein-

richtungen und die Möglichkeiten des öffentlichen Personennahverkehrs, Fahrrad- 

und Fußgängerverkehrs abgestimmten Siedlungsstruktur auf regionaler und Ge-

meindeebene (Durchmischung der Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und 

Erholung zur Wegeminimierung unter Vermeidung bzw. Verringerung gegenseiti-

ger Beeinträchtigungen).“292 

Der Wohnungsneubau soll dabei vor allem auf die Vorrangzonen der Siedlungsentwick-

lung fokussiert werden und der Bestand erhalten und die Wohnqualität verbessert wer-

den.  

Die Siedlungsentwicklung ist im Regionalen Entwicklungskonzept Obersteiermark Ost 

zentral. Auch die Wichtigkeit von verdichteten Bauformen und Geschoßwohnungsbau für 

eine flächensparende Entwicklung der Region wurden erkannt. Sozialer Wohnbau wird 

allerdings nicht erwähnt. Lediglich die Bereitstellung von kleineren Wohneinheiten für 

Jung und Alt wird thematisiert – wie dies erreicht werden soll, wird allerdings nicht näher 

ausgeführt.  

 

 

6.1.3.2. Leitbild der Großregion Obersteiermark Ost 2014+ 

Das Leitbild umfasst die strategische Ausrichtung und Zielsetzung sowie konkrete Projek-

te in der Region. Das Leitbild wurde unter Einbeziehung zentraler AkteurInnen verfasst 

und von der Regionalversammlung293 beschlossen. Grundlage war die Analyse und Bewer-

tung der Stärken und Schwächen sowie Chancen und Risiken in der Region.294 

291 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG - ABTEILUNG 17 LANDES- UND 
REGIONALENTWICKLUNG. (2016a): S. 23 UND § 3 (5) REPRO OSO 2016. 
292 § 5 (1a) REPRO OSO 2016. 
293 Definition Regionalversammlung: „Mit dem Landesentwicklungsprogramm 2009 trat die neue 
Regionsabgrenzung in Kraft. Die Regionalversammlung ist das strategische Gremium dieser neuen 
regionalen Einheit. Sie soll die Entwicklung der Planungsregionen aktiv mitgestalten. Neben einer zentralen 
Rolle bei der Erstellung des Regionalen Entwicklungsleitbildes gehören die Leitbildumsetzung und die 
Mitwirkung bei der Erstellung des Regionalen Entwicklungsprogrammes zu ihren Aufgaben. Die 
stimmberechtigten Mitglieder der Regionalversammlung sind: Landtags- und Nationalratsabgeordnete, die 
in der Region ihren Hauptwohnsitz haben, die BürgermeisterInnen der in der Region liegenden Gemeinden. 
Die Konstituierung aller Regionalversammlungen der Steiermark erfolgte Ende 2009.“ nach WEBSITE LAND 
STEIERMARK, Regionalversammlung, abgerufen am 14.08.2017. 
294 HIESS, H., PFEFFERKORN, W., GRUBER, M., & DORINGER, E. (2014): S. 4. 
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Grundsätzlich steht die Region aufgrund der konträren Entwicklungen zwischen dem 

Zentralraum und den ländlich-peripheren Gebieten vor großen Herausforderungen. 

In den Zentren muss weiterer Wohnraum bereitgestellt werden, um die Bevölkerung mit 

Wohnraum versorgen zu können. Dabei kommt es gemäß dem Leitbild vor allem auf flä-

chensparende, ressourcenschonende und energieeffiziente Siedlungsentwicklung 

an. In den Abwanderungsregionen muss hingegen die Erhaltung der Bausubstanz sowie 

der Daseinsvorsorge ermöglicht werden.295 

In der SWOT-Analyse wurden unterschiedliche Schwerpunkte berücksichtigt, so auch Le-

bensqualität inkl. Wohnen, Daseinsvorsorge und Nahversorgung. Die Analyse kommt zum 

Schluss, dass die Lebensqualität hoch ist. Dies trägt gepaart mit hohen Sozialstandards 

und gut bezahlten Arbeitsplätzen zu einer attraktiven Wohnumgebung bei. Als Schwäche 

wurde das unzureichende Wohnungsangebot für Jungfamilien und ZuwanderIn-

nen genannt. Als Folge daraus wandern immer mehr junge Menschen in andere Regio-

nen aus. Die Region versteht es als Chance, sich als eine Zuwanderungsregion zu positio-

nieren und so eine weitere Schrumpfung zu vermeiden oder zumindest zu vermindern. 

Auch die zunehmende Bedeutung der Stadtregion und der darin gemeinsam abgestimm-

ten räumlichen und wirtschaftlichen Entwicklung wird, vor allem durch die Nutzung von 

Agglomerationsvorteilen, als Chance gesehen. Das größte Risiko in der Region ist neben 

der Abwanderung von Unternehmen der weitere starke Rückgang der Bevölkerung bzw. 

die Schrumpfung der Bevölkerung in den Kerngebieten.296 

Aufbauend auf die Analyse und Bewertung der Region wurden vier strategische Ziele für 

die Entwicklung der Region abgeleitet. Diese sind: 

 

1. Die industriell-gewerbliche Kernkompetenz weiterentwickeln 

2. Den Zentralraum entwickeln und die Zentren attraktiv gestalten 

3. Die natürlichen und kulturellen Ressourcen der Region nachhaltig in Wert setzen 

4. Den demografischen Wandel und die damit verbundenen parallelen Wachstums- 

und Schrumpfungsprozesse managen297 

 

Diese vier strategischen Ziele gliedern sich wiederum in zwölf Leitthemen und drei Quer-

schnittsthemen auf die jeweils Projekte zugeordnet haben. Besonders die Entwicklung des 

Zentralraums (Ziel 2) und der Umgang mit dem demografischen Wandel und dessen 

Wachstums- und Schrumpfungsprozesse (Ziel 4) sind für den Wohnbau von Interesse.  

Das Leitthema „Lebendige Stadt- und Ortszentren & Wohnbau“ thematisiert die Proble-

matik von fehlenden qualitativ hochwertigen Miet- und Eigentumswohnungsan-

geboten in den Zentren der Obersteiermark. Daher soll ein Projekt begründet werden, 

das sich mit der Thematik von qualitativ hochwertigem Wohnbau beschäftigt. Dabei soll 

295 HIESS, H., PFEFFERKORN, W., GRUBER, M., & DORINGER, E. (2014): S. 11. 
296 ibid.: S. 13ff und S. 94. 
297 ibid.: S. 16f. 
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auf moderne urbane Wohnformen zurückgegriffen werden, die an die jeweiligen Bedürf-

nisse der BewohnerInnen abgestimmt sind, um junge Menschen in der Region zu halten 

und ZuwanderInnen einen guten Start in der neuen Heimat zu ermöglichen.298 Dabei sol-

len folgende Punkte besonders Beachtung finden: 

 

− Attraktivierung der Ortskerne und Sicherstellung der Nahversorgung durch 

Mischnutzung der Projekte 

− Neuentwicklung von Brachflächen in den Zentren, um zum sparsamen Umgang 

mit Boden und Flächen beizutragen 

− Innovativer Wohnbau in Kombination mit Mobilität/Erreichbarkeit mit ÖPNV, 

nachhaltige (smarte) Entwicklung der Ortskerne 

− Entwicklung von neuen Finanzierungsmodellen als Beitrag zum Thema „leistbares 

Wohnen299 

 

Basis dieses Projekts bildet die Strategie für den Wohnungsbestand in der Obersteiermark 

Ost (siehe 6.1.3.3 Region im Wandel - Strategie für den Wohnungsbestand in der 

Obersteiermark Ost). Das hier angesprochene Projekt wurde bisher nicht realisiert und 

wurde in der Priorisierung der Projekte nicht als vorrangig angesehen.300 

Stadtregionale Zusammenarbeit soll gemäß dem Leitbild ebenfalls stärker forciert werden 

(Leitthema Stadtregionsentwicklung). Es wird explizit auf Zusammenarbeit im Wohnbau 

und der Stadtentwicklung eingegangen, die stadtregional besser bewältigt werden kön-

nen. Die stadtregionale Zusammenarbeit wird in der Steiermark zusätzlich über EFRE-

Förderungen in der Periode 2014-2020 begünstigt. Der Wirtschaftsraum Steiermark wird 

explizit als Fördergebiet ausgewiesen und kann für stadtregionale Kooperationen För-

dersätze zwischen 60-70% geltend machen.301 

Der obersteirische Zentralraum bzw. die Mittelstadtregion Leoben würden sich für ein 

Pilotprojekt im stadtregionalen Wohnbau eignen. Die AkteurInnen vor Ort sehen den 

Wohnbau als Problem, das stadtregional gelöst werden muss, somit könnten die in Kapi-

tel 4 Stadtregionaler sozialer Wohnbau getroffenen Überlegungen in diesem Raum erst-

mals getestet werden. Im Bereich der gemeinsamen Betriebsansiedlung wird bereits seit 

Jahren kooperiert. Diese Strukturen können als Ausgangslage genommen werden, um 

stadtregionalen Wohnbau zu realisieren. Auch die Finanzierung wäre durch die EFRE-

Förderung möglich. 

  

298 HIESS, H., PFEFFERKORN, W., GRUBER, M., & DORINGER, E. (2014): S. 22.  
299 ibid.: S. 72f. 
300 WERDERITSCH JOCHEN, Geschäftsführer Regionalmanagement Obersteiermark Ost, Interview, Leoben 
am 31.08.2017. 
301 HIESS, H., PFEFFERKORN, W., GRUBER, M., & DORINGER, E. (2014): S. 72f UND WEBSITE AMT DER STEI-
ERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG, Förderung von Stadt-Stadtumland-Kooperationen, Stadtregionen und 
urbane Wachstumsimpulse in der Steiermark, abgerufen am 03.09.2017. 

156 

                                                



Fallbeispiele 
 
 
 

6.1.3.3. Region im Wandel - Strategie für den Wohnungsbestand in der 

Obersteiermark Ost 

Die Strategie für den Wohnungsbestand in der Obersteiermark Ost entstand als Basis für 

das Leitthema „Lebendige Stadt- und Ortszentren & Wohnbau“ im Leitbild der Großregi-

on Obersteiermark Ost 2014+. Ziel war es, aufgrund der Veränderung der Bevölkerung 

strategische Maßnahmen in der Region zu überlegen. Die Studie ist eines von wenigen 

wohnungspolitischen Dokumenten in Österreich, stellt allerdings nur ein informelles Do-

kument dar. Sie umfasst neben einer Analyse des Status Quo in der Region auch eine 

detailliertere Untersuchung der Städte Bruck an der Mur, Mürzzuschlag und Leoben. Au-

ßerdem werden unterschiedliche Entwicklungsstrategien für die Region aufgezeigt. Diese 

reichen von der Möglichkeit der Attraktivierung und Nutzung des Wohnungsbestandes 

bis hin zu Überlegungen des Rückbaus von Gebäuden. Der Rückbau ist vor allem in den 

Teilen der Region mit rückläufiger Bevölkerungsentwicklung zu thematisieren. Aber auch 

die Umnutzung von gewerblich-industriellen Gebäuden zu Wohnnutzen wird behan-

delt.302 

Die Studie sieht den Bevölkerungsrückgang in Teilen der Region auch als Chance, um 

beispielsweise Ortskerne wieder stärker zu beleben und bestehende Gebäudestrukturen 

zu verbessern. Auch die Lebensqualität kann durch den Rückbau von Gebäuden verbes-

sert werden, indem die freigewordenen Flächen als Freiraum genutzt werden.303 

Ziel war es außerdem eine Klassifizierung nach der „Zukunftsfähigkeit“ im Gebäudebe-

stand durchzuführen. Darunter wird in der Studie eine „Einteilung der Sinnhaftigkeit und 

Machbarkeit der Weiterentwicklung dieser Anlagen unter Beachtung aller Rahmenbedin-

gungen“304 verstanden. Dabei wurden folgende Kriterien definiert: 

 

1. Lage der Anlage hinsichtlich des Stadtumfeldes 

2. Attraktivität des Wohnumfeldes 

3. Versorgung mit dem öffentlichen Verkehr, Anbindung an Rad- und Fußwege 

4. Energetische Optimierung 

5. Anpassungsfähigkeit der Wohnungsgrundrisse 

6. Anpassungsfähigkeit der Wohnanlage hinsichtlich Außenräumen 

7. Adaptierbarkeit für die Bedürfnisse des motorisierten Individualverkehrs und hier 

insbesondere Stellplätze 

8. Lage der Wohnanlage in Hinblick auf Immissionen des Verkehrs und von Betrieben 

9. Erhaltungszustand der Wohnanlage 

10. Möglichketen der sozialen Durchmischung305 

 

302 WERDERITSCH JOCHEN, Geschäftsführer Regionalmanagement Obersteiermark Ost, Interview, Leoben 
am 31.08.2017. 
303 KAMPUS, D. ET AL. (2014): S. 32. 
304 KAMPUS, D. ET AL. (2014): S. 34. 
305 ibid.: S. 34ff. 
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Aus den Kriterien soll abgeleitet werden, in welchen Siedlungen der größte Handlungs-

bedarf besteht und wo Prioritäten gesetzt werden müssen. Diese Priorisierung dient dazu, 

um die Erfolgschancen der Weiterentwicklung der Wohnsiedlungen besser einschätzen zu 

können. 306 

Wie eingangs erwähnt wurden auch Entwicklungsstrategien bis 2050 definiert. Man geht 

dabei von einer schrumpfenden bzw. teilweise stagnierenden Bevölkerungsentwicklung 

aus, dennoch wird in der Region weiterhin gebaut werden, wenngleich nicht sehr stark. 

Der Fokus wird vielmehr auf der Sanierung und dem Erhalt des Wohnungsbestandes ge-

legt werden. Die Strategie ist sehr weit ausdifferenziert und verfügt über ein breites Bün-

del an Maßnahmen, um den (sozialen) Wohnungsbestand zukunftsfähig zu machen.307 

Diese Maßnahmen werden im folgenden Überblicksmäßig dargestellt: 

 

1. Gebäudebezogene Maßnahmen 

a. Maßnahmen zur energetischen Sanierung 

b. Maßnahmen zur Barrierefreiheit 

c. Adaptierung der Grundrisse 

d. Modernisierung der wohnungsbezogenen Freibereiche 

2. Funktionelle Maßnahmen 

a. Umnutzung von Wohnungen und Gebäuden 

b. Quartiersmanagement 

3. Verbesserung des engeren Wohnungsumfeldes (siedlungsintern) 

a. Verkehrsflächenmanagement und Stellplätze 

b. Allgemeinflächen und Freiflächen 

4. Städtebauliche Maßnahmen 

a. Anbindung an das Stadtzentrum (Rad- und Fußwege) 

b. Verbesserung des öffentlichen und nachhaltigen Verkehrs 

c. Schaffung von Nahversorgungseinrichtungen308 

 

Die Bevölkerung soll in den Prozess aktiv eingebunden werden und an der Mitgestaltung 

der Ergebnisse maßgeblich mitwirken. Dadurch soll eine stärkere Identifizierung der 

Wohnbevölkerung mit dem der Revitalisierung der Wohnbauten erreicht werden.309 

Die Strategie ist äußerst spannend, da sie einerseits eine der wenigen wohnbaubezoge-

nen Strategien Österreich darstellt und anderseits die Kooperationsbereitschaft in dieser 

Thematik in der Region aufzeigt. Dieser Prozess muss weiterverfolgt werden, und kann 

als Basis für eine gesamtregionale Wohnbaukonferenz fungieren. 

  

306 KAMPUS, D. ET AL. (2014): S. 36. 
307 ibid.: S. 42ff. 
308 KAMPUS, D. ET AL. (2014): S. 45ff. 
309 ibid.: S. 48. 
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6.1.4. Wohnbau in der Region 

In diesem Kapitel wird der Wohnungsmarkt der Großregion Obersteiermark Ost und der 

Mittelstadtregion Leoben analysiert. Dabei wird einerseits auf die Eigentumsstruktur ein-

gegangen und anderseits die räumliche Verteilung des sozialen Wohnbaus analysiert. In 

der Großregion Obersteiermark Ost gibt es gemäß der Registerzählung aus 2011 ins-

gesamt 76.198 Wohneinheiten mit Hauptwohnsitzmeldung. Die Mittelstadtregion 

Leoben ist Teil der Großstadtregion Obersteiermark Ost und hat 50.056 Wohnungen 

mit Hauptwohnsitzmeldung. Knapp zwei Drittel des Wohnungsbestandes der Großre-

gion entfallen somit auf die Mittelstadtregion Leoben und deren 18 Gemeinden.  

Durch den prognostizierten Bevölkerungsrückgang über die nächsten Jahrzehnte ist der 

Bedarf an Neubau in der Region gering. Die 2004 veröffentlichte Wohnungsbedarfsprog-

nose der ÖROK sieht für die Großregion Obersteiermark bis 2021 einen jährlichen Neu-

baubedarf von etwa 340 Wohneinheiten und zwischen 2021-2031 von etwa 320 

Wohneinheiten vor. Die entspricht bis 2021 etwa 7% und zwischen 2021-2031 etwa 

9,6% des Neubaubedarfs in der Steiermark. Dies basiert allerdings noch auf der alten 

Bezirkseinteilung, allerdings wird deutlich, dass nur geringer Bedarf besteht. Die Anstren-

gungen in der Region müssen primär auf der Bestandsverwaltung liegen.310 

Der soziale Wohnbau hat seit der Industrialisierung der Region im 19. Jahrhundert eine 

wichtige Rolle. Bereits die ersten Industrieunternehmen bauten Wohnraum für ihre Arbei-

terInnen. Mit dem Bau der Südbahn und der zunehmenden Stahl- und Industrieprodukti-

on beschleunigte sich der Bau zusätzlich. Nach dem zweiten Weltkrieg traten die Ge-

meinden in die Fußstapfen der Unternehmer und bauten große Bestände an kommuna-

lem Wohnbau auf. Dies gerade in den industriellen Zentren Leoben, Mürzzuschlag, 

Troifach, und Kapfenberg. Auch der gemeinnützige Wohnbau spielt historisch eine be-

deutsame Rolle.  

In den 1950er- 1960er- und 1970er-Jahren kam es in der Region zu einer Blütephase, die 

1971 mit der Erreichung des Bevölkerungshöchststandes langsam endete. Danach ging 

die Bevölkerung immer weiter zurück, der Wohnungsbestand blieb allerdings und wurde 

stätig erneuert und weist auch heute noch eine hohe Qualität auf. Die Gemeinden und 

gemeinnützige Bauvereinigungen übernahmen teilweise die Wohnbauten von Industrie-

unternehmen.311 

310 WEBSITE LAND STEIERMARK, Wohnen - ÖROK-Prognosen 2001-2031 - Wohnungsbedarf, abgerufen am 
10.09.2017. 
311 WERDERITSCH JOCHEN, Geschäftsführer Regionalmanagement Obersteiermark Ost, Interview, Leoben 
am 31.08.2017. 
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Nach wie vor gibt es einen großen Bestand an sozialem Wohnbau aus der Zwischen-

kriegszeit sowie aus der Nachkriegszeit bis in die 1970er-Jahre.312 Durch den starken Fo-

kus auf Mietwohnungen im Geschoßwohnungsbau sind Gebäude mit nur einer Haupt-

wohnsitzmeldung vergleichsweise unterrepräsentiert. Gebäude mit nur einer Hauptwohn-

sitzwohnung stellen allerdings weiterhin die vorherrschende Eigentumsform dar (siehe 

Abbildung 34: Anteil Wohnungen nach Anzahl Wohneinheiten je Gebäude). In der Groß-

region Obersteiermark Ost und der Mittelstadtregion liegen beide Werte unter dem öster-

reichweiten Anteil von knapp 34%. In den übrigen, nicht von der Industrie geprägten, 

Gemeinden der Großregion ist das Einfamilienhaus stärker vertreten. 

 

 

 

Betrachtet man die Eigentumsverhältnisse heute (siehe Abbildung 35: Anteil Wohnungen 

nach EigentümerInnen), so zeigt sich, dass das Eigentum von Privatpersonen die 

wichtigste Eigentumsform darstellt. Allerdings liegt der Anteil unter dem gesamtöster-

reichischen Anteil von 71,36%. Dies zeigt sich ebenfalls, wenn man den Anteil des Eigen-

tums von Privatpersonen in der Mittelstadtregion Leoben (58,86%) mit dem in allen 

Stadtregionen (64,74%) vergleicht. Eigentum von Privatpersonen ist somit in der 

Obersteiermark vergleichsweise unterrepräsentiert. 

Gemeinnützige Bauvereinigungen sind hingegen vergleichsweise stärker repräsen-

tiert. Vergleicht man den Anteil in der Obersteiermark Ost (20,10%) mit dem österreich-

weiten (14,31%), erkennt man das stärkere Vorhandensein von gemeinnützigen Woh-

312 WERDERITSCH JOCHEN, Geschäftsführer Regionalmanagement Obersteiermark Ost, Interview, Leoben 
am 31.08.2017. 

Abbildung 34: Anteil Wohnungen nach Anzahl Wohneinheiten je Gebäude 
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Abbildung 35: Anteil Wohnungen nach EigentümerInnen 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

nungen. Auch in der Mittelstadtregion Leoben zeigt sich ein ähnliches Bild. Der Anteil in 

der MSR beträgt 22,73% und liegt somit über dem Anteil in Stadtregionen (16,99%). 

Auch Körperschaften öffentlichen Rechts sind in der Region Obersteiermark Ost 

(11,46%) stärker präsent, als in Gesamtösterreich (9,42%). In der Mittelstadtregion 

Leoben ist der Anteil mit 13,13% noch höher, auch im Vergleich zu allen Stadtregionen 

(12,21%). Lediglich die übrigen Gemeinden der Großregion Obersteiermark Ost liegen 

unter dem österreichweiten Schnitt, was sich aus dem stärkeren Fokus auf Eigentum von 

Privatpersonen und weniger kommunalen Wohnbau erklären lässt. 

Bei den sonstigen juristischen Personen zeigt sich kein einheitliches Bild. In der 

Region Obersteiermark Ost ist der Anteil (5,61%) höher als österreichweit (4,92%), wäh-

rend der Anteil in der Mittelstadtregion Leoben (5,29%) unter dem Gesamtanteil in 

Stadtregionen liegt (6,06%). Der Anteil in den übrigen Gemeinden liegt mit 6,22% über 

dem österreichischen Schnitt. Dies ist vor allem mit dem hohen Anteil von 38,86% in 

Eisenerz zu erklären. 

 

 

Analysiert man den Wohnungsbestand in Gebäuden mit mehr als einer Wohneinheit, so 

nimmt die Bedeutung von gemeinnützigen Bauvereinigungen (28,44%) und Körperschaf-

ten öffentlichen Rechts (15,82%) in der Großregion Obersteiermark Ost zu und die Be-

deutung von Eigentum von Privatpersonen (48,33%) ab. Auch in der Mittelstadtregion 

Leoben ist dies erkennbar. Der soziale Wohnbau (48,29%) ist in der Stadtregion Le-

oben ohne Gebäude mit einer Wohneinheit stärker ausgeprägt als Eigentum von 

Privatpersonen (44,83%). Im Segment der Gebäude ab elf Wohneinheiten ist der sozia-
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le Wohnbau die wichtigste Eigentumsform sowohl in der Großregion Obersteiermark Ost 

als auch in der Mittelstadtregion Leoben. 

Differenziert man die Eigentumsverhältnisse in der Region Obersteiermark Ost in die Mit-

telstadtregion Leoben und die übrigen Gemeinden sieht man (siehe Abbildung 36: Anzahl 

Wohnungen nach EigentümerInnen), dass sich gemeinnützige Bauvereinigungen und 

Körperschaften öffentlichen Rechts überproportional auf die Mittelstadtregion 

Leoben konzentrieren. 

 

 
 

Der soziale Wohnbau ist in der Region sehr unterschiedlich auf die Gemeinden verteilt 

(siehe Abbildung 37: Sozialer Wohnbau in der Großregion Obersteiermark-Ost und der 

MSR Leoben nach Gemeinde). Während der Anteil des sozialen Wohnbaus am Gesamtbe-

stand in den jeweiligen Gemeinden der Kernzone der Mittelstadtregion Leoben sehr hoch 

ist, ist dieser in ländlich-peripheren Gemeinden niedrig. So ist der soziale Wohnbau in 

Kapfenberg (51,94%), Mürzzuschlag (45,09%), Niklasdorf (42,26%) und Leoben 

(40,19%) besonders stark ausgeprägt. In den Gemeinden Stanz im Mürztal (5,96%), Tra-

göß-Sankt Katharein (7,79%) und Lorenzen im Mürztal (7,99%) ist der soziale Wohnbau 

hingegen sehr schwach ausgeprägt. 
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Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

Abbildung 36: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen 
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Alles in allem ist der soziale Wohnbau in der Obersteiermark und vor allem in der Mittel-

stadtregion Leoben stark ausgeprägt. Jeweils rund ein Drittel der Wohnungen können 

zum sozialen Wohnbau gezählt werden. Räumlich gesehen ist der soziale Wohnbau aber 

sehr unterschiedlich in der Stadtregion verteilt (siehe Abbildung 38). Vergleicht man die 

steirischen Stadtregionen, so ist der soziale Wohnbau in der MSR Leoben am stärks-

ten ausgeprägt. In der Großregion Obersteiermark Ost konzentrieren sich dabei 72,10% 

des sozialen Wohnbaus auf fünf Gemeinden, während sich in diesen Gemeinden lediglich 

53,42% des Wohnungsbestandes befindet. Somit gibt es eine deutliche räumliche Kon-

zentration des sozialen Wohnbaus auf einige wenige Gemeinden.  

 

 

 

 

Abbildung 37: Sozialer Wohnbau in der Großregion Obersteiermark-Ost und der MSR 
Leoben nach Gemeinde 

Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, ab-
gerufen Juli 2017 und WEBSITE DATA.GV.AT, Dauersiedlungsraum, Stand 27.06.2017, abgerufen am 
25.08.2017. 
Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Die Gemeinden Leoben, Kapfenberg, Bruck an der Mur und Trofaiach sind Teil der Mittel-

stadtregion Leoben, während Mürzzuschlag nicht Teil dieser ist. Abgesehen von Trofaiach 

sind alle die Gemeinden der Mittelstadtregion Leoben Teil der Kernzone. 

Die Analyse der Verteilung des sozialen Wohnbaus in der Mittelstadtregion Leoben 

zeigt ein ähnliches Bild (siehe Abbildung 39: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil am Ge-

samtbestand je Gemeinde in der Mittelstadtregion Leoben). Auch hier ist der soziale 

Wohnbau überproportional auf die vier Gemeinden konzentriert. Besonders Kap-

fenberg und Leoben erweisen sich als Zentren für den sozialen Wohnbau in der Stadtre-

gion, in denen knapp 60% des sozialen Wohnbaus zu finden sind. In Gemeinden der 

Kernzone finden sich 78,88% des Gesamtbestandes an sozialen Wohnbau bei einem An-

teil von 68,11% des Gesamtbestandes an Wohnungen in der Stadtregion. 
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Abbildung 38: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil am Gesamtbestand je Gemeinde in 
der Großregion Obersteiermark Ost 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Factbox: Wohnbau in Region Obersteiermark Ost 

− 76.198 Wohneinheiten mit Hauptwohnsitzmeldung – Niedriger Neubaubedarf 

− Anteil an Gebäuden mit einer Hauptwohnsitzwohnung niedriger als in Gesamtöster-

reich 

− Eigentum von Privatpersonen wichtigste Eigentumsform in der Region, aber gemein-

nützige Bauvereinigungen und Körperschaften öffentlichen Rechts sind stark ausge-

prägt und ab elf Wohneinheiten ist der soziale Wohnbau dominanter als Privateigen-

tum 

− Konzentration des sozialen Wohnbaus zu 72,10% auf fünf Gemeinden  überpro-

portionale räumliche Konzentration auf Leoben, Kapfenberg, Bruck an der Mur, 

Mürzzuschlag und Trofaiach 

− Wohnungspoltische Strategie für den Bestand vorhanden  Voraussetzungen für 

Kooperation sind gegeben 
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Abbildung 39: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil am Gesamtbestand je Gemeinde in 
der Mittelstadtregion Leoben 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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6.1.5. WohnbauakteurInnen in der Region 

Der Wohnungsmarkt in der Region ist zwar stark von Privateigentum geprägt, dennoch 

gibt es vergleichsweise viel sozialen Wohnbau. Dieser befindet sich zu einem großen Teil 

in den regionalen Zentren und steht wiederum im Eigentum weniger großer BauträgerIn-

nen. Die Gemeinden Leoben, Kapfenberg, Mürzzuschlag und Bruck an der Mur verfügen 

über große kommunale Wohnungsbestände. Auch gemeinnützige Bauvereinigungen spie-

len in der Region eine wichtige Rolle. Hier lassen sich, basierend auf der Erhebung im 

Rahmen der Strategie für den Wohnungsbestand in der Obersteiermark Ost, in den unter-

schiedlichen Städten unterschiedliche gemeinnützige Bauvereinigungen ausmachen (siehe 

Tabelle 11: EigentümerInnenstruktur im Wohnbau in der Obersteiermark Ost).  

 

Tabelle 11: EigentümerInnenstruktur im Wohnbau in der Obersteiermark Ost 

Rechtsform Mürzzuschlag Bruck an der Mur Leoben 

Gemeinnützige Bauvereinigungen 

Kapitalgesellschaften − SCHWARZATAL - 
"Schwarzatal" Gemein-
nützige Wohnungs- und 
Siedlungsanlagen-GmbH 

− "Leykam" 
Gemeinnützige Wohn-, 
Bau- und Siedlungsge-
sellschaft m.b.H. 

 

Genossenschaften − ÖWG - Österreichische 
Wohnbaugenossenschaft 
gemeinnützige 
reg.Gen.m.b.H. 

− ROTTENMANN -  
Gemeinn. Bau- und Sied-
lungsgenossenschaft 
steir. Hilfswerk f. Eigen-
heimbau reg.Gen.m.b.H. 

− Brucker Wohnbau- und 
Siedlungsvereinigung, 
reg.gemeinnützige 
Gen.m.b.H. 

− Gemeinnützige Wohn- 
und Siedlungsgenossen-
schaft Ennstal 
reg.Gen.m.b.H. Liezen 

− ÖWG - Österreichische 
Wohnbaugenossenschaft 
gemeinnützige 
reg.Gen.m.b.H. 

− Gemeinnützigen Bau-, 
Wohnungs- und Sied-
lungsgenossenschaft für 
Leoben und Umgebung, 
reg. Gen. m. b. H. 

− DONAWITZ - Siedlungs-
genossenschaft Dona-
witz gemeinnützige re-
gistrierte Wohnbauge-
nossenschaft m.b.H. 

Öffentliche BauträgerInnen 

 − ÖBB-
Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH 

  

Private BauträgerInnen 

 

  − WAG Wohnungsanla-
gen Gesellschaft m.b.H 

− KOHLBACHER GmbH 

KAMPUS, D. ET AL. (2014): S. 24ff, eigene Darstellung. 

 

Diese Aufstellung hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern soll vielmehr die 

Diversität der in der Region tätigen WohnbauträgerInnen abseits der Gemeinden aufzei-

gen. In Bruck an der Mur sind beispielsweise drei gemeinnützige Bauvereinigungen (Bru-

cker Wohnbau, Ennstaler und ÖWG) für über zwei Drittel des Bestandes an Mietwohnun-

gen verantwortlich. In Leoben zeigt sich ein ähnliches Bild. Dort ist der kommunale 
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Wohnbau gemeinsam mit der privaten WAG und der Siedlungsgenossenschaft Leoben für 

etwa drei Viertel des Mietwohnungsbaus verantwortlich.313 

Freifinanzierter Wohnbau ist in der Region im Geschoßwohnungsbau weniger stark ver-

breitet. Hochwertiger Mietwohnraum für Führungs- und Fachkräfte würde in der Region 

allerdings nachgefragt werden. Dieses Wohnungssegment ist für InvestorInnen im Regel-

fall sehr interessant, allerdings können diese in der Region mit der starken Dominanz des 

sozialen Wohnbau anscheinend nicht konkurrieren.314 

 

 

6.1.6. Stadtregionaler Wohnbau für die Obersteiermark Ost 

Die Ausgangslage für eine stadtregionale Wohnbaukooperation in der Region Oberstei-

ermark Ost ist grundsätzlich gut. Grundstücks- und Mietpreise sind vor allem in den 

schrumpfenden Regionsteilen vergleichsweise günstig und es wurden bereits gemeinsame 

Projekte im Wohnbau angedacht. Auch liegt mit der Strategie für den Wohnungsbe-

stand in der Obersteiermark Ost ein wohnungspolitisches Dokument vor, auf das aufge-

baut werden kann. Der Neubaubedarf an Wohnraum ist allerdings nicht sonderlich hoch. 

Die östliche Obersteiermark ist ein höchst spannender Raum für räumliche Entwicklung. 

Einerseits geht die Bevölkerung zurück und es muss über Maßnahmen wie Rückbau oder 

Umnutzung nachgedacht werden, anderseits gibt es in der Region vier Städte in unmit-

telbarer Nähe zueinander, die in der industriellen Produktion Weltmarkführer beheimaten 

und auch am Wohnungsmarkt durchaus als dynamische Räume eingestuft werden kön-

nen. Teile des Bestands an sozialem Wohnbau In der Region sind ungenutzt und könnten 

durch eine Attraktivierung einer Nutzung zugeführt werden. Daher scheint es sinnvoll, 

dass an die bestehende Wohnbaustrategie für den Bestand angeknüpft wird und in der 

Region eine Wohnbaukonferenz zu etablieren. Durch die Möglichkeit in der Region 

Kooperationen mit EFRE-Mitteln zu fördern wäre die Finanzierung einer solchen Konfe-

renz nach Münchner Vorbild möglich. So sind Fördersätze von bis zu 70% möglich. 

Dort könnten jährlich GemeindevertreterInnen, WohnbauexpertInnen und Wohnbauträ-

gerInnen Erfahrungen austauschen und über die künftige Entwicklung des Wohnbaus 

in der Region diskutieren. Die Initiative müsste allerdings von den Gemeinden der Re-

gion ausgehen. Das Regionalmanagement könnte hier vermittelnd auftreten, ist allerdings 

aufgrund des aktuellen Fokus auf Mobilität, Regionsimage und Innenstadtbelebung der-

zeit ausgelastet. 

Aufbauend auf einer Wohnkonferenz und der Strategie für den Wohnungsbestand sollte 

über eine Kooperation in der Verwaltung des sozialen Wohnbaus nachgedacht werden. 

Der soziale Wohnbau ist auf wenige große AkteurInnen beschränkt. Im Vergabewesen 

313 KAMPUS, D. ET AL. (2014): S. 25f. 
314 WERDERITSCH JOCHEN, Geschäftsführer Regionalmanagement Obersteiermark Ost, Interview, Leoben 
am 31.08.2017. 
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würde sich die Region für ein „Wohnticket Obersteiermark Ost“ eignen. Dadurch wä-

re es für die BewohnerInnen der Region leichter, auf sozialen Wohnbau zuzugreifen. 

Auch könnte so mehr günstiger Wohnraum, abseits von Eigentum, für junge Menschen 

zur Verfügung stehen, da diese nun auf Wohnraum unabhängig ihres Hauptwohnsitzes 

zugreifen können. Die Abwanderung könnte dadurch verringert werden. 

Ein gemeinsames Vergabewesen soll allerdings auch mit einer gemeinsamen Bestands-

pflege einhergehen. Die Region steht vor dem Problem, dass durch den Bevölkerungs-

rückgang immer weniger Fördermittel für den Wohnbau zur Verfügung stehen. Dadurch 

kann die Sanierung nicht in ausreichendem Umfang realisiert werden. Gemeinden die 

Instandhaltung ihrer Wohnbaubestände gemeinsam finanzieren. Die Instandhaltung des 

Wohnungsbestands in schrumpfenden Regionen sollte verstärkt durch Landesförderungen 

finanziert werden, um zukünftig ein qualitativ hochwertiges Wohnen garantieren zu kön-

nen.315 

In der östlichen Obersteiermark wären Kooperationen im Wohnungsneubau auch sinn-

voll, wenngleich die Gemeinden vor allem der Fokus auf den gemeinsamen Ankauf von 

Liegenschaften legen sollten. Der Neubau von Geschoßwohnungen wird vor allem von 

gemeinnützigen Bauvereinigungen erfüllt. Gemeinden sollten sich allerdings im Gegen-

zug zur Verfügungstellung von Grundstücken Vergaberechte für Wohnungen sichern. 

Ähnlich wie bei der interkommunalen Betriebsansiedlung könnten die Gemeinden mit-

tels einer Agentur Grundstücke für Wohnzwecke erwerben und an gemeinnützige 

Bauvereinigungen mittels Baurecht oder Verkauf weitergeben. So könnte vor allem 

Wohnraum für junge Menschen geschaffen werden, die dann wiederum in der Region 

bleiben, oder nach dem Studium in die Region zurückkehren. 

Die Region würde sich sehr gut für intensivere Kooperationen im Wohnbau eignen. Be-

sonders die Bestandsverwaltung und ein gemeinsames Vergabewesen sind sinnvoll. 

Die Gemeinden der Region bzw. vor allem die Städte Bruck an der Mur, Leoben, Kapfen-

berg und Mürzzuschlag sind gefordert eine Kooperation anzustoßen. 

 

 

6.1.7. Analyseergebnisse 

Die Obersteiermark Ost ist durch den Bevölkerungsrückgang der vergangenen Jahr-

zehnte stark geprägt und dieser Trend wird sich auch in Zukunft fortsetzen. Neben der 

Schrumpfung der Region gibt es allerdings vor allem in den regionalen Zentren wirt-

schaftliche Entwicklung. Diesen Unterschied zwischen Stadt und Land gilt es in den 

kommenden Jahren zielführend zu managen und einen Ausgleich zwischen den beiden 

Entwicklungstendenzen zu schaffen. 

315 WERDERITSCH JOCHEN, Geschäftsführer Regionalmanagement Obersteiermark Ost, Interview, Leoben 
am 31.08.2017 und KAMPUS, D. ET AL. (2014): S. 90ff. 
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Von den knapp über 76.000 Wohneinheiten mit Hauptwohnsitzmeldung befinden sich 

zwei Drittel in der Mittelstadtregion Leoben. Diese bilden in der Region die Zentren für 

Wohnen und Arbeiten. Neben den Gemeinden der Stadtregion spielt die Stadt Mürzzu-

schlag ebenfalls eine wichtige Rolle.  

In der Region gibt es große Bestände an sozialem Wohnraum, die vor allem aus der 

industriellen Prägung der Region herrührt. Auch Einfamilienhäuser sind weniger verbreitet 

als in anderen österreichischen Regionen und vergleichsweise günstig. Sozialer Wohn-

raum ist vor allem im Geschoßwohnungsbau von großer Relevanz. Dieser konzentriert 

sich wiederum vor allem auf fünf Gemeinden (Leoben, Kapfenberg, Bruck an der 

Mur, Mürzzuschlag und Trofaiach), die die Region überproportional mit sozialem Wohn-

raum versorgen. 

Durch den Bevölkerungsrückgang wird es auch im sozialen Wohnbau in den nächsten 

Jahren zu verstärktem Leerstand kommen. Durch Maßnahmen zur Attraktivierung des 

Wohnungsbestandes kann dieser vermindert werden. Die Gemeinden Leoben, Bruck an 

der Mur und Mürzzuschlag haben gemeinsam bereits eine Strategie im Umgang mit den 

Bestandswohnungen erarbeitet. Diese kann als Ausgangspunkt für weitere Kooperatio-

nen im Wohnbau genützt werden und eine regionale Wohnbaukonferenz eingerichtet 

werden, um den fachlichen Austausch im Bereich Wohnen in der Region weiter zu füh-

ren.  

Durch die Konzentration von großen Teilen des sozialen Wohnbaus auf wenige kommu-

nale und gemeinnützige BauträgerInnen können Kooperationen wie ein „Wohnticket 

Obersteiermark Ost“ oder eine gemeinsame Verwaltung einfacher realisiert werden. 

Trotz des Bevölkerungsrückgangs in der Region, wird auch weiterhin gebaut. Dies sollte 

verstärkt in regionaler Abstimmung erfolgen.  

Die Grundlagen für eine Kooperation in der Region sind gut, allerdings müssen die Ge-

meinden der Region eine Initiative starten, um Wohnbau zu einem (stadt)regionalen 

Thema zu machen. In der Mittelstadtregion Leoben ist besonders Kooperationen be-

treffend Wohnungsbestand wichtig, Neubau spielt nur eine untergeordnete Rolle. 
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6.2. Oststeiermark – Kleinstadtregion Weiz 

 

6.2.1. Lage und Abgrenzung der Region 

Die Kleinstadtregion Weiz umfasst neun Gemeinden im Bezirk Weiz und liegt in der 

Großregion Oststeiermark (siehe Abbildung 40: Abgrenzung Region Oststeiermark und 

Kleinstadtregion Weiz). In der steiermärkischen Regionsabgrenzung nach dem Landes-

entwicklungsprogramm aus 2009, sind die Gemeinden der Kleinstadtregion Teil der Regi-

on Oststeiermark, die die Bezirke Weiz und Hartberg-Fürstenfeld umfasst. An dieser Stelle 

sei noch angemerkt, dass Teile der Großregion Oststeiermark, rund um Gleisdorf, zur 

Großstadtregion Graz gezählt werden.  

 

  

Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, ab-
gerufen Juli 2017, eigene Darstellung. 

Abbildung 40: Abgrenzung Region Oststeiermark und Kleinstadtregion Weiz 
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6.2.2. Charakteristik der Region 

In der Region Oststeiermark leben 179.656 Menschen in 67 Gemeinden. Die Bevölke-

rung konzentriert sich auf die Zentren Weiz, Gleisdorf, Fürstenfeld und Hartberg.316 Die 

Region wird von den breiten Tälern des oststeirischen Hügellandes geprägt und weist 

vergleichsweise einen hohen Dauersiedlungsraum auf (53% der Gesamtfläche). Die aus 

der Lage resultierenden Boden- und Klimabedingungen erlauben den Anbau einer breiten 

Produktpalette und führten historisch zu einer Spezialisierung auf landwirtschaftliche 

Produkte. Auch Viehzucht spielte eine wichtige Rolle. In den letzten Jahrzehnten ist es 

allerdings zu einem starken Strukturwandel in der Region gekommen und das Gros 

der Bevölkerung arbeitet heute im sekundären und tertiären Sektor. Die Städte Weiz, 

Fürstenfeld und Gleisdorf sind die industriell-gewerblichen Zentren der Region. 

Weiz und Gleisdorf profitieren hier vor allem durch die räumliche Nähe zum steirischen 

Zentralraum und dem dort ansässigen Automobilcluster. Seit einigen Jahren wird ver-

stärkt auf Tourismus, hier vor allem Gesundheits- und Wellnesstourismus, gesetzt. Alles in 

allem ist die Wirtschaftsstruktur in der Region sehr diversifiziert.317 

Die Bevölkerung in der Oststeiermark steigt stetig an. Zwischen 2011 und 2015 

stieg die Bevölkerung um 1.766 Personen (+0,99%). Dabei kommt es in der Region zu 

unterschiedlichen Entwicklungen. In einigen Gemeinden, vor allem kleine ländlich-

periphere Gemeinden, kommt es zu einem leichten Bevölkerungsrückgang, während es in 

anderen Gemeinden wie Weiz, Fürstenfeld, Gleisdorf und Hartberg zu einem starken An-

stieg der Bevölkerung kommt.318 Die ÖROK-Bevölkerungsprognose prognostiziert bis 

2030 einen leichten Anstieg der Bevölkerung um +1,8%, in den Zentren wird das Wachs-

tum allerdings weitaus höher sein.319  

Die Region lässt sich in drei Teilräume differenzieren, die vor unterschiedlichen Heraus-

forderungen stehen. Die nördliche Oststeiermark (Oberes Feistritz- und Lafnitztal, Wech-

selland und Joglland) ist durch negative Bevölkerungsentwicklung und zunehmende 

Überalterung geprägt. Arbeitsplätze sind rar und Arbeitsplatzzentren der Region weit 

entfernt. Die mittlere Oststeiermark (Almenland, Kernland, Thermenland) zeichnet sich 

durch eine bessere Erreichbarkeit der Arbeitsplatzzentren und eine positive Gewerbeent-

wicklung aus und befindet sich zwischen Wachstum und Schrumpfung. Die südliche Ost-

steiermark weist eine positive Bevölkerungsentwicklung und einen stärkeren Fokus auf 

gewerblich-industrielle Betriebe sowie Dienstleistungsbetriebe auf. Die Arbeitsplatzzen-

316 STATISTIK AUSTRIA, Endgültige Bevölkerungszahl zum Stichtag 31.10.2015 für das Finanzjahr 2017, 
eigene Berechnung. 
317 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG ABTEILUNG 16 – LANDES- UND GEMEINDEENTWICK-
LUNG. (2011b): S. 6 und S. 19f. 
318 STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 UND STATISTIK AUSTRIA, Endgültige Bevölkerungszahl zum 
Stichtag 31.10.2015 für das Finanzjahr 2017, eigene Berechnung. 
319 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG ABTEILUNG 16 – LANDES- UND GEMEINDEENTWICK-
LUNG. (2011b): S. 11. 
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tren der Region befinden sich in diesem Teilraum und die Nähe zum steirischen Zentral-

raum ermöglicht Pendelbeziehungen zwischen den Regionen.320  

Das steiermärkische Landesentwicklungsprogramm identifiziert die Städte Weiz, Hart-

berg, Fürstenfeld und Gleisdorf als regionale Zentren in ihrer zentralörtlichen Einstu-

fung.321 Die Bevölkerung und Siedlungstätigkeit konzentriert sich vor allem auf diese Zen-

tren. Abseits dieser Siedlungszentren weist die Oststeiermark einen hohen Anteil an Ein-

familienhäusern im losen Siedlungsverbund auf. Die Flächeninanspruchnahme je Einwoh-

nerIn ist in der Region mit 507 m² höher als im steirischen Durchschnitt (439 m²).322 Das 

Bevölkerungswachstum und der weitere Anstieg von Einpersonenhaushalten (2009: 25% 

auf 2030: 30%) sorgen unter anderem für eine stetige Nachfrage nach Wohnraum.323 

Kooperationen finden in der Region vor allem in den Bereichen Infrastruktur und Soziales 

statt. In den Jahren vor der Strukturreform gab es wenige Kooperationsbestrebungen, da 

Gemeinden Angst vor einer Zusammenlegung haben. Seit der Vollendung der Gemein-

destrukturreform kommt es in der Region wieder vermehrt zu Kooperationen. Besonders 

im Bereich Betriebsansiedelungen kommt es zu verstärkter interkommunaler Kooperati-

on.324 

Die Kleinstadtregion Weiz ist Teil der Großregion Oststeiermark und 17,60% der Be-

völkerung (31.626 EinwohnerInnen) leben in dieser Kleinstadtregion.325 Die positive Be-

völkerungsentwicklung ist hier ebenfalls erkennbar und fällt stärker aus als in der restli-

chen Region (+2,20% zwischen 2011 und 2015). Das Wachstum viel in der Außenzone 

(+2,44%) der Kleinstadtregion stärker aus als in der Kernzone (+2,00%).326 Weiz ist einer 

der wichtigsten gewerblich-industriellen Standorte der Großregion.  

  

320 FIDLSCHUSTER HORST, Geschäftsführer Regionalentwicklung Oststeiermark, Interview, Weiz am 
13.09.2017. UND AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG - ABTEILUNG 17 LANDES- UND 
REGIONALENTWICKLUNG. (2016c): S. 39f UND ÖAR REGIONALBERATUNG GMBH. (2014): S. 7. 
321 § 3 (5) Art. 1 LEP 2009. 
322 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG ABTEILUNG 16 – LANDES- UND GEMEINDEENTWICK-
LUNG. (2011b): S. 17. 
323 ibid.: S. 18. 
324 FIDLSCHUSTER HORST, Geschäftsführer Regionalentwicklung Oststeiermark, Interview, Weiz am 
13.09.2017. 
325 STATISTIK AUSTRIA, Endgültige Bevölkerungszahl zum Stichtag 31.10.2015 für das Finanzjahr 2017, 
eigene Berechnung. 
326 STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 UND STATISTIK AUSTRIA, Endgültige Bevölkerungszahl zum 
Stichtag 31.10.2015 für das Finanzjahr 2017, eigene Berechnung. 
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6.2.3. Regionale Planungsdokumente 

In der Region Oststeiermark gibt es drei wesentliche regionale Planungsdokumente. 

Das Regionsprofil Oststeiermark ist eine Bestandsanalyse der Region und zeigt 

die Charakteristik der Region. Dieses bildet die Grundlage für die in Kapitel 6.2.2 vor-

genommene Charakterisierung der Region. 

Das Regionale Entwicklungsprogramm für die Region Oststeiermark (REPRO OST) 

ist eines von sieben vom Land verordneten Programmen auf regionaler Ebene und um-

fasst die Bezirke Weiz und Hartberg-Fürstenfeld. Das Entwicklungsprogramm beinhaltet 

rechtlich verbindliche räumliche Entwicklungsziele und Maßnahmen.327 

Das Regionale Entwicklungsleitbild Oststeiermark 2014+ bildet das zentrale Arbeits-

instrument der regionalen Planung und beinhaltet die strategische Ausrichtung und Ar-

beitsschwerpunkte.328 

Im Folgenden werden das Regionale Entwicklungsprogramm für die Region Oststeiermark 

und das Regionale Entwicklungsleitbild Oststeiermark 2014+ näher ausgeführt und auf 

deren Bezug zu sozialem Wohnbau analysiert. 

 

 

6.2.3.1. Regionales Entwicklungsprogramm für die Region Oststeiermark 

Das Regionale Entwicklungsprogramm für die Region Oststeiermark (REPRO OST) wurde 

2016 von der steiermärkischen Landesregierung verordnet. Dieses umfasst regionale 

Entwicklungsziele und Maßnahmen zu deren Erreichung sowie Gemeindefunktionen. Das 

Regionale Entwicklungsprogramm wurde von der Landesregierung erarbeitet und von 

unterschiedlichen AkteurInnen begutachtet, darunter die Gemeinden der Region sowie 

der Regionalversammlung, die gemeinsam eine Stellungnahme zum Entwurf abgeben 

müssen. Der räumliche Geltungsbereich des Entwicklungsprogramms sind die Bezirke 

Weiz und Hartberg-Fürstenfeld. 

Zentrale Ziele des Entwicklungsprogrammes sind gemäß § 2 REPRO OST 2016 die Sicher-

stellung der Daseinsvorsorge in der Region, die Schaffung der räumlichen Voraussetzun-

gen für einen leistungsfähigen Tourismus sowie die Freihaltung von Flächen mit Eignung 

für industriell-gewerbliche Nutzung. Diese sollen im Sinne eines regionalen Ausgleichs 

interkommunal entwickelt werden. Auch die flächensparende Siedlungsentwicklung ist 

als Ziel im REPRO OST 2016 definiert. Dies soll gemäß § 2 (6) REPRO OST 2016 durch die 

Erhöhung des Anteils von flächenspanenden Wohnformen, wie Geschoßwohnungsbau 

oder verdichteten Wohnformen, gelingen. Ähnlich wie im REPRO OSO 2016 ist auch hier 

bei der Wohnbaulandbedarfsberechnung die aktuelle Bevölkerungsprognose zu berück-

327 WEBSITE LAND STEIERMARK, Die 7 Regionalen Entwicklungsprogramme der Steiermark 2016, abgerufen 
am 04.08.2017. 
328 WEBSITE LAND STEIERMARK, Regionale Entwicklungsleitbilder Steiermark, abgerufen am 04.08.2017. 
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sichtigen. Ferner ist für Bauplätze von Ein- und Zweifamilienhäusern ein durchschnittli-

cher Maximalwert von 900 m² zulässig. In der Erläuterung der Verordnung findet sich 

außerdem, dass durch kleinere Grundstücksgrößen der Verbrauch an natürlichen Res-

sourcen eingeschränkt werden soll und durch kompaktere Strukturen Einsparungen im 

Bereich technischer und sozialer Infrastruktur möglich sind.329 

Die Oststeiermark ist keine homogene Region, daher gibt es zusätzlich noch Ziele und 

Maßnahmen für Teilräume, so auch für Siedlungs- und Industrielandschaften (Agglomera-

tionsräume). Dabei ist gemäß § 3 (8) REPRO OST 2016 die Nachverdichtung der Zentren 

prioritär gegenüber der Erweiterung anzusehen. Dabei muss allerdings auch die Schaf-

fung von attraktiven Lebensräumen in Form von hochwertigen Freiräumen im Fokus ste-

hen.330 

Zur Steuerung der Siedlungsentwicklung wurden Siedlungsschwerpunkte in Vorrangzo-

nen definiert (§ 5 REPRO OST 2016). In Vorrangzonen für die Siedlungsentwicklung ist 

die Funktionsdurchmischung Ziel. Dabei soll besonders auf den Erreichbarkeiten mit dem 

öffentlichen Verkehr, Rad- und Fußverkehr geachtet werden. Die Wohnqualität soll durch 

Maßnahmen der Stadt- und Ortsentwicklung und der Gestaltung des Freiraumes erhöht 

werden. Der Wohnungsneubau soll vorrangig auf Vorrangzonen konzentriert 

werden. Ferner soll die Zusammenarbeit zwischen Städten und Umland verbessert wer-

den.331 

Wohnen ist abgesehen von der Ausweisung von Siedlungsschwerpunkten kein regionales 

Thema. Wohnungspolitischen Strategien sind in der Region ebenfalls nicht vorhanden. 332 

 

 

6.2.3.2. Regionales Entwicklungsleitbild Oststeiermark 2014+ 

Das Regionale Entwicklungsleitbild umfasst Strategien und Maßnahmen für die unter-

schiedlichen Teilräume der Region. Grundlage dafür ist die Analyse und Bewertung von 

Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken in der Region. Im Süden der Region werden 

durch das Wachstum in den nächsten Jahren zusätzliche Arbeitsplätze und Wohnmög-

lichkeiten benötigt, während der Naturraum immer weiter zurückgedrängt werden wird. 

In der mittleren Oststeiermark steht die Attraktivierung der Region als Wohn- und Ar-

beitsstandort im Fokus. Im nördlichen Teil der Region stehen Maßnahmen zur Minderung 

329 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG - ABTEILUNG 17 LANDES- UND 
REGIONALENTWICKLUNG. (2016b): S. 24. 
330 ibid.: S. 27. 
331 AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG - ABTEILUNG 17 LANDES- UND 
REGIONALENTWICKLUNG. (2016b): S. 7 und S. 29. 
332 FIDLSCHUSTER HORST, Geschäftsführer Regionalentwicklung Oststeiermark, Interview, Weiz am 
13.09.2017. 
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des Bevölkerungsrückgangs im Vordergrund. Dabei sollen vor allem die endogenen Kräfte 

regional gebündelt werden.333 

In der SWOT-Analyse wurden unterschiedliche Schwerpunkte, wie Standort, Demogra-

phie, Wirtschaft, Tourismus oder Energie berücksichtigt. Die Analyse kommt zu dem 

Schluss, dass die Lebensqualität in der Region hoch ist und die verkehrliche Anbindung in 

den steiermärkischen Zentralraum zumindest im mittleren und südlichen Teil der Region 

gut ist. Auch die stabile Bevölkerungsentwicklung vor allem im Süden wird als Stärke ein-

geschätzt. Als Schwäche werden vor allem die schlechte Erreichbarkeit in peripheren Ge-

bieten, die Überalterung und die starken innerregionalen Unterschiede genannt. Durch 

den hohen Anteil an Dauersiedlungsraum in der Region gibt es ausreichend Flächenange-

bot entlang von Verkehrsachsen die Chancen für die künftige Entwicklung bieten kön-

nen. Auch die hohe Wohnqualität kann als Chance für eine positive Bevölkerungsent-

wicklung durch Anziehungseffekte gesehen werden. Ferner bietet der Fokus auf energie-

optimiertes Bauen und Sanieren im privaten, betrieblichen, kommunalen und gemeinnüt-

zigen Wohnbau Potential für die Region. Die negative Bevölkerungsentwicklung und das 

Sinken des Anteils der erwerbsfähigen Bevölkerung ohne Zuwanderung werden als Risi-

ken verstanden.334 

Aufbauend auf die SWOT-Analyse wurden fünf Leitthemen definiert:“ 

 

1. Region profilieren 

2. Standort stärken 

3. Nachhaltig leben und wirtschaften 

4. Fachkräfte gewinnen 

5. Sozialen Zusammenhalt stärken“335 

 

Für jedes der Leitthemen wurden Ziele und daraus abgeleitete Maßnahmen sowie Leitpro-

jekte und Schlüsselprojekte definiert. Für den Wohnbau sind dabei besonders die Leit-

themen „Standort stärken“ (Leitthema 2) und „Nachhaltig leben und wirtschaften“ (Leit-

thema 3) interessant.  

Das Leitthema „Standort stärken“ thematisiert vor allem die wirtschaftliche Entwicklung 

der Region, allerdings findet sich auch die Forderung Innenstädte neu zu beleben und die 

Kooperation zwischen Stadt und Umland in allen Themenbereichen zu stärken. Ziel ist es, 

die Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung in Stadtkern und Umland gemeinsam zu steu-

ern, um so einen attraktiven Lebens- und Wirtschaftsraum in der Region zu schaffen.336 

Als eines der Leitprojekte ist hier die Errichtung einer Standortmanagement-Agentur defi-

niert. Dieses ist allerdings bisher nur auf Unternehmen ausgerichtet. Künftig könnte diese 

auch auf Standorte für Wohnbau ausgeweitet werden. Die Kleinstadtregion Weiz könnte 

333 ÖAR REGIONALBERATUNG GMBH. (2014): S. 7. 
334 ibid.: S. 17f und S. 21. 
335 ÖAR REGIONALBERATUNG GMBH. (2014): S. 23. 
336 ibid.: S. 39. 
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somit österreichischer Vorreiter in Sachen aktiver stadtregionaler Bodenpolitik für Wohn-

bau werden.337 

Das Leitthema „Nachhaltig leben und wirtschaften“ geht auf erneuerbare Energien und 

Energieeffizienz sowie das Potential der Energieeinsparung im Wohnungsbau durch Sa-

nierung ein. Durch die Sanierung von Wohnraum könnten große Energieverlust vermie-

den werden, allerdings wird oftmals aufgrund des hohen Investitionsbedarfs nicht saniert. 

Auch im Neubau soll verstärkt auf energiesparende Wohnformen, wie Passivhäuser, ge-

setzt werden. Oststeirische Gemeinden sollen sich daher zu Mindeststandards für ener-

gieoptimiertes Bauen bekennen und verstärkt auf Sanierungen bei öffentlichen Gebäuden 

setzen. Abgeleitet daraus bildet die Sanierung von öffentlichen Gebäuden eines der Leit-

projekte. Es soll eine Offensive für die Sanierung von großvolumigen öffentlichen Gebäu-

den in der Region geben, darunter auch Wohngebäude. Dies könnte als Anlass genom-

men werden bestehenden sozialen Wohnbau in diesem Projekt zu sanieren.338 

Ferner wurden noch weitere Projekte angedacht, eines davon trägt den Titel „Daseinsvor-

sorge und soziale Dienstleistungen (Soziale Wohnraumschaffung, Barrierefreiheit)“ und 

soll im Raum Weiz und Gleisdorf realisiert werden.339 Dabei soll die Schaffung von Wohn-

raum im Mittelpunkt stehen. Für die soziale Wohnraumschaffung sind 5,1 Millionen Euro 

in einem Zeitraum von 2016-2020 veranschlagt. Allerdings wurde die Projektidee bisher 

nicht realisiert und wird nach Rücksprache mit der Lokalen Aktionsgruppe Almenland und 

Energieregion Weiz – Gleisdorf aufgrund fehlender Finanzmittel auch bis auf weiteres 

nicht realisiert werden.340 Abgesehen von dieser Projektidee spielt die Schaffung von 

leistbarem Wohnraum allerdings keine sonderlich große Rolle in dem regionalen Entwick-

lungsleitbild.341 

 

 

6.2.4. Wohnbau in der Region 

In diesem Kapitel wird der Wohnungsmarkt der Großregion Oststeiermark und der Klein-

stadtregion Weiz analysiert. Dabei wird einerseits auf die Eigentumsstruktur eingegangen 

und anderseits die räumliche Verteilung des sozialen Wohnbaus analysiert. 

In der Großregion Oststeiermark gibt es gemäß Registerzählung 2011 insgesamt 

65.382 Wohneinheiten mit Hauptwohnsitz. Die Kleinstadtregion Weiz umfasst da-

von 12.212 Wohneinheiten mit Hauptwohnsitzmeldung. Somit entfallen etwa 18,7% 

des Wohnungsbestandes auf die Kleinstadtregion und deren neun Gemeinden. 

337 ÖAR REGIONALBERATUNG GMBH. (2014): S. 38ff. 
338 ibid.: S. 48ff. 
339 ibid.: S. 73. 
340 ABSENGER-HELMLI IRIS, LAG Almenland & Energieregion Weiz – Gleisdorf, Telefoninterview, 08.09.2017. 
341 ALMENLAND & ENERGIEREGION WEIZ-GLEISDORF REGIONALENTWICKLUNG GMBH. (2014): S. 41. 
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Die Steiermark weist grundsätzlich ein konstantes Wachstum auf. Auch der jährliche 

Neubaubedarf ist konstant. Die 2004 veröffentlichte ÖROK-Wohnungsbedarfsprognose 

sieht für die Großregion Oststeiermark bis 2021 einen jährlichen Neubaubedarf von 

etwa 700 Wohneinheiten und zwischen 2021-2031 von etwa 570 Wohneinheiten vor. 

Die entspricht bis 2021 etwa 14,8% und zwischen 2021-2031 etwa 17,3% des Neubau-

bedarfs in der Steiermark. Der Bestand wächst somit jährlich um etwa ein Prozent.342 

Die Analyse zeigt, dass Gebäude mit nur einer Hauptwohnsitzmeldung in der Region 

einen großen Stellenwert haben (siehe Abbildung 41: Anteil Wohnungen nach Anzahl 

Wohneinheiten je Gebäude). Auch in der Kleinstadtregion Weiz sind diese vorherrschend. 

In der gesamten Region liegt der Anteil weit über dem österreichweiten Anteil von 

33,97%. 

 

 
 

Die Eigentumsverhältnisse zeigen, dass die Region Oststeiermark regelrecht von Eigentum 

von Privatpersonen dominiert wird (siehe Abbildung 42: Anteil Wohnungen nach Eigen-

tümerInnen). Über 90% der Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldung sind im Ei-

gentum von Privatpersonen. Der Anteil liegt weit über dem gesamtösterreichischen 

Anteil von 71,36%. Auch in der Kleinstadtregion Weiz ist der Anteil an Privateigentum 

mit 84,92% weit über dem gesamtösterreichischen. Abseits des Eigentums von Privatper-

sonen sind sämtliche andere Eigentumskategorien vergleichsweise unterrepräsen-

tiert. 

342 WEBSITE LAND STEIERMARK, Wohnen - ÖROK-Prognosen 2001-2031 - Wohnungsbedarf, abgerufen am 
10.09.2017. 

Abbildung 41: Anteil Wohnungen nach Anzahl Wohneinheiten je Gebäude 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Gemeinnützige Bauvereinigungen spielen in der Region Oststeiermark mit 5,24% 

eine geringe Rolle (Österreich: 14,31%). Mit 10,95% ist der Anteil auch in der Klein-

stadtregion Weiz sehr gering. Die Kleinstadtregion hat einen der niedrigsten Anteile von 

gemeinnützigen Bauvereinigungen in österreichischen Stadtregionen.  

Körperschaften öffentlichen Rechts sind in der Region Oststeiermark ebenfalls 

vergleichsweise unterrepräsentiert. In Gesamtösterreich machen diese 9,42% des 

Gesamtbestandes aus, in der Region Oststeiermark 2,85% und in der Kleinstadtregion 

3,03%. Auch bei sonstigen juristischen Personen ist der Wert unter dem österreichischen 

Anteil. 

 

 
 

Die Bedeutung von gemeinnützigen Bauvereinigungen (12,04%), Körperschaften öffent-

lichen Rechts (6,11%) und sonstiger juristischer Personen (3,08%) nimmt in der Oststei-

ermark zu, wenn man Gebäude mit einer Wohneinheit ausblendet. Auch in der Klein-

stadtregion Weiz zeigt sich ein ähnliches Bild: Gemeinnützigen Bauvereinigungen (20,82), 

Körperschaften öffentlichen Rechts (5,56%) und sonstiger juristischer Personen (1,71%).  

Im Segment der Wohnungen in Gebäuden mit elf oder mehr Wohnungen nimmt die Be-

deutung von gemeinnützigen Bauvereinigungen und Körperschaften öffentlichen Rechts 

nochmals zu. In der Region Oststeiermark steigt der Anteil bei gemeinnützigen Bauverei-

nigungen auf 23,75% und bei Körperschaften öffentlichen Rechts auf 10,62%. In der 

Kleinstadtregion Weiz ist der Anstieg bei den gemeinnützigen Bauvereinigungen beson-

ders stark (40,21%). Bei öffentlichen Körperschaften steigt der Anteil auf 6,49%.  

Differenziert man die Eigentumsverhältnisse in der Region Oststeiermark in die Kleinstadt-

region Weiz und die übrigen Gemeinden, sieht man (siehe Abbildung 43: Anzahl Woh-

Abbildung 42: Anteil Wohnungen nach EigentümerInnen 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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nungen nach EigentümerInnen), dass sich gemeinnützige Bauvereinigungen und 

Körperschaften öffentlichen Rechts überproportional auf die Kleinstadtregion 

Weiz konzentrieren. Besonders deutlich ist diese Konzentration bei den gemeinnützigen 

Bauvereinigungen. 

 

 

 

Der soziale Wohnbau ist in der Stadtregion grundsätzlich schwach ausgeprägt, verteilt 

sich aber wiederum sehr unterschiedlich auf die Gemeinden (siehe Abbildung 44: Sozialer 

Wohnbau in der Region Oststeiermark und der KSR Weiz nach Gemeinde). Anteilig am 

jeweiligen Gesamtwohnungsbestand in den Gemeinden ist der soziale Wohnbau in Weiz 

(26,90%) und in Hartberg (19,80%) am stärksten ausgeprägt. In 36 Gemeinden der Re-

gion beträgt der Anteil des sozialen Wohnbaus weniger als 5% und ist somit besonders 

niedrig. In Hartberg-Umgebung findet man beispielsweise überhaupt keinen sozialen 

Wohnbau. 
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Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

Abbildung 43: Anzahl Wohnungen nach EigentümerInnen 

179 



Fallbeispiele 
 
 
 

 

 

Der soziale Wohnbau ist in der Oststeiermark vergleichsweise schwach ausge-

prägt. Räumlich gesehen ist der soziale Wohnbau aber auf vier Gemeinden kon-

zentriert (siehe Abbildung 45: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil am Gesamtbestand je 

Gemeinde). In der Region Oststeiermark konzentrieren sich 54,61% des sozialen 

Wohnbaus auf die Gemeinden Weiz, Gleisdorf, Fürstenfeld und Hartberg. In diesen 

Gemeinden befinden sich allerdings nur 24,51% des gesamten Wohnungsbestandes. 

Daher ist der soziale Wohnbau besonders stark auf diese Gemeinden konzentriert. Die 

Gemeinde Weiz sticht hier besonders hervor (26,54% des sozialen Wohnbaus bei 7,98% 

des Gesamtwohnungsbestandes). Zusätzlich ist Weiz die einzige Gemeinde aus der Klein-

stadtregion Weiz, in der der soziale Wohnbau überproportional zum Gesamtbestand an 

Wohnungen vorhanden ist. 

 

Abbildung 44: Sozialer Wohnbau in der Region Oststeiermark und der KSR Weiz nach 
Gemeinde 

Kartengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Gliederung Österreichs in Gemeinden, Gebietsstand 01.01.2017, ab-
gerufen Juli 2017 und WEBSITE DATA.GV.AT, Dauersiedlungsraum, Stand 27.06.2017, abgerufen am 
25.08.2017. 
 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Die Analyse der Verteilung des sozialen Wohnbaus in der Kleinstadtregion Weiz zeigt die 

bereits gezeigte Konzentrierung auf die Gemeinde Weiz (siehe Abbildung 46: Anteil sozi-

aler Wohnbau und Anteil am Gesamtbestand je Gemeinde in der Kleinstadtregion Weiz). 

Über 80% des sozialen Wohnbaus der Kleinstadtregion finden sich in der Gemeinde, bei 

einem Anteil von 42,7% am Gesamtgebäudebestand. Somit ist der soziale Wohnbau in 

der Stadtregion Weiz klar auf die Kernstadt fokussiert und der Schluss liegt nahe, dass die 

Kernstadt den Bedarf an sozialen Wohnbau für die Region weitergehen selbstständig er-
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Abbildung 45: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil am Gesamtbestand je Gemeinde in 
der Großregion Oststeiermark 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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füllt. In allen anderen Gemeinden der Stadtregion ist der soziale Wohnbau gemessen am 

Anteil am Wohnungsgesamtbestand unterrepräsentiert. 

 

 

  

Abbildung 46: Anteil sozialer Wohnbau und Anteil am Gesamtbestand je Gemeinde in 
der Kleinstadtregion Weiz 

Datengrundlage: STATISTIK AUSTRIA, Registerzählung 2011 - GWZ: Wohnungen mit Hauptwohnsitzmeldun-
gen, eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Factbox: Wohnbau in Region Oststeiermark 

− 65.382 Wohneinheiten mit Hauptwohnsitzmeldung 

− Prognostizierter konstanter Neubaubedarf in der Region 

− Anteil an Gebäuden mit einer Hauptwohnsitzmeldung höher als im gesamtösterrei-

chischen Schnitt 

− Eigentum von Privatpersonen weitaus wichtigste Eigentumsform in der Region, ge-

meinnützige Bauvereinigungen und Körperschaften öffentlichen Rechts sind 

schwach ausgeprägt  

− Konzentration des sozialen Wohnbaus zu 54,61% auf vier Gemeinden  überpro-

portionale räumliche Konzentration auf die regionalen Zentren Weiz, Gleisdorf, Fürs-

tenfeld und Hartberg 

− Gemeinde Weiz befriedigt große Teile der Nachfrage nach sozialem Wohnraum 

 

 

6.2.5. WohnbauakteurInnen in der Region 

Der Wohnungsmarkt in der Oststeiermark ist sehr stark vom Privateigentum geprägt und 

sozialer Wohnbau ist vergleichsweise sehr schwach in der Region verbreitet. Der soziale 

Wohnbau konzentriert sich überproportional auf Weiz. Nur wenige Wohnbaugesellschaf-

ten besitzen Wohnungen in der Oststeiermark. Insgesamt können fünf größere Wohn-

baugesellschaften ausgemacht werden (siehe Tabelle 12: EigentümerInnenstruktur im 

Wohnbau in der Oststeiermark). 

 

Tabelle 12: EigentümerInnenstruktur im Wohnbau in der Oststeiermark 

Rechtsform Wohnbaugesellschaft 

Gemeinnützige Bauvereinigungen 
 

Kapitalgesellschaften − Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft ELIN GmbH 
− ENW Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft m.b.H 
− ÖWGES Gemeinnützige Wohnbaugesellschaft m.b.H. 
− GWS Gemeinn. Alpenländische Gesellschaft für 

Wohnungsbau u. Siedlungswesen m.b.H. 
 

Genossenschaften − Gemeinnützige Wohn- und Siedlungsgenossenschaft 
Ennstal reg.Gen.m.b.H. Liezen 

Eigene Darstellung. 

 

Die Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft ELIN GmbH steht mehrheitlich im Eigentum der 

Stadt Weiz und ist damit eine von wenigen Städten, die Mehrheitseigentum an einer ge-

meinnützigen Bauvereinigung hält. 

Die ENW Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft m.b.H. steht wiederum im Eigentum der 

Gemeinnützigen Wohn- und Siedlungsgenossenschaft Ennstal reg.Gen.m.b.H. Liezen. In 
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der Vergangenheit haben Wohnbaugenossenschaften oftmals Tochterunternehmen in 

Form von Kapitalgesellschaften gegründet. 

Durch die geringe Anzahl an WohnbauakteurInnen im sozialen Wohnbau sind Ko-

operationen einfach einzurichten. Auch die Konzentration auf die Stadt Weiz, sowie die 

gemeindeeigene Bauvereinigung erleichtern Kooperationsbestrebungen. 

 

 

6.2.6. Stadtregionaler Wohnbau für die Oststeiermark 

Die Oststeiermark entwickelt sich sehr unterschiedlich. Während im Norden der Region 

Bevölkerungsrückgänge verzeichnet werden, wachsen die regionalen Zentren Weiz, Hart-

berg, Fürstenfeld und Gleisdorf. Besonders die Achse Weiz-Gleisdorf ist mit einem starken 

Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum konfrontiert.343 

Wohnen im Eigentum ist in der Region historisch sehr wichtig und, auch heute noch von 

großer Bedeutung. Mietwohnungen sind selten, allerdings steigt die Nachfrage nach Al-

ternativen zum Einfamilienhaus.344 Besonders Miet-Kauf-Wohnungen könnten in der Re-

gion erfolgreiche Modelle darstellen.  

In der Region müssen unterschiedliche Maßnahmen angewendet werden, um auf die 

unterschiedlichen Rahmenbedingungen reagieren zu können. Im Norden der Region 

werden mittel- bis langfristig Gebäude rückgebaut werden. Der jahrzehntelange Fo-

kus auf Einfamilienhäuser und der damit einhergehenden Zersiedelung stellt die Region 

vor große Herausforderungen. Es müssen Konzepte ausgearbeitet werden, um den durch 

den starken Bevölkerungsrückgang und die Überalterung notwendigen Rückbau zu ma-

nagen und die Daseinsvorsorge aufrechterhalten zu können. Sozialer Wohnbau ohne fi-

nanzielle Barrieren, wie Bau- und Grundkostenanteile, könnte ein attraktiver Standortvor-

teil sein, und die weitere Abwanderung von jungen Menschen verhindern.  

Das Hauptaugenmerk muss allerdings auf die Achse Weiz-Gleisdorf gelegt werden, da 

dort ein hoher Entwicklungsdruck zu finden ist. Die Immobilienpreise sind in den ver-

gangenen Jahren stark gestiegen und bereits an der Leistbarkeitsgrenze.345 Hier müssen 

sich die Gemeinden ausreichend Flächen sichern, um eine weitere räumliche Entwicklung 

im Sinne der Region steuern zu können. Die Achse Weiz-Gleisdorf bzw. die Kleinstadtre-

gion Weiz würde sich hervorragend für die Einrichtung einer institutionalisierten Wohn-

baukooperation eignen. In dieser könnte die räumliche Entwicklung mit stadtregionaler 

Perspektive durch aktive Bodenpolitik gesteuert werden.  

Im Bereich der Betriebsansiedlung gibt es bereits Kooperationen in der Region. Diese soll-

ten auch auf den Wohnbau ausgeweitet werden. So könnte eine Gesellschaft den An-

343 FIDLSCHUSTER HORST, Geschäftsführer Regionalentwicklung Oststeiermark, Interview, Weiz am 
13.09.2017. 
344 ibid. 
345 ibid. 
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kauf und die Vermarktung von Grundstücken für Wohn- und Betriebsflächen 

übernehmen. So könnten ähnlich wie bei der Betriebsansiedlung finanzielle Aufteilungen 

der Erträge und Steuereinnahmen vereinbart werden, solange der Finanzausgleich in der 

aktuellen Form weiterbesteht. Im Wohnbau könnten so die Ertragsanteile des Finanzaus-

gleichs auf die Gemeinden aufgeteilt werden, wodurch diese nicht mehr in unmittelbarer 

Konkurrenz zueinanderstehen würden, und so besser auf verträgliche räumliche Entwick-

lung wert gelegt werden kann. 

Neben der aktiven Bodenpolitik sollte man sich in der Region auch Gedanken über eine 

Kooperation im sozialen Wohnbau machen. Der Neubau von Wohnraum für junge Men-

schen und Familien wird in den nächsten Jahren verstärkt nachgefragt werden. Dabei 

sollte auch ein qualitativ hochwertiges Angebot an verdichteten Bauweisen verfügbar 

sein, um Alternativen zum Einfamilienhaus zu schaffen. So könnte eine (stadt)regionale 

Wohnbaugesellschaft hochwertigen und leistbaren Wohnraum schaffen. Die Wohn-

baugesellschaft soll durch die Gemeinden der Region finanziert werden und zusätzlich 

auf Mittel der Wohnbauförderung zugreifen. Die Gemeinden erhalten in den Wohnungen 

anteilig nach ihren Investitionen die Vergaberechte für den Wohnraum. So können auch 

kleinere Gemeinden Geschoßwohnbau für ihre BewohnerInnen betreiben. Auch finanzi-

elle Ausgleichsmechanismen müssen geschaffen werden, damit die Ertragsanteile des 

Finanzausgleiches nicht ausschließlich an die Standortgemeinde fallen. Hier gilt es in der 

Region detailliertere Überlegungen zur Umsetzung anzustellen. 

Auch andere, in der Arbeit bereits angesprochene, Maßnahmen wie ein 

(stadt)regionales Vormerksystem für den sozialen Wohnbau, der verstärkte Einsatz 

von Vertragsraumordnung, die Abhaltung von Wohnbaukonferenzen oder die Rea-

lisierung von Pilotprojekten sollten angewendet werden. 

Insgesamt muss die Siedlungspolitik in der Oststeiermark wieder restriktiver werden und 

stärker auf verdichtete Bauweisen zurückgegriffen werden. Die gezielte Steuerung der 

räumlichen Entwicklung ist für die Region auch als Standortfaktor wichtig, da man sich 

verstärkt als Erholungs- und Thermenregion positionieren möchte. Unterschiedliche An-

sätze zur gemeinsamen räumlichen Entwicklung sind vorhanden, die AkteurInnen vor Ort 

müssen diese allerdings nun anwenden. Die gemeinsame Entwicklung von Wirtschaft und 

Wohnen durch Kooperationen kann insbesondere im Raum Weiz-Gleisdorf positive Impul-

se für die Region setzten. 
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6.2.7. Analyseergebnisse 

Die Oststeiermark ist in ihrer Entwicklung nicht homogen. Der nördliche Teil der Regi-

on ist von Überalterung und Bevölkerungsrückgang geprägt, während die Räume um die 

regionalen Zentren ein Bevölkerungswachstum verzeichnen. Insbesondere in der Achse 

Weiz-Gleisdorf ist es in den letzten Jahren zu sehr starken Wachstumsprozessen gekom-

men. Dort steigen die Bodenpreise auch stetig an, während diese in anderen Regionstei-

len stagnieren oder sinken. 

Der soziale Wohnbau ist in der Oststeiermark vergleichsweise sehr schwach aus-

geprägt und Privateigentum an Wohnraum dominiert. Nur in der Stadt Weiz ist der sozi-

ale Wohnbau stärker ausgeprägt. Diese weist eine überproportionale Konzentration des 

sozialen Wohnbaus auf. Attraktive Angebote müssen allerdings in der gesamten Region 

geschaffen werden. Auch fehlt es an strategischen Überlegungen im Wohnbau. 

Durch den starken Wirtschaftsboom in Teilen der Region müssen Überlegungen zur Ab-

stimmung des Wohnbaus getroffen werden. Es bedarf außerdem an attraktiven Wohn-

formen für junge Menschen und Familien.  

Interkommunale Kooperationen nehmen in der Region wieder zu und könnten sich auch 

auf den Wohnbau ausweiten. Die Kleinstadtregion Weiz hat die Möglichkeit österreich-

weiter Vorreiter im (stadt)regionalen Wohnbau zu werden. 

 

 

6.3. Conclusio zu „6. Fallbeispiele“ 

Die Grundvoraussetzungen in der Obersteiermark Ost und der Oststeiermark sind 

sehr unterschiedlich. Während die Obersteiermark Ost in weiten Teilen schrumpft und 

in den regionalen Zentren stagniert bzw. leicht wächst, sind in der Oststeiermark zwar 

vor allem in den nördlichen Gemeinden ähnliche Schrumpfungsprozesse erkennbar, aller-

dings kommt es in den regionalen Zentren zu starkem Wachstum. Beide Regionen sind 

seit Jahrzehnten vom Strukturwandel betroffen, allerdings unter verschiedenen Vo-

raussetzungen. Die Obersteiermark Ost befindet sich in einem Transformationsprozess 

von einer Industrieregion hin zu einer Forschungs- und Entwicklungsregion. Die Oststei-

ermark hat einen Strukturwandel von einer landwirtschaftlichen Region hin zu einer In-

dustrie- und Tourismusregion vollzogen. 

Bedingt durch die unterschiedliche ökonomische Entwicklung im vergangenen Jahrhun-

dert ist der soziale Wohnbau in den beiden Regionen unterschiedlich stark ausge-

prägt. Während sich in der Obersteiermark Ost und dort speziell in der Mittelstadtregion 

Leoben ein sehr hoher Anteil an sozialem Wohnbau finden lässt, ist dieser in der Oststei-

ermark und der Kleinstadtregion Weiz vergleichsweise niedrig. Konkret weist die Mittel-

stadtregion Leoben mit 35,86% den höchsten Anteil an sozialem Wohnbau in steirischen 

Stadtregionen auf, während der Anteil mit 13,98% am niedrigsten ist. 
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Die notwendigen Maßnahmen für eine Verbesserung des Zugangs und der Verfügbarkeit 

von sozialem Wohnbau sind in den Regionen unterschiedlich. Während in der Oberstei-

ermark Ost vor allem eine effizientere Bestandsverwaltung im Mittelpunkt stehen 

sollte, sollte in der Oststeiermark vor allem auf den Neubau und die Sicherung von 

Flächen für den Wohnbau Wert gelegt werden. 

In beiden Regionen muss allerdings auch aktiv über den Rückbau von Gebäuden in den 

schrumpfenden Regionsteilen nachgedacht werden. In der Obersteiermark Ost ist man 

hier, besonders im Raum um Eisenerz, bereits dabei. In der Oststeiermark werden Überal-

terung und Landflucht erst langsam für Leerstand sorgen, allerdings müssen bereits jetzt 

Überlegungen angestellt werden, wie mit diesem Gebäudebestand umgegangen wird. 

Wohnraum für junge Menschen und Familien ist in beiden Regionen Thema. Zwar 

gibt es in Teilräumen beider Regionen gutbezahlte und hochspezialisierte Arbeitsmöglich-

keiten, allerdings gibt es noch zu wenig Angebot an leistbarem und hochwertigem 

Wohnraum für junge Menschen. Viele junge ObersteirerInnen und junge OststeirerInnen 

verlassen ihre Gemeinden, um in den großen österreichischen Universitätsstädten zu stu-

dieren, kommen allerdings nach Studienabschluss nicht mehr in die Heimatregionen zu-

rück. Um ein weiteres Schrumpfen von Teilräumen zu verhindern, müssen aktive Maß-

nahmen ergriffen werden, um attraktive Standorte zu schaffen. Dazu gehört beispielswei-

se auch die Versorgung mit Startwohnungen. 

In der Oststeiermark ist bisher keine wohnungspolitische Strategie vorhanden. Die 

Obersteiermark Ost könnte hier ein Beispiel darstellen, wie eine solche Strategie aussehen 

kann. Kooperationen sind in beiden Regionen zwar vorhanden, allerdings finden diese 

nicht im Wohnbau statt. Sowohl in der Obersteiermark Ost als auch in der Oststeiermark 

muss Wohnen als regionales Thema erkannt werden und gemeinsam an Lösungsansät-

zen gearbeitet werden. Interkommunale oder stadtregionale Zusammenarbeit im Wohn-

bau ist möglich, muss allerdings von den politisch Verantwortlichen gewollt werden. 

 

 

 

  

187 



Empfehlungen und Schlussfolgerungen 
 
 
 

7. Empfehlungen und Schlussfolgerungen 

Sozialer Wohnbau konzentriert sich räumlich sehr stark auf Stadtregionen und nimmt 

gerade im Mietsegment eine wichtige Funktion in der Bereitstellung von leistbarem 

Wohnraum ein. Aufbauend auf der in der Arbeit getätigten Analysen, Auswertungen, 

Fallbeispielen und der Konzeption stadtregionaler Kooperationen im Bereich sozialer 

Wohnbau, ergeben sich unterschiedliche Handlungsempfehlungen. Diese werden zu-

nächst tabellarisch (siehe Tabelle 13: Handlungsempfehlungen) genannt und anschlie-

ßend näher ausgeführt. Dabei werden die für die Umsetzung verantwortlichen AkteurIn-

nen genannt und ein potentieller Umsetzungszeitrahmen gesetzt sowie ein möglicher 

Prozessablauf skizziert. Für die beiden Fallbeispielregionen (Mittelstadtregion Leoben und 

Kleinstadtregion Weiz) wurde abschließend eine Zuordnung der Handlungsempfehlungen 

nach den individuellen Bedürfnissen der Region vorgenommen. 

 

Tabelle 13: Handlungsempfehlungen 

Handlungsempfehlung Umsetzung AkteurInnen 

Grundlagen 

Wohnbau als stadtregionales Thema positionieren kurzfristig 
Gemeinden, Regionalmanagement, 
Regionale Gremien 

Grundlagendokument zu „Wohnen in österreichischen 
Stadtregionen“ erstellen 

kurzfristig ÖROK, Städtebund, BKA 

Stadtregionale Ziele der Siedlungs- und Wohnbauent-
wicklung definieren kurzfristig 

Gemeinden, Regionalmanagement, 
Regionale Gremien 

Kooperationen im Wohnbau 

Stadtregionale Wohnbaukonferenzen nach Münchner 
Vorbild einrichten kurzfristig 

Gemeinden, Regionalmanagement, 
Regionale Gremien, Länder, Bund 

Stadtregionale Wohnbaustrategien mit den Eckpunkten 
Bedarfserhebung bzw. Bedarfsplanung sowie Bedarfsde-
ckung erstellen 

mittelfristig Gemeinden, Regionalmanagement, 
Regionale Gremien, Länder, Bund 

Handlungsempfehlungen für Bestandswohnungen 

BauträgerInnenübergreifende Suchplattform für den 
sozialen Wohnbau einrichten 

kurzfristig 
Gemeinden, Regionale Gremien, 
Kommunale und gemeinnützige 
BauträgerInnen 

Stadtregionale Vormerk- und Vergabesysteme schaffen mittelfristig 
Gemeinden, Regionale Gremien, 
Kommunale und gemeinnützige 
BauträgerInnen 

Wohnungsbestand durch Sanierung und Freiraumgestal-
tung attraktiveren 

mittel- bis  
langfristig 

Gemeinden, Regionale Gremien, 
Länder, Bund, Kommunale und ge-
meinnützige BauträgerInnen 

Wohnungsleerstand aktivieren mittelfristig 
Gemeinden, WohnbauträgerInnen, 
Private WohnungseigentümerInnen 
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Handlungsempfehlungen für den Wohnungsneubau 

Grundstücke für den sozialen Wohnbau ankaufen und 
einen stadtregionalen Flächenpool aufbauen  

kurz- bis 
mittelfristig 

Gemeinden, Regionale Gremien, 
Länder, Bodenfonds, Grundstücksei-
gentümerInnen 

Weitergabe der Grundstücke zu günstigen Konditionen 
an kommunale oder gemeinnützige BauträgerInnen (Ver-
kauf oder Baurecht) 

mittelfristig 
Gemeinden, Regionale Gremien, 
Kommunale und gemeinnützige 
BauträgerInnen 

Grundstücke durch Widmung sichern kurzfristig Gemeinden, Regionale Gremien 

Instrument der Vertragsraumordnung verstärkt einsetzen kurzfristig Gemeinden 

Wohnbauoffensive für Stadtregionen realisieren mittelfristig 
Gemeinden, Regionale Gremien 
Länder, Bund 

Fördermöglichkeiten für Startwohnungen ohne Bau- und 
Grundkostenanteil schaffen 

kurz- bis 
mittelfristig 

Länder, Bund 

Durchführung von Pilotprojekten 

Stadtregionale Wohnbauprojekte durchführen 
mittel- 
langfristig 

Gemeinden, Regionale Gremien, 
Kommunale und gemeinnützige 
BauträgerInnen, BürgerInnen 

Institutionalisierung von Kooperationen  

Institutionalisierte Kooperation im Bereich Wohnbau und 
Siedlungsentwicklung etablieren langfristig 

Gemeinden, Regionale Gremien, 
Länder, Bund, BauträgerInnen 

 
Eigene Darstellung. 

 

Zunächst muss Wohnbau als eine stadtregionale Aufgabe positioniert werden und 

von den zuständigen AkteurInnen als bedeutsam aufgefasst werden, um Maßnahmen 

ergreifen zu können. Ziel ist es, qualitativ hochwertiges Wohnen in Stadtregionen zu 

schaffen. Stadtregionen sind in Österreich bisher sehr wenig erforscht und gerade im Be-

reich Wohnen und Wohnbau gibt es keinerlei stadtregionale Dokumente. Um Kooperati-

onen in diesem Bereich forcieren zu können, sollte die Erstellung eines Grundlagendo-

kuments zu „Wohnen in österreichischen Stadtregionen“ angedacht werden. Dies könn-

te zentral für österreichische Stadtregionen erfolgen und sollte, ähnlich wie in dieser Ar-

beit, grundliegende Kooperationsformen und Handlungsanweisungen für ein stadtregio-

nales Vorgehen im Wohnbau enthalten. Ferner sind vertiefende Analysen der aktuellen 

Situation von Stadtregionen notwendig. Dazu zählen unter anderem vertiefende Untersu-

chung der Eigentumsverhältnisse, eine Wohnungsbedarfs- sowie eine Leerstandserhe-

bungen. Auf Basis der Grundlagen können nun Ziele der Siedlungsentwicklung und 

der Entwicklung des Wohnbaus formuliert werden. Diese können durch stadtregionale 

Sachprogramme festgeschrieben werden oder in den regionalen Entwicklungskonzepten 

verankert werden. Auch in den Entwicklungsprogrammen der Länder muss Wohnen und 

insbesondere sozialer Wohnbau thematisiert werden. Die Entwicklungsziele könnten bei-
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spielsweise an die der MORO-Arbeitsgemeinschaft in München angelehnt sein (siehe Ka-

pitel 5.6.2).  

Kooperationen in Stadtregionen sind nach aktueller Rechtslage möglich und es gibt aus-

reichend unterschiedliche Kooperationsformen, um ein Spektrum von informeller bis hin 

zu institutionalisierter Kooperation bedienen zu können. Aufbauend auf den in Kapitel 5 

vorgeschlagenen Ablauf der Umsetzung von stadtregionalem Wohnen muss die Etablie-

rung einer Wohnbaukonferenz den nächsten Schritt darstellen. Stadtregionen haben 

unterschiedliche Herausforderungen, auch im Wohnbau, und über diese muss ein Infor-

mationsaustausch stattfinden. Die Wohnbaukonferenz sollte ebenfalls nach Münchner 

Modell (siehe Kapitel 5.6.1) ausgestaltet werden. Diese dient als Diskussions-, Aus-

tausch-, Informations- und Projektforum für AkteurInnen unterschiedlichster Professi-

on. Von Bund und Ländern könnte eine Initiative ausgehen, die Wohnbaukonferenzen in 

den Stadtregionen durch Förderungen forcieren. 

Durch die Wohnbaukonferenzen soll mittelfristig die Erstellung einer stadtregionalen 

Strategie für den sozialen Wohnbau angestoßen werden. Diese sollte die in Kapitel 

4.2 genannten wesentlichen Eckpunkte Bedarfserhebung bzw. Bedarfsplanung sowie 

Bedarfsdeckung durch bessere Nutzung des Bestands und durch Neubau umfassen. Au-

ßerdem sollen Forderungen in der Stadtregion formuliert werden, welche Handlungen 

gesetzt werden müssen, um die Leistbarkeit von Wohnraum in der jeweiligen Stadtregion 

zu verbessern. 

Die Bedarfsdeckung durch bessere Nutzung des Wohnungsbestandes umfasst un-

terschiedliche Aspekte. Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von sozialem Wohnbau 

müssen angedacht werden. Ein Beispiel hierfür ist die Einführung von stadtregionalen 

Vormerk- und Vergabesystemen, um den Zugang zu Wohnraum zu vereinfachen. Da-

bei wäre es vor allem wichtig, dass Vormerkungen in der Stadtregion auch für den kom-

munalen Wohnbau unabhängig von der Hauptmeldeadresse erfolgen können. Im Konkre-

ten soll es möglich sein, seinen Wohnort in der Stadtregion frei wählen zu können und 

auf alle Angebote des sozialen Wohnbaus zugreifen zu können. In einem ersten Schritt 

wäre auch die Einrichtung einer Suchplattform für den Wohnbau für alle kommunalen 

und gemeinnützigen BauträgerInnen einer Stadtregion anzudenken. 

Der Bestand an sozialem Wohnraum ist in einigen Stadtregionen in die Jahre gekommen 

und muss an heutige Bedürfnisse angepasst werden. Laufende Sanierungen und In-

standhaltungen der Bausubstanz müssen verstärkt durchgeführt werden. Auch die In-

standhaltung der Freiräume trägt maßgeblich zur Wohnqualität bei. Bei einer Öffnung 

des sozialen Wohnbaus für alle BürgerInnen einer Stadtregion unter einer bestimmten 

Einkommensgrenze müssen stadtregionale Vereinbarungen zur Finanzierung des Woh-

nungsbestandes getroffen werden. 

Der Wohnungsleerstand ist in einigen Stadtregionen ein großes Problem. Dieser findet 

sich allerdings nur zu einem kleinen Teil im sozialen Wohnbau und ist vor allem im priva-

ten Wohnungssegment verortet. Dennoch müssen auch Maßnahmen getroffen werden, 
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um den sozialen Wohnungsbestand zu mobilisieren. So sollten Überlegungen angestellt 

werden, wie die tatsächliche Nutzung von Wohnraum überprüft werden kann. Auch soll-

ten zusätzliche Finanzmittel bereitstehen, um Umbauten oder Wohnungszusammenle-

gungen zu fördern, um so attraktiven Wohnraum schaffen zu können. 

Der Neubau von Wohnungen ist aufgrund des starken Wachstums in Stadtregionen 

notwendig. Dabei sollten raumplanerische Kriterien sowie Kriterien für Dichte und Gestal-

tung berücksichtigt werden. Außerdem muss an unterschiedlichen Zeitpunkten des Ent-

wicklungsprozesses angesetzt werden, um eine Verbesserung der aktuellen Situation zu 

erreichen.  

Gemeinnützige Bauvereinigungen stehen vor dem Problem, dass Grundstücke für den 

Neubau in den letzten Jahren starke Preisanstiege aufgewiesen haben. Die Verfügbarkeit 

von Bauland in raumplanerisch sinnvollen Lagen zu niedrigen Preisen ist kaum mehr ge-

geben. Auch Gemeinden verfügen oftmals nicht mehr über große Grundstücksreserven, 

um wie bisher Bauland günstig an Bauvereinigungen abgeben zu können. Daher sind 

Gemeinden und die Länder aufgefordert, aktive Bodenpolitik zu betreiben und Grundstü-

cke anzukaufen, um die räumliche Entwicklung auch in Zukunft sicherstellen zu können. 

In Stadtregionen soll so, ähnlich wie bei Betriebsgebieten, ein stadtregionaler Flächen-

pool für den sozialen Wohnbau entstehen. Des Weiteren können die Länder Grund-

stücke für den sozialen Wohnbau ankaufen, hierfür sollen Bodenfonds gegründet wer-

den. Die Weitergabe der Grundstücke hat zu günstigen Konditionen an kommuna-

le oder gemeinnützige Bauvereinigungen mittels Verkauf oder Baurecht zu erfolgen. 

Baurechte sind hier zu präferieren, da die Grundstücke so im Eigentum der Gemeinden 

oder des Bodenfonds bleiben. So können die Grundstückskosten für den sozialen Wohn-

bau wieder gesenkt werden und die Leistbarkeit von Wohnraum erhöht werden. Auch 

andere Formen der aktiven Bodenpolitik müssen angewendet werden. So muss auf Mittel 

der Vertragsraumordnung und auf die Sicherung von Flächen durch Widmung gesetzt 

werden. 

Stadtregionen benötigen eine Wohnbauoffensive für den sozialen Wohnbau, um das 

prognostizierte Bevölkerungswachstum bewältigen zu können. Hierfür müssen Bund, 

Länder und Gemeinden eine Lösung finden, wie ein solches Programm finanziert werden 

kann. Eine Möglichkeit wäre eine räumliche Differenzierung der Wohnbauförderung mit 

einem Fokus auf Stadtregionen, wenngleich dann die Befürchtung geäußert werden wür-

de, dass dies die Abwanderung aus ländlich-peripheren Gebieten noch zusätzlich be-

schleunigen würde. In Stadtregionen muss allerdings immer die Prämisse gelten, dass 

„Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ Vorrang hat. Außerdem muss bei der Aus-

wahl des Baugrundstücks auf unterschiedliche Aspekte, wie beispielsweise die Erreichbar-

keit zu Fuß, mit dem Rad oder den öffentlichen Verkehrsmitteln, der Versorgung mit Gü-

tern des täglichen Bedarfs und sonstigen sozialen Einrichtungen geachtet werden. 

Auch müssen Fördermöglichkeiten für gemeinnützigen Wohnbau ohne Bau- und 

Grundkostenanteile geschaffen werden. Zusätzliche Förderung für Bestandswohnungen 
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mit niedrigen Mietkosten wären ebenfalls vorstellbar. Das Angebot an sozialem Wohnbau 

muss einfach und niederschwellig und möglichst ohne finanzielle Hürden zugänglich sein. 

Daher sollte in allen Bundesländern Wohnbau nach dem Wiener Modell der SMART-

Wohnungen oder den 5-Euro-Wohnungen in Tirol errichtet werden.  

Ziel einer Wohnbaustrategie und einer Wohnbaukonferenz muss es sein, dass daraus 

stadtregionale Kooperationen entstehen. Pilotprojekte können die Kooperation auf ein 

neues Level heben. Diese können in Bereichen wie der gemeinsamen Errichtung von 

Wohnraum durch Gemeinden erfolgen. Diese finanzieren den Wohnraum gemeinsam und 

erhalten anteilige Zuweisungsrechte für die Wohnungen (siehe Kapitel 5.4 Pilotprojekt). 

Dies kann ein erster Schritt der Institutionalisierung des sozialen Wohnbaus in einer 

Stadtregion sein und soll Grundstein für weitere Kooperationen legen.  

Langfristig muss allerdings eine institutionalisierte Zusammenarbeit im Bereich der 

Siedlungsentwicklung und im Wohnbau eingegangen werden. Die dafür notwendigen 

Kooperationsformen existieren und müssen von den Gemeinden angewendet werden. 

Um dies realisieren zu können, sollten Bund und Länder Anreize durch Förderungen bie-

ten. Ziel einer Stadtregion muss es sein, dass der Zugang zu leistbarem Wohnraum ein-

fach erfolgen kann und Bestand und Neubau effizient verwaltet werden. So ist auch die 

Gründung eines stadtregionalen Wohnbauträgers für die gesamte Region und damit ein-

hergehende Verwaltung des sozialen Wohnbaus eine mögliche Option, um diesen Zu-

gang für die Bevölkerung einfach zu schaffen. 

Der beschriebene Prozess wurde nachfolgend in einer Grafik schematisch veranschaulicht 

und zeigt einen möglichen Ablauf hin zu einer institutionalisierten stadtregionalen Ko-

operation im Wohnbau auf (siehe Abbildung 47: Prozessablauf Handlungsempfehlungen). 

Der Ablauf ist an der Skizzierung einer möglichen Umsetzung von stadtregionalen Wohn-

bau aus Kapitel 5 angelehnt. 
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Die ausgeführten Handlungsempfehlungen sind für die beiden Fallbeispielregio-

nen von unterschiedlicher Relevanz. In der Mittelstadtregion Leoben sind Maß-

nahmen für eine effizientere Verwaltung des Wohnungsbestandes sowie ein einfa-

cherer Zugang zum sozialen Wohnbau primär. Der Wohnungsneubau spielt eine unter-

geordnete Rolle. In der Kleinstadtregion Weiz ist der Wohnungsneubau hingegen von 

Abbildung 47: Prozessablauf Handlungsempfehlungen 

Eigene Darstellung. 
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Bedeutung. Dies liegt am starken Bevölkerungswachstum in der Achse Weiz-Gleisdorf 

und am aktuell niedrigen Bestand an sozialem Wohnbau in der Stadtregion. Die bereits 

definierten Handlungsempfehlungen wurden hierfür den beiden Stadtregionen zugeord-

net und begründet, warum diese Maßnahme für diese von Relevanz ist (siehe Tabelle 14: 

Handlungsempfehlungen für die MSR Leoben und die KSR Weiz). 

 

Tabelle 14: Handlungsempfehlungen für die MSR Leoben und die KSR Weiz 

Handlungsempfehlung Stadtregion Begründung 

Grundlagen 

Wohnbau als stadtregionales Thema positionieren MSR Leoben 
KSR Weiz 

Wohnbau und Siedlungsentwicklung 
bedarf stadtregionaler Abstimmung 

Grundlagendokument zu „Wohnen in österreichischen 
Stadtregionen“ erstellen 

MSR Leoben 
KSR Weiz 

Grundlagendokument für alle Stadt-
regionen in Österreich 

Stadtregionale Ziele der Siedlungs- und Wohnbauent-
wicklung definieren 

MSR Leoben 
KSR Weiz 

Gemeinsame Ziele bilden die Basis für 
die räumliche Entwicklung in der 
Stadtregion 

Kooperationen im Wohnbau 

Stadtregionale Wohnbaukonferenzen nach Münchner 
Vorbild einrichten 

MSR Leoben 
KSR Weiz 

MSR Leoben: Wohnbaukonferenz mit 
Fokus auf den Wohnungsbestand. 
KSR: Weiz: Wohnbaukonferenz mit 
Fokus auf den Wohnungsneubau 

Stadtregionale Wohnbaustrategien mit den Eckpunkten 
Bedarfserhebung bzw. Bedarfsplanung sowie Bedarfsde-
ckung erstellen 

MSR Leoben 
KSR Weiz 

MSR Leoben: Fokus auf Bedarfsde-
ckung durch Nutzung des Woh-
nungsbestandes 
KSR Weiz: Fokus auf Bedarfsdeckung 
durch Neubau 

Handlungsempfehlungen für Bestandswohnungen 

BauträgerInnenübergreifende Suchplattform für den 
sozialen Wohnbau einrichten 

MSR Leoben 
KSR Weiz 

Vereinfacht die Wohnungssuche in 
der Stadtregion 

Stadtregionale Vormerk- und Vergabesysteme schaffen 
MSR Leoben 
KSR Weiz 

Gemeinden besitzen bereits teilweise 
Zuweisungsrechte für Wohnungen  
Ausbau des Systems 

Wohnungsbestand durch Sanierung und Freiraumgestal-
tung attraktiveren 

MSR Leoben 

Großer Bestand an sozialem Wohn-
bau in der Region, Anpassung an 
aktuelle Anforderungen und Bedürf-
nisse 

Wohnungsleerstand aktivieren MSR Leoben 

Zunehmend in der Obersteiermark 
Ost ein Problem, in der Mittelstadtre-
gion Leoben erste Tendenzen. Poten-
tial nutzen und durch Wohnungszu-
sammenlegungen oder ähnlichen 
Maßnahmen neuen attraktiven 
Wohnraum schaffen 
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Handlungsempfehlungen für den Wohnungsneubau 

Grundstücke für den sozialen Wohnbau ankaufen und 
einen stadtregionalen Flächenpool aufbauen  KSR Weiz 

Insbesondere in der Achse Weiz-
Gleisdorf müssen Flächen für die 
Siedlungs- und Wirtschaftsentwick-
lung gesichert werden 

Weitergabe der Grundstücke zu günstigen Konditionen 
an kommunale oder gemeinnützige BauträgerInnen (Ver-
kauf oder Baurecht) 

KSR Weiz 

Hohe Entwicklungsdynamik in Teilen 
der Region. Zunehmender Anstieg an 
Grundkosten  Leistbarkeit der 
Grundstücke für sozialen Wohnbau 
muss gewahrt werden 

Grundstücke durch Widmung sichern MSR Leoben 
KSR Weiz 

Widmung von Vorrangzonen und 
Vorbehaltsflächen für den sozialen 
Wohnbau 

Instrument der Vertragsraumordnung verstärkt einsetzen 
MSR Leoben 
KSR Weiz 

Um räumliche Entwicklung abseits 
der Widmung zusätzlich zu regeln 

Wohnbauoffensive für Stadtregionen realisieren KSR Weiz 

In der Achse Weiz-Gleisdorf ist das 
Bevölkerungswachstum besonders 
hoch  Errichtung von Wohnbau in 
der Region 

Fördermöglichkeiten für Startwohnungen ohne Bau- und 
Grundkostenanteil schaffen 

MSR Leoben 
KSR Weiz 

MSR Leoben und KSR Weiz haben 
beide Probleme mit der Abwande-
rung junger RegionsbewohnerInnen 
 Schaffung von Wohnraum ohne 
finanzielle Hürden  

Durchführung von Pilotprojekten 

Stadtregionale Wohnbauprojekte durchführen MSR Leoben 
KSR Weiz 

Entwicklung gemeinschaftlicher 
Wohnbauprojekte in der Stadtregion 
KSR Weiz hat höheren Bedarf an 
Wohnungsneubau 

Institutionalisierung von Kooperationen  

Institutionalisierte Kooperation im Bereich Wohnbau und 
Siedlungsentwicklung etablieren 

MSR Leoben 
KSR Weiz 

MSR Leoben: Verwaltung des aktuel-
len Wohnungsbestandes 
KSR Weiz: Verwaltung des Bestan-
den, aber Fokus auf gemeinsamen 
Neubau in der Stadtregion 

 
Eigene Darstellung. 

 

Durch den Bau und die Verfügbarmachung von sozialem Wohnbau alleine kann allerdings 

die Leistbarkeit von Wohnraum nicht überall verbessert werden. Auch das freifinanzierte 

Wohnungssegment muss in die Pflicht genommen werden. Nichtsdestotrotz müssen 

Bund, Länder und Gemeinden sozialen Wohnbau durch innerstadtregionale Kooperation 

stärken und den Wohnungsbedarf ausreichend und in hoher Qualität stillen. Der gemein-

same stadtregionale soziale Wohnbau kann dazu führen, dass es in anderen Bereichen 

ebenfalls zu Kooperationen kommt und einer Stadtregionspolitik endgültig zum Durch-

bruch verholfen werden kann. 
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